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Vorwort 

Mit dem Jahr 1985 konnten wir die Konzeption der „Marxistischen Studien" 
erweitern. Sie sollen künftig in halbjährlichen Lieferungen zum Friihjahr und 
Herbst erscheinen. Jeweils ein Band pro Jahr soll der Erweiterung der Themen 
und wissenschaftlichen Disziplinen über die Arbeitsrichtungen des IMSF hinaus 
dienen und in enger Kooperation mit Kollegen der entsprechenden Fachgebiete 
entstehen. Hier liegt der erste Band dieser Art vor; in seinem Mittelpunkt stehen 
Beiträge zur Analyse der jüngsten Geschichte. 

Scharfe Auseinandersetzungen über den Charakter jenes historischen Ab­
schnitts, der mit der militärischen Niederlage des Faschismus in Deutschland 
und Japan begann, haben in der Bundesrepublik wieder deutlich gemacht: Bei 
der Bewertung der globalen Veränderungen in den vergangenen 40 Jahren sto­
ßen unvereinbare Klasseninteressen aufeinander. Imperialistische Politik ist ge­
prägt von dem Impuls, diese Veränderungen - den Verlust weltweiter Herr­
schaftspositionen - zuriickzurollen. 

Die Beiträge des ersten Blocks sollen einige Aspekte der unmittelbaren Vorge­
schichte unserer Gegenwart, ihrer Bedingungen und Resultate, näher beleuchten; 
dies erhellt zugleich den weltweiten Bezugsrahmen für die Entwicklungen in der 
Bundesrepublik. Kurt Steinhaus untersucht Entwicklungstendenzen des interna­
tionalen Kräfteverhältnisses zwischen Sozialismus und Imperialismus, die vo~ 
militärischen Sieg der Sowjetunion und ihrer Verbündeten über den Hitler-Fa­
schismus ausgegangen sind. Bemd Greiners Fallstudien zur Krisenpolitik der US­
Administration geben detaillierte Einblicke in die Rolle von Militäreinsatz und 
atomarer Kriegsführungsmöglichkeit für die Globalstrategie der westlichen Füh­
rungsmacht. Frank Deppes Betrachtung wichtiger Tendenzen in der westeuropä­
ischen Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung läßt erkennen, wie kompliziert 
und ungleichmäßig - nach Abschnitten des Vormarschs und der Erfolge - die 
Einstellung auf veränderte Formierungs- und Kampfbedingungen erfolgt. 

Christian Mährdel geht dem Verhältnis von nationaler und sozialer Befreiung 
für die Beseitigung und nach dem Ende politischer Kolonialherrschaft nach und 
analysiert ihre Bedeutung für den weltrevolutionären Prozeß. Dieter Boris stellt 
die komplizierten Formierungsprozesse der Arbeiterklasse in Lateinamerika an­
hand der Bildung von Gewerkschaften gegenüber den dominierenden transnatio­
nalen Konzernen dar. 

Die beiden anschließenden Aufsätze behandeln recht unterschiedliche Gegen­
stände der etwas weiter zuriickliegenden jüngeren Geschichte. In diesem Band 
sind sie - über ihre besonderen Themen hinaus - zu lesen unter dem Gesichts­
punkt der Vorgeschichte jener Entwicklungen, die die Arbeiterbewegung nach 
1945 durchlief. Das Verhältnis der beiden großen Arbeiterparteien auf lokaler 
Ebene ist Gegenstand von Georg Fülberths Beitrag; er öffnet Forschungsperspek-
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tiven, auf dieses bisher ungenügend erschlossene Gebiet. Ditte Gems geht am Fall­
beispiel der Reichswerke „Hermann Göring" den Beziehungen von Großkapital 
und NS-Staat und der Herausbildung staatsmonopolistischer Strukturen nach. 

Einheitsbestrebungen und durch sie geprägte Versuche organisatorischen Neu­
beginns jenseits bisheriger Trennungslinien hatten in der Rekonstitutionsphase 
der Arbeiterbewegung sofort nach Kriegsende große Bedeutung. Mit umfangrei­
chem Quellenmaterial schildert Wulf D. Hund die Gründung der „Sozialistischen 
Freien Gewerkschaft" in Hamburg und die Rolle der britischen Besatzungs­
macht bei der Sprengung dieses Versuchs. Dem Einfluß US-amerikanischer Mo­
delle: und Institutionen bei der Neufonnierung der Klassenbeziehungen in der 
Industrie sowohl von seiten der Gewerkschaften wie des Managements und bei 
der Strategieentwicklung der sozialdemokratischen Führung gilt der Beitrag von 
Wolfgang Kreuterund Joachim Oltmann. Ihre These: Bei der Stabilisierung bür­
gerlicher Herrschaft nach dem Krieg spielte die Rezeption des US-amerikani­
schen Hegemonietyps eine wesentliche Rolle. 

Beaeutung, Mechanismen und Argumentationen administrativer und juristi­
scher Mittel bei der Ausschaltung von Kommunisten aus Betrieben belegen die 
von Christian Seegert kommentierten Materialien - ein Blick auf die gewaltsame 
Seite des Wiederaufbaus kapitalistischer Klassenherrschaft mit vielen aktuellen 
Bezügen. Anhand von Ergebnissen neuerer Publikationen stellen Josef Ehmer 
und Rupert Herzog die These auf, daß in Österreich die Gewerkschaften wesent­
lich stärker als in anderen westeuropäischen Ländern nach 1945 in die Restaura­
tion kapitalistischer Wirtschaftsverhältnisse eingebunden waren; auch hier muß­
ten aber klassenautonome Kräfte ausgeschaltet werden. 

Beiträge aus der Marx-Engels-Forschung haben einen festen Platz in den 
„Marxistischen Studien'\ ebenso Berichte über Forschungseinrichtungen und 
WISsenschaftsentwicklungen. Michael Knieriems Miszelle klärt, was es mit der 
Eintragung von Karl Marx und Friedrich Engels als Taufpaten im Taufbuch einer 
Hamburger Kirchengemeinde auf sich hat. Dieter Kramer berichtet von der „Lin­
zer Konferenz" im Herbst 1984 und stellt dabei kurz die Arbeit der Internationa­
len Tagung der Historiker ·der Arbeiterbewegung (1TH) vor. Reinhard Müller in­
formiert über Bestände, Arbeitsmöglichkeiten und Arbeitsformen von Thälmann­
Bibliothek und Thälmann-Archiv in Hamburg. Der Kritik am philosophischen 
Ansatz von lAc/aus Populismuskonzept ist der Beitrag von Rolf Petri gewidmet. 
Andre Leisewitz berichtet von einer IMSF-Diskussion über Kem/Schumanns Stu­
die „Ende der Arbeitsteilung?". 

Abschließend wollen wir über die weitere Jahrbuchplanung informieren. Band 
9 steht unter dem Schwerpunktthema „Perspektiven des BRD-Kapitalismus und 
Alternativen der Linken" und erscheint im Herbst 1985. Band 10 (Frühjahr 1986) 
wird Beiträge von Psychologen, Pädagogen, Philosophen zur Diskussion um 
marxistische Persönlichkeitstheorie enthalten. Band 12 hat den Arbeitstitel „In­
ternationale Tendenzen der Marx-Engels-Forschung", Band 14 „1789-1989: Zur 
Aktualität der Revolutionstheorie". 

Februar 1985 Institut für Marxistische Studien 
und Forschungen (IMSF) 
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Eine universelle Revolution mit universellem 
Terrain 

Systemauseinandersetzung und internationale Kräfteverhältnisse 
40 Jahre nach der Zerschlagung des Faschismus 

Kurt Steinhaus 

1. Ein Prüfstein für die Kraft des Sozialismus - 2. Die Hauptkraft des revolutio­
nären Weltprozesses - 3. Entwicklungstendenzen im internationalen Kräftever­
hältnis - 4. Richtung und Widersprüche des Geschichtsprozesses der Gegenwart 

In den „Grundsätzen des Kommunismus" stellte Friedrich Engels 1847 die 
These auf, daß die sozialistische Revolution zuerst in dem am meisten entwik­
kelten Teil der kapitalistischen Welt siegen, sich dort entsprechend den jewei­
ligen nationalen Bedingungen zwar „rascher oder langsamer entwickeln", im 
wesentlichen aber doch eine „gleichzeitig vor sich gehende Revolution sein" 
werde. Tatsächlich siegte der Sozialismus zunächst nur in einem einzigen 
Land - und in einem sozialökonomisch vergleichsweise zurückgebliebenen 
dazu. 

Eine weitere Voraussage, die Engels in der gleichen Schrift machte, ist dem­
gegenüber durch die Geschichte voll bestätigt worden: Auch wenn die soziali­
stische Revolution zunächst auf einen Teil des Erdballs begrenzt bleibt, so 
wird sie doch „auf die übrigen Länder der Welt ebenfalls eine bedeutende 
Rückwirkung ausüben und ihre bisherige Entwicklungsweise gänzlich verän­
dern und sehr beschleunigen. Sie ist eine universelle Revolution und wird da­
her auch ein universelles Terrain haben" .1 

Eben diese Universalität der sozialistischen Revolution bestimmt den Cha­
rakter der gegenwärtigen Epoche als der Epoche des Übergangs der Völker 
zum Sozialismus im Weltmaßstab. Diese Epoche begann im November 1917. 
Mit der russischen Oktoberrevolution (nach dem alten russischen Kalender) 
endete die imperialistische Alleinherrschaft über die Erde, erhielt die Klassen­
auseinandersetzung zwischen Kapital und Arbeit die zusätzliche Dimension 
einer Systemauseinandersetzung und damit eine grundlegend neue Dynamik. 

Bereits während des 1. Weltkriegs war Lenin zu der Schlußfolgerung ge­
langt, daß der Sozialismus „nicht gleichzeitig in allen Ländern siegen" kann. 
„Er wird zunächst in einem oder in einigen Ländern siegen, andere werden 
für eine gewisse Zeit bürgerlich oder vorbürgerlich bleiben. Das muß nicht 

1 Marx/Engels, Werke, Bd. 4, S. 374f. 
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nur Reibungen, sondern auch direktes Streben der Bourgeoisie anderer Län­
der erzeugen, das siegreiche Proletariat des sozialistischen Staates zu zer­
schmettern. "2 Das hat sich in der Folgezeit mehrfach bewahrheitet. 

Die Weltbourgeoisie erkannte den epochemachenden Charakter des Roten 
Oktober von Anfang an mit großer Klarsichtigkeit. Sie begriff sofort die Ge­
fahr, daß „die russische Revolution ... ein Vorspiel der kommenden europäi­
schen Revolution"3 sein könnte, daß mit ihr „vor der ganzen Welt das Banner 
des Kampfes für den völligen Sturz des Imperialismus entrollt" worden war.4 

Deshalb unternahm sie gewaltige Anstrengungen, um den realen Sozialismus 
und seine mobilisierende Beispielwirkung bereits „in der Wiege" zu ersticken 
(Churchill). Das ist ihr nicht gelungen. Immerhin waren ihre Kräfte nach 1917 
noch stark genug, um den Erfolg der Revolution in Deutschland und anderen 
Ländern zu verhindern. 

Aber Lenin sah schon damals weiter: ,,Groß sind die militärischen Siege, 
die von der Sowjetrepublik der Arbeiter und Bauern über die Gutsbesitzer 
und Kapitalisten, über Judenitsch, Koltschak, Denikin, die weißgardistischen 
Polen und ihre Helfershelfer - Frankreich, England, Amerika und Japan - er­
fochten worden sind. Aber noch viel größer ist unser Sieg in den Köpfen und 
Herzen der Arbeiter, der Werktätigen, der vom Kapital unterdrückten Mas­
sen, der Sieg der kommunistischen Ideen und der kommunistischen Organisa­
tionen in der ganzen Welt."5 

Gerade darin kommt die historisch einzigartige Avantgarde-Rolle zum Aus­
druck, die Sowjetrußland 1917 übernahm. Fast drei Jahrzehnte lang hielt es 
dem: Ansturm des Imperialismus allein stand, trug entscheidend zur Schaf­
fung einer weltweiten kommunistischen und antikolonialen Bewegung bei, 
leistete den entscheidenden Beitrag zur Zerschlagung des Faschismus, wurde 
zumi Kristallisationskern und Schutzschild eines sozialistischen Weltsystems. 

Mit der Herausbildung der sozialistischen Staatengemeinschaft in der zwei­
ten Hälfte der 40er Jahre erreichte die weltweite Klassen- und Systemausein­
andersetzung ein neues Stadium. Die allgemeine Krise des Kapitalismus, die 
mit dem Ersten Weltkrieg und der Oktoberrevolution begonnen hatte, trat in 
ihre j zweite Etappe ein. 

1. Ein Prüfstein für die Kraft des Sozialismus 
Bereits im Kampf gegen Konterrevolution und Intervention erbrachte die 

Sowjetordnung „den praktischen Beweis dafür, daß die geeinten Kräfte der 
vom kapitalistischen Joch befreiten Arbeiter und Bauern wahre Wunder voll­
bringen." ,,Der Krieg ist ein Prüfstein für alle ökonomischen und organisato­
rischen Kräfte jeder Nation. Schließlich kann man" - so Lenin im November 
1919 - ,,aufgrund der zweijährigen Erfahrung doch sagen, daß wir siegen und 
daß. wir siegen werden, weil wir ein Hinterland, und zwar ein festes Hinter-

2 Lenin, Werke, Bd. 23, S. 74. 
3 Ebd., S. 261. 
4 Ebd., Bd. 28, S. 62. 
5 Ebd., Bd. 31, S. 261. 
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land haben, weil die Bauern und Arbeiter trotz Hunger und Kälte einig und 
stark sind, weil sie jeden schweren Schlag mit einem weiteren Zusammen­
schluß der Kräfte, einer weiteren Festigung der ökonomischen Macht beant­
worten. "6 Diese Worte enthüllten auch das „Geheimnis" der sowjetischen Sie­
ge vor Moskau, Leningrad und Stalingrad, die mehr als zwei Jahrzehnte spä­
ter die ganze Welt in Erstaunen setzen sollten. 

Die Versuche der sowjetischen Diplomatie, der faschistischen Gefahr durch 
die Schaffung eines kollektiven Sicherheitssystems in Europa zu begegnen, 
scheiterten an der Haltung der Westmächte, die auf einen deutsch-sowjeti­
schen Krieg spekulierten. Frankreich und Großbritannien ließen sich sogar 
1939/40 noch dazu hinreißen, militärische Operationen nicht gegen Deutsch­
land, mit dem sie sich im Kriegszustand befanden, sondern gegen die UdSSR 
zu planen. Für ihre Kurzsichtigkeit mußten sie teuer bezahlen. Aber Hitler 
nutzte die im Ergebnis seiner „Blitzsiege" eingetretenen Verschiebungen des 
Kräfteverhältnisses in Europa keineswegs für eine Landung auf den briti­
schen Inseln oder für eine Offensive im Mittelmeerraum. Er wandte sich nach 
Osten, um die Sowjetunion zu vernichten, die er schon in „Mein Kampr' als 
eigentliches und bei weitem wichtigstes Objekt seiner Aggressionspolitik be­
zeichnet hatte. 7 

Den Hitlerfaschisten erschienen die Voraussetzungen, ,,Sowjetrußland in 
einem schnellen Feldzug niederzuwerfen"8

, so günstig wie nie zuvor. 1941 be­
herrschten sie den europäischen Kontinent vom Atlantik bis zum Bug. Die 
Wehrmacht, die nur sechs Wochen benötigt hatte, um die französische Armee 
zu schlagen und die britische vom Kontinent zu vertreiben, verfügte über eine 
enorme Kampfkraft. Abgesehen von zweitklassigen Besatzungs- und Küsten­
schutztruppen sowie drei Divisionen, die in Nordafrika im Kampf standen, 
waren faktisch die gesamten deutschen Landstreitkräfte ( dazu noch ca. 50 Di­
visionen und Brigaden der Satelliten des faschistischen Deutschland) für das 
Unternehmen „Barbarossa" verfügbar. Die Lage der Sowjetunion wurde da­
durch weiter kompliziert, daß sie gezwungen war, starke Truppen zur Siche­
rung ihrer Grenzen gegen Japan und die Türkei abzuzweigen - allein im Fer­
nen Osten standen während des Krieges stets 40-50 sowjetische Divisionen. 

Auch in ökonomischer Hinsicht war das Kräfteverhältnis für den Angreif er 
günstig. 1937 hatte die sowjetische Industrieproduktion dem Gesamtumfang 
nach die deutsche schon zu fast neun Zehnteln erreicht.9 1938 war den Nazis 
dann die Industrie Österreichs und der Tschechoslowakei in die Hände gefal­
len. Zwischen Herbst 1939 und Frühjahr 1941 wurden Polen, Dänemark, Nor­
wegen, Frankreich, die Benelux-Staaten, Jugoslawien und Griechenland be­
setzt. Weitere Länder (Italien, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Finnland und 

6 Ebd., Bd. 30, S. 138f. 
7 Hierzu vgl. etwa: L. Besymenski, Sonderakte „Barbarossa", Stuttgart 1968; P. P. Sewostjanow, 

Sowjetdiplomatie gegen faschistische Bedrohung 1939-1941, Frankfurt 1984. 
8 Weisung des OKW Nr. 21 (Fall Barbarossa); zit. n.: G. Förster u. 0. Groehler, Der zweite Welt­

krieg. Dokumente, Berlin 1972, S. 88. 
9 Vgl. UdSSR in Zahlen für 1982, Moskau 1983, S. 57; Die Wirtschaft kapitalistischer Länder in 

Zahlen. IPW-Forschungshefte, 1/1982, S. 28. 
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mit Einschränkungen auch Spanien) waren mit Deutschland verbündet oder 
belieferten (wie die Schweiz und Schweden) seine Kriegsmaschinerie. Sicher­
lich ikonnte das Wirtschaftspotential des faschistischen Machtbereichs bei 
weitem nicht vollständig für den Krieg ausgenutzt werden. Gleichwohl über­
traf die schwerindustrielle Basis des Hitlerfaschismus 1941 die der UdSSR um 
das Zwei- bis Zweieinhalbfache. Dieser Vorsprung vergrößerte sich noch we­
sentlich, als die Wehrmacht in den ersten Kriegsmonaten ein Gebiet eroberte, 
in dem vorher u. a. 63 % der Steinkohle und 58 % des Stahls der UdSSR pro­
duziert worden war. 10 

Warum ging die Rechnung der Aggressoren dennoch nicht auf? Vor allem 
hatten sie die politische Potenz der sozialistischen Gesellschaftsordnung ge­
waltig unterschätzt. Die hohe Kampfmoral der Soldaten, der Arbeitsenthu­
siasntus der Werktätigen, der auch durch den schlimmsten Terror nicht zu 
brechende Widerstandsgeist der Bevölkerung in den zeitweilig okkupierten 
Gebieten, die Festigkeit des Hinterlandes - das waren die Hauptfaktoren der 
sowjetischen Stand- und Sieghaftigkeit. Mit dem gleichen Elan wie 1917-22 
wurde die Leninsche Losung „Alles für die Front, alles für den Sieg" auch 
1941-45 in die Tat umgesetzt. Politisch-moralische Überlegenheit verwandel­
te sich letztendlich auch in materielle. 

Tabelle 1 läßt das Ausmaß des ökonomischen Übergewichts des Aggressors 
erkennen. Sie zeigt aber auch, daß die sozialistischen Fabriken trotzdem we­
sentlich mehr Waffen produzierten als die faschistischen. Um einmal die Grö­
ßenordnung zu verdeutlichen: Faktisch wurden in der Sowjetunion aus der 
gleichen Menge Stahl sechsmal so viele Panzer hergestellt wie in Hitler­
deutschland - und bessere dazu! Hier zeigt sich geradezu exemplarisch der 
hohe Grad der Leistungskraft und der Belastbarkeit der sozialistischen Ord­
nung. 

Tabelle 1: Industrie- und Rüstungsproduktion der Sowjetunion und Hitler­
deutschlands• 1 

Stahl* 

Kohle* 

Panzer und Selbstfahr-
lafetten** 

Flug;zeuge** 
• in:Mio t 

•• in 1.000 Stück 

J ahresdurchschnittliche Produktion 
1941-1945 

Sowjetunion Deutschland Zahlen-
Verhältnis 

11,3 33,4 0,34: 1 

113,7 537,7 0,21 : 1 

23,8 12,4 1,92 : l 

27,0 19,7 1,37 : 1 

10 Vgl. Der Große Vaterländische Krieg der Sowjetunion. Kurzer historischer Abriß, 2. Halbbd., 
Berlin 1975, S. 339. 

11 Quelle: H. Fiedler u. a., Ökonomie und Landesverteidigung, Berlin 1974, S. 24. 
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Es waren in erster Linie diese sowjetischen Waffen, die die militärische 
Macht des Nazi-Faschismus brachen. Der ganze Verlauf des Krieges seit 1941 
ist eine einzige Bestätigung der ausschlaggebenden Rolle der Sowjetarmee 
beim Sieg über den Faschismus. Tabelle 2 mag diesen Tatbestand anhand der 
Verteilung der deutschen Streitkräfte und ihrer Verluste auf die verschiedenen 
Fronten auch quantitativ demonstrieren. 

Tabelle 2: Deutsche Streitkräfte und Verluste an den Fronten des 2. Welt­
krieges (in %)12 

Deutsch-sowjet. Übrige 
Deutsche Landstreitkräfte im Einsatz Front Fronten 

- Juni 1941 70 1 

- Januar 1942 70 1 

- Januar 1943 71 2 

- Januar 1944 63 6 

- Juli 1944 52 29 

- Januar 1945 61 35 

Deutsche Kriegsverluste 
-Truppen 80 20 

- Material - 75 25 

Während an der Ostfront vom ersten bis zum letzten Kriegstag erbitterte 
Kämpfe stattfanden, standen die Westmächte lange Zeit „Gewehr bei Fuß". 
Die USA und Großbritannien wollten ihre eigenen Verluste möglichst gering 
halten. Es kam ihnen sehr gelegen, daß ihre sowjetischen Verbündeten die 
deutsche Offensivkraft im wesentlichen allein brechen mußten. Ihnen ging es 
vor allem darum, aus dem Krieg möglichst ungeschwächt hervorzugehen, um 
so den entscheidenden Einfluß auf das Nachkriegsgeschehen ausüben zu kön­
nen. Deshalb verzögerten sie die Eröffnung der für 1942 fest zugesagten zwei­
ten Front bis 1944. Sie setzten das Gros ihrer Landstreitkräfte erst dann auf 
dem europäischen Kontinent ein, als sie erkannten, daß die UdSSR andern­
falls den Krieg aus eigener Kraft beenden würde. 

Man mag heute geteilter Meinung darüber sein, ob Großbritannien im 
Sommer 1941, also noch vor dem Kriegseintritt der USA, zu einer erfolgrei­
chen Großlandung an der französischen Küste imstande gewesen wäre. Aber 
beispielsweise in Nordnorwegen hätte eine britische Landungsoperation zu 
diesem Zeitpunkt ohne weiteres durchgeführt werden und der Sowjetunion 
wenigstens etwas Entlastung bringen können. Spätestens ab Sommer 1942, als 
rund drei Viertel des deutschen Heeres an der Ostfront gebunden und anglo-

12 Quellen: G. Förster u. a., Der zweite Weltkrieg. Militärhistorischer Abriß, Berlin 1972, S. 411; 
Sowjetische Militärenzyklopädie. Auswahl, Heft 1, Berlin 1977, S. 83. 
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amerikanische Millionen-Armeen frei verfügbar waren, wäre die Invasion in 
Westeuropa zweifellos möglich gewesen. Aus Tabelle 2 ist ersichtlich, daß die 
Kämpfe in Nordafrika und Italien die Verteilung von Hitlers Divisionen nur 
wenig beeinflußten. Bis in das Jahr 1944 hinein band die - maßgeblich von 
Kommunisten getragene - antifaschistische Widerstands- und Partisanenbe­
wegung stärkere deutsche Kräfte als die Armeen der westlichen Alliierten. 

Be~ ihren Materiallieferungen achteten die Westmächte sorgfältig darauf, 
daß c;fie Sowjetunion dadurch nicht in die Lage versetzt würde, den Aggressor 
schnell vernichtend zu schlagen.13 Sie gingen sogar so weit, bei ihren Bomben­
angriffen ganz bewußt solche Ziele auszusparen, deren Zerstörung die Opera­
tionen der Wehrmacht an der Ostfront ernsthaft behindert hätte. Beispielswei­
se vermieden es die alliierten Luftflotten bis zum Mai 1944 peinlichst, die ei­
gentliche Achillesferse der faschistischen Kriegsrüstung - die Anlagen zur 
synthetischen Treibstofferzeugung - anzugreifen. In einer Denkschrift des 
deutschen Luftwaffengeneralstabs wurde die „ungeklärte und undurchsichti­
ge Frage, warum der Anglo-Amerikaner diese Anlagen noch nicht zerschlagen 
hat", zu Recht mit der Vermutung beantwortet, ,,daß er es vielleicht deshalb 
nicht tut, um Deutschland nicht außerstande zu setzen, den Krieg gegen Ruß­
land weiterzuführen, da ein Abringen der deutschen und russischen Kräfte ge­
geneinander in seinem Interesse liegt" .14 

Objektiv lag dieses Verhalten gar nicht so weit von der Linie des damaligen 
Vizepräsidenten und späteren Präsidenten der USA, Truman, entfernt, der un­
mitte~bar nach dem 22.6.1941 seiner Hoffnung Ausdruck gegeben hatte, daß 
sich die Russen und Deutschen „soviel als möglich gegenseitig töten" .15 Auch 
unter den Bedingungen der Antihitlerkoalition trat die klassenmäßig bedingte 
antis9wjetische Grundhaltung des US-amerikanischen und britischen Impe­
rialismus immer wieder zutage.16 

Das konstante Bemühen der bürgerlichen Propaganda, die ausschlaggeben-

13 Die Materiallieferungen der Westmächte entsprachen nur 4 % der sowjetischen Industriepro­
duktion während des Kriegs. (Vgl. Geschichte der sowjetischen Außenpolitik,l. Teil, Berlin 
1969, S. 482f.) Von den US-amerikanischen Kriegsausgaben entfielen 15 % auf Leih-Pacht­
Lieferungen an die Verbündeten, davon 20 o/o an die Sowjetunion. Das waren etwa 8,4 Mrd. 
Dollar. Die sowjetischen Gegenlieferungen machten immerhin 2,1 Mrd. Dollar aus. (Vgl. E. 
R. Stettinius, Welt in Abwehr. Leih-Pacht, Leipzig/München 1946, S. 41 lff.) 

14 Zit nach: 0. Groehler, Geschichte des Luftkriegs 1910 bis 1970, Berlin 1975, S. 426f. 
15 The New York Times, 24.6.1941; zit. n.: G. Hass, Von München bis Pearl Harbour, Berlin 

1965, s. 235. 
16 Di~ Auswahl von Bombenzielen wurde immer wieder durch antisowjetische Motive mitbe­

stimmt. Während man im Frühjahr 1945 beispielsweise die faschistischen Flottenstützpunkte 
Swinemünde und Stettin unbehelligt ließ, wurden reihenweise Angriffe gegen militärisch un­
bedeutende Ziele wie Dresden geflogen, die die Wirtschafts- und Wohnungsprobleme in der 
zukünftigen sowjetischen Besatzungszone wesentlich komplizierten. (Vgl. etwa: Groehler, Ge­
schichte des Luftkriegs ... , a.a.O., S. 453ft".; Förster u. a., a.a.0., S. 364f.; Lagevorträge des 
Oberbefehlshabers der Kriegsmarine vor Hitler 1939-1945, München 1972, S. 646; H. Barthel, 
Die wirtschaftlichen Ausgangsbedingungen der DDR, Berlin 1979, S. 38ff.) In einigen Fällen 
- so in Griechenland im Spätherbst 1944 und in Schleswig-Holstein unmittelbar nach Kriegs­
ende - kam es ansatzweise sogar zu einem antisowjetischen Zusammenspiel britischer und 
deutscher Truppen (vgl. etwa: A. Speer, Erinnerungen, Frankfurt/Berlin/Wien 1976, S. 409; 
A. Smith, Churchills deutsche Armee, Bergisch Gladbach 1978). 
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de Bedeutung der sowjetischen Kriegsanstrengungen zu leugnen, steht im Ge­
gensatz zu eigenen Einschätzungen aus der Kriegszeit. Im Februar 1942 etwa 
stellte der damalige Chef der Operationsabteilung des Generalstabs des Hee­
res und spätere Präsident der USA, Eisenhower, fest, daß ein „Zusammen­
bruch der Roten Armee ... Großbritannien und den Vereinigten Staaten we­
nig Aussicht auf einen Sieg in Nordwesteuropa lassen" würde.17 

Nicht nur das: Wenn die Sowjetunion in den entscheidenden Jahren 1941 
und 1942 nicht standgehalten hätte, dann hätte niemand standgehalten. Dann 
hätte das reaktionärste und gefährlichste Terrorsystem, das der Imperialismus 
je hervorgebracht hat, zumindest ganz Europa unterjocht. Die sozialistische 
Sowjetunion hat durch ihren entscheidenden Beitrag zur Zerschlagung des 
Hitlerf aschismus die menschliche Zivilisation vor der Barbarei gerettet. Sie 
hat dadurch einen Einfluß auf die ganze Richtung der Weltgeschichte genom­
men, der größer und bedeutungsvoller war als der irgendeines anderen Lan­
des. 

Angesichts ihres vergleichsweise zurückhaltenden militärischen Engage­
ments kamen die Westalliierten im 2. Weltkrieg mit Verlusten davon, die nur 
einen Bruchteil der sowjetischen betrugen. In materieller Hinsicht profitierten 
die Vereinigten Staaten sogar vom Krieg. Tabelle 3 mag einen Eindruck der 
unterschiedlichen Kriegsfolgen für die beiden Hauptmächte der Antihitler­
koalition vermitteln. 

Tabelle 3: Kriegsfolgen für die UdSSR und die USA18 

UdSSR USA 

Kriegstote > 20 Mio 405 000 

Kriegs-
zerstörungen in Mrd. Rubel 679 0 

Bevölkerung 
1945 in% von 1940 85* 106 

Reales Nationaleinkommen 
1945 in% von1940 83 174* 
• Schätzung 

20 Millionen Kriegstote - diese Zahl entspricht in etwa der heutigen Bevöl­
kerung Bayerns und Baden-Württembergs. Und wer sich unter Kriegsschäden 
von 679 Mrd. Rubel nichts vorstellen kann: Das bedeutete die Zetstörung von 
mehr als 1 700 Städten, 70 000 Dörfern, 32 000 Industriebetrieben und 127 000 
Bildungseinrichtungen.19 

Die herrschenden Kreise Washingtons waren sich über die kräftepolitische 

17 Zit. n.: 0. Groehler, Krieg im Westen, Berlin 1968, S. 28. 
18 Quellen: Förster u. a., a.a.O., S. 407f.; UdSSR in Zahlen für 1977, Moskau 1978, S. 8, 30; The 

U.S. Book of Facts, Statistics & Information for 1968, New York 1967, S. 5, 319, 329. 
19 Vgl. Förster u. a., a.a.O., S. 408. 
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Bedeutung der unterschiedlichen Auswirkungen des Krieges im klaren. Sie 
waren aber seinerzeit realistisch genug, ihre Möglichkeiten nicht zu überschät­
zen. Bereits 1944 gelangte der Generalstab in Einschätzungen für das Außen­
ministerium zu dem Schluß: ,, Wir können unter den gegenwärtig bestehenden 
Bedingungen nicht Rußland schlagen." ,,Als militärische Großmächte ersten 
Ranges kommen nach der Niederlage Japans nur die USA und die UdSSR in 
Frage .... die relative Stärke und die geographische Lage dieser beiden Mäch­
te geben keiner die Möglichkeit, der anderen, und sei es im Bunde mit dem 
British Empire, eine Niederlage beizubringen. "20 

Jeder mag selbst seine Schlüsse daraus ziehen, daß sich die USA-Regierung 
1944imit den Aussichten eines sowjetisch-amerikanischen Krieges beschäftig­
te. Jedenfalls war die zitierte Einschätzung zutreffend. Die UdSSR ging aus 
dem Kampf gegen den Faschismus als eine Weltmacht hervor, die die Gestal­
tung· der Nachkriegsordnung sowohl in Europa als auch in Asien wesentlich 
mitbestimmte. Und die Veränderungen der Zeit nach 1945 haben ihren eigent­
lichen Ausgangspunkt allesamt in jener Verschiebung der internationalen 
Kräfteverhältnisse, die die Sowjetunion mit ihrem ausschlaggebenden Beitrag 
zum Sieg über Hitler einleitete. 

2. Die Hauptkraft des revolutionären Weltprozesses 
Die Sowjetarmee befreite einen großen Teil Europas von der faschistischen 

Herrschaft. Sie verhinderte, daß die Westmächte dort die gesellschaftlichen 
Verhältnisse der Vorkriegszeit wiederherstellten. Der „weiße Terror" eines 
Horthy, der 1919 die ungarische Räterepublik zerschlagen hatte, blieb den 
Völkern Ost- und Südosteuropas nach 1945 erspart. Nur in Griechenland, wo 
der britische Premierminister Churchill bereits zu Weihnachten 1944 den be­
waffneten Kampf gegen die antifaschistischen Kräfte in Gang setzte, kam die 
Reaktion zum Zuge. 

Im einzelnen waren Ausgangsbedingungen und Verlauf der gesellschaftli­
chen Umwälzungen in Polen, der Tschechoslowakei, Rumänien, Bulgarien, 
Ungarn, Jugoslawien, Albanien und in der damaligen sowjetischen Besat­
zungszone Deutschlands sehr unterschiedlich. Der komplizierte Weg zur 
volksdemokratischen und später zur sozialistischen Ordnung mußte von den 
Völkern und ihren revolutionären Kräften selbst gegangen werden. Aber die­
ser Weg war durch die Macht der Sowjetunion doch gegen jede Intervention 
von außen zuverlässig abgeschirmt. Insofern haben die Rotarmisten, die Hit­
ler schlugen, nicht nur die Sowjetmacht gerettet, sondern auch den Weg für 
den Sieg der volksdemokratischen und sozialistischen Revolutionen jenseits 
der sowjetischen Grenzen gebahnt. 

Die Sowjetunion schuf wesentliche Voraussetzungen für tiefgreifende ge­
sellschaftliche Veränderungen auch außerhalb Europas. Bereits seit den 20er 
und 30er Jahren hatte sie dem mongolischen Volk beim Kampf gegen seine 

20 Zit. n.: B. Greiner u. K. Steinhaus, Auf dem Weg zum 3. Weltkrieg? Amerikanische Kriegsplä­
ne gegen die UdSSR, Köln 1980, S. 18f. 
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inneren und äußeren Feinde wie bei der Schaffung der materiellen Grundla­
gen für eine nichtkapitalistische Entwicklung geholfen. Gewaltige Bedeutung 
hatte die sowjetische Unterstützung für China: in den 20er Jahren beim 
Kampf der antifeudalen und antiimperialistischen Kräfte gegen die Reaktion, 
in den 30er Jahren bei der Verteidigung gegen die japanischen Aggressoren, 
1945 bei der endgültigen Zerschlagung des militaristischen Japan, danach 
beim Sieg der Revolution und beim sozialistischen Aufbau. Die Sowjetunion 
schützte den Prozeß revolutionärer Umgestaltungen im nördlichen Teil der 
koreanischen Halbinsel. Sie half dem vietnamesischen Volk wie den anderen 
Völkern Indochinas in den 50er, 60er und 70er Jahren entscheidend beim 
Kampf gegen die französische und vor allem die US-amerikanische Aggres­
sion. Ohne sie hätte die kubanische Revolution kaum überleben können, hät­
ten - um nur einige Beispiele zu nennen - die Völker Äthiopiens, Angolas und 
Afghanistans heute kaum die Möglichkeit, sich auf einen sozialistischen Weg 
zu orientieren. 

So abstrakt und unhistorisch die Frage „ Was wäre gewesen, wenn ... ?" an 
sich auch sein mag - in diesem Zusammenhang lohnt es sich, sie zu stellen. 
Wie würde die politische Weltkarte ohne die inzwischen fast sieben Jahrzehn­
te existierende Sowjetmacht heute aussehen? Die Antwort auf diese Frage ist 
eindeutig. Oft genug haben sowjetische Waffen den Ausschlag gegeben, wenn 
es den Export der Konterrevolution zu verhindern galt. Und wo immer es bis-· 
her darum ging, materielle Voraussetzungen für eine Beschleunigung des ge­
sellschaftlichen Fortschritts zu schaffen, hat die Wirtschaftskraft des ersten 
sozialistischen Staates der Geschichte bei der Inangriffnahme dieser Aufgabe 
eine unverzichtbare Rolle gespielt. 

Die Herausbildung und das Erstarken der sozialistischen Staatengemein­
schaft ist der ausschlaggebende Faktor dafür, daß sich das internationale 
Kräfteverhältnis nach dem 2. Weltkrieg zunehmend zuungunsten des Imperia­
lismus verändert hat. Dadurch haben sich für alle Völker die Bedingungen 
des Kampf es sowohl um die Erhaltung des Friedens als auch um nationale 
und soziale Befreiung wesentlich verbessert. Die sozialistische Staatengemein­
schaft mit der UdSSR an der Spitze ist zur Hauptkraft des revolutionären 
Weltprozesses, zum Hauptfaktor der Sicherung des Weltfriedens geworden. 
Nicht, weil die Kommunisten das in ihren Dokumenten „behaupten", son­
dern aufgrund seiner tatsächlichen Einwirkung auf das Weltgeschehen stellt 
der reale Sozialismus die größte historische Errungenschaft aller fortschrittli­
chen Kräfte der Gegenwart dar. Das gilt völlig unabhängig davon, ob diesen 
das jeweils bewußt ist oder nicht. 

Nach dem 2. Weltkrieg sind von Seiten imperialistischer Kräfte mehrere 
Dutzend „lokale Kriege" und konterrevolutionäre Putsche entfacht worden, 
die Millionen Menschen das Leben gekostet haben. 21 Aber die meisten Kolo­
nial- und Aggressionskriege endeten mit Siegen der Volkskräfte. Noch wichti­
ger ist, daß so mancher lokale Krieg und vor allem ein weltweiter Atomkrieg 

21 Eine sowjetische Übersicht verzeichnet fOr den Zeitraum 1945-75 mehr als 140 lokale Kriege 
und militärische Konflikte (vgl. I. I. Dshordshadse u. a., Lokale Kriege, Berlin 1983, S. 282ff.). 
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verhindert werden konnte. All das ist untrennbar mit der wachsenden Macht 
des Sozialismus verbunden. 

Die militärische Führung der USA hat sich seit 1945 ständig mit Plänen für 
die Entfachung eines Atomkrieges befaßt. Zu den Gründen, die Washington 
veranlaßt haben, von der Verwirklichung derartiger Pläne Abstand zu neh­
men, stellt ein Memorandum des Nationalen Sicherheitsrates der USA von 
1950 z.B. lapidar fest, daß man mit den verfügbaren militärischen Kräften 
"den Kreml nicht zur Kapitulation zwingen oder bewegen" könne. Und ein 
US-amerikanischer Wissenschaftler, der die Kriegspläne jener Zeit und die 
dazu angestellten Berechnungen der militärischen Führungsstäbe im Detail 
einsehen konnte, faßt deren Inhalt so zusammen: ,,Abgesehen von allem an­
derFn, hätten die Vereinigten Staaten einen solchen Krieg 1949/50 nicht ge­
winnen können. "22 

Bereits damals war es die militärische Stärke der UdSSR, die das Pentagon 
vor dem Äußersten zurückschrecken ließ. Vor allem die Brechung des USA­
Atomwaffenmonopols im Jahre 1949 warf die ursprünglichen strategischen 
Kalkulationen über den Haufen. ,,Mit einem Schlag", so heißt es dazu in ei­
ner: militärpolitischen Publikation aus den USA, ,, war die gesamte militäri­
sche und politische Situation verändert ... Die Möglichkeit der totalen Ver­
nichtung des Gegners, an die als Hauptinstrument der Militärmacht wir uns 
immer mehr gewöhnt hatten, verlor jetzt die von uns ausgegangene Einseitig­
keit. Das ganze Gleichgewicht der Weltpolitik war einschneidenden und 
schrecklichen Veränderungen unterworfen ... Das war eine Krise - eine intel­
lektuelle, moralische und technische Krise, welche gewöhnliche Krisen in den 
int~mationalen Beziehungen bei weitem übertrifft."23 

Seit Mitte der 50er Jahre mußten die Vereinigten Staaten dann davon aus­
gehen, daß jeder Angriff auf die Sowjetunion einen vernichtenden Gegen­
schlag auf das eigene Territorium zur Folge haben würde. Diese ernüchternde 
Erkenntnis hat realistisch denkende bürgerliche Politiker in der Folgezeit da­
zu veranlaßt, die Prinzipien der friedlichen Koexistenz von Staaten unter­
schiedlicher Gesellschaftsordnung de facto anzuerkennen. 

Erstmalig wurde die Herausbildung einer solchen neuen weltpolitischen 
Kräftekonstellation 1956 auf dem XX. Parteitag der KPdSU festgestellt: ,,Bis­
her war es so, daß die am Krieg nicht Interessierten und gegen den Krieg auf­
tretenden Kräfte schwach organisiert waren und keine Mittel hatten, um ihren 
Willen den Plänen der Kriegsbrandstifter entgegenzustellen ... Heute existie­
ren l mächtige gesellschaftliche und politische Kräfte, die über bedeutende 
Mittel verfügen, um die Entfesselung eines Krieges durch die Imperialisten 
nicht zuzulassen. "24 

Die in der Tat bedeutenden Mittel, über die insbesondere die sozialistische 
Staatengemeinschaft verfügt, begannen bereits zu jener Zeit auch zu einem 
Faktor zu werden, der die Möglichkeit des Imperialismus, in Asien, Afrika 

22 Zit. n.: Greiner u. Steinhaus, a.a.O., S. 43. 
23 Zit. n.: S. G. Gorschkow, Die Seemacht des Staates, Berlin 1978, S. 247f. 
24 XX. Parteitag der Kommunistischen Partei der Sowjetunion, D0sseldorf 1956, S. 33f. 
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und Lateinamerika seine Ziele mit militärischen Mitteln durchzusetzen, zu­
nehmend einschränkte. Bereits damals begann der Zwang wirksam zu wer­
den, den Ländern der „Dritten Welt" in politischer und ökonomischer Hin­
sicht zumindest gewisse Konzessionen zu machen. 

Das offenbarte sich erstmals schlaglichtartig Mitte der 50er Jahre, als ein 
Land wie Ägypten es nicht mehr nötig hatte, die drückenden Bedingungen 
der USA für den Bau des Assuan-Staudamms anzunehmen. Die Sowjetunion 
erklärte sich bereit, dieses lebenswichtige Bauwerk zu errichten. Und als 
Großbritannien und Frankreich die Verstaatlichung des Suez-Kanals und dar­
über hinaus den gesamten Prozeß der ägyptischen Revolution mit Gewalt 
rückgängig zu machen versuchten, erwies sich ihre Überlegenheit gegenüber 
dem militärisch schwachen Ägypten letztendlich als nutzlos. Die entschlosse­
ne Haltung der UdSSR ließ das Suez-Abenteuer von 1956 innerhalb weniger 
Tage wie ein Kartenhaus zusammenbrechen. 

Der Prozeß des Zerfalls des imperialistischen Kolonialsystems wie auch 
das weitere Erstarken der Kräfte der nationalen Unabhängigkeit und des ge­
sellschaftlichen Fortschritts in den ehemaligen Kolonien und Halbkolonien 
sind in mehrfacher Hinsicht durch den realen Sozialismus wesentlich beein­
flußt worden. Die britische und die französische Bourgeoisie haben „ihre" 
Kolonien nicht aus freien Stücken auf gegeben. Sie taten das, weil sie schließ­
lich begriffen, daß die Kolonialherrschaft gegen den Willen einer von der so­
zialistischen Staatengemeinschaft unterstützten nationalen Befreiungsbewe­
gung nicht aufrechtzuerhalten war. 

Der Handlungsspielraum der Kolonialmächte war in den 50er und 60er 
Jahren auch dadurch eingeengt, daß sie sich entscheiden mußten, wo sie ihre 
- begrenzten - Kräfte einsetzen sollten. Anfang der 60er Jahre unterhielt 
Frankreich beispielsweise bis zu 800.000 Soldaten in Algerien - 60 % mehr als 
die heutige Gesamtstärke der französischen Streitkräfte. 25 Ein ganz wesentli­
cher Grund für die Räumung Nordafrikas war die gesamt-imperialistische 
Strategie, die verfügbaren Truppen nicht in Kolonialkriegen zu verzetteln, 
sondern an der europäischen Hauptfront gegen die sozialistischen Länder zu 
konzentrieren. 

Gegen Ende der 50er Jahre waren die ökonomische und militärische Macht 
sowie der internationale Einfluß der sozialistischen Staatengemeinschaft so 
angewachsen, daß sich die weltpolitische Lage wesentlich verändert hatte. Zu­
nehmend erwies sich jetzt der Sozialismus als bestimmende Kraft der weltge­
schichtlichen Entwicklung. Damit trat die allgemeine Krise des Kapitalismus 
in ihre dritte Etappe ein, zu deren herausragenden Merkmalen die Herausbil­
dung eines annähernden militär-strategischen Gleichgewichts in der Welt und 
die Zerschlagung des imperialistischen Kolonialsystems gehört. Die Auswir­
kungen dieser weltpolitischen Veränderungen kamen dann vor allem in den 
70er Jahren zum Tragen. 

Heute ist der Manövrierraum des Imperialismus gegenüber den national 

25 Vgl. A. Charisius u. a., NATO. Strategie und Streitkräfte, Berlin 1976, S. 131; Streitkräfte 
1982/83, München 1983, S. 318f. 
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befreiten Staaten wesentlich eingeschränkt. Nicht zuletzt beweist das die Hin­
nahme der faktischen Nationalisierung der Ölquellen des Nahen Ostens und 
der'Vervielfachung der Rohölpreise in den 70er Jahren. Das war der bisher 
wohl schwerste Schlag gegen die ökonomischen Überreste des Kolonialsy­
stems - mit außerordentlich tiefgreifenden Auswirkungen auf die ganze kapi­
talistische Weltwirtschaft. Derartige Prozesse der Emanzipation der Entwick­
lungsländer konnten und können vor allem deshalb erfolgreich sein, weil die 
Sowjetunion und die sozialistische Gemeinschaft existieren, die über vielfälti­
ge Möglichkeiten verfügen, den Völkern gegen Boykotte, Embargos und Ag­
gressionen des Imperialismus wirksam beizustehen. 

Indem es gelungen ist, den Imperialismus zu einer Politik der friedlichen 
Koexistenz zu zwingen, konnte zwar nicht jeder Krieg, aber doch ein allge­
meihes atomares Inferno verhindert und damit das Überleben der Menschheit 
gesichert werden. Darüber hinaus wirkte und wirkt die Politik der friedlichen 
Koexistenz „den Versuchen des Imperialismus entgegen, seine inneren Wider­
sprüche durch die Verschärfung der internationalen Spannungen und durch 
das Schüren von Kriegsherden zu überwinden. Diese Politik bedeutet weder 
die Aufrechterhaltung der bestehenden sozialen und politischen Verhältnisse 
noch eine Abschwächung des ideologischen Kampfes. Sie trägt zur Entwick­
lung des Klassenkampfes gegen den Imperialismus im nationalen und inte_r­
nationalen Maßstab bei. "26 

Die Richtigkeit dieser Feststellung der Internationalen Beratung der kom­
munistischen und Arbeiterparteien von 1969 wird durch die Entwicklung der 
70el". Jahre vollauf bestätigt. In dieser Zeit siegten die Völker von Vietnam, 
Laos, Kampuchea, Angola, Mozambique, Äthiopien, Simbabwe, Mghanistan, 
wurden die faschistischen Regimes in Griechenland, Portugal und Spanien 
beseitigt, wurden in Nicaragua Somoza und im Iran der Schah gestürzt. In 
dieser Zeit wanderten mit der CENTO und der SEATO immerhin zwei der 
imperialistischen Militärpakte auf den Müllhaufen der Geschichte. In dieser 
Zeit' wurde in entwickelten kapitalistischen Ländern wie der Bundesrepublik 
der Einfluß reaktionären Gedankenguts wesentlich zurückgedrängt, gewan­
nen idemokratische und auch linke Kräfte einen größeren Freiraum. Es ist 
deshalb nicht schwer zu verstehen, warum die herrschenden Kreise der impe­
rialistischen Länder von den Ergebnissen der internationalen Entspannung 
,,enttäuscht" sind. 

Die positive Einwirkung des realen Sozialismus auf die Kampfbedingungen 
- aber auch auf die allgemeinen Existenz- und Lebensbedingungen - der Ar­
beiterklasse und der anderen demokratischen Kräfte in den entwickelten ka­
pitalistischen Ländern ist vielleicht weniger spektakulär, aber nicht weniger 
schwerwiegend als die entsprechende Einwirkung auf die Kampfbedingungen 
der nationalen Befreiungsbewegung bzw. der national befreiten Staaten. 40 
Friedensjahre auf dem europäischen Kontinent sind zuallererst ein Ergebnis 
der f;riedensgebietenden Macht der regierenden Arbeiterklasse. Und vor allem 

26 Internationale Beratung der kommunistischen und Arbeiterparteien. Moskau 1969, Berlin 
1969, s. 37. 

I 
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durch die Existenz einer sozialistischen Staatengemeinschaft wird die euro­
päische Bourgeoisie davon abgehalten, heute jene brutalen Methoden zu 
praktizieren, die ihre Wirtschafts- und Sozialpolitik etwa in den 20er und 30er 
Jahren kennzeichneten. 

Bei allen .Klassenauseinandersetzungen in den entwickelten kapitalisti­
schen Ländern ist der reale Sozialismus mit von der Partie. Immer mehr fällt 
ins Gewicht, daß die Länder, in denen das Profitprinzip nicht mehr gilt, im­
stande sind, Krisen, Arbeitslosigkeit, soziale Unsicherheit zu überwinden. Die 
Bourgeoisie, die über ein hochentwickeltes Klassen- und Geschichtsbe­
wußtsein verfügt, weiß sehr genau, daß ihre Herrschaft heute mehr denn je 
davon abhängt, ob sie die arbeitenden Menschen durch materielle Zugeständ­
nisse gegen das Beispiel des Sozialismus „immunisieren" kann. Die gegenwär­
tigen sozialen Errungenschaften der westeuropäischen Arbeiterklasse sind 
ganz wesentlich mit darauf zurückzuführen, daß eine Zuspitzung der .Klassen­
gegensätze bis zum äußersten für die Herrschenden heute politisch riskanter 
ist denn je zuvor. 

Am ausgeprägtesten ist diese Konstellation wohl in der kapitalistischen 
Bundesrepublik Deutschland gegeben, die unmittelbar an die sozialistische 
Deutsche Demokratische Republik grenzt. Daß ausgerechnet in der Bundes­
republik der Antikommunismus besonders weit verbreitet und tief verwurzelt 
ist, wird immer wieder als Beweis für die angeblich fehlende Beispielwirkung 
des realen Sozialismus angeführt. In Wirklichkeit besagt der bisherige Ver­
lauf der Systemauseinandersetzung auf deutschem Boden etwas ganz ande­
res: 

Der Sozialismus hat in einem Teil des ehemaligen Deutschen Reiches ge­
siegt. Alle Versuche, das zu verhindern bzw. wieder rückgängig zu machen, 
sind gescheitert. Das ist der Hauptinhalt der Entwicklung auf deutschem Bo­
den in den vergangenen vier Jahrzehnten. Das stellt die größte Niederlage des 
deutschen Monopolkapitals nach dem verlorenen 2. Weltkrieg dar. 

Allerdings ist die deutsche Bourgeoisie nach 1945 imstande gewesen, ihre 
Herrschaft auf dem Gebiet der einstigen westlichen Besatzungszonen zu stabi­
lisieren. Aber die mit diesem Restaurationsprozeß verbundene sozialpartner­
schaftliche und antikommunistische Indoktrinierung der Bevölkerung ist auf 
das Wirken konkreter · historischer Faktoren zurückzuführen, die ihren Ur­
sprung in einem internationalen Kräfteverhältnis haben, das sich in der un­
mittelbaren Nachkriegszeit herausbildete, seither aber zunehmenden Verän­
derungen unterliegt. 

Die politischen Auswirkungen der faschistischen Ideologie und der Beteili­
gung von Millionen Deutschen am Hitlerkrieg waren geradezu katastrophal. 
Dazu wurde in Deutschland (anders als etwa in Frankreich oder Italien) die 
Stellung der Kommunisten dadurch wesentlich erschwert, daß diese im Be­
wußtsein der meisten Menschen „auf der anderen Seite" gestanden hatten -
und zwar sowohl während des Krieges als auch bei der Festlegung der Nach­
kriegsgrenzen. Dazu kam schließlich, daß für die Restauration der kapitalisti­
schen Ordnung nicht nur politisch, sondern auch ökonomisch wesentlich gün­
stigere Ausgangsbedingungen gegeben waren als für den Aufbau des Sozialis-
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mus. Infolgedessen konnte der Westen einen deutlich höheren Standard des 
individuellen Konsums bieten. 27 

Dte ökonomischen, politischen und vor allem die bewußtseinsbildenden 
Wirkungen dieser historischen Faktoren sind sicher noch nicht erschöpft. 
Aber ihre Wirksamkeit nimmt ab, weil sie Kräfteverhältnisse widerspiegeln, 
die mehr und mehr der Vergangenheit angehören. Und die ganz offenkundi­
gen Veränderungen im politischen Klima der Bundesrepublik, die zunehmen­
de Aktivität demokratischer Kräfte und Bewegungen seit Ende der 60er Jahre 
sind nicht zuletzt Ausdruck für die nachlassende Wirkung der Realitäten des 
Faschismus und der ersten Nachkriegsjahre, für das wachsende Gewicht der 
neuen Kräfte-Realitäten in Politik wie Ökonomie. Auch für unser Land gilt, 
,,da~ die nichtsozialistische Welt bereits nicht mehr ausschließlich ihren inne­
ren Gesetzmäßigkeiten unterworfen ist", daß zunehmend „neue, mit dem 
Wachstum des Sozialismus zusammenhängende Gesetzmäßigkeiten des revo­
lutionären Weltprozesses" zur Geltung kommen.28 

3. Entwicklungstendenzen im internationalen Kräfteverhältnis 
In dem Vorwort zu dem „Atlas für Politik, Wirtschaft, Arbeiterbewegung" 

des marxistischen Geographen Alexander Radl> wird Hegels Satz von der 
„Geqgraphie als Unterlage der Weltgeschichte" zitiert.29 Dieser Atlas von 
1930list immer noch eine faszinierende Lektüre - besonders, wenn man die in 
ihm enthaltenen Karten mit denen der Gegenwart vergleicht. Gerade ein sol­
cher Vergleich macht das gewaltige Ausmaß deutlich, in dem sich die „ Unter­
lage der Weltgeschichte" seither verändert hat. Tabelle 4 versucht, die globa­
len V:eränderungen, die sich im Gefolge der Zerschlagung des Faschismus vor 
40 Jahren vollzogen haben, anhand einiger Kennziffern zu verdeutlichen. 

Tabelle 4 läßt die herausragenden historischen Entwicklungsprozesse nach 
1945 und die damit verbundene Verschärfung der allgemeinen Krise des Ka­
pitalismus deutlich erkennen: Die Herausbildung des sozialistischen Weltsy­
stems und die beginnende Entkolonialisierung führten bereits in der unmittel­
baren Nachkriegszeit dazu, daß der Anteil der kapitalistischen Industriestaa­
ten und ihrer Kolonien an der Weltbevölkerung von über 60 % auf unter 30 % 
absank. Die endgültige Zerschlagung des imperialistischen Kolonialsystems 
und die Erweiterung des sozialistischen Weltsystems um vier weitere Länder 
in de!n 50er, 60er und 70er Jahren reduzierten diesen Anteil weiter auf unter 
20 %. Zu Beginn der 80er Jahre leben nur noch 0,3 % der Weltbevölkerung un-

27 Auf dem Gebiet der sowjetischen Besatzungszone waren 45 % der industriellen Kapazität zer­
stört, in den Westzonen 20 %. Die Produktionsbasis für Stahl und Steinkohle sowie für die 
meisten chemischen Grundstoffe und Produktionsmittel der Schwerindustrie lag zu 90 % und 
mehr im Westen. Hinzu kam, daß Westdeutschland kaum Reparationen zu zahlen hatte und 
von den im Krieg noch reicher gewordenen USA beträchtliche Marshall:Plan-Gelder kassier­
te (vgl. Barthel, a.a.O.). 

28 K.. K.. Schirinja, Der Einfluß des sozialistischen Systems auf den revolutionären Prozeß in der 
Welt, in: Marxistische Blätter, Sonderheft 11/1968, S. 54. 

29 A Rad6, Atlas filr Politik, Wirtschaft, Arbeiterbewegung. I. Der Imperialismus, Wien/Berlin 
1930, s. 5. 
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Tabelle 4: Veränderungen der politischen Weltkarte30 

Sozialistische 
Welt: 

23 

Nichtsozialistische 
Welt: 

insgesamt davon: kapit. Indu- sonst. nicht-
UdSSR bzw. striestaaten sozialist. 

RGW einschl. Staaten 
Kolonien 

Zahl der Staaten 
-1937 2 l* 39 32 

- 1950 12 8 30 43 

-1980 16 10 33 118 

%-Anteil an der 
Landfläche der Erde 
- 1937 17 16* 57 26 

- 1950 26 17 46 28 

-1980 26 19 26 48 

%-Anteil an der 
Weltbevölkerung 
- 1937 8 8* 64 28 

- 1950 35 11 29 36 

- 1980 33 10 18 49 

*UdSSR 

ter den Bedingungen der Kolonialherrschaft - gegenüber 33 % vor dem 
2. Weltkrieg. Die Zahl der souveränen Staaten hat sich gegenüber der Vor­
kriegszeit mehr als verdoppelt. 

Natürlich muß man bei Tabelle 4 berücksichtigen, daß das Machtpotential 
der Volksrepublik China gegenwärtig nicht zugunsten der sozialistischen 
Staatengemeinschaft zu Buche schlägt. Aber es kommt auch nicht ohne weite­
res dem Imperialismus zugute - wie das der Fall wäre, wenn die Nachfolger 
Tschiang Kai-sheks noch auf dem chinesischen Festland das Sagen hätten. 

Tabelle 4 wird auch dadurch relativiert, daß die imperialistischen Staaten 
die „Dritte Welt" mit den Methoden des Neokolonialismus ausplündern. 
Aber zwischen den heutigen Entwicklungsländern und den früheren Kolo­
nien und Halbkolonien bestehen doch beträchtliche Unterschiede. Um nur 
ein einziges Beispiel herauszugreifen: Für den britischen Imperialismus 
macht es einen gewaltigen Unterschied aus, ob er heute in Indien einen be-

30 Quellen: Statistisches Jahrbuch filr das Deutsche Reich 1934, S. 7*ff.; Statistisches Jahrbuch 
der DDR 1958, S. 2*ff.; 1968, S. 19*; 1982, S. 31*; Haack Atlas aktuell, Gotha 1982; Länder 
der Erde. Politisch-ökonomisches Handbuch, 7. Aufl., Berlin 1980. 
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grenzten politischen und ökonomischen Einfluß ausübt oder (wie das bis zum 
2. Weltkrieg möglich war) die Ressourcen und Menschenmassen dieses Sub­
kontinents nach Belieben ausbeuten und als Kanonenfutter mißbrauchen 
kann. 

Alles in allem kann man mit Fug und Recht feststellen: Die Machtpositio­
nen,. über die der Imperialismus vor der Großen Sozialistischen Oktoberrevo­
lution verfügte, sind heute auf gut drei Vierteln der Erde entweder zerschla­
gen ~der doch beträchtlich eingeschränkt. 

Das ist vor allem das Ergebnis des Wirkens der sozialistischen Staaten, der 
internationalen kommunistischen und Arbeiterbewegung, die sich auf allen 
Kontinenten entfaltet, und der nationalen Befreiungsbewegung Asiens, Afri­
kas und Lateinamerikas. Gerade nach 1945 hat sich bestätigt, daß der weltre­
volutionäre Prozeß sowohl „ein Kampf der revolutionären Proletarier eines 
jedeli Landes gegen die eigene Bourgeoisie" als auch „ein Kampf aller vom 
Imperialismus unterdrückten Kolonien und Länder, aller abhängigen Länder 
gegen den internationalen Imperialismus" ist.31 

Der bisher größte Erfolg der nationalen Befreiungsbewegung besteht in der 
Zerschlagung des imperialistischen Kolonialsystems. Der Vormarsch der 
kom*1.unistischen Weltbewegung ist insbesondere aus der Erweiterung des so­
zialistischen Weltsystems, aber auch daraus ersichtlich, daß die Zahl der kom­
munistischen und Arbeiterparteien seit 1928 von 50 auf heute 95, ihre Mit­
gliedschaft von 1,7 auf über 80 Millionen gestiegen ist.32 Dazu kommt eine 
wachsende Zahl von anderen fortschrittlichen bzw. revolutionären Parteien 
und ~ewegungen, die insbesondere in Afrika, im Nahen Osten und in Latein­
amerika einen unübersehbaren politischen Faktor darstellen. Darunter befin­
den sich -was besonders wichtig ist - regierende Avantgarde-Parteien soziali­
stischer Orientierung. 

Die herausragende Rolle, die die Kommunisten im revolutionären Weltpro­
zeß spielen, ergibt sich heute zuallererst aus der Macht des realen Sozialis­
mus. , Dessen Fähigkeit, das Weltgeschehen aktiv zu beeinflussen, hängt von 
vielen - materiellen wie politisch-moralischen - Faktoren ab. Aber gerade 
heute wird der Verlauf des weltweiten Kampfes gegen den Imperialismus we­
sentHch vom weiteren Fortgang der ökonomischen Systemauseinandersetzung 
bestimmt. Die Fähigkeit des Sozialismus, den noch verbliebenen ökonomi­
schen Vorsprung der entwickelten kapitalistischen Länder zu verringern, ist 
daher ein außerordentlich wichtiger Gradmesser sowohl für Richtung und 
Tempo künftiger weltpolitischer Kräfteverschiebungen als auch für die künfti­
ge Attraktivität und Beispielwirkung der sozialistischen Gesellschaftsord­
nungJ 

Als Meßziffer bietet sich dafür in erster Linie die Industrieproduktion an: 
zum einen, weil die materielle Produktion nach wie vor das Kernstück der 
Wirtschaft ist; zum anderen, weil Vergleiche etwa des Sozialprodukts bzw. 

31 Lenin, Werke, Bd. 30, S. 144. 
32 Vgl. Atlas zur Geschichte, Bd. 2, Gotha 1982, S. S; W. Sagladin, Kommunisten an der Spitze 

des gesellschaftlichen Fortschritts, in: Presse der Sowjetunion, 8/1984, S. 12. 
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Nationaleinkommens methodisch sehr viel schwieriger sind und de facto 
nicht vorliegen. Tabelle 5 stellt die Entwicklung der Industrieproduktion der 
UdSSR bzw. des 1948 gegründeten Rats für gegenseitige Wirtschaftshilfe 
(RGW) der US-amerikanischen und der Weltindustrieproduktion gegenüber. 

Tabelle 5: Entwicklung der Industrieproduktion im Sozialismus33 

UdSSR/RGW UdSSR 
in% Welt in% USA 

1920 < 2 - 4 

1937 < 10 - 27 

1950 - 17* < 30 

1980 - 33* > 80 

*RGW 

Es ist durchaus denkbar, daß Tabelle 5 Ungenauigkeiten enthält. Was aber 
das mögliche Ausmaß solcher Fehler angeht, so gilt nach wie vor sinngemäß, 
was der marxistische Ökonom Eugen Varga zu entsprechenden Vergleichen 
1938 einmal angemerkt hat: ,,Wir sind uns vollkommen im klaren darüber, 
daß die Genauigkeit der Indexzahlen der industriellen Produktion der Welt 
gering ist; der Unterschied zwischen dem Tempo der Entwicklung der Pro­
duktion in der Sowjetunion und in der kapitalistischen Welt ist aber so gewal­
tig, daß auch noch so große statistische Ungenauigkeiten ihre Bedeutung ver­
lieren. "34 

Auf das zaristische Rußland waren 1913 etwas mehr als 4 % der Weltindu­
strieproduktion entfallen. Das entsprach ungefähr einem Viertel der deut­
schen und einem Zehntel der US-amerikanischen Produktion. Zu Beginn der 
20er Jahre war der entsprechende sowjetische Anteil auf eine Größenordnung 
von 1-2 % abgesunken, während z. B. bereits Italien nahezu 3 % erreichte. Im 
Ergebnis der ersten beiden Fünfjahrpläne produzierte die sowjetische Indu­
strie am Vorabend des 2. Weltkrieges immerhin soviel wie die britische und 
näherte sich dem Stand der deutschen. 35 

1945 hatte die Sowjetunion unzweifelhaft den Rang einer Weltmacht er­
reicht. Infolge der furchtbaren Kriegszerstörungen betrug ihre Industriepro­
duktion aber nur noch 15-20 % der US-amerikanischen36 -gegenüber ca. 27 % 
im Jahr 1937. Diese ungünstigen materiellen Ausgangsbedingungen für die 

33 Quellen: UdSSR in Zahlen filr 1982, a.a.O., S. 57, 60; Die Wutschaft kapitalistischer Län­
der ... , a.a.O., S. 28; H. Barth, Wandel im internationalen Kräfteverhältnis, in: horizont, 
19/1975, s. 14. 

34 E. Varga, 20 Jahre Kapitalismus und Sozialismus, Straßburg-Moskau 1938, S. 40. 
35 Vgl. UdSSR in Zahlen filr 1982, a.a.O., S. 57; Die Wirtschaft kapitalistischer Länder ... , 

a.a.0., S. 28. 
36 Eine solche Relation ergibt sich aus Produktionsziffern für das erste Halbjahr 1945 (vgl. Ge­

schichte des 2. Weltkrieges 1939-1945 in zwölf Bänden, Bd. 10, Berlin 1982, S. 485, 507). 
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Schaffung eines eigenständigen sozialistischen Weltwirtschaftssystems muß 
man in Rechnung stellen, wenn man die historische Leistung ermessen will, 
die sich dahinter verbirgt, daß gegenwärtig auf die im RGW zusammenge­
schlossenen sozialistischen Staaten rund ein Drittel der Weltindustrieproduk­
tion entfällt und die sowjetische Industrieproduktion dem quantitativen Um­
fang nach bereits über 80 % der US-amerikanischen ausmacht. Wenn man den 
Anteil aller - also auch der nicht dem RGW angehörenden - sozialistischen 
Länder ( ca. 40 % ) in Rechnung stellt, so entfällt auf die entwickelten kapitali­
stischen Staaten gegenwärtig noch rund die Hälfte der Weltindustrieproduk­
tion.37 

Besondere Bedeutung kommt natürlich dem Tempo zu, mit dem die UdSSR 
den ökonomischen Vorsprung der USA aufholt. Dieser Prozeß hat sich als 
langwieriger und komplizierter erwiesen, als man das etwa noch zu Beginn 
der 60er Jahre annahm. Das gilt insbesondere mit Blick auf die Produktivität 
der gesellschaftlichen Arbeit, obwohl auch hier beträchtliche Fortschritte zu 
verzeichnen sind: 1950 betrug z. B. die industrielle Arbeitsproduktivität weni­
ger als 30 % der US-amerikanischen - gegenüber gut 55 % heute; die Industrie 
des zaristischen Rußlands brachte es sogar nur auf 11 % des USA-Niveaus. 38 

Es isJ aber ganz offenkundig, daß der Sozialismus gerade bei der Arbeitspro­
duktivität (und der Materialökonomie) über beträchtliche Reserven verfügt. 
Deren konsequente Nutzung könnte den inzwischen auf knapp ein Fünftel 
bzw. ein Drittel zusammengeschmolzenen Vorsprung, über den etwa die USA 
heute noch bei der Industrieproduktion bzw. beim Nationaleinkommen ge­
genüber der Sowjetunion verfügen, innerhalb eines historisch kurzen Zeit­
raums zum Verschwinden bringen. 

Immerhin haben bereits die unübersehbaren Veränderungen, die das inter­
nationale ökonomische Kräfteverhältnis bisher erfahren haben, die Vorausset­
zungen dafür geschaffen, daß die Sowjetunion und andere europäische 
RGW-Staaten den weniger entwickelten sozialistischen Ländern und vielen 
nicht-sozialistischen Entwicklungsländern in wachsendem Maße durch Wirt­
schaftshilfe beistehen können. Sie haben der Sowjetunion die Möglichkeit ge­
geben, in der zweiten Hälfte der 40er Jahre das Atomwaffenmonopol der 
USA' zu brechen, in der zweiten Hälfte der 50er Jahre mit der Erschließung 
des Kosmos zu beginnen und dann ein annäherndes militärstrategisches Kräf­
tegleichgewicht in der Welt durchzusetzen. 

In den ersten drei Jahrzehnten nach 1945 vollzog sich die internationale 
ökon~mische Systemauseinandersetzung noch in einer Situation, da die 
Wachstumsraten in den kapitalistischen Ländern relativ hoch waren und die 
Krisenzyklen vergleichsweise undramatisch verliefen. Mit der weltweiten Zu­
spitzung der kapitalistischen Krise Mitte der 70er Jahre sind Zustände zurück­
geke.,_rt, die viele seit Anfang der 30er Jahre überwunden glaubten. Elemente 
der allgemeinen Krise des Kapitalismus, von zyklischen Überproduktionskri­
sen, von äußerst komplizierten Strukturkrisen sowie fast unlösbare Probleme 

37 Vgl. UdSSR in Zahlen für 1982, a.a.O., S. 57. 
38 Vgl. ebd., S. 62; UdSSR in Zahlen für 1977, a.a.O., S. 62. 
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in den internationalen kapitalistischen Finanzbeziehungen sind eng miteinan­
der verknüpft, haben die Wachstumsraten drastisch verringert, die Arbeitslo­
senziffern und Staatsschulden auf neue Rekordhöhen getrieben. Auswege aus 
dieser Misere sind um so weniger in Sicht, als die forcierte Hochrüstung die 
Möglichkeiten für eine krisendämpfende Wirtschaftspolitik immer mehr ein­
schränkt. 

Sicherlich bleiben auch die sozialistischen Staaten von den Auswirkungen 
der Zuspitzung der kapitalistischen Krise und der internationalen Lage (Au­
ßenhandel, Kreditzinsen, Rüstungsausgaben etc.) keineswegs verschont. Ins­
gesamt ist der Kontrast zwischen der krisenhaften Entwicklung in der Welt 
des Kapitals und der ökonomischen Stabilität im Sozialismus jedoch deutlich 
gewachsen. In den 70er Jahren war das Wachstum der Industrieproduktion in 
den RGW-Staaten mehr als doppelt so hoch wie in den entwickelten kapitali­
stischen Ländern.39 Bei derartigen Unterschieden im Entwicklungstempo er­
geben sich für die ökonomische Systemauseinandersetzung völlig neue Per­
spektiven. 

Der weitere Verlauf des wirtschaftlichen Wettbewerbs der beiden Gesell­
schaftssysteme hat vor allem gewaltige Bedeutung für die Lösung der Kardi­
nalfrage der Zukunft - nämlich die aggressiven Kräfte des Imperialismus dar­
an zu hindern, in einer Art von Panikreaktion auf eine für sie unter den Be­
dingungen der friedlichen Koexistenz ungünstig verlaufende internationale 
Entwicklung einen -atomaren Weltbrand zu entfachen. Daß gerade in den 
USA derart extrem abenteuerliche Kräfte in der jüngsten Zeit stark an Ein­
fluß gewonnen haben, ist ein ernsthaftes Alarmzeichen. Die Hoffnungen die­
ser Abenteurer sind jedoch auf Sand gebaut. Wenn die Vereinigten Staaten 
schon in den 50er Jahren außerstande waren, die Voraussetzungen für einen 
„siegreichen" Atomkrieg zu schaffen bzw. die Sowjetunion „totzurüsten", so 
sind derartige Ziele in den 80er Jahren noch weniger erreichbar. 

Die Fakten zeigen darüber hinaus, daß für den gegenwärtigen extremisti­
schen Kurs Washingtons keine ausreichende ökonomische Basis existiert. Un­
ter Reagan sind die Rüstungsausgaben dreimal so hoch wie etwa unter Nixon, 
die Haushaltsdefizite aber zehnmal so hoch. Innerhalb von acht Jahren wird 
Reagan die Staatsschulden um ca. 1 800 Mrd. Dollar erhöht haben. Das ist 
doppelt soviel wie die Schuldenzunahme unter sämtlichen USA-Präsidenten 
vor ihm. Nach einem Ansteigen des Handelsbilanzdefizits auf 125 Mrd. Dol­
lar 1984 werden die Vereinigten Staaten bereits 1985 international nicht mehr 
in der Position eines Gläubiger-, sondern eines Schuldnerlandes sein. In der 
Situation einer tiefen Krise wird der Hochrüstungs- und Konfrontationskurs 
mit geliehenem Geld durchgepeitscht - unter Inkaufnahme einer geradezu 
astronomischen Schuldenzunahme und vor allem zu Lasten der gesamten Pro­
duktivkraftentwicklung. 40 Diese Politik überfordert die Kräfte der USA bei 

39 Vgl. UdSSR in Zahlen für 1982, a.a.O., S. 58. 
40 Hierzu vgl. etwa: K. Steinhaus, Wie stark sind die USA wirklich?, in: Blätter für deutsche und 

internationale Politik, 9/1984, S. 1089ff. 
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weitem. Im Endergebnis wird sie die Machtstellung dieser Hauptbastion des 
Wel~mperialismus nicht stärken, sondern weiter untergraben. 

Die gegenwärtige Außen-, Militär- und Wirtschaftspolitik der USA ver­
schärft zudem die Widersprüche im gesamten imperialistischen Lager. Tabelle 
6 gibt einen Anhalt für die Ungleichmäßigkeit der ökonomischen Entwick­
lung des Kapitalismus in der Zeit seit dem 2. Weltkrieg und die daraus resul­
tiereµden kräftepolitischen Veränderungen. 

Tabelle 6: Ökonomische und militärische Kennziffern imperialistischer 
Zentren41 

In% der USA 
EGa> + Ja-

EGa> Japan pan 

Industrieproduktion 
-1960 55 11 66 

-1980 78 29 107 

Warenexport 
-1960 152b) 20 

172b) 

-1980 309b) 60 369b) 

Truppenstärken 
-1960 81 c) 

9 9oc> 

-1980 125 12 137 

Militärausgaben 
-1960 18 l 19 

-1980 80 9 89 

a) 1960: EG der Sechs; 1980: EG der Zwölf (einschl. Griechenland, Spanien u. Portugal) 
b) Schätzung 
c) Von den knapp 2 Mio. Soldaten der damaligen EG-Staaten waren 800. 00 französische Solda­

ten in Algerien gebunden, also fllr NATO-Zwecke nicht verfügbar. 

Unmittelbar nach Ende des 2. Weltkrieges hatten die Vereinigten Staaten in 
der kapitalistischen Welt überhaupt keine ernst zu nehmenden Konkurrenten. 
Divergierende Rivalitätszentren existierten faktisch nicht. Selbst anderthalb 
Jah~ehnte später - als die Kriegszerstörungen längst beseitigt, die westeuro­
päische Integration sowie die offene Remilitarisierung der Bundesrepublik 
und Japans schon in Gang gekommen waren - waren die USA ökonomisch 

41 Quellen: Die Wirtschaft kapitalistischer Länder ... , a.a.O., S. 28; Ekonomitscheskoje polo­
shenije kapitalistitscheskich i raswiwajustschisja stran. Obsor sa 1978 g. i natschalo 1979 g. 
(B~ilage zu „Mirowaja ekonomika i meshdunarodnije otnoschenija", 8/1979), S. 21; Charisius 
u. a., a.a.O., S. 103ff.; The Institute for Strategie Studies, The Military Balance 1962-1963, 
London 1962, S. 13ff.; Streitkräfte 1982/83, a.a.O., S. 318ff. 
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und vor allem militärisch weitaus stärker als die damalige EG und Japan zu­
sammen. 

Zu Beginn dieses Jahrzehnts hat sich das bereits deutlich verändert. Wäh­
rend die EG der Sechs um 1960 lediglich etwas mehr als die Hälfte der US­
amerikanischen Industrieproduktion erreichte, produziert die EG-Industrie 
mit demnächst zwölf Mitgliedern jetzt annähernd vier Fünftel soviel wie die 
USA-Industrie. Die EG und Japan zusammen übertreffen ihre „Schutzmacht" 
bei der Industrieproduktion heute sogar, ihr Warenexport ist fast viermal so 
groß. Auch hinsichtlich der Truppenstärken und Militärausgaben hat sich das 
Bild gewandelt. Sicherlich sind die USA aufgrund der Größe ihres Kernwaf­
fenarsenals immer nocli mit Abstand die politische und militärische Nr. 1 der 
imperialistischen Welt. Aber die Entwicklung eigenständiger atomarer Kapa­
zitäten in Frankreich und Großbritannien hat das ursprünglich erdrückende 
Übergewicht doch zumindest relativiert. 

Mit den Veränderungen des ökonomischen und militärischen Kräftever­
hältnisses zwischen den verschiedenen Rivalitätszentren gewinnen auch deren 
eigenständige Interessen zunehmend an Gewicht. Aufgrund ihrer exponierten 
geographischen Lage und der geringen Größe ihres Territoriums haben die 
kleineren imperialistischen Länder im Falle einer militärischen Auseinander­
setzung nicht die geringste Überlebenschance. Angesichts unzureichender 
Rohstoffvorkommen und der Begrenztheit ihrer Binnenmärkte sind sie von ei­
nem störungsfreien Handel sowohl mit den Entwicklungsländern als auch mit 
der sozialistischen Staatengemeinschaft in wesentlich höherem Maße abhän­
gig als die USA. Daraus resultieren unvermeidlich wachsende Meinungsver­
schiedenheiten und Widersprüche, die vor allem deshalb wichtig sind, weil sie 
dem Weltimperialismus die Herstellung einer einheitlichen Front gegen den 
Sozialismus und die anderen Fortschrittskräfte beträchtlich erschweren. 

4. Richtung und Widersprüche des Geschichtsprozesses 
der Gegenwart 
Der Hauptinhalt der gegenwärtigen Epoche tritt „ vor allem in Form des 

Wettstreits der zwei entgegengesetzten Gesellschaftssysteme in Erscheinung, 
die zwar nebeneinander bestehen, aber qualitativ verschiedene Stadien des 
Fortschritts der Gesellschaft darstellen, deren Vergangenheit und deren Zu­
kunft. Die Entwicklung jeder der beiden Gesellschaftsformationen verläuft in 
direkt entgegengesetzter Richtung. Der heutige Kapitalismus gleitet trotz Pro­
duktionswachstum in einzelnen Perioden und technischen Fortschritts in den 
Industrieländern auf einer schiefen Ebene. Das sozialistische System entwik­
kelt sich in Überwindung bestehender und entstehender innerer Widersprü­
che in aufsteigender Linie, erstarkt im Kampf gegen den Imperialismus." 

Der Verfasser dieser Zeilen, der sowjetische Philosoph P. Fedossejew, weist 
allerdings mit vollem Recht darauf hin, daß man „das Bild der Entwicklung 
in der Welt" damit „nicht auf ein vereinfachtes Schema reduzieren" darf: 
,,Auf steigende und absteigende Linie bedeuten nicht irgendeinen gleichmäßi­
gen Aufschwung bzw. ununterbrochenen Niedergang. Bei der aufsteigenden 
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Linie des gesellschaftlichen Fortschritts gibt es spezifische Schwierigkeiten, 
Wid~rsprüche, zeitweilige Stockungen, Windungen und Wendungen. Dem­
nachidarfman sich die Entwicklung des Sozialismus nicht als ,ununterbroche­
nen' Fortschritt, als ein ungehindertes Voranschreiten zu höheren Stufen vor­
stellen. Die absteigende Linie kennt nicht nur Rückgang, Einbrüche, ein In­
den-Abgrund-Gleiten, sondern auch zeitweilige Aufschwünge. "42 

Nur wer die Dinge so betrachtet, bewahrt sich die Fähigkeit, die tatsächli­
che Richtung der historischen Entwicklung zu erkennen, und ist gleichzeitig 
davor gefeit, bei irgendeiner zeitweiligen „Stockung", ,,Windung" oder „Wen­
dung" gleich den Kopf (und den Mut) zu verlieren. Eine solche Betrachtungs­
weise schützt auch davor, politische Erwartungen losgelöst von den realen Be­
dingungen des Klassenkampf es zu entwickeln und auf desorientierende bür-
gerliche Propaganda hereinzufallen. · 

Das betrifft etwa die Frage, was der reale Sozialismus heute leisten kann 
und 1was nicht. Die sozialistische Staatengemeinschaft kann beispielsweise 
vieleh Völkern der „Dritten Welt" dazu verhelfen, die Abhängigkeit vom Im­
perialismus zu verringern und den Weg des gesellschaftlichen Fortschritts ein­
zuschlagen. Aber der Einfluß und die materiellen Mittel des realen Sozialis­
mus sind begrenzt, reichen heute noch nicht aus, um alle imperialistischen 
Manöver an jedem Ort und zu jeder Zeit zu durchkreuzen. 

Die sozialistische Gesellschaft ist dem Kapitalismus um eine ganze histori­
sche Epoche voraus. Sie verkörpert die Zukunft der ganzen Menschheit. Aber 
sie ist heute nicht nur durch die Vorzüge der sozialistischen Ordnung - wie 
das ~esellschaftliche Eigentum an den Produktionsmitteln - und die sich dar­
aus ergebenden neuen Entwicklungsmöglichkeiten geprägt. Zum realen Sozia­
lismus von heute gehört beispielsweise auch, daß er sich gegen eine feindliche 
Umwelt behaupten muß, daß er hinsichtlich seiner Produktivkräfte gegenüber 
den entwickelten kapitalistischen Ländern noch im Rückstand ist, daß er 
nich~ zuletzt hinsichtlich des Bewußtseins der Menschen noch viele „Mutter­
male" der alten Gesellschaft aufweist - mit allen Konsequenzen, die das un­
vermeidlich in den verschiedensten Lebensbereichen hat. In einer Welt ohne 
imperialistische Kriegsdrohungen, ohne konterrevolutionäre Komplotte, ohne 
die äußeren Einwirkungen der bürgerlichen Ideologie und der kapitalisti­
schen Lebensweise, ohne Mangel an wichtigen materiellen Gütern ließen sich 
die sozialistischen Ideen und Ziele natürlich viel schneller verwirklichen, als 
das heute möglich ist. 

Der Vorwurf, die Sowjetunion oder die DDR seien nicht das „Ideal" des 
Sozi~lismus, wie es Marx und Engels in ihren Schriften entwickelt haben, ist 
zutiefst abstrakt und unhistorisch. Auf jeden Fall ist er an die falsche Adresse 
gerichtet. Die sowjetischen und die deutschen Kommunisten haben selbst 
heute für die Verwirklichung ihrer Ziele alles andere als ideale Umstände -
von den Anfängen des Aufbaus des Sozialismus ganz zu schweigen. Damals · 
hat W. I. Lenin zu diesem (keineswegs neuen) Thema folgende Worte gefun-

42 P. Fedossejew, Dialektik des gesellschaftlichen Lebens, in: Probleme des Friedens und des 
Sozialismus, 9/1981, S. 1192f. 
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den: ,, Wir wissen, daß nichts vom Himmel fällt, wir wissen, daß der Kommu­
nismus aus dem Kapitalismus hervorwächst, daß nur aus seinen Überresten 
der Kommunismus aufgebaut werden kann; gewiß, das sind schlechte Über­
reste, aber andere gibt es nun einmal nicht. "43 

Glücklicherweise haben die russischen Bolschewiki 1917 und die deutschen 
Kommunisten 1945 nicht auf „ideale" Zustände gewartet, sondern den Sozia­
lismus unter den komplizierten Bedingungen aufgebaut, die sie vorfanden. 
Das geschieht auch weiterhin. Dabei wird Neuland betreten. Infolgedessen 
tauchen immer wieder Fragen auf, für die es keine „Präzedenzfälle" gibt, die 
also möglicherweise nicht immer gleich auf Anhieb richtig beantwortet wer­
den. Aber letztendlich kommt der Sozialismus bei der Lösung seiner Entwick­
lungsprobleme den Zielen schrittweise näher. Um es in den Worten eines Lie­
des des Berliner „Oktoberclubs" zu sagen: Nachher wird man's immer besser 
wissen - doch das Nachher kommt nicht von allein. 

Natürlich muß sich der Sozialismus nicht nur mit Überbleibseln der alten 
Gesellschaft und mit den Attacken des Imperialismus auseinandersetzen. Er 
hat es auch mit Widersprüchen zu tun, die seiner eigenen Entwicklung ent­
springen. Gerade die enorme Dynamik der gesellschaftlichen Entwicklung, 
insbesondere das hohe Tempo des Wachstums der Produktivkräfte, kann Dis­
proportionalitäten und Widersprüche erzeugen: innerhalb der Wirtschaft, 
aber auch zwischen den Sphären der Ökonomie, der Politik und der Ideolo­
gie.44 

Gerade jetzt wird beispielsweise in der Sowjetunion mit großer Offenheit 
darüber diskutiert, wie die Hemmnisse, die einer Erhöhung der wirtschaftli­
chen Effektivität entgegenstehen, überwunden werden können. Dabei werden 
wenig Worte darüber verloren, daß man natürlich wesentlich schneller voran­
kommen könnte, würde man nicht - durch direkte Wirtschafts- oder Militär­
hilfe, durch aufwendige Investitionen im Roh- und Brennstoffbereich und vor 
allem durch die Verteidigungsausgaben - gewaltige Lasten auch für die ganze 
sozialistische Staatengemeinschaft und für alle antiimperialistischen Kräfte 
mittragen. Man trägt diese Lasten, und die sowjetischen Menschen nehmen 
die damit verbundenen Einschränkungen mit einem einzigartigen Verständnis 
für die Notwendigkeit der weltweiten Solidarität im Interesse des Friedens 
auf sich. 

Man konzentriert sich ganz bewußt auf das Problem einer Verbesserung der 
Leitungstätigkeit. ,,Warum ist der Nutzeffekt der riesigen investierten Mittel 
zur Zeit unzureichend, warum ist das Tempo unbefriedigend, mit dem die Er­
gebnisse von Wissenschaft und Technik in die Produktion übergeleitet wer­
den?" Juri Andropow, der verstorbene Generalsekretär des ZK der KPdSU, 

43 Lenin, Werke, Bd. 30, S. 422. 
44 Hierzu vgl. etwa: Fedossejew, a.a.O.; W. S. Semjonow, Das Widerspruchsproblem im Sozia­

lismus, in: Sowjetwissenschaft. Gesellschaftswissenschaftliche Beiträge, 1 / 1983, S. 16ff.; 
ders., Zur theoretischen Vertiefung und Konkretisierung des Widerspruchsproblems im ent­
wickelten Sozialismus, ebd., 4/1984, S. 368ff.; A P. Butenko, Widersprüche der Entwicklung 
des Sozialismus als Gesellschaftsordnung, ebd., 2/1983, S. 226ff.; ders., Noch einmal über die 
Widersprüche im Sozialismus, ebd., 4/1984, S. 36lff. 
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hat zu dieser Frage mit aller Deutlichkeit gesagt: ,,Vor allem muß man sehen, 
daß unsere Arbeit, deren Ziel die Vervollkommnung und Umgestaltung des 
Wirtschaftsmechanismus sowie der Formen und Methoden der Leitung ist, 
hinter den Anforderungen des erreichten Niveaus der materiell-technischen, 
sozialen und geistigen Entwicklung der sowjetischen Gesellschaft zurückge­
blieben ist. "45 

Es hat sich also im Prozeß der Entwicklung des Sozialismus ein fortschritts­
hemmender Widerspruch herausgebildet. Dabei handelt es sich um einen 
nichtantagonistischen Widerspruch, der sich mit politischen bzw. wirtschafts­
politischen Mitteln im Rahmen des sozialistischen Systems lösen läßt. Die 
zeitweilige Existenz solcher Widersprüche ändert an den grundlegenden Ten­
denzen des internationalen Kräfteverhältnisses nichts. Aber die Geschichte 
zeigt,· daß die Lösung solcher Widersprüche im Sozialismus immer wieder be­
deutende sozialökonomische und politische Entwicklungsschübe auslöst. 

Die Geschichte zeigt allerdings auch, daß Widersprüche im Sozialismus im 
Extremfall, wenn sie nicht rechtzeitig gelöst, sondern durch eine fehlerhafte 
politische Linie verschleppt und weiter verstärkt werden, antagonistischen 
Charakter annehmen können. Das war beispielsweise Ende der 70er, Anfang 
der 80er Jahre in Polen der Fall. Die konterrevolutionären Kräfte, die unter 
Ausnutzung einer solchen Situation zur Offensive übergingen, wurden letzt­
endlich jedoch immer wieder geschlagen. 

Es gibt aber auch negative Entwicklungen in kommunistischen Parteien 
und sozialistischen Ländern, die bereits lange andauern und bei denen noch 
offen 1ist, inwieweit und wann sie korrigiert werden können. Würden alle kom­
munistischen Parteien an einem Strang ziehen, würde das Machtpotential al­
ler s~zialistischen Länder einheitlich gegen den Imperialismus zur Geltung 
gebracht, sähe die Welt heute mit Sicherheit schon wesentlich anders aus. So 
gewinnt die weitere Entwicklung innerhalb der kommunistischen Weltbewe­
gung für das künftige internationale Kräfteverhältnis erstrangige Bedeutung. 

Besonders tragisch und folgenreich ist die Entwicklung in China. Was unter 
ultra-~,linker" Flagge mit dem „Großen Sprung" und der „Kulturrevolution" 
begann, hat außenpolitisch zu einer Entfremdung von der Sowjetunion und 
der sozialistischen Staatengemeinschaft - bis hin zur Anwendung von Waf­
fengewalt gegen Bruderländer - geführt. Das faktische Ausbrechen des volk­
reichsten Staates der Erde aus der Gemeinschaft der sozialistischen Staaten 
ist der mit Abstand schwerste Schlag, den der Sozialismus seit 1945 hinneh­
men mußte. Und es ist die vielleicht größte Leistung der Sowjetunion und ih­
rer Verbündeten, trotzdem die weltpolitische Initiative nicht aus der Hand ge­
geben zu haben. 

Es ist müßig, jetzt darüber zu spekulieren, wie stark die marxistisch-interna­
tionalistischen Kräfte innerhalb der Kommunistischen Partei Chinas sind 
bzw. in Zukunft sein werden, ob und in welchem Ausmaß sich in der über­
schaubar nächsten Zeit die Beziehungen Chinas zu anderen sozialistischen 
Staaten normalisieren können. Eine ganze Reihe von Gründen sprechen je-

45 J. Andropow, Ausgewählte Reden und Schriften, Berlin 1983, S. 267f. 
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doch dagegen, die negative Entwicklung Chinas als unumkehrbar anzusehen. 
Nicht nur außerhalb, sondern vor allem innerhalb des Landes steht die Frage 
nach den Folgen, die sich aus der Lösung der Beziehungen zu den natürlichen 
Verbündeten, aus der Preisgabe der Prinzipien des sozialistischen Internatio­
nalismus, aus dem Abgehen vom Marxismus-Leninismus ergeben haben. Die 
sozialökonomische Entwicklung wurde gebremst, der politisch-ideologische 
Überbau der Gesellschaft deformiert. Die Taiwan-Frage ist einer Lösung kein 
Stück nähergekommen. In der internationalen Arena erhält China oft genug 
Beifall von der falschen Seite und steht im übrigen faktisch ohne verläßliche 
Verbündete da. 

Schon heute hat also das Leben selbst das Urteil über die verhängnisvolle 
Entwicklung gesprochen, die sich Ende der 50er Jahre in Volkschina vollzo­
gen hat. Die Erkenntnis dieser Wahrheit hat dem Maoismus als politischer 
Strömung außerhalb Chinas den Todesstoß versetzt. Sie ist aber vor allem 
auch - und wird das bleiben - ein wichtiges Moment der inneren Auseinan­
dersetzungen über den künftigen Kurs des Landes. Auch in diesem Zusam­
menhang gilt die Erkenntnis von Marx und Engels: ,,Die ,Idee' blamierte sich 
immer, soweit sie von dem ,Interesse' unterschieden war. "46 

Die „Idee" der Selbstisolation von anderen Fortschrittskräften oder gar der 
Zusammenarbeit mit dem Klassengegner ist iri einer sozialistischen Gesell­
schaft nicht auf ein wirkliches objektives „Interesse" gegründet. Sie steht viel­
mehr in einem krassen Gegensatz zu den realen Erf ordemissen des Aufbaus 
und der Verteidigung des Sozialismus. Fundamentale gesellschaftliche Erfor­
dernisse und geschichtliche Gesetzmäßigkeiten werden daher immer wieder 
ein Streben nach Annäherung an die Bruderländer hervorbringen. Viel spricht 
dafür, daß sich diese Triebkräfte letztendlich auch in sozialistischen Staaten 
wie China, Albanien und Jugoslawien gegen nationalistische Tendenzen hi­
storisch durchsetzen werden. Die Wiederherstellung der Einheit des sozialisti­
schen Weltsystems und der kommunistischen Weltbewegung wird ebenso wie 
das Ausbrechen weiterer Länder aus dem kapitalistischen System integraler 
Bestandteil des revolutionären Weltprozesses der Zukunft sein. 

Dieser revolutionäre Weltprozeß wird weitergehen - und zwar auch dann, 
wenn Schwierigkeiten, Mißerfolge und Niederlagen diese oder jene Abteilung 
der kommunistischen Weltbewegung zeitweilig aufbalten oder sogar zurück­
werfen. Wie in der Vergangenheit, gibt es auch in der Zukunft keine absolute 
Garantie dafür, daß Derartiges nicht geschieht. Denn „die Vorhut heißt auch 
deshalb Vorhut, weil sie an der Spitze des Fortschritts schreftet und damit alle 
Schwierigkeiten eines Bahnbrechers und alle verbissenen Schläge der Kräfte 
der dem Untergang geweihten alten Welt auf sich nimmt".47 · 

In den annähernd 70 Jahren, die seit der Großen Sozialistischen Oktoberre­
volution und in den 40 Jahren, die seit der Zerschlagung des Faschismus ver­
gangen sind, hat sich immer wieder die Richtigkeit der Erkenntnis von Marx, 
Engels und Lenin bestätigt, daß die alte Welt des Kapitalismus mit dem sich 

46 Marx/Engels, Werke, Bd. 2, S. 85. 
47 Sagladin, a.a.0., S. 12. 
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vers~härfenden Widerspruch zwischen gesellschaftlicher Produktion und pri­
vatkapitalistischer Aneignung, mit den sich zuspitzenden Gegensätzen zwi­
schen Ausgebeuteten und Ausbeutern nicht fertig wird. Diese Widersprüche 
und. Gegensätze machen den revolutionären Kampf der Völker zu einer ele­
mentaren Notwendigkeit, geben ihm immer wieder neue Schubkraft. Und 
noch mehr als zu Lebzeiten Lenins gilt heute: ,,Nur die proletarische, soziali­
stische Revolution vermag die Menschheit aus der Sackgasse herauszuführen, 
die ~er Imperialismus und die imperialistischen Kriege geschaffen haben. "48 

Hierin liegt die historische Gesetzmäßigkeit der Veränderungen der politi­
schen Weltkarte seit 1917 und seit 1945 begründet. Vor diesem Hintergrund 
vor allem muß man die Frage beantworten, welche Kräfte in der Welt von 
heute die historische Initiative in der Hand haben. Und wenn man Entwick­
lungen der Vergangenheit sicherlich auch nicht einfach in die Zukunft „fort­
schreiben" kann, so lassen sie - wenn man die ihnen zugrundeliegenden Wi­
dersprüche und Gesetzmäßigkeiten in die Analyse einbezieht - doch wichtige 
Schlüsse über die allgemeine Richtung künftiger weltpolitischer Entwicklun­
gen zu. 

Niemand kann heute wissen, in welchen zeitlichen Etappen und auf wel­
chen,. Wege sich in Zukunft der weitere Übergang der Völker zum Sozialismus 
vollziehen wird: ,,Alle Nationen werden zum Sozialismus gelangen, das ist 
unausbleiblich, aber keine auf genau die gleiche Art und Weise", schrieb Le­
nin 1916 und fügte hinzu, daß nichts „theoretisch jämmerlicher und in der 
Praxis lächerlicher" wäre, ,,als sich ,im Namen des historischen Materialis­
mus'• in dieser Hinsicht die Zukunft grau in grau vorzustellen".49 

Auch in einer anderen Hinsicht gibt es keinen Grund für Zukunftsvorstel­
lungen „grau in grau". Bei aller Widersprüchlichkeit und Kompliziertheit hat 
der Geschichtsprozeß unserer Epoche unverkennbar „Richtung". Der histori­
sche Optimismus der Kommunisten ist solide begründet. Er befindet sich im 
Einklang mit Gesetzmäßigkeiten, die vielleicht am treffendsten das Programm 
der Kommunistischen Internationale von 1928 charakterisiert hat: ,, Während 
die bürgerlichen Revolutionen Jahrhunderte brauchten, um der politischen 
Herrschaft des Feudaladels ... in der ganzen Welt ein Ende zu setzen, vermag 
die internationale Revolution des Proletariats ... ihre Aufgabe in einer kürze­
ren Frist zu lösen, obwohl auch sie keineswegs ein einmaliger Akt ist, sondern 
sich Ober eine ganze Epoche erstreckt. "50 

48 Lenin, Werke, Bd. 24, S. 460. 
49 Ebd., Bd. 23, S. 64. 
50 Zit. n.: Varga, a.a.O., S. 11. 
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1. Analytische Ansatzhöhe: Krisen und Kriegsgefahr im Kalten 
Krieg 
Die seitens der USA verfolgte Strategie des Kalten Krieges wird vielerorts 

als „militarisierte Außenpolitik" oder als „militärisch dominierte Diplomatie" 
bezeichnet. Dergleichen Umschreibungen besagen, daß die amerikanische 
Außen- und Militärpolitik zwischen 1947 und 1962 die Kriegsgefahr erhöhte: 
im Streben nach Absatz- und Rohstoffmärkten sowie „Einflußzonen" ver­
schärfte sie politische Konflikte, eskalierte die atomare Hochrüstung und ging 
axiomatisch davon aus, einen fortschreitenden Zerfall von Machtpositionen 
(beispielsweise zugunsten der sich entkolonialisierenden Entwicklungsländer 
und/ oder der sozialistischen Staaten) gegebenenfalls durch „gewinnbare" 
Atomkriege aufhalten zu können. Erinnert sei nur an Präsident Trumans be­
rühmte Pressekonferenz vom 30. 11. 1950, als er bestätigte, daß die USA zum 
Einsatz aller ihr zur Verfügung stehenden Waffen in Korea bereit seien und 
daß seit jeher über dfe Möglichkeit des Einsatzes atomarer Waffen nachge­
dacht wurde (,,there has always been active consideration of its use."1). 

Ob und unter welchen Bedingungen eine solche Politik in Krieg umschlägt, 
hängt in hohem,_ Maße davon ab, wie Krisensituationen - sei es in der Dritten 
Welt oder in der direkten Konfrontation mit sozialistischen Ländern - ge­
handhabt werden: Welche Interessen bringen die USA in solche Krisen ein, 
mit welchen Mitteln und zu welchem Zweck wird „Krisenmanagement" be­
trieben, wann ist ein Punkt erreicht, wo es „ Wichtigeres als den Frieden" gibt? 

Im folgenden wird dieses Spannungsverhältnis von Krise und Krieg und die 

1 The History of the Joint Chiefs of Staff. 3: The Korean War (James F. Schnabel u. Robert J. 
Watson) (Wilmington, De., 1979/80), 349 (im Folgenden zitiert als H-JCS). Alle Zitate aus un­
veröffentlichten Quellen werden auch im englischen Original vorgestellt. 
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wechselseitige Beziehung von Politik und Militär anhand zweier Fallbeispiele 
aus der Zeit des Kalten Krieges diskutiert: Kuba-Krise und Korea-Krieg sol­
len Antwort darauf geben, an welchen Kriterien sich der inneradministrative 
Entscheidungsprozeß in Washington orientierte, wie Krisenpolitik geplant 
und umgesetzt wurde, welche politisch-militärischen Instanzen daran beteiligt 
waren und wie deren Zusammenarbeit funktionierte. Im Mittelpunkt stehen 
also• Krisenplanung und -regulierung. In erster Linie werden interne Dokumen­
te politischer und militärischer Entscheidungsgremien ausgewertet, die seit 
Mitte der 70er Jahre deklassifiziert, aber nur teilweise veröffentlicht sind. 

Diese historisch orientierte Bestandsaufnahme soll einen Beitrag leisten, 
das Problem der „Kriegsgefahr" systematisch zu diskutieren und methodische 
Hinweise zur aktuellen Diskussion um Krieg und Frieden zu liefern.2 

Ausgegangen wird vom Begriff der „precipitated crisis". Dieser Anfang der 
60er1 Jahre in der inneramerikanischen Diskussion popularisierte Begriff be­
sagt zweierlei: 
- Unter bestimmten Bedingungen könne es für die Vereinigten Staaten vor­
teilhaft und nutzbringend sein, direkte Konfrontationen mit den sozialisti­
schen Ländern zu provozieren (beispielsweise, um Positionsgewinne in der 
Dritten Welt zu erzielen oder Ansätze zu einem innenpolitischen „Roll Back" 
in Osteuropa zu unterstützen); 
- möglicherweise sei es auch angebracht, Krisen im Ost-West-Verhältnis kal­
kuliert zu „forcieren" und „kontrolliert zu eskalieren". So .gesehen, erscheinen 
zugespitzte (politische und/ oder militärische) Konfliktsituationen als Me­
dium zur Durchsetzung hegemonialer Interessen, die unter anderen Bedin­
gungen nicht oder nur modifiziert hätten realisiert werden können. Aus den 
Reihen der RAND-Corporation wurde politischer Strategiebildung daher die 
Aufgabe zugeschrieben, ,,Bedingungen zu benennen, die bei geringem Risiko 
ausufernder Gewalt den Rückgriff auf konfrontative Maßnahmen zulassen 
und, falls es zur offenen Gewaltanwendung kommt, die Umstände und Mittel 
anzugeben, die den Prozeß weiterer Eskalation abbremsen können. "3 

Eine Analyse regierungsinterner Beratungen der 50er Jahre zeigt, daß diese 
Konzeption zum Grundbestand der (spätestens seit Sommer 1947 verfolgten) 
,,Strategie des Katten Krieges" zu rechnen ist. Das Politikmodell der „precipi­
tated crisis" schloß stets die Möglichkeit ein, daß krisenkontrollierende Me­
cha~smen versagen und amerikanische Außen- und Militärpolitik selbst zum 
kriegsauslösenden Faktor werden könnten. ,, ... eine Politik, die jegliches Ri­
siko eines Weltkrieges vermeidet, würde die Nation hilflos feindlichen Dro­
hungen ausliefern. "4 Außenpolitische Grundsatzziele waren von vornherein 
als Anliegen definiert, die gegebenenfalls nur über krisenhafte Zuspitzung 
durchsetzbar waren und folglich auch einen Atomkrieg als Mittel der Politik 

2 Vgl. Bernd Greiner, Die Kategorie Risikoniveau - ein Paradigma zur Analyse amerikanischer 
Außen- und Militärpolitik während des Kalten Krieges (Dargestellt anhand neueren Quellen­
materials) (Frankfurt/M., Bern, New York: Peter Lang, 1985). 

3 RAND-Memorandum RM-3034-ISA, Tactics in a Local Crisis, Allen R. Ferguson (Santa Mo­
nica, Ca., September 1962), 2/3. 

4 Ebenda, 56. 
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implizierten. Dwight D. Eisenhower stellt in seinen Memoiren diesen Zusam­
menhang zwischen weltweiten Verpflichtungen der USA und der Gewaltop­
tion her, wenn er (übereinstimmend mit den Positionen des Nationalen Si­
cherheitsrates und des Vereinigten Generalstabes) schreibt: ,,Ich gehe nach 
wie vor davon aus, daß die USA auf keinen Fall ihre augenblicklichen militä­
rischen Verpflichtungen in aller Welt aufrechterhalten könnten ... , verfügten 
wir nicht über atomare Waffen und den Willen, diese nötigenfalls einzuset­
zen."5 

Der Korea-Krieg (1950-53) und die Raketenkrise um Kuba (Oktober 1962) 
gelten als klassische Beispiele für Krisen, die seitens der USA politisch kalku­
liert „forciert" wurden. 

Zunächst zur Kuba-Krise: Die bisher überzeugendste Erklärung sowjeti­
scher Politik im Sommer und Herbst 1962 besagt, daß die UdSSR die Raketen 
auf Kuba stationierte, um einen qualitativen Rüstungsschub der USA (u. a. 
die beschleunigte Einführung von Interkontinentalraketen) zu neutralisieren.6 

Da die Vereinigten Staaten ihren rüstungstechnologischen Vorsprung und mi­
litärstrategischen Vorteil unter allen Umständen wahren wollten, lehnten sie 
die sowjetische Maßnahme kategorisch ab. Freilich ging die amerikanische 
Krisenpolitik um Kuba weit über diesen militärpolitischen Gesichtspunkt hin­
aus. W. W. Rostow rückte in einem Memorandum an den präsidialen Sicher­
heitsberater, McGeorge Bundy, politische Interessen in den Mittelpunkt. ,,Es 
ist zu diesem Zeitpunkt der Auseinandersetzung zwischen Ost und West unbe­
dingt erforderlich, daß den Sowjets kein Erfolg in der Größenordnung zuge­
standen wird, wie dies bei einer funktionsfähigen Raketenstellung auf Kuba 
der Fall wäre. "7 Im einzelnen wurde darauf verwiesen, daß sowjetische Rake­
tenbasen auf Kuba der US-Containment-Politik im gesamten mittel- und la­
teinamerikanischen Raum schweren politischen Schaden zufügten; daß die 
amerikanische Politik und „Glaubwürdigkeit" in anderen Krisengebieten und 
damit zugleich alle nach dem Zweiten Weltkrieg eingegangenen politischen 

. Verpflichtungen (,,commitments") untergraben würden; daß in Krisen wie um 
Kuba generell über die künftige internationale Machtverteilung und folglich 
auch über Verlauf und Ausgang künftiger Krisen vorentschieden würde; daß 
ein Erfolg ihres Unternehmens der UdSSR einen signifikanten „signal suc­
cess" brächte und generell die sowjetischer Außenpolitik nach 1945 auferleg­
ten Beschränkungen (u. a. Rüstungslasten) erheblich reduzierte. In dieser 
Auseinandersetzung standen folglich die Logik und der künftige Wert der ge­
samten Kalte-Kriegs-Strategie zur Disposition. ,,Folglich hing in amerikani­
scher Sicht die Zukunft der Welt auch von der Auseinandersetzung um diese 
kleine Insel ab. ''8 

· 5 Dwight D. Eisenhower, The Wbite House Years: Mandate for Change, 1953-1956 (Garden Ci­
ty, 1963), 180. 

6 Vgl. Graham T. Allison, Essence of Decision: Explaining the Cuban Missile Crisis (Boston, 
1971) 

7 Policy Planning Council, The Cuban Base Problem in Perspective, o. J .. To: McGeorge Bundy, 
The Wbite House. From: W. W. Rostow, Top Secret. In The Declassified Documents Retro­
spective Collection (Carrollton Press, Washington, D.C.) 4, 2 (1978), 202 A (im Folgenden zi­
tiert als DDRC). Hervorhebungen B. G. 
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D~rüber hinaus wußte die amerikanische Regierung, daß über sowjetische· 
Raketen auf Kuba nicht verhandelt werden konnte, ohne zugleich die vorge­
schobenen, in Grenznähe zur UdSSR befindlichen (Raketen-)Stützpunkte der 
USA zur Disposition zu stellen. Dies hatte Außenminister Rusk bereits im 
Mai :.1961 vor dem Auswärtigen Ausschuß des Senats (in geheimer Anhörung) 
zu erkennen gegeben: Eine diplomatische Behandlung Kuba-stationierter Ra­
keten verbiete sich, ,,denn im Falle politischer und diplomatischer Bemühun­
gen, eine solche Entwicklung zu verhindern, zu unterbinden oder sie ( die so­
wjetischen Raketen - B. G.) abzubauen, sähen wir uns einer schwierigen Ver­
handlungsposition gegenüber - möglicherweise mit Rückwirkungen auf die 
Stellung der NATO und die in anderen Teilen der Welt aufgebauten Verteidi­
gungslinien gegenüber der Sowjetunion. "9 

Leµtendlich brachte Präsident Kennedy das Problem der künftigen Durch­
setzbarkeit imperialer Interessen zur Sprache. Sowjetische Raketen auf Kuba 
würden die „Glaubwürdigkeit" (sprich: die Entschlossenheit, im Zweifelsfall 
auch

1 

zu gewaltsamen Mitteln zu greifen) amerikanischer Politik in Frage stel­
len. iugleich wären „power image" und „Prestige" der UdSSR aufgewertet 
worden. ,,Dies hätte das Gleichgewicht der Macht politisch verändert. Es hät­
te den Anschein gehabt, und der Schein ist Teil der Realität. "10 Allein die re­
ale Erfahrung einer Krise konnte gegenteilige Entwicklungstrends aufhalten 
oder fo ihr Gegenteil verkehren. Diese Ratio einer „precipitated crisis" hatte 
Kennedy schon im Sommer 1961 formuliert. ,,Eines Tages, sagte er, könnte der 
Zeitpunkt kommen, wo er das größtmögliche Risiko würde eingehen müssen, 
um <Chruschtschow davon zu überzeugen, daß Entgegenkommen nichts mit 
Demütigung zu tun habe .... 'Er (Chruschtschow - B. G.) muß uns in Aktion 
sehen'."11 

Aus all diesen Gründen schien ein „showdown", ein zeitlich wie politisch 
forciertes Austragen der Raketenkrise, unumgänglich. 

Vergleichbare machtpolitische Überlegungen spielten zu Beginn und wäh­
rend des Korea-Krieges eine Rolle. Unmittelbar vor Ausbruch des Krieges gab 
es innerhalb der Truman-Administration noch tief greif ende Meinungsver-

8 Albert u. Roberta Woblstetter, ,.Controlling the Risks in Cuba", Adelphi Papers, 17 (April 
1965), 14. Vgl. Department of State, Bureau of Intelligence and Research (Roger Hilsman), 
Research Memorandum, 27. 10. 1962, To: The Secretary. In DDRC 6,1 (1980), 72 D. 

9 The United States Senate, Report of Proceedings, Hearing beld before Subcommittee on Ame­
rican Republics Aff airs of the Committee on Foreign Relations, Briefing on the Cuban Situ­
ation, 1. 5. 1961, Secret, 9. National Archives/Civil Archives Division (NA/CAD), Record 
Grqup (RG) 46, Records of the US Senate, Committee on Foreign Relations, Declassified He­
arings 1961, Box No. 4 ...... if efforts were made politically and diplomatically to try to pre­
vent or stop such a development or to have them (Soviet missiles - B. G.) withdrawn, we 
would be involved in a difficult bargaining position which might aff ect the stands of NATO 
and. the def enses in otber parts of the world with respect to the Soviet Union." 

10 John F. Kennedy, zit n. Allison, Essence of Decision, 51. 
11 John F. Kennedy, zit n. Alexander L. George, David K. Hall u. William E. Simons, The Li­

mits of Coercive Diplomacy. Laos, Cuba, Vietnam (Boston, 1971). 98. 
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schiedenheiten über den künftig einzuschlagenden außenpolitischen Kurs. 
NSC-68, ein im April 1950 vorgelegtes Memorandum des Außen- und Vertei­
digungsministeriums, spiegelt diese Kontroverse: es ging erstens darum, zu 
welchem Zweck die vorgeschlagene ·verdreifachung des Rüstungshaushalts 
erfolgen sollte. Sollten die atomar-strategischen Streitkräfte im Mittelpunkt 
stehen oder der Aufbau einer flexiblen, konventionellen Interventionstruppe? 
Konnte ein Rüstungshaushalt dieser Größenordnung ( ca. 40 Milliarden Dol­
lar) innenpolitisch überhaupt durchgesetzt werden, und welche Möglichkeiten 
gab es, sich der politisch-finanziellen Lastenteilung anderer NATO-Staaten zu 
versichern? Zweitens mußten Entscheidungen bezüglich einer friedensvertrag­
lichen Regelung mit Japan und einer westdeutschen Wiederbewaffnung in die 
Wege geleitet werden. Drittens wurde verstärkt darüber diskutiert, ob es poli­
tisch möglich und effektiv sei, das in Westeuropa praktizierte Modell einer 
antikommunistischen Allianzbildung auf Schlüsselregionen der Dritten Welt 
- etwa Südostasien - zu übertragen. Damit hing auch ein von der Rechtsoppo­
sition (China-Lobby, MacArthur-Flügel der republikanischen Partei) favori­
siertes Thema zusammen: Wie konnte verhindert werden, daß die VR China 
in die UNO aufgenommen würde, und war es möglich, Japan in einem strate­
gisch relevanten Umfang wiederaufzurüsten? 

Inmitten dieses Diskussions- und Entscheidungsprozesses eskalierten die 
Konflikte in Korea - unter bis heute nicht geklärten Umständen - zum Bür­
gerkrieg. Für unseren Zusammenhang sind weniger die konkreten Ursachen 
des Kriegsausbruchs relevant als die Tatsache, daß die amerikanische Regie­
rung binnen weniger Tage12 ihre intern festgelegten wie öffentlich legitimier­
ten Richtlinien zur Südostasien-Politik in einem wichtigen Punkt aufkündigte. 
Entgegen der bisherigen Beschlußlage entschied man sich nämlich für den 
Einsatz von Bodentruppen in Korea. I. F. Stone begründet in seiner klassi­
schen Studie zum Korea-Krieg diesen Schritt mit dem Hinweis auf ein ge­
meinschaftliches Interesse aller politischen Fraktionen in Washington an ei­
nem „begrenzt eskalierten Krieg". Man sah die Möglichkeit, im Schatten ei­
nes scheinbar unbestreitbaren „kommunistischen Angriffs" den Boden zur 
Durchsetzung weitreichender und von Korea unabhängiger politischer Ziele 
zu bereiten: innenpolitisch einen substantiell erhöhten Rüstungshaushalt; 
NATO-intern die deutsche Wiederbewaffnung; in Fernost einen Friedensver­
trag mit Japan unter Ausschluß der UdSSR und der VR China von allen dies­
bezüglichen Verhandlungen. Insofern war Korea - so Stone - ,,ein Schach­
bauer, der für einen wichtigeren Zug geopfert werden sollte ... ".13 

Die für unseren Zusammenhang entscheidende Frage lautet, welche Politik 
die Vereinigten Staaten im Verlauf dieser extremen (aber in der Logik der 
amerikanischen Strategie des Kalten Krieges begründeten) Konfliktsituatio­
nen betrieben. Wie verhalten sich politische Risikobereitschaft und militäri-

12 Spätestens am 30. 6. 1950 - also fünf Tage nach Beginn der Kampfbandlungen -war über den 
Einsatz von Bodentruppen positiv entschieden: vgl. H-JCS, 3, The Korean War, 117. 

13 I. F. Stone, The Hidden History of the Korean War (New York, London, 1952; rpt. New 
York, 1971), 21. 
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sches Risikokalkül zu diplomatischem „Krisenmanagement"? Welche Mög­
lichkeiten konflikteinhegender politischer Kontrolle wurden wahrgenommen, 
und bis zu welchem Grad konnten sich militärische Krisenoptionen durchset­
zen? Kurz, bis an welche Grenze reichte die Risikopolitik des Kalten Krieges? 

Die im Falle Kubas und Koreas betriebene Krisenpolitik der USA ging von 
zwei I allgemeinen (und einander widersprechenden) Prämissen aus: 
- Es kann davon ausgegangen werden, daß kriegerische und nichtkriegerische 
Mittel auch im Kalten Krieg politisch-strategisch nicht gleichberechtigt sind. 
Ger~de die regierungsinternen Dokumente der 50er Jahre belegen, daß es kei­
ne Frage der politischen Taktik war, ob bei der Verfolgung außenpolitischer 
Ziele und insbesondere im Verhältnis zu den sozialistischen Ländern zum 
Mittel militärischer Gewalt gegriffen wurde oder nicht. Anders ausgedrückt: 
Die verschiedenen amerikanischen Regierungen der 50er Jahre formulierten 
für die Systemauseinandersetzung einen Primat nicht-kriegerischer Maßnah­
men und - für den Fall akuter Krisen· - politischen Krisenmanagements. Es 
ging in erster Linie darum, eine Grenzüberschreitung zu einem intersystema­
ren Krieg so weit wie möglich zu vermeiden. D. h., die Frage atomarer Kriegs­
führung wurde um so politischer gehandhabt, je zerstörerischer das einsetzba­
re Waffenpotential wurde.14 

- Zugleich aber orientiert die Strategie des Kalten Krieges darauf, ein dauer­
haft hohes Konflikt- und Risikoniveau zu schaffen. Dies schien am besten ge­
eignet, gegenüber den sozialistischen Staaten die weltpolitischen Ordnungs­
vorstellungen der USA durchzusetzen. Es wurde unterstellt, die USA seien 
(insbesondere anläßlich eskalierender Krisen) nur dann behauptungsfähig, 
wenn sie „glaubhaft" einen „politischen Willenu zur Gewaltanwendung, inklusi­
ve atomarer Kriegsführung, demonstrieren könnten. Ungeachtet des oben un­
terstellten Primats politischer Mittel wurde also · axiomatisch eingeklagt, sich 
einerseits so weit wie möglich materiell und strategisch-doktrinär auf Kriegs­
führung vorzubereiten und andererseits so weit wie nötig mit Gewalt zu dro­
hen bzw. diese gegebenenfalls auch anzuwenden. Das für die Krisenpolitik 
entscheidende Problem bestand darin, ob und wie dieser „ Wille zur Gewalt­
anwendung" politisch effizient unterstrichen werden konnte. Die Gegenseite 
durfte ihn keineswegs als Bluff begreifen, sondern mußte durch reales Han­
deln von der Ernsthaftigkeit der amerikanischen Bereitschaft zu militärischer 
Eskalation überzeugt werden. 

„Krisenmanagement" während einer „forcierten Krise" wurde somit im 
Spannungsfeld permanent widersprüchlicher (weil phasenweise sich ausschlie­
ßender und gegenläufiger) Anforderungen formuliert. Von vornherein war ein 
hohes Maß unkalkulierbarer - aber vermeintlich notwendiger - Risiken darin 
angelegt. Williams umschreibt dies mit den Worten: ,,Der Schlüssel zum Er­
folg liegt darin, eine Entwicklung in Gang zu setzen, die die Wahrscheinlich­
keit einer Katastrophe vergrößert, ohne aber die Kontrolle über die Situation 
allzusehr einzuschränken."15 Krieg ließ sich vorgeblich nur vermeiden, wenn 

14 Vgl. Greiner, Risikoniveau, 177-201. 
15 Phil Williams, Crisis Management. Confrontation and Diplomacy in the Nuclear Age (Lon­

don, 1976), 53. 
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man im Zweifelsfall bis zum „Abgrund" zu gehen bereit sei und de facto eska­
lierende Maßnahmen real einleite, d. h., wenn die Kontrolle über die Situation 
kalkuliert reduziert und die (Atom-)Kriegsgefahr dadurch objektiv erhöht wür­
de. 

Es wird im folgenden darauf ankommen, über diese allgemeinen Vorgaben 
hinauszugehen und verallgemeinerbare Kriterien zu entwickeln, anhand derer 
Krisenverhalten und Risikobereitschaft der USA während der Kuba-Krise und 
des Korea-Krieges beurteilt werden können. Zu fragen ist nach analytischen 
Parametern, die Aufschluß darüber geben, wie weit die Gefahr einer atomar­
kriegerischen Grenzüberschreitung in einer konkreten historischen Situation 
fortgeschritten war. 

Eine unter diesem Blickwinkel geführte Diskussion über den Kalten Krieg ist 
nicht zuletzt deshalb wieder aktuell und nQtwendig, weil inzwischen eine Fülle 
neuen Quellen- und Dokumentenmaterials aus amerikanischen Archiven vor­
liegt. Auf diese Materialien stützen sich die hier vorgestellten Überlegungen 
zum Verhältnis von Krise und Krieg. 

2. Risikopolitik während der Kuba-Krise 
In der (amerikanischen) Krisen- und Konfliktforschung werden im wesent­

lichen drei Politikfelder herangezogen, um Krisenverhalten im allgemeinen 
und die Anwendung einer „coercive diplomacy" ( des Mittels eskalierender 
Konfrontation also) zu analysieren: 
- In welcher Weise werden die grundsätzlichen Interessen der Gegenseite re­
spektiert und bei der eigenen krisenpolitischen Taktik in Rechnung gestellt? 
- Wie wird der politische Forderungskatalog vorgestellt: in Form begrenzter, 
präzisierter Ziele oder vermittels vieldeutiger, unterschiedlich interpretierba­
rer Aufforderungen? Wird der Gegenseite eine politisch vertretbare Rückzugs­
möglichkeit offengehalten, und welcher Art sind die (bei Erfüllung der eigenen 
Forderungen) in Aussicht gestellten Zugeständnisse? 
- In welcher Weise werden militärische Optionen politisch ins Spiel gebracht: 
senken oder steigern sie die Gefahr nicht mehr kontrollierbarer Eskalation, 
leisten sie Fehlkalkulationen der Gegenseite Vorschub oder provozieren sie 
gar sofortige militärische Gegenmaßnahmen? D. h.: welcher politische Inter­
ventionsspielraum bleibt, wenn bestimmte militärische Zwangsmittel einge­
setzt werden, und sind diese noch vereinbar mit Versuchen politisch-diploma­
tischer Krisenlösung? Wie ist der verbleibende politische Bewegungsspiel­
raum bemessen? 

Unter Zugrundelegung dieser Parameter kommen bürgerliche Konfliktfor­
scher (z. B. Williams, George, Smoke, Holbraad) zu dem Ergebnis, daß sich die 
USA während der Kuba-Krise zwar des Mittels der Eskalation bedienten, zu­
gleich aber in hohem Maße politisch „rückversichert", d. h. flexibel, agierten: 
,, ... eines der auffälligsten und bemerkenswertesten Merkmale der Konfron­
tationen des Kalten Krieges ist in der Art und Weise zu sehen, in der einer 
zwangbesetzten Diplomatie immer wieder unmerkliche, aber nichtsdestoweni­
ger unverzichtbare Beschränkungen auferlegt wurden. "16 

16 Ebenda, 136; vgl. 153. Vgl. George, Hall u. Simons, Coercive Diplomacy, 24. 
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Zum Beleg dieser These (,,prudent self-restraint") wird angeführt, die Verei­
nigten Staaten hätten die Krise nur deshalb eskaliert, weil man davon ausge­
hen konnte, daß die „nationale Sicherheit" der UdSSR durch Entwicklungen 
in und um Kuba nicht unmittelbar tangiert würde. Insofern seien „vital inter­
ests" .der Sowjetunion zu keinem Zeitpunkt in Frage gestellt worden; die ame­
rikanische Regierung habe nicht mit einem vergleichbar „hohen Einsatz" der 
UdSSR gerechnet bzw. rechnen müssen. Kennedy habe des weiteren seinen 
Forderungskatalog präzise benannt und damit „Zweifel" und „Zweideutig­
keit" weitestgehend reduziert. Gefordert war lediglich der Abzug in Kuba be­
findlicher Raketen, nicht aber aller sowjetischer Rüstungsgüter von der Insel. 
Zugleich seien der sowjetischen Regierung Zugeständnisse in Aussicht gestellt 
und Rückzugsmöglichkeiten offengehalten worden: Kennedy signalisierte, 
daß die USA nach Abzug der Raketen auf eine Invasion Kubas und eine 
Konterrevolution gegen Castro verzichten würden; auch habe der Präsident -
so A~exander L. George - den baldigen Rückzug der Jupiter-Raketen aus der 
Türkei angedeutet und damit einen krisenentscheidenden Beitrag zur Wah­
rung des Friedens geleistet (Wil/iams).11 Nicht zuletzt seien die militärischen 
Maßnahmen dem Gegenstand des Konflikts angemessen gewesen. Die stufen­
weise durchgeführte Seeblockade (,,graduated escalation") räumte in dieser 
Sichtweise der UdSSR maximale Bedenkzeit ein, erlaubte eine Vielzahl paral­
leler politischer Initiativen und blieb - dies wohl am wichtigsten - jederzeit 
politisch kontrollierbar; der diplomatische Bewegungsspielraum wurde da­
durch nicht wesentlich eingeengt. Laut Williams und George war die Regie­
rung !Kennedy mit maximalem Aufwand bestrebt, den Krisenverlauf politisch 
wie militärisch kontrolliert, d. h. abgestuft eskaliert, zu halten. Sie habe es ver­
standen, krisenentscheidenden Druck auszuüben und „einer Minimierung der 
Risiken absoluten Vorrang einzuräumen ... "18• Insofern sei gerade die Kuba­
Krise1 ein Musterbeispiel kontrollierter und kontrollierbarer Risikopolitik. 

Es soll und kann nicht in Abrede gestellt werden, daß die Regierung Kenne­
dy über weite Strecken dem Primat nicht-kriegerischer Mittel verpflichtet und 
in hohem Maße um diplomatische Konfliktkontrolle bemüht war. Dies kann 
aber mitnichten Anlaß sein, die im Oktober 1962 real gegebene Kriegsgefahr 
zu bagatellisieren. Auf die „Krisenstrategie des Kalten Krieges" und das Mit­
tel der „forcierten Krise" verpflichtet, leitete die amerikanische Administra­
tion zugleich Schritte ein, die die Versuche zur Konflikteinhegung in Frage 
stellten und zum Anlaß eines Dritten Weltkrieges hätten werden können. 
D. h., die oben referierte These der jederzeit „rückversicherten Diplomatie" 
ist nicht haltbar. Ihr können - auf Grundlage neueren Quellenmaterials - fol­
gende Überlegungen entgegengehalten werden: 
- Vor und während der Krise wurde deutlich, daß die USA nicht bereit wa­
ren, ~as sowjetische Interesse an nuklearstrategischer Parität (und damit „glei-

17 Williams, Crisis Management, 54. Vgl. George, Hall u. Simons, Coercive Diplomacy, 25, 101, 
132, 219. 

18 Williams, Crisis Management, 55; vgl. 102-107, 177-180. Vgl. George, Hall u. Simons, Coer­
cive Diplomacy, 9-11, 208,234. 
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eher Sicherheit") anzuerkennen. Die Regierung Kennedy war axiomatisch dar­
auf festgelegt, auf Dauer aus einer Position strategischer Überlegenheit ope­
rieren zu können. Allison hat überzeugend nachgewiesen, daß gerade diese 
Mißachtung sowjetischer Interessen zur Raketenstationierung auf Kuba An­
laß gab. Offenbar war die UdSSR bestrebt, eine immer bedrohlichere (und 
auf eine amerikanische Erstschlagskapazität hinauslauf ende nukleare Dispa­
rität auszugleichen19• Dieser Zusammenhang wurde auch vom Policy Plan­
ning Council des Außenministeriums in einem Memorandum sowie von Au­
ßenminister Rusk in einer Senatsanhörung anerkannt. Demnach hatten die 
seit den späten 50er Jahren eingeleiteten amerikanischen Rüstungsprogramme 
zu eklatanten Defiziten in der „military posture" der Sowjetunion geführt: 
,, ... der seit Sommer 1961 beobachtbare Trend eines forcierten Aufbaus unse­
rer eigenen militärischen Fähigkeiten und einer vergleichsweisen Einschrän­
kung sowjetischer Stärke hat die sowjetischen Kalkulationen auf den Kopf 
gestellt. Folglich mußten die Sowjets auf schnellstem Wege das Gleichgewicht 
wiederherstellen und gleichzeitig die USA davon überzeugen, daß es wirklich 
wiederhergestellt, oder mehr als wiederhergestellt war."20 Der UdSSR sollte 
also auf keinen Fall Gelegenheit geboten werden, mittels der auf Kuba statio­
nierten Systeme ihre strategischen Defizite auszugleichen und mit den USA 
gleichzuziehen. Insofern betrafen die Vorgänge um Kuba durchaus die „na­
tionale Sicherheit" der UdSSR, und insof em negierte amerikanische Politik 
voll und ganz ein „ vital interest" der Gegenseite. 
- Welche Kompromisse waren die USA im Verlauf der Krise bereit einzuge­
hen? In Abgrenzung zu den oben vorgestellten Thesen wird hier die Auffas­
sung vertreten, daß von amerikanischer Bereitschaft zu substantiellen Gegen­
leistungen nicht gesprochen und politische Kompromißbereitschaft daher 
nicht als krisenregulierender Faktor reklamiert werden kann. Schon unmittel­
bar nach Ausbruch der Krise lag die amerikanische Haltung offen zu Tage: 
Zugeständnisse konnten und durften nicht das Ergebnis von Verhandlungen 
während der Krise sein, und - wichtiger noch - der UdSSR durfte nicht einge­
räumt werden, nach der Krise einen sog. ,,signal success" in grundsätzlichen 
Fragen der Systemauseinandersetzung zu erzielen. 

Diese Orientierung zeigte sich zunächst in der Frage, wie und ob mit der 
UdSSR das Problem der in der Türkei stationierten amerikanischen Jupiter­
Raketen zu behandeln sei. Anfänglich hatte der amerikanische UNO-Bot­
schafter, Adlai S. Stevenson, vorgeschlagen, nach einer Beilegung der Krise 
mit der UdSSR in Verhandlungen über vorgeschobene Militärbasen einzutre­
ten. Angesichts der US-Basen in der Türkei könne man der Sowjetunion das 
Recht zur Stationierung auf Kuba nicht streitig machen, und zugleich seien 
künftige Krisen dieser Art nur vermeidbar, wenn die Stationierungsfrage im 
Kontext eines Abrüstungsvertrages geklärt würde.21 Für Kennedy und den Kri-

19 Allison, Essence of Decision, 52ff, 117. 
20 Policy Planning Council, Cuban Base in Perspective, 2/3. In DDRC 4,2 (1978), 202 A 
21 Adlai S. Stevenson, Memorandum for the President, Wednesday moming, 17.10.1962, Secret 

- Eyes Only, 2. In DDRC 1 (1975), 440 D. · 
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sens~ab des Nationalen Sicherheitsrates (Executive Committee) waren derglei­
chen: Überlegungen kein Thema. Auch ein in der Endphase der Krise erarbei­
teter· Kompromißvorschlag des Policy Planning Council wurde vom Executi­
ve Committee ignoriert. Dieser hatte vorgesehen, der UdSSR einen politisch 
akzeptablen Rückzug zu ermöglichen: Die landgestützten Mittelstreckenrake­
ten der USA sollten (als Gegenleistung zum Abbau der Raketen auf Kuba) 
aus der Türkei und Italien abgezogen und durch nuklear bestückte, auf Schif­
fen im östlichen Mittelmeer stationierte Flugzeugstaffeln türkischer, italieni­
scher, amerikanischer und u. U. griechischer Einheiten ersetzt werden.22 Auch 
in diesem Fall lehnte die politische Führung aus grundsätzlichen politischen 
(nicht militärstrategischen) Überlegungen ab. 23 Unmittelbar nach Beendigung 
der Krise nannte W. W. Rostow vom Außenministerium die Gründe: ,,Zwar 
möc&ten wir Chruschtschows Verlust an Glaubwürdigkeit in Grenzen halten, 
aber :noch deutlicher abgesteckt sind die Grenzen hinsichtlich der Glaubwür­
digkeit, die wir auf seiner Seite bewahrt sehen wollen und hinsichtlich jegli­
cher Verluste, die er uns möglicherweise zufügen könnte. "24 

Di~ in letzter Minute von Robert Kennedy (zusammen mit dem Ultimatum, 
entweder sofort abzuziehen oder ein Bombardement und die Invasion Kubas 
in Kauf zu nehmen) unterbreiteten Hinweise, die USA seien möglicherweise 
in der Jupiter-Frage kompromißbereit, waren nach Bernstein nichts weiter als 
unverbindliche private Andeutungen, die in der Folgezeit auch nicht mehr 
aufgegriffen wurden. Die Konfrontation wurde nur überwunden, indem die 
UdSSR ihre Position änderte und ihrerseits keine mit den Türkei-stationierten 
Rakt,ten zusammenhängenden Sicherheitsinteressen mehr geltend machte. 
Deari Ruskbestätigte im Januar 1963, daß der zu diesem Zeitpunkt vorbereite­
te Rückzug der Raketen aus der Türkei „in keinerlei Weise, weder direkt noch 
indirekt, mit der Lösung, den Diskussionen oder der Handhabung der Ent­
wicklung um Kuba verbunden war." Man habe der UdSSR während der Kri­
se unmißverständlich zu verstehen gegeben, daß Kompromisse in dieser Fra­
ge ausgeschlossen seien. 25 Bernstein gibt daher zu Recht zu bedenken, ob un­
ter diesen Bedingungen eine friedliche Lösung der Krise überhaupt noch 
mögl~ch gewesen wäre, hätte die Sowjetunion auf einem substantiellen politi­
schen Entgegenkommen (,,Quid pro Quo") bestanden. 

22 Policy Planning Council, Alliance Missiles, To: The Secretary, The Under Secretary, The De­
puty Under Secretary. From: S/P - W. W. Rostow. 26. 10. 1962, Secret, 2. In DDRC 2, 1 
(1976), 61 A. 

23 Vgl. Barton J. Bernstein, ,,The Cuban Missile Crisis: Trading the Jupiters in Turkey?", Politi­
cal Science Quarterly, 95 (1980), 107. 

24 W~lt Whitman Rostow, Memorandum for the Executive Committee of the National Security 
Co:Uncil. Subject: Strategy for a Post-Crisis Cuba, 7. 11. 1962, Secret, 4/5. In DDRC 4,3 
(1978), 267 A. 

25 The United States Senate, Report of Proceedings, Hearing held before Subcommittee on Ame­
rican Republics Aff airs of the Committee on Foreign Relations, Briefing on Cuban Develop­
ments, 25. 1. 1963, Top Secret. NA/CAD, RG 46, Records of the US Senate, Committee on 
Foreign Relations, Declassified Hearings 1963-1965, Box No. 7: 51, 47. Der Rückzug der Ra­
keten aus der Türkei „was in no way, shape or form, directly or indirectly, connected with the 
settlement, the discussions or the manipulation of the Cuban situation." 
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Auch am Beispiel der sog. ,,Nicht-Interventionsgarantie" läßt sich demon­
strieren, daß die US-Regierung bestrebt war, so wenig Zugeständnisse wie 
möglich auszusprechen. Die Ankündigung, im Falle eines Abzugs der sowjeti­
schen Raketen nicht in Kuba zu intervenieren, wurde von amerikanischer Sei­
te als situationsgebundene und zeitlich befristete Zusage verstanden. Sie sollte 
der UdSSR bei der öffentlichen Legitimation eines Rückzuges behilflich sein, 
ohne die USA künftig politisch oder juristisch in irgendeiner Weise zu bin­
den. Primär bliebe nach wie vor die amerikanische Verpflichtung, die Hemi­
sphäre gegen den Kommunismus „abzuschirmen"26• In diesem Sinne ist auch 
der Vorschlag des Policy Planning Council vom November 1962 zu verstehen, 
im Fall weiterer politisch-ideologischer „Krisen" ~m Kuba die UdSSR- nöti­
genfalls mit einer neuerlichen Blockade - zum Rückzug von der Insel zu zwin­
gen und anschließend die Regierung Fidel Castro zu stürzen: ,,Vorbereitung 
von Plänen für politische und ökonomische Maßnahmen seitens der USA 
(und der OAS) in Kuba nach einem Abzug der Sowjets und der Beseitigung 
Castros."27 Von einem krisenpolitischen „Quid pro Quo" war die Nichtinter­
ventionsgarantie folglich weit entfernt. 
- Schließlich erscheinen noch einige relativierende Bemerkungen zur vorgeb­
lich politisch kontrollierten Handhabung der militärischen Maßnahmen ange­
bracht. Wie bereits ausgeführt, gehört es zu den unverzichtbaren Prinzipien 
der „coercive diplomacy", daß der Gegner eine für ihn unannehmbare Eska­
lation real fürchten muß und den Vereinigten Staaten infolgedessen keine an­
dere Möglichkeit bleibt, als ihre Fähigkeit und Bereitschaft zur Eskalation (ge­
gebenenfalls mit ultimativen Mitteln) überzeugend zu demonstrieren (,,sense 
of urgency"). Deshalb autorisierte Kennedy auch über die unmittelbare Blok­
kade hinausreichende Maßnahmen, um der UdSSR die „Ernsthaftigkeit" der 
amerikanischen Absichten zu signalisieren. Damit wurden Schritte eingeleitet, 
deren Ablauf politisch nicht gänzlich kontrollierbar war und die eskalations­
fördernde Fehlkalkulationen auf sowjetischer Seite hätten auslösen können. 
Beispielsweise wurden (wie Robert Kennedy in seinem Rückblick erstmals of­
fenlegte) auf Kuba zusteuernde sowjetische U-Boote „verfolgt, in ihren Bewe­
gungen behindert und zu verschiedenen Zeiten in Gegenwart amerikanischer 
Kriegsschiffe zum Auftauchen gezwungen. "28 Robert Kennedy räumt ein, daß 
ein solches Vorgehen von der UdSSR als Beginn kriegerischer Maßnahmen 
hätte interpretiert werden können. Die flexible Handhabung der Blockade 
und das Bestreben, der UdSSR ausreichend Zeit zur Entscheidungsfindung 
einzuräumen, ging also mit gegenteilig auslegbaren Aktionen einher; wie Alli­
son im Detail ausführt, war sich die amerikanische Regierung, allen voran 
John F. Kennedy und Robert S. McNamara, der daraus resultierenden Gefah-

26 Department of State, Memorandum for: The Honorable McGeorge Bundy. Copies to: All 
Members of the NSC Executive Committee. Subject: Form of „No Invasion" Guarantee, 
12. 11. 1962, Top Secret - Eyes Only, 3. In DDRC 1,4 (1975), 295 C. 

27 Rostow, Strategy for a Post-Crisis Cub~ 19. In DDRC 4,3 (1978), 267 A. 
28 Robert F. Kennedy, Dreizehn Tage oder Die Verhinderung des Dritten Weltkriegs (Reinbek, 

1970), 39. 
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ren ~ines politischen Kontrollverlustes bewußt, sah aber gleichwohl keinen 
anderen gangbaren Weg. 

Mit zunehmender Dauer der Krise gewannen die für militärische Gewaltan­
wendung plädierenden Kräfte immer stärker an Einfluß. Jeder weitere Zeitver­
lust "i so wurde argumentiert - sei unmittelbar zu sowjetischem Vorteil. Die für 
Kuba bereitstehenden Interventionstruppen wurden gefechtsbereit gemacht, 
die strategischen Atomstreitkräfte in höchste Alarmbereitschaft versetzt und 
anscftließend der UdSSR ein Ultimatum gestellt: entweder Abzug der Raketen 
binnen 24 Stunden oder Invasion und Luftangriffe gegen Kuba. Zu diesem 
Zeitpunkt waren die Grenzen krisenrückversicherter Diplomatie auf amerikani­
scher Seite bereits überschritten. Der weitere Gang der Dinge hing einzig und al­
lein am sowjetischen Verhalten. Kennedy hatte „die Hoffnung nicht aufgege­
ben, aber sie hing nun davon ab, daß Chruschtschow seinen Kurs innerhalb der 
nächsten Stunden änderte. Wir erwarteten eine militärische Konfrontation, die 
am Dienstag beginnen würde, vielleicht auch schon morgen ... ". 29 Vieles 
spricpt dafür, daß diese Drohungen im Bewußtsein der Tatsache ausgespro­
chen' wurden, daß die USA notfalls - wie Desmond Ball nachweist - zu einem 
umfassenden „counterforce-strike" gegen die Sowjetunion fähig gewesen wä­
ren und diese damit hätten vollständig nuklear entwaffnen können. 30 Offenbar 
waren die Vereinigten Staaten im Herbst 1962 zu einer solchen Maßnahme erst­
mals :und bis zum heutigen Tage letztmals in der Lage. 

Zusammenfassend gewertet, verdeutlicht die Kuba-Krise also eine histori­
sche Situation, in der amerikanische Hegemonialinteressen der Erhaltung des 
Frieqens übergeordnet wurden. Ungeachtet aller diplomatischen Bemühun­
gen akzeptierte Kennedy grundsätzlich das Risiko des Krieges und war auch 
dann nicht zu einem Einlenken oder zu substantiellen Zugeständnissen bereit, 
als in der Endphase der Krise der fortschreitende politische Kontrollverlust 
über idie Ereignisse immer deutlicher wurde. In den Worten von Albert und 
Rob~rta Wohlstetter: ,,Einer der Gründe, warum die amerikanische Drohung 
wirkte, lag darin, daß die Vereinigten Staaten bereit waren, die nächstfolgen­
den Schritte zu gehen und auch über die Macht verfügten, dies zu tun. "31 Eine 
militärische Konfrontation mit der UdSSR war nicht mehr nur eine implizite 
Möglichkeit, sondern eine unmittelbar drohende Gefahr. Wie Bernstein be­
tont, wäre diese wohl nicht mehr abwendbar gewesen, hätte die sowjetische 
Politik gleichermaßen der Logik des „eskalierten Risikos" gehorcht. 

3. Risikoplanung während des Korea-Krieges: die Debatte um den 
Einsatz von Atomwaffen 
Die am Beispiel der Kuba-Krise vorgestellten Parameter zur Bewertung von 

Krisenverhalten und -strategie sollten um einen weiteren Aspekt ergänzt wer-

29 Ebenda, 56; vgl. Bernstein, .,Trading the Jupiters?'\ 121, 123. 
30 Desmond Ball, .,Targeting for Strategie Deterrence", Adelphi Papers, 185 (1983), 12. 
31 Wohlstetter, .,Controlling the Risks", 18; vgl. 20. Hervorhebung im Text. Vgl. Williams, Crisis 

Management, 54, 92, 135. 
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den: Welche Eventualplanungen wurden in der Krisensituation für verschiede­
ne mögliche Entwicklungen und Szenarien diskutiert? 

Dergleichen „contingency planning" ist einerseits immer hypothetischer 
Natur; ob und inwieweit es sich realhistorisch hätte durchsetzen können, muß 
notwendigerweise offen bleiben. Andererseits sind die im folgenden vorge­
stellten militärstrategischen Überlegungen politisch höchst relevant. Es han­
delt sich um Alternativplanungen, die unter veränderten Konstellationen 
kurzfristig eine sofortige Reaktion der Vereinigten Staaten hätten ermöglichen 
sollen und die damit für Umstände geplant waren, die keine ausführliche Dis­
kussion über die Vor- und Nachteile des einzuschlagenden Kurses mehr zulie­
ßen. Dies bedeutet selbstredend, daß dergleichen Optionen erst nach intensi­
ver Diskussion und auf der Basis eines größtmöglichen Konsens verabschie­
det wurden. Solcherlei Planungen sind also politisch repräsentativ und signa­
lisieren ein Höchstmaß politischer Verbindlichkeit. Sie zeigen zugleich früh­
zeitig inneradministrative Positionsveränderungen und Gewichtsverlagerun­
gen im Verhältnis der politischen Hauptrichtungen zueinander. 

Das Beispiel des Korea-Krieges bietet sich an, weil in dessen Endphase am 
längsten und intensivsten in der bisherigen Geschichte der USA über die Fra­
ge eines Atomwaffeneinsatzes gestritten wurde; zugleich sind diese Auseinan­
dersetzungen dokumentarisch umfänglich erfaßt. Gerade in einer politisch 
wie militärisch zugespitzten Krisensituation wie Korea mußte sich erweisen, 
welche Möglichkeiten und Grenzen der „Kriseneinhegung" einerseits und 
dem „politischen Willen zur Kriegsführung" andererseits vorgegeben waren. 
Diese Debatte markiert den extremsten Punkt in den während des Kalten 
Krieges geführten Auseinandersetzungen um Risikoakzeptanz und -toleranz. 

Seit Sommer 1951 - die militärischen Auseinandersetzungen in Korea wa­
ren bereits in einem Stellungskrieg festgefahren - konzentrierten sich die 
Eventualplanungen des Pentagon und der Regierung Truman auf die Frage, 
was im Fall eines Scheiterns der Waffenstillstandsverhandlungen zu tun sei. 
Von Beginn an standen dabei Mittel und Möglichkeiten militärischer Eskala­
tion im Mittelpunkt. In JCS 1776/240vom 13. 7. 1951 schlugen die Vereinig­
ten Stabschefs folgende Maßnahmen vor, falls die Verhandlungen unwider­
ruflich scheiterten :32 

- Die USA müßten sich auf das höhere Risiko eines Weltkrieges einstellen 
und auch bei nur kurzer Vorwarnzeit in optimaler Kriegsbereitschaft sein; 
- innerhalb Koreas die mit den vorhandenen Kapazitäten maximal mögliche 
Eskalation schnellstmöglich zu beginnen, inklusive einer unbegrenzten, neuer­
lichen Invasion Nordkoreas. Darin waren Luftangriffe jedweden Umfangs 
auf das in sowjetischer Grenznähe gelegene Rashin sowie gegen Staudämme 
und Elektrizitätswerke diesseits des Yalu (Grenzfluß zur VR China) einge­
schlossen; 
- die Verfolgung feindlicher Kampfflugzeuge auch jenseits der mandschuri­
schen Grenze fortzusetzen und die Bomber gegebenenfalls nach der Landung 
zu zerstören (,,hot pursuit" außerhalb der nordkoreanischen Grenzen); 

32 H-JCS, 3, The Korean War, 627/628; vgl. 636. 
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- eiJ:;1e Seeblockade gegen die VR China zu errichten; 
- ,, Unterstützung eines ausgedehnten Einsatzes verdeckter Operationen", um 
innerhalb der VR China und Nordkoreas die antikommunistische Guerrilla 
effektiv zu unterstützen und die feindlichen Kommunikations- und Nach­
schublinien zu unterbrechen. 

Als begleitende Maßnahmen waren eine schnelle und forcierte Aufrüstung 
Japans und Südkoreas vorgesehen. 

Am 3. November 1951 ergänzten die JCS diese Optionen und reservierten 
Angriffe auf chinesische Luftwaffenstützpunkte jenseits der Grenze auch für 
den (nicht näher präzisierten) Fall, daß die US-Streitkräfte in Korea durch die 
geg~erische Luftmacht ernstlich gefährdet seien. 

Im September 1952 gingen die JCS noch einen Schritt weiter und legten na­
he, ,,alle gegenwärtigen operativen Beschränkungen aufzuheben, abgesehen 
von Angriffen gegen die UdSSR und dem Einsatz atomarer oder chemischer 
Waffen."33 Demnach war eine mögliche Seeblockade der VR China zu ergän­
zen um Luftangriffe auf chinesische Verkehrszentren (,,transportation cen­
ters") sowie Städte (,,communication centers") in Nord- und Zentralchina 
und der Mandschurei. Der Oberkommandierende der UN-Truppen in der 
Endphase des Krieges, General Clark, arbeitete einen auf alle genannten 
Maßnahmen zugeschnittenen „operational plan" (OPLAN 8-52) in der Er­
wartµng aus, im Ernstfall den Gegner damit zwingen zu können, ,,,zu unseren 
Bedingungen' einen Waffenstillstand zu erbitten oder zu akzeptieren." Der 
Einsatz taktischer Atomwaffen war in diesem Plan -der noch im Mai 1953 als 
Option erwogen wurde - zwar nicht zwingend vorgesehen, aber General Clark 
ford~rte diesbezüglich Vollmachten. Für Korea selbst sah OPLAN 8-52 vor: 
„Einkesselungen, um ein Maximum gegnerischer Truppen und Materials zu 
zerstören, ein größerer, von See her vorgetragener Angriff, Luftangriffe gegen 
sich bietende Zielobjekte. "34 

Diese Eventualplanungen für den Fall eines Scheiterns der Waffenstill­
standsverhandlungen wurden von den JCS unter folgenden Prämissen gese­
hen :35 Erstens sollten die „selektiven Schläge" die VR China zwingen, einen 
Waf(enstillstand zu amerikanischen Bedingungen zu akzeptieren; zweitens 
würde auf diese Maßnahmen nach einem Scheitern der Verhandlungen unab­

hängig von den militärischen Aktionen der Gegenseite und ohne vorherige Be­
ratung mit den anderen am UNO-Truppenkontingent beteiligten Staaten zu­
rückgegriffen (andernfalls würde man den eigenen Handlungsspielraum in 
unzulässiger Weise einengen); drittens sollten diese Planungen auch schritt­
weise (,,by stages") realisiert werden, falls die Kommunisten „die Verhandlun­
gen bewußt in die Länge ziehen sollten, während sie zugleich ihre eigene mili­
tärische Stärke ausbauten." 

Innerhalb des Nationalen Sicherheitsrates (NSC) waren dergleichen Optio­
nen anfänglich umstritten. Z. B. warnte der NSC Senior Staff (in einem An-

33 Ebenda, 930. 
34 Ebenda, 932; vgl. 980 
35 Ebenda, 630,636,649. 
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hang zu NSC 118/2) vor einer Ausweitung der militärischen Aktionen, da da­
durch das Risiko einer direkten Konfrontation mit der UdSSR ungebührlich 
erhöht würde; demzufolge war die Fortsetzung des „begrenzten Krieges" auf 
vorherigem Niveau auch unter geänderten Bedingungen die einzig gangbare 
Alternative. Nachdem aber das Außenministerium im September 1951 we­
sentliche Positionen des Vereinigten Generalstabes übernommen und abwei­
chend von den JCS sogar den Einsatz nationalchinesischer Truppen in Korea 
vorgeschlagen hatte, war der Weg für eine grundsätzliche Annäherung der 
vormals konträren Positionen geebnet. Die im Dezember 1951 in NSC 118/2 
dargelegten „courses of action" entsprachen im wesentlichen den JCS-Emp­
fehlungen vom 13. 7. 1951 (JCS 1776/240) und vom 3. 11. 1951: am wichtig­
sten erscheint dabei die einvernehmliche Option für einen jederzeit möglichen 
Angriff auf chinesische Luftbasen. 36 

NSC und Außenministerium teilten jetzt auch die Prämissen der JCS, daß 
diese Eventualmaßnahmen unilateral sowie unabhängig von der gegnerischen 
Politik zu ergreifen und selbst im Falle einer bewußten Verzögerung der Ver­
handlungen anzuwenden seien. Wie diversen Tagebucheintragungen zu ent­
nehmen ist, unterstützte Präsident Truman die genannten Planungen. 37 

Bis dato war über den Einsatz von (taktischen) Atomwaffen im Kontext 
dieser Planungen nur in einigen wenigen Fällen (wie OPLAN 8-52) diskutiert 
worden. Lange Zeit war das Problem stillschweigend· übergangen oder ausge­
klammert worden. Dies sollte sich mit Amtsantritt der Regierung Eisenhower 
ändern: Von nun an rückte die Atomwaffen/rage in den Mittelpunkt der Op­
tionsplanung. 

Im wesentlichen wurden seit Januar 1953 drei Möglichkeiten durchgespielt: 
Welche Maßnahmen waren erforderlich, falls man sich für eine baldige und 
siegreiche Beendigung des Krieges mit militärischen Mitteln entscheiden soll­
te? Welcher Weg sollte beschritten werden, falls die Waffenstillstandsver­
handlungen scheiterten? Wie sollten die USA im Fall einer neuerlichen mili­
tärischen Offensive der VR China nach Abschluß eines Waffenstillstandes 
reagieren? 

In einem Memorandum vom 27. März 1953 schlugen die JCS verschiedene 
,,courses of action" für eine mit militärischen Mitteln zu erzwingende Beendi­
gung des Krieges vor. In einem solchen Fall müßte entweder die Kriegsfüh­
rung innerhalb Koreas eskaliert, der Krieg auf die Mandschurei und die VR 
China ausgeweitet oder beide Maßnahmen parallel ergriffen werden. Die JCS 
gaben nicht zu erkennen, welche Alternative sie bevorzugten, machten aber 
deutlich, daß der Einsatz taktischer Atomwaffen gegen Ziele innerhalb und 
außerhalb Koreas in Betracht gezogen werden sollte. ,, ... der zeitige Einsatz 
atomarer Waffen sollte mit Blick auf militärische Ziele, die die Kampfband­
lungen in Korea beeinflussen, erwogen werden und ergänzend zu jedweden 

36 Ebenda, 642; allein in der Frage der Seeblockade hatte man sich nicht einigen können. Das 
Außenministerium plädierte für ein Wirtschaftsembargo: vgl. 630-639. 

37 Vgl. Gregg Herken, Tue Winning Weapon. Tue Atomic Bomb in the Cold War 1945-1950 
(New York, 1980), 335/336. 
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militärischen Schritten, die Angriffe gegen das kommunistische China und 
die ~andschurei beinhalten, operativ geplant werden. "38 

Auch für den Fall eines Scheiterns der Waffenstillstandsverhandlungen plä­
dierten die JCS für militärische Eskalation: dann müßten innerhalb Koreas 
die Kriegsführung ausgeweitet und forciert, zugleich mit Luft- und Seestreit­
kräften Ziele in der Mandschurei und der VR China angegriffen und sicherge­
stellt werden, daß das politische Kriegsziel eines vereinten, nicht-kommunisti­
schen Korea eingelöst würde. Diese am 19. 5. 1953 vorgestellten „courses of 
action" entsprachen einerseits den ursprünglichen Empfehlungen vom Juli 
und :November 1951. Andererseits aber wurden die qualitativ neuen Konditio­
nen ~iner solchen Kriegsführung erstmals explizit genannt: Ein Atomwaffen­
einsatz wurde nicht mehr als Möglichkeit „erwogen", sondern alle Optionen 
setzten den umfänglichen Einsatz von Atomwaffen voraus. Eine sukzessive 
oder begrenzte Anwendung wurde wegen der Risiken eines ausbleibenden 
ode~ nur begrenzten Erfolges abgelehnt. Zu planen war demnach ein „extensi­
ver strategischer und taktischer Einsatz von Atombomben", und alle militäri­
schen Maßnahmen „sollten so durchgeführt werden, daß sie einen ,maxima­
len Überraschungseffekt und eine maximale Wirkung erzielen'. Eine nur stu­
fenweise Eskalation ... würde die Erfolgsaussichten minimieren. "39 

Aus jüngsten Dokumentenveröffentlichungen des Außenministeriums - die 
hier nur in der von der New York Times vorveröffentlichten Form kommen­
tiert werden können - geht hervor, daß die JCS zur Jahreswende 1953/54 im 
Nationalen Sicherheitsrat ihre Vorschläge für den Fall darlegten, daß der Ko­
rea-Krieg nach Abschluß eines „ceasefire" wieder aufflammte und die VR 
China erneut militärisch intervenierte. Unter diesen Umständen planten die 
JCS einen „massiven atomaren Angrifr' gegen volkschinesische Verbände in 
Korea und einen umfassenden Krieg (,,all-out war") gegen die Volksrepublik 
„von Shanghai bis an die nördlichsten Grenzen"; als Ziele waren militärische 
Objekte und städtische Zentren - z. B. Peking - vorgesehen. 40 

Wie die Vereinigten Stabschefs einräumten, hätte jede der für die genann­
ten Eventualitäten vorgesehenen Maßnahmen die Gefahr eines Weltkrieges 
gegen die UdSSR nicht nur drastisch erhöht, sondern diesen unvermeidlich 
gemacht. Falls sich die politische Führung für eine Eskalation in Korea ent­
scheiden sollte, forderten sie daher sofortige Vorbereitungen auf einen „all­
out war" auch gegen die UdSSR. Die entscheidende Frage mußte mithin lauten, 
wie sich die politische Führung unter Eisenhower zu diesen Eventualplanungen 
verhielt. 

Auch unter Eisenhower galten die zu Trumans Zeiten niedergelegten Richtli­
nien, daß im Falle Koreas zwei Entwicklungen mit den hegemonialen Interes­
sen der USA grundsätzlich unvereinbar waren und damit eine (unter Umstän­
den weltkriegsauslösende) militärische Eskalation notwendig machten: 
- ein mit militärischen Mitteln erzwungener Rückzug der UNO-Truppen aus 

38 H-JCS, 3, The Korean War, 953/954. 
39 Ebenda, 961 ; vgl. 956-961. 
40 „For Eisenhower, 2 Goals if Bomb Was tobe used", The New York Times, 8. 6. 1984, 8. 
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Korea; 
- ein Scheitern der Waffenstillstandsverhandlungen (bei fortdauerndem Stel­
lungskrieg in Korea). 

NSC 147, im April 1953 erstellt, geht davon aus, daß der Einsatz atomarer 
Waffen in Korea und selbst das Risiko eines Weltkrieges politisch "vorteilhaf­
ter" seien als eine militärische Niederlage der UNO-Truppen auf dem 
koreanischen Kriegsschauplatz. Atomare Einsatzplanungen waren deshalb 
unverzichtbar und alle damit verbundenen Risiken politisch tolerabel; Vorbe­
reitungen auf einen möglichen Weltkrieg sollten parallel getroffen werden. 
,,Als Antwort auf die steigende Gefahr eines Weltkrieges sollten die Mobili­
sierungsprogramme beschleunigt durchgeführt werden, um auf eine Umstel­
lung zur totalen Kriegsproduktion besser vorbereitet zu sein. "41 

Präsident Eisenhower ging noch einen Schritt weiter und stellte im Februar 
1953 innerhalb der NSC die Frage, ob es jetzt nicht an der Zeit wäre, den Ko­
rea-Krieg mit Atomwaffen zu einem raschen Ende zu bringen. Eisenhower 
setzte sich damit über die bis dato formulierten Konditionen für einen sol­
chen Schritt - militärische Niederlage oder definitiv gescheiterte Waffenstill­
standsverhandlungen - hinweg. Für ihn war zum damaligen Zeitpunkt ent­
scheidend, daß die politischen Bemühungen in Korea festgefahren waren und 
die Vereinigten Staaten keine Möglichkeit sahen, mit einem ihre bisherige 
Verhandlungspolitik korrigierenden Angebot zu einer politischen Kompro­
mißlösung beizutragen. Eine fortdauernde Pattsituation war aus amerikani­
scher Sicht politisch nicht länger aµnehmbar: ,, ... den bisherigen Kurs könn­
ten wir nicht endlos weiterführen." - ,,Er ( der Präsident - B. G.) bemerkte 
dann, daß wir den Einsatz taktischer Atomwaffen im Kaesong-Gebiet erwä­
gen sollten, welches ein für diesen Waffentyp gutes Zielobjekt darstelle."42 

(Während der Waffenstillstandsverhandlungen war vereinbart worden, das 28 
Quadratmeilen umfassende Gebiet von Kaesong von den Kampfbandlungen 
auszunehmen; nach Meldungen des UN-Oberbefehlshabers, General Clark, 
konzentrierte der Gegner Truppen und Material in diesem Gebiet). 

Während dieser Februar-Sitzung und während zweier weiterer NSC-Tref­
fen am 31. 3. und 13.5.1953 wurde ausführlich über die Vor- und Nachteile ei­
nes Einsatzes taktischer Atomwaffen diskutiert.43 Eisenhower „war der Mei-

41 NSC 147, 2.4.1953, A Report to the National Security Council by the Executive Secretary on 
Analysis of Possible Courses of Action in Korea, Top Secret. Para. 24 c, 27 g. National Archi­
ves, Modem Military Branch (NA/MMB). ,.To meet the increased threat of general war, acce­
leration of mobilization base programs to increase the degree of readiness for conversion to 
all-out wartime production." 

42 National Security Council, Memorandum, Subject: Discussion at the 131st Meeting of the 
National Security Council on February 11, 1953, 12. 2. 1953, Top Secret - Eyes Only, 3. NA/ 
MMB. , .... we could not go on the way we were indefinitely." - ,.He (the President - B. G.) 
then expressed the view that we should consider the use of tactical atomic weapons on the 
K.aesong area, which provided a good target for this type of weapon ... 

43 Die Angaben zu den Sitzungen im März und Mai sind neueren Dokumentenveröffentlichun­
gen des Außenministeriums entnommen, die in der New York Times am 8. 6. 1984 auszugs­
weise vorgestellt wurden: vgl. ,.For Eisenhower, 2 Goals lf Bomb Was to Be Used", The New 
York Times, 8. 6. 1984, 8. 
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nung, der Einsatz atomarer Waffen würde sich lohnen, falls wir dadurch er­
stens1 einen gründlichen Sieg über die kommunistischen Truppen erzielen und 
zweitens bis zu einer Linie nahe der koreanischen Landverengung vordringen 
könnten." (31. 3. 1953) Er teilte nicht die Meinung der anwesenden Generali­
tät, daß Atomwaffen auf dem koreanischen Kriegsschauplatz nur wenig effi­
zient seien. ,,Der Präsident ... dachte, es sei wahrscheinlich ökonomischer, in 
Korea Atomwaffen einzusetzen, als weiterhin mit konventionellen Waffen ge­
gen die augenblicklichen Feindstellungen ... vorzugehen." Er unterstrich dies 
mit dem Hinweis auf den enormen logistischen Aufwand des Waffen- und 
Munitionstransports zwischen den USA und Korea. John Poster Dulles merkte 
an, daß die Vereinigten Staaten angesichts einer oppositionellen Weltmeinung 
(,,in the present state of world opinion") keine Atomwaffen einsetzen könnten 
und folglich Maßnahmen ergriffen werden müßten, diese ablehnende Hal­
tung der Öffentlichkeit und das um Atomwaffen aufgebaute Tabu zu durch­
brec~en (31. 3. 1953); insbesondere hätte es die „sowjetische Propaganda" ge­
schafft, die Atomwaffen als qualitativ neue Waffen darzustellen. Dulles zufol­
ge mußte diese „falsche Unterscheidung" in der Öffentlichkeit ausgeräumt 
werden. Eisenhowerteilte diese Meinung in der Sitzung am 31. 3. 1953. Eines 
der schwerwiegendsten Probleme war in der Sicht der politischen Führung 
die ~eaktion der amerikanischen Verbündeten. Eisenhower meinte, ,,daß wir 
vielleicht die Auswirkungen eines solchen Schrittes auf unsere Verbündeten 
ignorieren sollten, dies aber gleichwohl nicht könnten ... " (31. 3. 1953), da 
die \Yesteuropäer sich als mögliches. Schlachtfeld in einem amerikanisch-so­
wjeti~chen Krieg sahen. Auch hier sollten Anstrengungen unternommen wer­
den, dergleichen Bedenken zu zerstreuen - z.B. durch politischen Druck: Bei 
einer fortdauernden Ablehnung atomarer Angriffe sollten die Verbündeten 
aufgefordert werden, selbst die drei oder mehr Divisionen zur Verfügung zu 
stellen, die erforderlich wären, um kommunistische Verbände in Korea zu­
rückiudrängen. ,,Im Endeffekt aber schloß der Präsident jedwede Diskussion 
mit unseren Verbündeten über militärische Pläne oder A.ngriffswaffen aus."44 

Weitere NSC-Memoranden und Sitzungen beschäftigten sich mit den Even­
tualplanungen des Vereinigten Generalstabes. NSC 147 diskutierte als erstes 
NSC.:,Memorandum ausführlich die politisch-militärischen Vor- und Nachtei­
le atomarer Eskalation in Korea. 

Zu den militärischen Vorteilen wurde eine nennenswerte Schwächung des 
chinesischen Militärpotentials auf vergleichsweise schnelle und billige Weise 
gerechnet. Darüber hinaus könnte ein solcher Schritt „dazu dienen, die ab­
schreckende Wirkung unserer atomaren Kapazitäten gegenüber der UdSSR 
zu vergrößern - sowohl hinsichtlich eines umfassenden als auch eines be­
grenzten Krieges. "45 Militärisch nachteilig könnte sich auswirken, daß mit 
Atomwaffen ein Zwang zum Sieg vorgegeben sei, andernfalls deren „Ab-

44 NSC, Memorandum, Discussion at the 131st Meeting, 12.2.1953, NA/MMB. "In conclusion, 
however, the President ruled against any discussion with our allies of military plans or wea­
pons of attack." 

45 NSC 147: 1953, Para. 22 c. NA/MMB. ,, ... serve to increase the deterrent effect of our atomic 
capabilities on the USSR, as pertains to both global and limited war." 
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schreckungswirkung" untergraben würde; daß der Krieg automatisch über 
Korea hinaus erweitert werden müsse; daß die UN-Truppen ihrerseits mit 
Atomwaffen angegriffen würden; daß ein umfänglicher Einsatz das amerika­
nische Waffenarsenal und damit die für einen Weltkrieg notwendigen „capa­
bilities" reduziere. Als politischer Vorteil galt, wenn mit Atomwaffen ein militä­
rischer Sieg in Korea sichergestellt und zugleich vermieden würde, daß sich 
der Krieg zu einem Weltkrieg mit der UdSSR ausweitete; wenn eine militäri­
sche Niederlage der UNO-Truppen abgewendet würde (in diesem Fall er­
scheint denn auch ein Weltkrieg als vorgeblich unumgängliches Risiko). Poli­
tisch nachteilig seien in erster Linie die absehbar negativen Reaktionen der 
westeuropäischen Verbündeten. 

Zusammenfassend wurde festgestellt, daß auch der Einsatz von Atomwaf­
fen die Reaktion der Gegenseite keineswegs kalkulierbarer mache; ob die von 
den USA geforderten Zugeständnisse eingeräumt würden, sei durchaus offen. 
„ Wir glauben, daß die Reaktion der Kommunisten in hohem Maße vom Grad 
des zugefügten Schadens abhängen würde. "46 NSC 147 ließ daher eine politi­
sche Entscheidung über die militärischen Eventualplanungen noch offen; die­
se sollte zu einem späteren Zeitpunkt in Abwägung der referierten Vor- und 
Nachteile getroffen werden. 

Das „contingency planning" der JCS wurde am 20. 5. 1953 im Nationalen 
Sicherheitsrat zur Diskussion und Beschluß/ assung gestellt. Hier sollte sich er­
weisen, daß die zivile Führung inzwischen mehrheitlich die Linie der Verei­
nigten Stabschefs und deren Vorstellungen darüber teilte, welche Maßnah­
men im Fall einer amerikanischerseits zu eskalierenden Kriegsführung in und 
um Korea zu ergreifen seien. ,,Bei dem Treffen kam man überein, daß die von 
den Vereinigten Stabschefs empfohlenen Schritte als allgemeine Richtschnur 
befolgt werden sollten, falls infolge geänderter Bedingungen ein nachdrückli­
cheres Handeln in Korea notwendig würde. "47 Eisenhower merkte zwar an, 
daß „seine einzige wirkliche Befürchtung ... die Möglichkeit einer sowjeti­
schen Intervention sei", befürwortete aber gleichwohl im Dezember dieses 
Jahres die Eventualplanungen für den Fall, daß es nach Abschluß eines Waf­
fenstillstandes (aus welchen Gründen auch immer) zu neuerlichen Kampf­
handlungen kommen sollte: diese sahen u. a. ein atomares Bombardement Pe­
kings vor (,,all-out war against Communist China") und hätten mit an Sicher­
h~it grenzender Wahrscheinlichkeit einen Krieg mit der UdSSR ausgelöst. An 
dieser Stelle machte John Foster Duffes Einwände des Außenministeriums gel­
tend und schlug vor, in einem ersten Schritt weniger risikoreiche Maßnahmen 
zu ergreifen; dies hätte u. a. bedeutet, zunächst auf atomare Angriffe gegen 
die VR China zu verzichten. Ein am 7. 1. 1954 vorgelegtes JCS-Memorandum 
setzte sich aber über diese Bedenken hinweg und bestätigte die ursprüngliche 
Option.48 

46 Ebend~ Para. 26; vgl. Para. 25 a-c. NA/MMB. "We believe that the Communist reaction 
would be in large part determined by the extent of damage inflicted." 

47 H-JCS, 3, The Korean War, 961. 
48 "For Eisenhower, 2 Goals ... ", Tue New York Times, 8.6.1984, 8. 
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Faßt man diese Diskussion zusammen, so kann festgehalten werden: 
- Unter der Regierung Eisenhowerwar ein Punkt erreicht worden, wo sich die 
zivile Führung zu den militärischen Eventualplanungen und in erster Linie 
zur 0ption des Atomwaffeneinsatzes unmittelbar politisch verhalten mußte. In 
einer konkreten Konfliktsituation mußte darüber befunden werden, ob und 
unter welchen Bedingungen Atomwaffen eingesetzt würden. Die diesbezügli­
chen Entscheidungen mußten Aufschluß darüber geben, inwieweit das Stre­
ben nach politischer „Kriseneinhegung" beibehalten und/ oder der gleicher­
maßen eingeforderte „politische Wille zur Kriegsführung" auf gewertet wurde. 
Es g~ng darum, die politisch tolerable Risikoschwelle von Krisenpolitik unter 
Bedingungen eines eskalationsträchtigen „begrenzten Krieges" festzulegen. 
- Die oben vorgestellten Diskussionen und Positionen bezeichnen einen nach 
wie vor vorläufigen Meinungsbildungsprozeß. D. h.: Ei'ne definitive politische 
Entscheidung über die sofortige Freigabe oder gar den sofortigen Einsatz von 
Atomwaffen stand damals nicht auf der Tagesordnung. Über die JCS-Vorla­
gen hätte erneut befunden werden müssen, wenn die amerikanische Regie­
rungi die politische Grundsatzentscheidung zur militärischen Eskalation des 
Konflikts getroffen hätte. Vieles spricht allerdings dafür, daß damals eine sol­
che Entscheidung im Bereich des Möglichen lag und in diesem Fall die militä­
rischen Eventualoptionen auch ohne Umschweife realisiert worden wären. 
Warilm die amerikanische Regierung letztendlich auf einen solchen Schritt 
verzichtete, ist aus den bisher vorliegenden Quellen im Detail noch nicht er­
kennbar; unklar ist, ob grundsätzlich politische Erwägungen (Nachteile und 
Risiken des Atomwaffeneinsatzes) oder Entwicklungen auf dem koreanischen 
Kriegsschauplatz selbst den Ausschlag gaben. Diesbezüglich müssen weitere 
Dokumentenveröffentlichungen abgewartet werden. 
- Paul Nitze schätzte eine Beratung bei den Joint Chiefs of Staff, an der er 
selbst als Vertreter des Außenministeriums teilgenommen hatte, wie folgt ein: 
„Es gab keine unüberwindbaren politischen Hindernisse gegen den Einsatz 
von ~tomwaffen, die eigentliche Frage war vielmehr, ob die Vorteile stärker 
ins Gewicht fallen würden als die Nachteile. "49 Die Initiative Eisenhowers 
vom Februar 1953, im Nationalen Sicherheitsrat das Pro und Contra takti­
schet Atomwaffen abzuwägen, und das prinzipiell positive Votum des Präsi­
denten in dieser Frage bestätigen Nitzes Urteil nachdrücklich. Darüber hinaus 
hatten sich die USA seit Januar 1951 auf eine Politik des fortdauernd „be­
grenzten Krieges" festgelegt und damit Umstände geschaffen, die unwei­
gerliqh darauf hinausliefen, Atomwaffen als Mittel einer militärisch erzwun­
genen Entscheidung einzuplanen. Insofern kann davon ausgegangen werden, 
daß während des Korea-Krieges die Schwelle atomarer Kriegsfiihrung so weit 
wie bei keiner anderen internationalen Krise der 40er und 50er Jahre gesenkt 
wurde. 

49 Paul Nitze, zit. n. "Ike mulled atom bomb use in '53", Chicago Tribune, 8. 6. 1984, 6. Vgl. da­
zu auch Bemard Brodie: ,.The fact that the United States did not use nuclear weapons in the 
Korean War was unquestionably due mostly to certain special circumstances not likely to be 
repeated in the future." RAND-Memorandum RM-4544-PR, Escalation and the Nuclear Op­
tion, Bemard Brodie, (Santa Monica, Ca., Juni 1965), 63. 
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4. Weiterführende Fragestellungen 
Bisher wurden am Beispiel „forcierter Krisen" Parameter vorgestellt, die 

bei der Diskussion um das „Risikoniveau" von Krisenpolitik berücksichtigt 
werden sollten. Das entscheidende methodische Problem bei der Analyse in­
neradministrativen Krisenmanagements liegt darin, die Wechselbeziehungen 
zwischen Politik und Militär zu verorten, genauer: die Möglichkeiten und 
Grenzen einer „politischen Durchsetzungsfähigkeit" militärischer Optionen 
zu bestimmen. Es erscheint notwendig, folgende - auch für gegenwartsbezo­
gene Analysen relevanten - Aspekte in künftigen Untersuchungen systema­
tisch aufzuarbeiten: 

Erstens das Problem der relativen Eigenständigkeit militärischer Bürokratien 
und Apparate im Herrschaftssystem der USA. Das nach 1945 institutionalisier­
te „permanent war planning" führte u. a. dazu, daß militärstrategische Pla­
nung exklusiv den Teilstreitkräften, dem Vereinigten Generalstab und dessen 
,,Committee System" und insbesondere dem Strategie Air Command vorbe­
halten blieb. Operative Einsatzpläne und Kriegsszenarien wurden (und wer­
den) festgelegt, ohne daß zivile Behörden außerhalb des Pentagon daran be­
teiligt oder darüber informiert worden wären. D. h.: wesentliche Akzentver­
schiebungen in der militärischen Planung werden unabhängig von der außen­
politischen Linie der jeweiligen Regierung vorgenommen, und politische 
Kurskorrekturen wirken in der Regel nicht auf militärische Planungen zurück 
(wie die Geschichte der Entspannungspolitik und die parallel einsetzenden 
Planungen zur „begrenzbaren atomaren Kriegsführung" anschaulich bele­
gen). Zugleich ist eine zunehmende Verlagerung außenpolitischer Planungs­
und Entscheidungskompetenz auf das Pentagon beobachtbar. 

Allison fragte in seiner (1971 vorgelegten) Untersuchung zur Kuba-Krise, ob 
und inwieweit diese Entwicklung zu einem Verlust politisch-diplomatischer 
Steuerungsfähigkeit im Falle einer akuten Krise beitragen kann. Wird da­
durch die Gefahr einer grenzüberschreitenden, d. h. politisch nicht mehr „ein­
hegbaren" Gewaltanwendung vergrößert? Mehrere Gründe sprechen nach 
Meinung dieses amerikanischen Politikwissenschaftlers für eine Erhöhung 
des „ Risikoniveaus": 
- Der Informationsfluß zwischen militärischen und politischen Bürokratien 
erwies sich während der Kuba-Krise als störanfällig. Dadurch wurde einem 
eigenmächtigen Handeln militärischer Apparate Vorschub geleistet; 
- es gibt Hinweise darauf, daß sich während der Krise militärische Apparate, 
sei es wegen organisationsgebundener Eigeninteressen, politisch-strategischer 
Differenzen oder zeitlicher Verzögerungen infolge bürokratischer Routinear­
beit, über Anweisungen der politischen Exekutive hinwegsetzten. (Beispiels­
weise weigerte sich die Navy, Kennedys Anweisung Folge zu leisten und den 
Blockadering um Kuba enger zu ziehen, wodurch eine direkte Konfrontation 
mit sowjetischen Schiffen zeitlich verzögert worden wäre); 
- Allison unterstellt der Marine, in zahlreichen Fällen und hinter dem Rücken 
des Weißen Hauses eskalationsträchtige Maßnahmen initiiert zu haben (bei­
spielsweise gegen sowjetische U-Boote unmittelbar nach Beginn der Krise). 
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Im Kern besagen diese Beobachtungen, daß die relative Eigenständigkeit 
militärischer Apparate den Spielraum diplomatischen Krisenmanagements 
nicht nur einengen kann, sondern nachweisbar in konkreten Konflikten einge­
engt. hat. 

zweitens wird in neueren Untersuchungen darauf hingewiesen, daß auch 
die technische Qualität des Rüstungspotentials zu einer strukturellen Destabili­
sierung von Krisenpolitik beitragen kann. Die Kalkulierbarkeit krisengebun­
denen Handelns ist tendenziell rückläufig, weil die Grenzen zwischen „defen­
siveri" und „offensiven" Waffensystemen verwischt werden; weil ein- und 
dasselbe System in kürzester Zeit für mehrere Aufgaben programmierbar ist 
und .die militärstrategische Absicht (gerade unter dem zeitlichen Entschei­
dungsdruck in Krisen) daher nicht mehr eindeutig bestimmbar ist; weil Ver­
besserungen der Zielgenauigkeit die Fähigkeit (und den politischen Druck!) 
vergrößern, in Krisensituationen zum vermeintlich schadensminimierenden 
und erfolgsoptimierenden Mittel prä-emptiver Kriegsführung (,,first strike") 
zu greifen; weil die fortschreitende Mobilität von Waffensystemen die Gefahr 
der Fehlperzeption und damit die Möglichkeit eines „launch-on-warning" 
(Raketenstart infolge des bloßen Verdachts offensiver Absichten der Gegen­
seite) erhöht; weil die Ausdifferenzierung und Komplexität der militärisch­
politischen Kommando- und Kontrollsysteme (C3-I) sich bislang als äußerst 
störanfällig erwiesen hat. Insofern reduziert die rüstungstechnologische Ent­
wicklung die Möglichkeiten politischer Krisenkontrolle. 

Dieser Aspekt ist deshalb besonders bedeutsam, weil die Reagan-Regierung 
seit vier Jahren zu einem altbekannten Mittel greift und versucht, qualitativ 
neue Rüstungstechnologie (von der Endphasensteuerung bis hin zu den Welt­
raum;waffen) im Zeichen forcierter politischer Spannungen durchzusetzen. In 
der 1'isherigen Nachkriegsgeschichte liefen dergleichen Versuche immer auf 
zugespitzte und kriegsträchtige Krisen hinaus: Im Schatten der Atombombe 
begann der Kalte Krieg und kulminierte nach kurzer Zeit in der ersten Berlin­
Krise. (1948); die amerikanische Entscheidung zum Bau der Wasserstoffbom­
be steht im Zusammenhang mit der eskalierten Block-Konfrontation während 
des Korea-Krieges; die Stationierung sowjetischer Raketen auf Kuba sollte -
wie oben ausgeführt - als Antwort auf die Einführung amerikanischer Inter­
konti~entalraketen begriffen werden. Hinzu kommt, daß eine direkte Verbin­
dung'zwischen Rüstungswettläufen und Krieg empirisch nachweisbar ist: Aus 
Untersuchungen von Wallace geht hervor, daß in 23 von 28 Fällen politische 
Konflikte gewaltsam eskalierten, sobald „Rüstungswettläuf e" vorausgegangen 
waretj.. Bei fehlender oder niedriger Rüstungsdynamik konnten 68 von 71 
Konflikten mit diplomatischen Mitteln gelöst werden, und lediglich drei führ­
ten zu militärischer Gewaltanwendung. so 

Die Krisenrelevanz militärischer Macht wird drittens von der sog. ,,military 
posture"bestimmt. Gemeinhin ist mit „military posture" ein synoptischer Ver­
gleich der Waffenpotentiale von NATO und Warschauer Pakt gemeint. Wel-

SO Michael D. Wallace, ,.Arms Races and Escalation. Some New Evidence", Journal of Conflict 
Resolution, 23, 1 (1979), 14/15. 
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ehe Waffensysteme stehen sich aufseiten der USA und der UdSSR gegenüber 
(strategische Ebene), welche Aufträge haben diese jeweils zu erfüllen (operati­
ve Ebene), wie groß sind die Aussichten eines erfolgreichen Einsatzes, und 
mit welchen Ausfallquoten ist zu rechnen (Ebene der Risikokalkulation)? 
,,Military posture" fragt aber auch nach der Binnenstruktur der Kriegsmaschi­
nerie. Es kommt darauf an, die Zeit-, Einsatz- und Zielplanungen der einzel­
nen Teilstreitkräfte sowie deren interne Aufgabenverteilung herauszuarbeiten. 
Insbesondere wäre zu klären, wie sich strategische Planung zu den real vor­
handenen materiellen Kapazitäten verhält und inwieweit die Teilstreitkräfte 
darauf vorbereitet sind, die ihnen zugewiesenen Auf gaben wahrzunehmen (zu 
fragen ist nach Führung, Ausbildung, Mannschaftsstärken, ,,Command-and­
Control"-Verfahren etc.). Nicht zuletzt sind die militärintemen Kräfteverhält­
nisse ( die sog. ,,interservice rivalries") in diesem Zusammenhang bedeutsam: 
Wie ist es um die Richtungsauseinandersetzungen innerhalb des Militärs be­
stellt? Wird eine strategische Konsensfindung dadurch blockiert? Welches po­
litische Gewicht haben militärische Instanzen im (krisenbezogenen) Entschei­
dungsprozeß? Kommt es innerhalb des Militärs zu einer einheitlichen oder 
mehrheitlichen Interessenartikulation, und welcher Instrumente können sich 
die Militärs bedienen, um politisch relevanten Entscheidungsdruck auszu­
üben? 

Gerade die Geschichte des Kalten Krieges beweist, daß dergleichen Frage­
stellungen keineswegs nur akademischer Natur sind. Bis weit in die 50er Jahre 
hinein gelang es den Teilstreitkräften infolge doktrinärer Dissonanzen nicht, 
ihre jeweiligen operativen Aufträge auf einander abzustimmen oder gemein­
schaftlich verbindliche Auf gaben zu formulieren. In zahlreichen Kriegsplänen 
waren infolgedessen völlig unrealistische Vorgaben formuliert (in erster Linie 
wurden Anforderungen gestellt, die weit über die bewilligten Rüstungsbud­
gets hinauswiesen und auch in absehbarer Zeit nicht finanziert werden konn­
ten). Es gelang den Militärs in dieser Phase nicht, die Instrumente einer ein­
heitlichen Interessenvertretung aufzubauen und/ oder wahrzunehmen. Es ist 
davon auszugehen, daß dergleichen Faktoren den politischen Einfluß des Mi­
litärs in der damaligen Zeit minderten.51 

Eine systematische Bearbeitung dieser einzelnen Problemfelder und ihres 
wechselseitigen Zusammenhangs wird näheren Aufschluß darüber geben, wo 
in zugespitzten Entscheidungssituationen die Grenzen der Diplomatie anzu­
siedeln sind, worin die Gefahrenmomente militärischer Eskalation liegen und 
wie durchsetzungsfähig politische Regularien gegenüber militärischen Optio­
nen sind. Dann sollte es möglich sein, den zwischen Frieden und Krieg ange­
siedelten Grenzbereich genauer zu beschreiben. 

51 Vgl. Wamer R. Schilling, Paul Y. Hammond u. Glenn H. Snyder, Strategy, Politics, and De­
fense Budgets (New York, London, 1960), 368. Vgl. Larry Dean O'Brien, National Security 
and the New Warfare: Defense Policy, War Planning, and the Nuclear Weapons, 1945-1950 
(Ann Arbor, London, 1982), 117, 124-129, 241-247, 283/284. 
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Frank Deppe 

1. 

Diskussionen über den Zustand und die Perspektiven der Arbeiterbewe­
gung in den hochentwickelten kapitalistischen Ländern gestalten sich heutzu­
tage oftmals zu düsteren und eher pessimistischen Veranstaltungen. Die Krise 
der Arbeiterbewegung (zu der wir die Gewerkschaften, die verschiedenen po­
litischen Organisationen und Strömungen, die ihre Politik explizit um die In­
teressenvertretung von Lohnabhängigen zentrieren, aber auch eigenständige, 
spontane Bewegungen und Aktionen aus der Arbeiterklasse selbst zählen) tritt 
schnell in den Mittelpunkt der Diskussionen. Mitgliederverluste der Gewerk­
schaften, der Rückgang der Streikaktivität werden - ebenso wie Wahlniederla­
gen der Linken, der Verlust hegemonialer Positionen auch unter den Bedin­
gungen einer Linksregierung (wie z.B. in Frankreich), Phänomene der politi­
schen und ideologischen Ohnmacht gegenüber der neokonservativen „Kon­
terreyolution" - als Indikatoren für eine solche Krise angeführt. So ist der 
„Abschied vom Proletariat", verbunden mit der Suche nach neuen „Wegen 
ins Paradies" (beide Formeln stammen von Andre Gorz}, gleichsam zum Mo­
dethema linksintellektueller Diskurse avanciert. 

Dib Arbeiterklasse - so lautet eine der zentralen Thesen - kann nicht länger 
als eine historische Kraft angesprochen werden, in deren Lebenserfahrung 
und ;praxis (produktive Arbeit) sich die Widersprüche der kapitalistischen 
Ent~icklung in einer Weise konzentrieren, daß diese Klasse - und damit die 
Arbeiterbewegung - noch zum politischen Potential einer sozialistischen Ver­
änderung werden könnte. Der quantitative Rückgang der Industriearbeiter­
schaft in den hochentwickelten kapitalistischen Ländern, der sich in den kom­
menden Jahren als Folge des neuen Produktivkraftschubs der Elektronik und 
der Informationstechnologien noch beschleunigen wird, erscheint so als ein 
säkul.arer Trend der Auflösung des Industrieproletariats. Gleichzeitig wird die 
scheinbare Handlungsunfähigkeit, die strukturelle Defensivposition der Ar­
beiterbewegung in der gegenwärtigen Krisen- und Übergangsperiode des Ka­
pitalismus von vielen als das notwendige Resultat eines langen Prozesses der 
„lnkorporierung" bzw. der Integration der Arbeiterparteien und namentlich 
der Gewerkschaften in das Herrschafts- und Regulierungssystem der entwik­
kelten kapitalistischen Gesellschaften begriffen. 

In der außergewöhnlich langen Periode kapitalistischer Prosperität und 
Stabilität zwischen dem Ende der 40er und der Mitte der 70er Jahre habe sich 
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ein Korporationsverbund von Staat, Kapital und Arbeit institutionalisiert, der 
der traditionellen Arbeiterbewegung auf der einen Seite Vollbeschäftigung, 
steigende Reallöhne, kürzere Arbeitszeiten, den Ausbau von sozialpolitischen 
Leistungen und der gesellschaftlichen Infrastruktur, schließlich auch Formen 
der Beteiligung an der Macht - von der Ebene der Regierungen bis hin zum 
Betrieb ( dort durch erweiterte Mitbestimmung und Mitverantwortung) - ge­
bracht habe; auf der anderen Seite seien diese Zugeständnisse durch eine 
„Entradikalisierung" der Arbeiterbewegung, durch eine breite Anerkennung 
des Kapitalismus, seiner Konsumstrukturen, des „technischen Fortschritts" 
und seiner politischen Herrschaftsformen „erkauft" worden - zumindest bei 
der überwiegenden Mehrheit der westeuropäischen Arbeiterbewegung. Daher 
sei die Arbeiterbewegung mit dem Ende dieser „langen Welle" des Wachs­
tums, der Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen der Lohnabhän­
gigen und der Institutionalisierung der Klassenkollaboration in eine Krise ge­
raten. Je mehr sie sich mit der hemchenden Logik verbündet hat, um so mehr 
gerät sie in eine Lage, in der sie gezwungen wird, ,,Arzt am Krankenbett des 
Kapitalismus" zu spielen, das heißt: kapitalistisches Krisenmanagement mit­
zutragen, teilweise selbst zu organisieren. 

In dieser Problemperzeption reduzieren sich die Gewerkschaften auf die 
Interessenvertretung des schrumpfenden Teils der noch beschäftigten (und re­
lativ privilegierten) Lohnabhängigen. Gleichzeitig verlieren sie dabei die Fä­
higkeit, die sozialökonomischen und politischen Interessen der (hoch segmen­
tierten) Arbeiterklasse in ihrer Gesamtheit zu vertreten und Konzepte wie 
Strategien einer alternativen, antikapitalistischen Politik zu entwickeln. Die­
ses Potential einer gesellschaftspolitischen Alternative, einer neuen, emanzi­
patorischen Perspektive werde deshalb - so ergibt sich als Schlußfolgerung -
von den „neuen sozialen Bewegungen" (Frauen-, Friedens-, Ökologiebewe­
gung) repräsentiert, die sich von der „Borniertheit'' des „Klassenstandpunk­
tes" längst befreit haben. 

Das Urteil von Ralf Dahrendorf über die heutige Gewerkschaftsbewegung 
wird von vielen Linken geteilt: Sie „sind nicht mehr die vorwärtstreibenden 
Organisationen selbstbewußter Zukunftsgruppen. Vielmehr ist ihre Thematik 
defensiv und ihre Anhängerschaft ängstlich ... (sie) sind zu Verteidigungsor­
ganisationen absteigender sozialer Gruppen geworden ... Sie sind eher Zünfte 
als Bewegungen geworden".1 Die Zukunft der Gewerkschaften - so Walter 
Mül/er-Jentsch - ist die von notwendigen Interessenverbänden, ,,auf die ab­
hängig Beschäftigte ebensowenig verzichten können wie Autofahrer auf den 
ADAC (oder ACE)".2 

2. 

In diesem Beitrag soll nun der Frage nachgegangen werden, wie sich die 
Arbeiterbewegung in Westeuropa in den vergangenen 40 Jahren - also von 

1 R. Dahrendorf, Verhindern statt vorantreiben? in: Die Zeit, 28. 5. 1984. S. 3. 
2 W. MOller-Jentsch, Klassen-Auseinandersetzungen, in: Prokla 54/1984, S. 10 ff., hier S. 28. 
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der Befreiung vom Faschismus 1944/ 45 bis in die Gegenwart - entwickelt hat. 
Dabei wird sich zunächst einmal zeigen, daß diese Entwicklung keineswegs 
gradlinig - nach dem schlichten Schema eines permanenten Abstiegs bzw. 
Aufstiegs - verläuft. Vielmehr sind verschiedene Etappen bzw. Phasen deut­
lich zu unterscheiden, die sich - gemäß dem Thema unserer Betrachtung -
nach der Rolle und Intensität der Klassenauseinandersetzungen, nach dem 
Gewicht der Arbeiterbewegung in Gesellschaft und Politik, insgesamt nach 
dem iKräfteverhältnis der Klassen differenzieren. Trotz der vielfältigen Beson­
derheiten und der Ungleichzeitigkeit, die die jeweils nationalen Prozesse cha­
rakterisieren (und die nicht im Detail dargestellt werden können), lassen sich 
vier solcher Phasen erkennen: 
1. Die Nachkriegsperiode - vom Sieg über den Faschismus bis zum Beginn 
des wirtschaftlichen Aufschwungs, der Niederlage der (vor allem von den 
Kräften der Arbeiterbewegung vertretenen) Neuordnungskonzeptionen und 
der Durchsetzung der Kräftekonstellationen des „Kalten Krieges" auch in der 
Inneµpolitik der jeweiligen Länder (1944/45 bis 1948/49). 
2. Die lange Phase des „Wirtschaftswunders", der konservativen Hegemonie 
und der „lnkorporierung" vor allem des reformistischen Flügels der Arbeiter­
bewegung (vom Ende der 40er bis zur Mitte der 60er Jahre). 
3. Das „Ende der Rekonstruktionsperiode", in dem sich die Wachtumsraten 
abflachen, Krisenprozesse und der „Mpdemisierungsbedarr' ins allgemeine 
Bewußtsein treten. Diese Zeit ( etwa Mitte der 60er Jahre bis Mitte der 70er 
Jahre) zeichnet sich durch eine Intensivierung der Klassenauseinandersetzun­
gen sowie durch einen bedeutenden Machtzuwachs der Arbeiterbewegung, 
insg~samt durch eine Verschiebung des politisch-ideologischen Kräfteverhält­
nisses nach links aus. Dem entspricht der Hegemonieverlust jener konservati­
ven Kräfte, die in der Periode des „Kalten Krieges" und der je nationalen 
,, Wi~schaftswunder" dominiert hatten. 
4. Der Übergang in eine neue lange Phase der Depression mit niedrigen wirt­
schaftlichen Wachstumsraten und krisenhaften Einbrüchen (1973-1975 und 
198H-1983). Die „Vollbeschäftigung" der vorangehenden beiden Jahrzehnte 
geht nunmehr über in die Massenarbeitslosigkeit, die infolge der verringerten 
Wachstumsdynamik, der wissenschaftlich-technischen Revolution und der 
staatlichen Austeritätspolitik kontinuierlich - zunehmend abgekoppelt von 
den Raten des Wirtschaftswachstums - ansteigt. Die Arbeiterbewegung gerät 
fast überall in die Defensive. Die neokonservative Gegenoffensive, die eine 
,,Wende" in allen wichtigen Politikbereichen fordert (von der Wirtschafts­
und Sozialpolitik bis zur internationalen Politik), vermag in einigen Zentren 
des Imperialismus (vor allem in den USA, in Großbritannien, der BRD und 
Japan) politische Erfolge zu verbuchen und damit Positionen der Linken wei­
ter zu schwächen. 

Dieser erste Zugang zur Periodisierung der Nachkriegsgeschichte läßt 
schon erkennen, daß zwischen den ökonomischen Reproduktions- und 
Wachstumsbedingungen des Kapitalismus und den jeweiligen Kräftekonstel­
lationen von Kapital und Arbeit ein enger Zusammenhang besteht. Im Zen­
trum i dieses historischen Abschnitts steht ganz zweifellos die „lange Welle" ei-
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ner gleichsam beispiellosen Wachstumsdynamik und relativen Prosperität in 
den hochentwickelten kapitalistischen Ländern (Ende der 40er bis Anfang der 
70er Jahre). Die Nachkriegsperiode könnte aus dieser Perspektive auch als 
der Abschluß der langen „depressiven Welle" angesehen werden, die kurz vor 
Beginn des ersten Weltkrieges einsetzte. Die Entwicklung seit der Mitte der 
70er Jahre wäre so als Beginn einer neuen, krisenhaften Entwicklungsepoche 
des Kapitalismus definiert, über deren „Wendepunkt" bzw. über deren Ablö­
sung durch einen neuen „Boom" bereits heute lebhaft spekuliert wird.3 

3. 

Die Periodisierung der Geschichte der Arbeiterbewegung folgt in der Regel 
den großen politischen Markierungen und Brüchen in der Entwicklung der 
bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft bzw. ihrer Nationen. Methodisch 
schwieriger ist schon die Frage nach der Beziehung von Klassenkampfzyklen 
und den sogenannten „langen Wellen". Es ist nicht schwer, die „langen Wel­
len" als Strukturform der kapitalistischen Wirtschaftsgeschichte zu beschrei­
ben, sie empirisch zu konstatieren. Dieses Modell besagt, ,,daß die industrielle 
Entwicklung seit der Französischen Revolution in langfristigen Perioden ver­
läuft, die zwischen 40 und 60 Jahren dauern können, und deren jede sich als 
eine Folge von Aufstieg und Abstieg darstellt, von beschleunigter und ver­
langsamter Entwicklung, von Flut und Ebbe, so daß in jede Periode gewisser­
maßen eine ,gute Zeit' und eine ,schlechte Zeit' fällt, ganz wie die fetten und 
die dürren Jahre in der Bibel" .4 

Schwieriger ist es schon, ihre innere Entwicklungslogik zu begreifen, d. h. 
auch die Frage zu beantworten, welche Gesetzmäßigkeiten und Triebkräfte 
die Bewegung der „langen Wellen" determinieren - und (was noch wichtiger 
ist) warum der Umschlag von einer langen expansiven in eine lange depressi­
ve Welle erfolgt und umgekehrt. Und schließlich kann die bloße Analogisie­
rung von ökonomischen Prozessen mit der Bewegung der Klassenkämpfe zu 
falschen und grob vereinfachenden Schlußfolgerungen führen, die weder der 
historischen Realität noch der „historischen Tendenz" der kapitalistischen 
Entwicklung und ihrer Widersprüche gerecht zu werden vermögen. 

Offenkundig besteht aber ein Zusammenhang zwischen der langfristigen 
Bewegung der Kapitalverwertungsbedingungen und den politisch-strategi­
schen Optionen bzw. Prioritätensetzungen der herrschenden Klasse. Dabei ist 
es „notwendig, die Imperative des Klassenkampfes als entscheidender Ver­
mittlungsebene zwischen den grundlegenden Trends der Wirtschaftsentwick­
lung und den grundlegenden Trends der wirtschafts- und sozialpolitischen 
Ideologie zu berücksichtigen".5 In dem Maße, wie sich die Kapitalverwer­
tungsbedingungen langfristig verschlechtern, die zyklischen Krisen nicht 
mehr jene „Reinigungsfunktion" erfüllen, die neue profitable Anlagesphären 

3 Vgl. z.B. H. Kahn, Der kommende Boom, Bern und München 1982. 
4 J. Huber, Die verlorene Unschuld der Ökologie, Frankfurt/M. 1982, S. 16. 
5 E. Mandel, Die langen Wellen im Kapitalismus, Frankfurt/M. 1983, S. 92. 
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für das Kapital (und damit einen neuen Produktivkraftschub) eröffnet, verän­
dern sich auch Inhalte und Methoden des Klassenkampf es. Aus der Interes­
senlage des Kapitals (bzw. der mächtigsten Kapitalfraktionen) wird es jetzt 
zur wichtigsten Aufgabe, mit allen Mitteln der ökonomischen und außeröko­
noinischen Gewalt jene Hindernisse zu beseitigen, die der Wiederherstellung 
der Profitrate (vor allem auch durch die Steigerung der Mehrwertrate) im We­
ge stehen. Die Krise wird so zum „Knotenpunkt" der kapitalistischen Dyna­
mik 1

- als „Phase des Bruchs mit den überkommenen Strukturen und als Phase 
der Restrukturierung in Richtung einer neuen Entwicklung". 6 

Diese neue Entwicklungsrichtung konkretisiert sich einerseits im verschärf­
ten Konkurrenzkampf auf dem nationalen wie dem Weltmarkt. Der Kampf 
um ~arktanteile, Produktivitätsvorteile sowie um neue Anlagesphären - also 
die Ebene der innerkapitalistischen bzw. -imperialistischen Konkurrenz -zielt 
auf ~:lie Schwächung bzw. Ausschaltung konkurrierender Kapitale, zugleich 
auf eine Neustrukturierung der imperialistischen Kräfteverhältnisse auf dem 
Weltmarkt und in der Weltpolitik. Die beiden Weltkriege im 20. Jahrhundert 
bildeten jeweils den gewaltsamen Höhepunkt dieses Kampf es und markieren 
daher nicht zufällig die beiden „Grenzphasen" der langen, depressiven Welle, 
die als „Zwischenkriegskrise" bezeichnet wird. 

Ztigleich erfaßt diese Neustrukturierung das Verhältnis von Kapital und 
Arbeit. Die Wiederherstellung der Profitrate (als des treibenden Motivs der 
kapitalistischen Produktion) verlangt die Infragestellung jener Machtpositio­
nen,. die die Arbeiterbewegung in der vorangegangenen Wachstumsphase er­
ringen konnte: Reallöhne, Sozialeinkommen, Arbeitsschutzgesetze, tarifliche 
Rechte, Mitbestimmungs- und Kontrollrechte der Lohnabhängigen - schließ­
lich ~uch die „freie Luft" demokratischer Rechte, die die Arbeiterbewegung 
,,zum Atmen" braucht - werden zum Objekt einer Angriffsstrategie, die einer­
seits die sozialen und ideologischen Wirkungen der ökonomischen Krisenpro­
zesse (Massenarbeitslosigkeit), andererseits die Macht des kapitalistischen 
Staates nutzt, um die Arbeiterbewegung in die Defensive zu drängen, sie als 
autonomes Gegenmachtpotential substantiell zu schwächen oder - mit dem 
„letzten Mittel" der faschistischen Gewalt - deren politische und physische 
Existenzberechtigung zu vernichten.7 

Solche Konstellationen eines strategischen ,,Bruchs'', die in letzter Instanz 
auf die langfristige Bewegungstendenz der Kapitalverwertungsbedingungen 
zurückzuführen sind, aktualisieren jeweils auch für die Arbeiterbewegung 
( oftmals mit einer gewissen Phasenverschiebung) die Notwendigkeit, sich den 
neuen Kampfbedingungen zu stellen, die Verteidigung von zuvor errungenen 
Machtpositionen mit der Frage zu verbinden, wie die „Dialektik von Reform 
und ~evolution", das Verhältnis von Tageskampf (der vorwiegend defensiver 
Natur ist) und sozialistischer Perspektive theoretisch und praktisch, d. h. hi-

6 E. Altvater, Der Kapitalismus in einer Formkrise, in: D. Albers u.a., Aktualisierung Marx', AS 
100, Berlin (W) 1983, S. 80 ff., hier S. 85 

7 Zur Analyse dieser Krisenprozesse in der deutschen Geschichte des 20. Jhdts. vgl. F. Deppe, 
Ende oder Zukunft der Arbeiterbewegung? Gewerkschaftspolitik nach der Wende, Köln 1984, 
s. 105ff 
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storisch konkret bestimmt werden kann. Dabei handelt es sich keineswegs 
ausschließlich um den adäquaten Begriff des imperialistischen Strategiewech­
sels, der den sozialen Auseinandersetzungen einen neuen politischen Inhalt 
verleiht. Vielmehr tritt in solchen Perioden der Neuorientierung auch die Aus­
einandersetzung zwischen verschiedenen Strömungen und Tendenzen in der 
Arbeiterbewegung (bis hin zur politischen und organisatorischen Spaltung) in 
den Vordergrund. In dem Maße, wie traditionelle Handlungsmuster nicht 
mehr greifen bzw. nur noch um den Preis einer gesteigerten Anpassung an das 
existierende Herrschaftssystem aufrechtzuerhalten sind, und: in dem Maße, 
wie neue Schichten der Arbeiterklasse in die Kämpfe eintreten und dabei 
auch die Führungsrolle problematisieren, die bestimmte Klassenfraktionen 
(z.B. Facharbeiter bestimmter Branchen) in der vorangegangenen Periode ein­
genommen haben, entwickelt sich das Bewußtsein, daß die Arbeiterbewegung 
sich im Übergang zu einem neuen Zyklus der Klassenkämpfe befindet.8 

Die Auseinandersetzung zwischen Kapital und Arbeit ist jedoch stets einge­
bettet in den Gesamtzusammenhang der ideologischen Reproduktion der Ge­
sellschaft. Sie wird gleichsam überformt durch jene ideologischen Prozesse, in 
denen auf der einen Seite die Intellektuellen solche Perioden des Umbruchs 
und des Übergangs reflektieren und damit deren jeweilige geistige Atmosphä­
re bestimmen; auf der anderen Seite sedimentieren sich diese Mechanismen 
der ideologischen Vergesellschaftung auch in den alltäglichen Deutungsmu­
stem und Wertorientierungen der Massen. Mit anderen Worten: Ob jeweils 
eher optimistische oder eher pessimistische Grundstimmungen vorherrschen 
und auch in die Politikformen der großen antagonistischen „Blöcke" einflie­
ßen, hängt nicht nur von der unmittelbaren sozialökonomischen Erfahrung, 
sondern auch von diesen Deutungen des Charakters der Epoche ab. Hegemo­
nie ist in diesem Sinne auch stets mit „Deutungsmacht" verbunden. Der bür­
gerliche Optimismus, der in der Regel die langen Prosperitätszyklen begleitet, 
schlägt mit dem Überschreiten ihres Höhe- und Wendepunktes immer wieder 
in verschiedene Varianten eines allgemeinen Kulturpessimismus, eines elitä­
ren Zynismus um, der sich in der Abkehr vom Rationalismus, in Endzeit- und 
Untergangsstimmungen, im Wiederaufleben von Romantik, Individualismus 
und Nihilismus artikuliert.9 Die Angst - vermischt mit Katastrophenstimmun­
gen - wird zur Triebkraft politischer Bewegungen. Die Unerträglichkeit von 
sozialer Erfahrung vermischt sich mit der Verunsicherung von Wertorientie­
rµngen, die über einen längeren Zeitraum zugleich Ausdruck einer relativ ko­
härenten, wenngleich klassenspezifischen Lebensweise gewesen sind. Vor al­
lem in der sog. ,,Zwischenkriegsperiode" (1914-1945) wurden solche Brüche 
und irrationalen Motivationen politisch relevant. In den - vorwiegend klein­
bürgerlichen - faschistischen Massenbewegungen verschafften sie sich einen 
Ausdruck. 

8 Zur Problematik der .Kampfzyklen vgl. F. Deppe, Einheit und Spaltung der Arbeiterklasse, 
Marburg 1981, bes. S. 54ff.; E. Mandel, Die langen Wellen ... , a.a.O., S. 39ff. 

9 Vgl. die Darstellung dieses Zusammenhangs bei J. Huber, Die verlorene Unschuld der Ökolo­
gie, a.a.O., S. 16 ff. 
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Das Konzept der „langen Wellen" und der korrespondierenden Klassen­
kampfzyklen wird freilich dort problematisch, wo es als gleichsam überhisto­
risc.her, innerer Rhythmus der Geschichte der bürgerlich-kapitalistischen Ge­
sellschaft mißverstanden wird. Die „ewige Wiederkehr des Immergleichen", 
wie sie in konservativen, zyklischen Geschichtsmodellen (zumal in den „pessi­
mistischen" Phasen) behauptet wird, verschleiert nicht nur den Tatbestand, 
daß jede Entwicklungsperiode dieser Gesellschaft spezifische Merkmale auf­
weist, die ihrerseits die politischen Auseinandersetzungen bestimmen; son­
dern - was noch wichtiger ist - sie negiert die für die Geschichte des Kapita­
lismus zentrale Erkenntnis, daß sich der Rhythmus der „langen Wellen" nicht 
in einem strukturlosen Auf und Ab, sondern jeweils nur in der „historischen 
Tendenz der kapitalistischen Akkumulation" bewegt. ,,Lange Wellen"- und 
,,Stufen"-Konzept der kapitalistischen Entwicklung können daher nicht als al­
ternative Analyseansätze begriffen werden. Die Umbruchs- und Übergangs­
phasen, in denen das Kapital auf die langfristige Verschlechterung der Kapi­
talverwertungsbedingungen mit einer strategischen Neustrukturierung der 
zwischenkapitalistischen Konkurrenz, der Produktivkraftentwicklung und 
schließlich in erster Linie des Kräfteverhältnisses von Kapital und Arbeit, von 
Imperialismus und Sozialismus, reagiert, sind vor allem darin zu unterschei­
den,! daß der kapitalistische Vergesellschaftungsprozeß, die Produktivkraftent­
wicklung, die Sozial- und Konsumstrukturen des Kapitalismus und das Kräf­
teve,;hältnis von Kapital und Arbeit historisch eine neue Stufe erreicht haben. 
Es sind aber gerade diese Widerspruchspotentiale des gesamtgesellschaftli­
chen Systems, zu denen seit 1945 auch die Herausbildung des sozialistischen 
Staatensystems und die antiimperialistischen Bewegungen in der „Dritten 
Wetr gehören, die die Bedingungen und damit auch die jeweiligen Inhalte je­
ner Neustrukturierungsstrategien definieren, die darauf abzielen, aus der De­
pression in eine erneute, expansive „Welle" überzuleiten und dabei das poli­
tisch~ideologische Kräfteverhältnis zugunsten des Kapitals zu verändern. 

In, den folgenden Abschnitten soll nun der Versuch unternommen werden, 
die Entwicklung der westeuropäischen Arbeiterbewegung seit 1945 - vor al­
lem in der BRD, in Frankreich, Italien und Großbritannien (GB) - im Kon­
text dieser eher methodologischen Vorüberlegungen zu skizzieren. 

4. 

Mit dem Sieg der Anti-Hitler-Koalition über den deutschen Faschismus 
und seine Verbündeten im Jahre 1945 vollzogen sich bedeutende weltge­
schichtliche und weltpolitische Veränderungen: 
- Die brutalste, faschistische Variante einer kapitalistischen Krisenüberwin­
dungsstrategie, die sich die gewaltsame Vernichtung des Sozialismus (nach in­
nen und außen) sowie die gewaltsame Korrektur der imperialistischen Kräfte­
verhältnisse zum Ziel gesetzt hatte, war gescheitert. 
- Die Sowjetunion war durch ihren maßgeblichen Anteil an der militärischen 
Nied~rlage des Faschismus enorm gestärkt. 
- Die großen europäischen Hegemonial- und Kolonialmächte (vor allem GB 
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und Frankreich) wurden durch den Krieg und danach durch den Aufschwung 
der antikolonialen Befreiungsbewegungen weiter geschwächt. 
- Die USA waren aufgrund ihres ökonomischen und militärischen Potentials 
und aufgrund der substantiellen Schwächung ihrer imperialistischen Konkur­
renten in Europa zur unumschränkten Hegemonialmacht der kapitalistischen 
Welt geworden. 

In ganz Europa verschob sich nach 1945 das politische Kräfteverhältnis 
nach links. Es schien, als habe der Kapitalismus ebenso wie die bürgerlich­
konservativen Kräfte endgültig abgewirtschaftet. Die Arbeiterbewegung hin­
gegen erlebte einen großen Aufschwung. In Italien und Frankreich war ihr 
Ansehen durch ihre führende Rolle im Widerstand gegen Faschismus und Ok­
kupation außerordentlich gestiegen; die kommunistischen Parteien dieser 
Länder wurden jetzt zu Massenparteien. In England errang die Labour Party 
mit ihrem sozialistischen Programm 1945 einen überwältigenden Wahlsieg ge­
gen die Konservativen von W. S. Churchill. In Frankreich wurde die KPF bei 
den Wahlen (bis 1956) zur stärksten Partei, die zwischen 26 und 28 Prozent 
der Stimmen erhielt.1° Für die italienischen Kommunisten und Sozialisten wa­
ren die ersten Wahlergebnisse (1946: PCI - 19 Prozent, PSI: 20,7 Prozent; 
1948 - gemeinsame Liste PCI/PSI: 31 Prozent) eher enttäuschend. Hier eta­
blierten sich bei den Wahlen bald die Christdemokraten (DC) als führende 
Kraft, die die Mehrheit der kleinbürgerlichen, bäuerlichen, katholischen Wäh­
ler (vor allem im Süden des Landes) mobilisieren konnte. Im besetzten 
Deutschland fanden erst ab 1946 Landtagswahlen statt. Auch hier erreichte 
die neugegründete CDU/CSU (vor allem im Süden) Mehrheiten, während die 
SPD u. a. in Hessen, Bremen, Hamburg, Niedersachsen und Schleswig-Hol-. 
stein in Führung lag. Die KPD, die ihr bestes Ergebnis (in den Westzonen) 
1947 in Nordrhein-Westfalen mit 14 Prozent erreichte, konnte nicht mehr an 
ihre z. T. starken Positionen vor 1933 anknüpfen. 

In allen Ländern (mit Ausnahme GBs) wurden Einheitsregierungen gebil­
det. Diese manifestierten den gemeinsamen Willen verschiedener politischer 
und sozialer Kräfte zu einer antifaschistisch-demokratischen Neuordnung, 
die mit der Rekonstruktion der nationalen Ökonomien (Überwindung der 
Kriegsfolgen und -schäden) verbunden sein sollte. Oberhaupt war dieser Wil­
le zum einheitlichen Handeln zunächst sehr stark - vor allem in der Arbeiter­
bewegung, wo die organisatorische und politische Spaltung früherer Jahre -
die auch als Bedingung ihrer Niederlagen angesehen wurde - überwunden 
werden sollte. Die Gründung von Einheitsgewerkschaften (in Frankreich, Ita­
lien und Deutschland) war ebenso wie die kurzfristige Diskussion über die 
Bildung sozialistischer Einheitsparteien ( die schon in der „Resistance" begon­
nen hatte) ein Ergebnis dieses Willens.•• 

Das Neuordnungsprogramm dieser ersten Nachkriegsjahre konkretisierte 

10 Zu den Wahlergebnissen vgl. W. Wagner, Europa zwischen Aufbruch und Restauration, Mün­
chen 1968; J. Raschke (Hrsg.), Die politischen Parteien in Westeuropa, Reinbek bei Hamburg 
1978; F. Wende (Hrsg.), Lexikon zur Geschichte der Parteien in Europa, Stuttgart 1981. 

11 In GB unterstützte die sehr kleine KP die Labour Party nach ihrem Wahlsieg; vgl. P. W. Her­
mann, Die Communist Party of Great Britain, Meisenheim 1976, S. 39ff. 
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sich in den Verfassungen, die nunmehr in den befreiten Ländern ausgearbei­
tet ~rden. Die politische Demokratie sollte um wirtschafts- und sozialpoliti­
sche Reformen ergänzt werden, in denen einerseits die gewachsene Macht der 
Arqeiterbewegung zum Ausdruck kam, andererseits aber die zu dieser Zeit 
auch im bürgerlichen Lager vorherrschende Auffassung sich durchsetzte, daß 
ökonomische Rekonstruktion und Entwicklung nicht durch privatkapitali­
stisch-marktwirtschaftliche, sondern nur durch planwirtschaftliche Methoden 
sowie durch den Ausbau des „Wohlfahrtsstaates" (wie er vor allem von der 
Labour Party als Element des „British Socialism" propagiert wurde) zu errei­
chen seien. L. Niethammer hat diesen Konsensus, der auch in den gewerk­
sch~ftlichen Programmvorstellungen der Zeit vorherrschte, wie folgt zusam­
mengefaßt: ,,Die Beteiligung an der antifaschistischen Säuberung, an der In­
gangsetzung, Umstellung und Steigerung der Produktion zur Überwindung 
der :ökonomischen Nachkriegskrise durch schnelleres Wachstum und an der 
Institutionalisierung der Mitwirkung der Arbeiterbewegung an der ökonomi­
schen Leitung durch staatliche Aufbaupläne, staatliche Monopolkontrolle 
bzw .. Nationalisierung von Grundstoffindustrien und durch die Errichtung 
von 1 Betriebsräten oder anderen Formen der Mitbestimmung auf Unterneh­
mens- oder überbetrieblicher Ebene. "12 

Oas Scheitern dieses Neuordnungsprogramms war bis zum Ende der 40er 
Jahre in allen Ländern besiegelt. Die Wahlsiege der Konservativen in Italien 
(1948), der BRD (1949) und schließlich in GB (1951), das Ausscheiden der 
KPF aus der Regierung (schon im Oktober 1947), die in Frankreich fortan vor 
allem von Sozialdemokraten (SFIO) und (christdemokratischen) Volksrepu­
blikanern (MRP) getragen wird, markieren auf der wahlpolitischen Ebene die­
se ,,}\'ende" nach rechts zu proamerikanischen und antikommunistischen Po­
sitionen. Daß ab 1948 ein wirtschaftlicher Aufschwung einsetzte, vermag die­
sen Prozeß nur teilweise zu erklären. Vielmehr war der Sieg der Restauration 
in erster Linie eingebettet in jene weltpolitischen Konfliktformationen, die 
sich - deutlich seit 1947 - mit dem Übergang zum „Kalten Krieg" und zur of-. 
feneh Systemkonfrontation und „Blockbildung" durchsetzten und auch die je 
nationalen Entwicklungen „überdeterminierten". 

Die US-amerikanische „Eindämmungspolitik" gegenüber dem Kommunis­
mus betrachtete die Bereinigung der politischen Kräfteverhältnisse in Westeu­
ropa11 zugunsten der proamerikanischen, und damit prokapitalistischen, Kräfte 
als eine wesentliche Aufgabe. Im „Marshall-Plan" bündelten sich die Interes­
sen, die mit dieser Politik verfolgt wurden. Die wirtschaftlichen Hilfsmaßnah­
men 

1
sollten nicht nur dem Wiederaufbau, der Reintegration Westeuropas in 

den Weltmarkt und seiner Öffnung für das amerikanische Kapital (Verminde­
rung der „Dollar-Lücke") dienen, sondern zugleich erste Formen der ökono­
misc~en und politischen Integration unter der Führung der USA (zunächst 
OEEC, dann NATO) institutionalisieren. Sie wurden zugleich als Druckmittel 

12 L. Niethammer, Strukturreform und Wachstumspakt. Westeuropäische Bedingungen der ein­
heitsgewerkschaftlichen Bewegung nach dem Zusammenbruch des Faschismus, in: H. 0. Vet­
teri(Hrsg.). Vom Sozialistengesetz zur Mitbestimmung, Köln 1975, S. 303ff., hier S. 314. 
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benutzt, um - in Frankreich, Italien und Belgien - die Kommunisten endgül-
tig aus den Regierungen zu entfernen. Der "Marshall-Plan" (und die ihn be­
gleitenden nationalen wirtschaftspolitischen Maßnahmen) war daher das 
wichtigste Instrument zur Wiederherstellung kapitalistischer Eigentumsver­
hältnisse, die - zumindest für eine kurze Periode (1945/46) - in Frage gestellt 
schienen und durch ein neues „Modell" einer „auf die Arbeit begründeten de­
mokratischen Republik" (so der Artikel ! der italienischen Verfassung) über­
wunden werden sollten. 

Die Sprengung des antifaschistischen Bündnisses und Konsensus war eine 
der wichtigsten Voraussetzungen für den Erfolg dieser Politik. Zuerst mußten 
die bürgerlich-prokapitalistischen Kräfte in die Strategie des inneren und äu­
ßeren „Kalten Krieges" einbezogen werden. Zweitens mußte dann die Arbei­
terbewegung gespalten werden durch die Einbindung ihres sozialdemokrati­
schen (politischen und gewerkschaftlichen) Flügels in diese Strategie, um so 
Kommunisten und Linkssozialisten ( deren Einfluß in Italien besonders stark 
war) zu isolieren. Bürgerliche und kleinbürgerliche Kräfte hatten sich nach 
1945 ohnehin oftmals nur aus taktischen Überlegungen zur Neuordnungspoli­
tik bekannt. Jetzt nutzten sie schnell die Gelegenheit, um sich unter dem 
Schutzschild der US-Politik (und Ideologie: ,,American Way of Life") als 
Kräfte der Freiheit gegen den „ Totalitarismus", mit dem Segen des Papstes 
und der Kirchen, aus der Umklammerung durch die Arbeiterbewegung zu lö­
sen und jedweden „sozialistischen Experimenten" abzuschwören. Der Anti­
kommunismus wurde zur Staatsideologie erhoben. Die sozialdemokratischen 
Kräfte, die sich dieser Politik anschlossen, vertraten zunächst noch die Illu­
sion vom „dritten Weg" zwischen Kapitalismus und Sozialismus.13 Bald muß­
ten sie jedoch erkennen, daß die Einbindung in die US-Politik solche Alterna­
tiven systematisch blockierte und schließlich zunichte machte. 

Die Konfrontation zwischen Sozialdemokraten und Kommunisten erreich­
te jetzt wieder jene Schärfe, die in den späten 20er und frühen 30er Jahren ge­
läufig war. Nur in Italien hielt die überwiegende Mehrheit der von P. Nenni 
geführten Sozialistischen Partei (bis 1953: PSIUP, danach PSI) am Bündnis 
mit den Kommunisten fest. In Deutschland dagegen wurde diese erneute 
Spaltung besonders hart ausgetragen; denn hier verfestigten sich die Frontli­
nien des „Kalten Krieges" zur nationalen Spaltung (Gründung von BRD und 
DDR 1949). Vor allem die Gewerkschaften wurden jetzt zum Kampffeld der 
gegensätzlichen Strategien. In Italien und Frankreich brachen die Einheitsge­
werkschaften wieder auseinander (1948-1950), wobei die Auseinandersetzung 
um den Marshall-Plan schließlich zur Abspaltung sozialdemokratisch und 
christlich orientierter Richtungsgewerkschaften führte, die freilich gegenüber 
der kommunistisch-sozialistischen Richtung (CGT und CGIL) deutlich in ei­
ner Minderheitenposition blieben. In England wurde ab 1947 der Einfluß der 
Kommunisten, die im TUC starke Positionen errungen hatten, zurückge­
drängt.14 Im westdeutschen DGB ging der Einfluß der Kommunisten eben-

13 Vgl. dazu u. a. W. Loth, Die Teilung der Welt 1941-1955, München 1980, bes. S. 194 ff. 
14 Vgl. A. Hutt, British Trade Unionism. A Sbort History, London 1975, bes. S. 170 ff. 
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falls kontinuierlich zurück, wobei auch hier kräftig mit administrativen Me­
thoden der Ausgrenzung „nachgeholfen" wurde. Mit der Spaltung des Welt­
gewerkschaftsbundes (WGB, 1945) und der Gründung des IBFG (1949), der 
ganz im Zeichen des Antikommunismus stand, 15 vollendeten sich die Spal­
tungsprozesse auch auf der internationalen Ebene. Dabei hatten von Anfang 
an die Vertreter der US-amerikanischen Gewerkschaften (AFL) und - in 
We$tdeutschland - die Besatzungspolitik massiv (finanziell und politisch) dar­
auf :hingearbeitet, diese Spaltung durchzusetzen.16 

Ii;i dieser Phase des Erfolgs der Restaurationspolitik (1947/48) kam es vor 
allem in Frankreich und Italien zu Massenstreikbewegungen, in denen ökono­
mische und politische Forderungen erhoben wurden, in denen sich aber auch 
die ganze Enttäuschung und Verbitterung des linken Flügels der·Arbeiterbe­
wegung über die gescheiterte Neuordnung entlud. In Frankreich wurde zwi­
schen 1947 und 1950 die bis dahin intensivste Streiktätigkeit registriert.17 In 
Italien löste das Attentat auf P. Togliatti, den Generalsekretär des PCI, im Juli 
1948 eine spontane Massenstreikbewegung aus, auf die PCI- und CGIL-Füh­
rung zurückhaltend reagierten, die jedoch blutig niedergeschlagen wurde. 
„Die unmittelbare Bilanz der Streiktage wurde vom Innenministerium mit 16 
Toten und 206 Verletzten angegeben. 92 000 Personen, überwiegend Arbeiter, 
waren festgenommen worden, 72 000 davon wurden später vor Gericht ge­
stellt" .18 

5. 

Nach 1948 erreichten die jährlichen Wachstumsraten der Industrieproduk­
tion·und des Sozialprodukts bisher nicht gekannte Höhen.19 Die je nationalen 
,, Wirtschaftswunder" beflügelten die bürgerliche Politik und Ideologie, ob­
wohl - wie Tabelle 1 zeigt - im 5-Jahres-Rhythmus eine tendenzielle Ab­
schwächung der Wachstumsdynamik sich andeutete und zwischen den Staa­
ten bedeutende Unterschiede bestanden. 

Die Wachstumsimpulse resultierten vor allem aus der Beseitigung der 
Kriegsschäden, der zunehmenden weltwirtschaftlichen Integration der kapita­
listischen Ökonomien sowie aus einem Strukturwandel, der die Investitions­
güterindustrien sowie hochveredelte Konsumgüter begünstigte. Im Zuge die­
ses Aufschwungs stieg die Zahl der Beschäftigten und der Anteil der Lohnab­
hängigen (vor allem in der Industrie), die Arbeitslosenquoten wurden auf 
Werte unter 1 Prozent vermindert (Italien mit 4,6 Prozent 1960 bildet hier eine 

15 Vgl. H. Lademacher, Der Weltgewerkschaftsbund im Spannungsfeld des Ost-West-Konfliktes, 
in: Archiv für Sozialgeschichte, (14) 1978, S. 119 ff. 

16 Vgl. detailliert für Westdeutschland, Italien, Frankreich und Griechenland H. Lademacher 
(Hrsg.), Gewerkschaften im Ost-West-Konflikt, Melsungen 1982. 

17 Vgl. die statistischen Angaben bei J. D. Reynaud, Les Syndicats en France, Tome 2, Paris 
1975, S. 221; sowie die - extrem antikommunistisch gefärbte - Darstellung bei G. Lefranc, Le 
Mouvement Syndical. De Ja Liberation aux Evenements de Mai-Juin 1968, Paris 1971, S. 41 ff. 

18 S. G. Alf, Leitfaden Italien, Berlin (W) 1977, S. 102. 
19 Vgl. H. van der Wee, Der gebremste Wohlstand, Wiederaufbau, Wachstum, Strukturwandel, 

1945-1980, Geschichte der Weltwirtschaft im 20. Jhdt., Band 6, München 1984, S. 42 ff. 
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Tabelle 1: Durchschnittliche jährliche Veränderung der Industrieproduktion. 

USA Japan Deutschland Frank- Groß- Italien 
bzw. BRD reich britannien 

1870-1890 + 5,4 + 4,2 + 2,2 + 2,0 + 4,4 
1890-1900 + 3,6 + 5,0 + 2,7 + 1,5 + 3,4 
1900-1913 + 5,2 + 6,4* + 3,9 + 3,5 + 2,1 + 4,6 
1913-1929 + 3,8 + 7,6 + 1,0 + 2,2 0,0 + 3,8 
1929-1937 + 0,3 + 6,9 + 2,1 - 1,8 + 3,1 + 0,9 
1937-1948 + 4,9 - 8,3 5,3 - 0,5 + 0,2 + 0,3 
1948-1955 + 5,0 + 17,7 + 18,5 + 6,3 + 4,2 + 9,7 
1955-1960 + 2,4 + 16,6 + 6,8 + 5,9 + 2,5 + 8,7 
1960-1965 + 6,3 + 11,8 + 6,5 + 6,3 + 3,2 + 7,0 
1965-1970 + 3,5 + 15,3 + 5,1 + 5,6 + 2,4 + 7,4 
1970-1976 + 3,1 + 3,8 + 2,1 + 3,5 + 0,8 + 3,2 

* 1905-1913. 
Quelle: Die Wirtschaft der kapitalistischen Länder in Zahlen, IPW-Forschungshefte, 4/1977 
(Berlin/DDR), S. 27. 

Ausnahme). Zugleich erhöhte sich das Lohnniveau beträchtlich, obwohl es 
mit der Steigerung der Produktivität und der Gewinne nicht Schritt halten 
konnte. 

Bis etwa zur Mitte der sechziger Jahre waren wirtschaftlicher Aufschwung, 
Strukturwandel und konservative Hegemonie eng miteinander verbunden. In 
GB regierten zwischen 1951 und 1964 konservative Kabinette. In Frankreich 
wurde 1958 die gaullistische V. Republik etabliert. Die italienischen Christde­
mokraten sahen sich erst 1963 - nach Wahlverlusten und einer großen Streikbe­
wegung - gezwungen, das Modell einer „Mitte-Links-Regierung" (mit Beteili­
gung des PSI) zu erproben. In der BRD war die führende Position der CDU/ 
CSU bis Mitte der sechziger Jahre unumstritten. Nur in den skandinavischen 
Ländern festigte sich in dieser Periode die Hegemonie der Sozialdemokratie. 
Die faschistischen Systeme in Spanien und Portugal erfreuten sich noch - u. a. 
auch durch den Schutz der NATO und der USA - einer gewissen repressiven 
Stabilität. 

Diese außergewöhnliche konservative Stabilität in -den imperialistischen 
Zentren war eingebettet in eine Struktur internationaler Kräfteverhältnisse 
und Konfliktpotentiale, die einerseits direkt auf die innenpolitische Entwick­
lung zurückwirkten, andererseits aber auch die geschichtlichen Grenzen die­
ser Konstellation andeuteten: 
- Die absolute Vormachtstellung der USA kommt nicht nur in den ökonomi­
schen Kennziffern zum Ausdruck, sondern auch in ihrer führenden militäri­
schen und politischen Rolle in den Bündnissystemen. Der wachsende Anteil 
der EWG-Länder und Japans an den Warenexporten signalisiert jedoch 
schon jetzt neue Formen der Rivalität und Konkurrenz auf dem Weltmarkt, in 
denen sich Schritt um Schritt der Abbau dieser Vormachtstellung vollzieht. 
- Die Ziele der „Eindämmungs-" bzw. der „Roll back" -Politik werden nur par-
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tiell erreicht. Die chinesische Revolution siegt 1949, und in den „ Volksdemo­
kratien" Mittel- und Südosteuropas beginnt der Aufbau des Sozialismus, der 
freilich von schweren inneren Krisen begleitet wird (DDR 1953, Ungarn und 
Polen 1956), deren Lösungsformen ihrerseits die antikommunistischen Mas­
senstimmungen in den westlichen Ländern anheizen. Die kubanische Revolu­
tion (seit 1958) kann von den USA nicht verhindert werden (obwohl bis zum 
Mittel einer militärischen Intervention gegriffen wird). Gleichzeitig beginnt 
Anfang der sechziger Jahre jenes politische und militärische Engagement der 
USA in Vietnam, das mit einer schweren Niederlage für die Führungsmacht 
des, Imperialismus enden wird. Angesichts der Tatsache, daß der Sozialismus 
weder aufgrund seiner inneren Widersprüche noch aufgrund äußeren - poli­
tisch-militärischen - Drucks (Politik der Stärke) zusammenbricht, werden die 
USA, dann auch ihre Verbündeten, mehr und mehr gezwungen, zu einer Poli­
tik der „f riedlichen Koexistenz", wie sie von der Sowjetunion vor allem seit 
dem XX. Parteitag der KPdSU (1956) vertreten wird, überzugehen. 
- Der Zusammenbruch des alten Kolonialsystems tritt in den fünfziger Jahren 
in seine entscheidende Phase. Obwohl mit der formalen, politischen Selbstän­
digkeit vieler Länder der „Dritten Welt" deren Unterentwicklung und Abhän­
gigkeit nicht überwunden ist, schließen sich viele dieser Länder der „Bewe­
gung der Blockfreien" an. Zahlreiche Kolonialkriege (Afrika, Südostasien) 
schwächen die alten Metropolen (England, Frankreich, Belgien, später Portu­
gal)11und führen -wie 1958 in Frankreich (Algerienkrieg)- zu schweren innen­
politischen Krisen. 

Die westeuropäische Arbeiterbewegung ist in dieser Periode keine hegemo­
niale Kraft. Teils ist sie mit der Bearbeitung der Nachkriegsniederlage und 
mit der strategischen Neuorientierung auf die veränderten Handlungsbedin­
gungen beschäftigt, teilweise ist sie - wie die KPD in der BRD - mit dem re­
pressiven Druck einer erneuten Illegalisierung konfrontiert. Dennoch erleidet 
die Arbeiterbewegung keine so schwere Niederlage wie in den 30er Jahren. 
Das 

1

: Modell der kapitalistischen Reproduktion, das sich nunmehr etabliert, 
trägt vielmehr den nationalen wie den internationalen Kräfteverhältnissen 
von ! Kapital und Arbeit Rechnung. Vollbeschäftigung, steigende Reallöhne, 
Ausbau sozialpolitischer Sicherungen werden weithin als Elemente des 
,, Wohlfahrts-Kapitalismus" anerkannt, dessen Funktionieren freilich den so­
zial partnerschaftlichen Konsensus von Kapital und Arbeit, damit auch die In­
tegration von Teilen der Arbeiterbewegung in das staatsmonopolistische 
Herrschaftssystem zur Voraussetzung hat. Dabei spielen die Gewerkschaften, 
deren Mitgliederzahlen in den 50er und in den frühen 60er Jahren durchweg 
stagnieren bzw. zurückgehen20 und deren Streikaktivität ebenfalls im Durch­
schnitt sinkt, eine besonders wichtige Rolle. 

20 Für Frankreich vgl. G. Caire, Les Syndicats Ouvriers, Paris 1971, S. 334; für Großbritannien 
K. Coates, T. Topharn, Trade Unions in Britain, Nottingham 1980, S. 111; für Italien: R. 
Steiert, Gewerkschaften in Italien, in: H. ROhle/H. J. Veen (Hrsg.), Gewerkschaften in den 
Demokratien Westeuropas, Band 1, Paderborn 1983, S. 115 ff., hier S. 124; für die BRD vgl. F. 
Deppe u. a. (Hrsg.), Geschichte der deutschen Gewerkschaftsbewegung, Köln 1981 (3. Aufl.), 
s. 384 ff. 
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Ein kurzer Blick auf die je nationaled Entwicklungen läßt jedoch erkennen, 
daß sich diese Gesamttendenz außerordentlich differenziert gestaltet. In 
Frankreich entwickelt sich eine schwere Krise, die 1958 durch den gaullisti­
schen Staatsstreich vorläufig „gelöst" wird. Die KPF bleibt bis 1958 stärkste 
Partei; die Kampffähigkeit der Gewerkschaften zeigt sich in der außerordent­
lich hohen Streikaktivität.21 Gleichzeitig vollzieht sich der Niedergang der so­
zialdemokratischen SFIO, der die spätere Auflösung vorbereitet. Die Hand­
lungsfähigkeit der bürgerlichen Kräfte wird politisch durch den Druck der 
kommunistisch orientierten Arbeiterbewegung, aber auch eines radikalisierten 
Kleinbürgertums (Poujadismus ), vor allem aber durch die politischen und fi­
nanziellen Folgen der Kolonialkriege in Indochina und Nordafrika stark ein­
geschränkt. Die notorischen Kabinettskrisen zwischen 1947 und 1957 (21 Re­
gierungen) reflektieren diese Instabilität. Erst mit der V. Republik De Gaulles 
gelang es der französischen Industrie- und Finanzoligarchie, ihre Politik der 
„Modernisierung" des - im Vergleich zu seinen Hauptkonkurrenten relativ 
rückständigen - französischen Kapitalismus durchzusetzen, sich vom Ballast 
spätkolonialer Abenteuer zu befreien, die Arbeiterbewegung (jetzt auch die 
KPF) zu schwächen, gleichzeitig aber über die Außen- und Militärpolitik De 
Gaulles die Abhängigkeit der französischen Politik von der US-amerikani­
schen Hegemonie zu vermindern. 

In Italien hat das beschleunigte Wirtschaftswachstum der 50er Jahre kei­
neswegs jene Disproportionen und Rückstände beseitigen können, die den 
italienischen Kapitalismus traditionell auszeichneten. Der Nord-Süd-Gegen­
satz sowie der Dualismus zwischen modernen ( exportorientierten) Industrien 
im Norden und - extrem aufgesplitterten - rückständigen Sektoren wurde 
nicht überwunden. Dazu kam die wachsende Importabhängigkeit (bei Ener­
gien und Rohstoffen ebenso wie bei Nahrungsmitteln). Immer noch mußten 
Millionen von Italienern emigrieren, um im Ausland Arbeit zu finden. Die Ar­
beits- und Lebensbedingungen der italienischen Arbeiter waren im Vergleich 
der hier behandelten Länder weitaus am schlechtesten. Die KPI festigte in 
dieser Periode ihre Position als die stärkste politische Kraft der Arbeiterbewe­
gung; noch unter der Führung von P. Togliatti begann sie nach dem XX. Par­
teitag der KPdSU, ihre nationale Autonomie in der kommunistischen Weltbe­
wegung zu betonen und für die Innenpolitik ein Programm der demokra­
tischen Strukturreformen zu entwickeln. Nach einer Phase gewerkschaftlicher 
Stagnation ( die auch von harter politischer Repression gegen streikende Ar­
beiter begleitet war), begann 1959/60 eine neue Welle von Streikkämpfen, die 
1963 ihren Höhepunkt erreichten. Unter diesem Druck wurde die Mitte­
Links-Regierung gebildet, die eine Reihe von ökonomischen und infrastruktu­
rellen Strukturreformen versprach.22 

Trotz des Wirtschaftswachstums der 50er und der 60er Jahre verschärfte 
sich in der Periode konservativer Herrschaft die Strukturkrise des britischen 

21 Vgl. J. D. Reynaud, Les Syndicats en France, Tome 2, a.a.O., S. 220/221. 
22 Vgl. S. G. Alf, Leitfaden ... , a.a.O., S. 183 ff.; D. Albers u. a., Klassenkämpfe in Westeuropa, 

Reinbek bei Hamburg 1971, S. 109 ff. 
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Imperialismus. Hohe Kapitalexporte und Rüstungsausgaben senkten die In­
vestitionsquoten und waren auch für die chronischen Zahlungsbilanzschwie­
rigkeiten seit dem Zweiten Weltkrieg (die die Abhängigkeit GBs von den USA 
noch verstärkten) verantwortlich. Schon seit Mitte der 50er Jahre hatte die 
Streiktätigkeit zugenommen, 1962 erreichte sie einen ersten Höhepunkt. 23 In 
diesen Kämpfen zeichnete sich auch der beginnende Widerstand der Gewerk­
schaften gegen eine Politik ab, die versuchte, die wachsenden Lasten des pa­
rasi~ären imperialistischen Systems auf die Arbeiterklasse abzuwälzen. Die 
politische Führung der Labour-Party bemühte sich seit dem Ende der 50er 
Jahre (Hugh Gaitskell}, die Partei nach dem Vorbild der bundesdeutschen 
SPQ in eine „Volkspartei" zu transformieren und zugleich in der Außen- und 
Militärpolitik eine proamerikanische Haltung durchzusetzen. Dabei scheiterte 
sie am Widerstand des linken Parteiflügels, vor allem aber an der Mehrheit 
der. Gewerkschaften, die die Anti-Atom-Bewegung seit dem Ende der 50er 
J ahte unterstützten. 24 

Die BRD wurde in dieser Zeit zur ökonomischen „Führungsmacht" der 
1958 gegründeten EWG.25 Das Modell einer sozialpartnerschaftlichen Regu­
lierung der Klassenbeziehungen wurde hier zum Maßstab einer Politik, die 
auf 

1

der einen Seite mit äußerster Härte gegen alle Formen der Fundamental­
opposition, des Klassenbewußtseins und des Klassenkampf es (bis zum KPD­
Verbot 1956) vorging,26 andererseits flexibel auf die gewerkschaftlichen For­
derungen nach einer Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Lohnabhängigen reagierte. Zunächst hatte in den fünfziger Jahren eine 
machtvolle Friedensbewegung (Kampf gegen Remilitarisierung, Spaltung . 
Deu~schlands, Kampf dem Atomtod) die - vorwiegend von der Arbeiterklasse 
getragene - Fundamentalopposition gegen die Adenauersche Politik ( die die 
Spaltung Deutschlands zementierte) artikuliert. 27 Ab 1959 ging die SPD offen 
auf einen Kurs der Anerkennung eines (sozial reformierten) Kapitalismus 
(,,Gqdesberger Programm") und der außenpolitischen Optionen der CDU/ 
CSU über. Auch die Gewerkschaften fügten sich weitgehend in dieses Modell 
einer sozialpartnerschaftlichen Integrationspolitik ein. Neben (vorwiegend in­
tellektuellen) sozialistischen Zirkeln, Restgruppen der illegalen KPD und der 
Friedensbewegung (Ostermarsch) war es der linke Flügel der DGB-Gewerk­
schaften (vor allem in der IG Metall), der eine grundsätzliche Kritik an den 
kapitalistischen Wirtschafts- und Herrschaftsverhältnissen formulierte und 
auchj in Streiks (Schleswig-Holstein 1956/57, Baden-Württemberg 1963) die 
Kampfbereitschaft des gewerkschaftlich bewußten Teils der Arbeiterklasse 
unter Beweis stellte. 

Gleichwohl konnte die allgemeine „Wirtschaftswunder"-Euphorie auch in 
1 

23 Vgl. D. Albers u. a., Klassenkämpfe ... , a.a.O., S. 216. 
24 Vgl. A. Hutt, British Trade Unionism, a.a.O., S. 210 ff. 
25 Vgl. F. Deppe (Hrsg.), Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG), Reinbek bei Hamburg 

1975, bes. S. 213 ff. 
26 Vgl. dazu u. a. A. von Brünneck, Politische Justiz gegen Kommunisten in der BRD, 

1949-1968, Frankfurt/M., 1978. 
27 Vgl. H. K. Rupp, Außerparlamentarische Opposition in der Ära· Adenauer, Köln 1980 (2. 

Aufl.); für die 60er Jahre: K.. A. Otto, Vom Ostermarsch zur APO, Frankfurt/New York 1977. 
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der BRD nicht darüber hinwegtäuschen, daß seit Beginn der 60er Jahre das 
Ende der Ära Adenauer und eben des „ Wirtschaftswunders" selbst sich an­
kündigte. Der „Problemdruck", der in der folgenden Periode als „Reform­
stau" interpretiert wurde,28 war für bewußte Beobachter schon zu dieser Zeit 
klar erkennbar. Daß nunmehr in der BRD - wie in Italien, GB und Frank­
reich - von der Notwendigkeit einer staatlichen Lohnpolitik und einer „Lohn­
pause" gesprochen wurde, anitizipierte schon den Inhalt sozialer und politi­
scher Auseinandersetzungen, die in den folgenden Jahren in den Vordergrund 
treten sollten. 

6. 

Tabelle 1 zeigt zunächst, daß sich zwischen 1965 und 1976 das Wachstum 
der Industrieproduktion vermindert. Das „Ende der Rekonstruktionsperiode" 
tritt ins allgemeine Bewußtsein. In der BRD löst die Krise von 1966/67 einen 
Schock aus; denn in ihr deutet sich zum ersten Mal seit fast 20 Jahren der 
Übergang in die Normalität des kapitalistischen Krisenzyklus an.29 Beim 
nachfolgenden zyklischen Tiefpunkt (1975) ging in den EG-Ländern und in 
den USA das Wachstum des Sozialprodukts, noch schärfer das der Industrie­
produktion, zurück.30 Die kapitalistische Weltwirtschaft war in eine Phase zu­
nehmender Labilität übergegangen. Die Wirtschaftspolitik der einzelnen Län­
der war nun mit steigenden Arbeitslosen- und Inflationsraten, aber auch mit 
wachsenden Staatshaushalts- und Leistungsbilanzdefiziten konfrontiert, die 
sich für einige Länder mit der Erhöhung der Rohstoffpreise (vor allem Erdöl) 
seit Anfang der 70er Jahre dramatisch zuspitzten. Die enge Verflechtung zwi­
schen weltwirtschaftlichen und nationalen Krisenprozessen, dabei die Un­
gleichmäßigkeit der ökonomischen und politischen Potenz der Staaten und 
die verschärften Konkurrenzbeziehungen zwischen den imperialistischen Zen­
tren, bestimmten fortan alle Strategien, die auf diese gesteigerte Labilität rea­
gieren mußten. Im Zusammenbruch des Währungssystems von Bretton 
Woods, der mit dem „Offenbarungseid des US-Dollars" (ab 1971), dem Kurs­
verfall und den Turbulenzen der internationalen Währungskrisen (bis 1973) 
besiegelt wurde,31 kam zugleich der Niedergang der hegemonialen Position 
der USA im System des internationalen Handels und in den internationalen 
Kapitalbeziehungen zum Ausdruck. 32 Die Dollarkrise und die Niederlage in 
Vietnam (schließlich - im Innern - die „Watergate-Krise" und der Rücktritt 
von Präsident R. Nixon 1974) waren insofern verschiedene Erscheinungsfor-

28 Vgl. als Überblick G. Fülberth, Leitfaden durch die Geschichte der Bundesrepublik, Köln 
1983, bes. S. 51 ff. 

29 Vgl. u. a. J. Huffschmid, Marktwirtschaft in der Bundesrepublik. Geschichte, Probleme und 
Perspektiven, in: U. Albrecht u. a., Beiträge zur Geschichte der BRD, Köln 1979, S. 40 ff. 

30 Vgl. Die Weltwirtschaft (Kiel), Heft 2/1975, pass. 
31 _Vgl.dazu U. Anderson, Das internationale Währungssystem zwischen nationaler Souveränität 

und supranationaler Integration, Berlin (W.) 1977, S. 371 ff.; H. Berg, Internationale Wirt­
schaftspolitik, Göttingen 1976, bes. S. 84 ff. 

32 Vgl.u.a.K. Busch, Die Krise der Europäischen Gemeinschaft, Frankfurt/M. 1978,bes. 
S.210ff.; F. Deppe, Weltwirtschaftskrise und westeuropäische Integration, in: H. J. Axt/F. 
Deppe: Europaparlament und EG-Erweiterung, Köln 1979, S. 10-61. 
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men ein und de~selben Tatbestandes: der Schwächung des US-Imperialismus 
im Weltmaßstab. 

Diese Krisenprozesse können hier nicht im Detail dargestellt werden. Uns 
interessiert vorab die Entwicklung der Arbeiterbewegung und der Klassen­
kän1pf e. Wesentlich ist dabei zunächst, daß es schon vor der Weltwirtschafts­
krise 1973-1975, also in den Jahren 1968-1970, in Westeuropa nachgerade zu 
einer explosiven Entladung aufgestauter und neuer Widerspruchserfahrungen 
kommt, die in den großen sozialen und politischen Bewegungen des „Mai 
'68" in Frankreich, des „heißen Herbsteß" in Italien (1969) und der britischen 
Stre.ikwelle (1968-1971), aber auch in der Rebellion der Jugendlieben und 
Studenten in dieser Periode ihren Höhepunkt erreicht. Die in den Jahren der 
konservativen Hegemonie längst totgesagte Arbeiterbewegung und -klasse33 

tritt erneut als handelndes Subjekt im historisch-politischen Prozeß auf den 
Plan. 

Uei den nationalen Wahlen spiegelt sich diese Veränderung der Kräftever­
hältnisse zunächst unvollständig und widersprüchlich. In GB baut die seit 
1964 regierende Labour-Party 1966 ihren Vorsprung gegenüber den Konserva­
tiven aus. 1970 verlor Labour die Mehrheit, um bei den zweiten Wahlen des 
Jahres 1974 - jetzt vor dem Hintergrund des großen Bergarbeiterstreiks - die 
Regierungsmehrheit zurückzugewinnen. 34 In Frankreich erlitt die Linke, die 
noch bei den Wahlen von 1967 Gewinne erzielt hatte, nach dem Mai '68 eine 
schwere Niederlage gegen die Gaullisten und ihre Verbündeten. Die Angst 
vor der Revolution hatte die Rechte zur äußersten Mobilisierung getrieben. 
Erst bei den Wahlen ab 1973 kündigte sich jene Wende nach links an, die 
198,1 zum Sieg von F. Mitte"and (als Präsident) und der Linksparteien führte. 
Di~ italienischen Christdemokraten hielten sich bis 1976 bei knapp 40 % der 
Stimmen. Vor allem der PCI vermochte in dieser Periode Gewinne zu verbu­
chen (von 26,9 % 1968, auf 34,4 % 1976), während der PSI von 13,8 % auf 
9,6 % (1976) zurückging. In der BRD wurde schließlich 1969 mit der Bildung 
der: sozialliberalen Regierung die CDU/CSU nach 20 Jahren in die Opposi­
tioJi verwiesen. Die SPD, die 1967 in die Regierung der „Großen Koalition" 
eingetreten war, erzielte 1972 ihr bestes Wahlergebnis (45,8 %). 

Deutlicher noch lassen die statistischen Angaben über die Streiktätigkeit 
(vgl. Tabelle 2, vgl. auch weiter unten Tab. 4) die Verschärfung der Klassen­
auseinandersetzungen erkennen - vor allem in Italien, Großbritannien und in 
Fraµkreich. Die BRD bleibt ein „streikschwaches Land'' (wie die Niederlan­
de, die Schweiz); dennoch erhöht sich auch hier - im Vergleich zu den frühen 
60er Jahren - in den 70er Jahren die Zahl der Streiks und der Ausfalltage be­
trächtlich. 35 

33 Vgl. als Überblick Ober die in den 60er Jahren vorhemchenden sozialwissenschaftlichen Ideo­
logien über den „Abschied vom Proletariat": F. Deppe, Das Bewußtsein der Arbeiter, Köln 
1971, bes. S. 11 ff. 

34 Zur Bedeutung dieser Streiks und zur Niederlage der Heath-Regierung vgl. V. L. Allen, The 
Militancy of British Miners, Balldon Gren, Yorkshire, 1981, bes. S. 256 ff. 

35 Vgl. u. a. K. Steinhaus, Streiks in der Bundesrepublik, 1966-1974, Frankfurt/M. 1975. 
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Tabelle 2: Streikausfalltage 
(auf 1000 abhängig Beschäftigte; Jahresdurchschnitte) 

Frankreich BRD GB 

1962 - 1967 
1968 - 1972 

212 
190* 

15 
28 

• ohne 1968; für 1968 werden 1,5 Mio. Ausfalltage geschätzt. 

128 
528 

Italien 

1048 
1495 

Quelle: J. D. Reynaud, Les syndicats en France, Tome l, Paris 1975, S. 161; Tome 2, S. 221. 
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Schließlich kann auch für diese Periode von einer „Welle der gewerkschaft­
lichen Organisation" gesprochen werden.36 Die italienischen Gewerkschaften 
gewinnen in den 8 Jahren nach 1968 fast 4 Mio. neue Mitglieder. Der briti­
sche TUC steigerte die Zahl seiner Mitglieder von 8,3 Mio. (1962) auf 21,1 
Mio. (1979).37 Auch die DGB-Gewerkschaften in der BRD organisierten zwi­
·schen 1967 und 1976 3 Mio. neue Mitglieder.38 

Der spezifische Charakter dieser Periode erschließt sich freilich nicht nur 
über die Analyse der Klassenkämpfe im engeren Sinne; denn in allen Län­
dern ist jetzt eine Parallelität, partielle Verflechtung, aber auch die punktuelle 
Konfrontation von Intellektuellen- und Arbeiterbewegung festzustellen. Die 
Studentenbewegung hat dabei oftmals eine Initiativfunktion für Interventio­
nen der Arbeiterklasse (so z.B. die Generalstreikbewegung vom Mai/Juni in 
Frankreich 1968). Der Bruch der konservativen Hegemonie vollzieht sich am 
deutlichsten bei der Intelligenz. Die Abkehr von den Ideologien der Kalte­
Krieg-Periode spitzt sich zu massiven Generationskonflikten zu. In verschie­
denen Überbaubereichen (Schulen, Universitäten, Medien, Lebensstile, Fami­
lie etc.) wird ein „kulturrevolutionärer Bruch" gefordert und praktiziert; tradi­
tionelle Autoritätsstrukturen und Abhängigkeitsverhältnisse werden radikal in 
Frage gestellt. Dabei korrespondiert die kritische Distanz zur Arbeiterbewe­
gung (auch zu ihrem kommunistischen Flügel) und zum real existierenden So­
zialismus, die durch die Ereignisse in der CSSR (1968) noch vertieft wird (und 
auch bei einem großen Teil der kommunistischen Bewegung in Westeuropa 
die Autonomisierungstendenzen vorantreibt), meist mit einer Identifikation 
mit antiimperialistischen Befreiungsbewegungen in der „Dritten Welt" (Ho 
Chi Minh- und Che Guevara-Mythos) oder mit dem chinesischen bzw. kubani­
schen Sozialismus/Kommunismus. Die Übertragung dieser „Modelle" auf 
die hochentwickelten kapitalistischen Länder mußte - bei gleichzeitiger Di­
stanz zur Arbeiterbewegung - zu Niederlagen führen und massive Enttäu­
schungen bei einem Teil der sich revolutionierenden jungen Intellektuellen 
hervorbringen. 

36 Für Frankreich G. Caire, Les Syndicats Ouvriers, a.a.O., S. 335. 
37 K.. Coates/T. Topharn, Trade Unions in Britain, a.a.O., S. 43. 
38 F. Deppe u. a., Geschichte ... , a.a.O., S. 458. 
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Die Arbeiterbewegung war gewiß realistischer; aber sie mußte sich zugleich 
„öffnen", um sich von den neuen Bewegungen (auch in der Arbeiterklasse 
selbst) nicht zu isolieren. Neue Schichten der Arbeiterklasse traten nunmehr 
in die Kämpfe (und in die Gewerkschaften) ein: vorwiegend junge, angelernte 
,,Massenarbeiter" (vor allem in der metallverarbeitenden und Automobilindu­
strie), Angestellte und Beamte aus dem privaten und staatlichen Dienstlei­
stungssektor. In den Auseinandersetzungen wurden einerseits klassische, ge­
werkschaftliche Forderungen (Lohnerhöhungen, Arbeitszeitverkürzung, sozia­
le Si~herungen usw.) erhoben. Dabei provozierte der jetzt zunehmende Druck 
inflationärer Preissteigerungen zahlreiche spontane Streikaktionen, mit denen 
außerhalb der Institutionen des Tarifsystems Reallohnsteigerungen durchge­
setzt wurden. Auf der anderen Seite traten nunmehr neue, eher „qualitative" 
Forderungen in den Vordergrund: Abschaffung der unteren Lohngruppen, 
einheitliche Lohnforderungen, Ausweitung der Arbeiterrechte im Betrieb, 
Kontrolle über die Arbeitsbedingungen bis hin zu gesellschaftspolitischen Re­
formen wie Demokratisierung des Bildungswesens, Ausbau sozialpolitischer 
Leistungen des Staates, verbesserter Arbeitsschutz, Ausbau und Demokratisie­
rung der gesellschaftlichen Infrastruktur. Auch die Demokratisierung von 
Machtstrukturen in den Apparaten der Arbeiterbewegung selbst (,,Öffnung 
zur Basis") wurde jetzt zum Gegenstand von lebhaften Auseinandersetzun­
gen. 

Allerdings unterscheiden sich die Strukturen der Konfliktaustragung und 
-regulierung in den einzelnen Ländern beträchtlich voneinander. In der BRD 
sind die Arbeitsbeziehungen traditionell in hohem Maße verrechtlicht und in­
stitutionalisiert. Durch die zentralisierte Einheitsgewerkschaft wird diese Ten­
denz noch verstärkt. Trotz des Widerstandes des linken Gewerkschaftsflügels 
setzt sich jetzt, als die SPD führende Regierungspartei geworden war, eine Po­
litik durch, die vor allem über die „Konzertierte Aktion" auf eine weitere In­
stitutionalisierung korporativer Beziehungen zielte. In GB gelingt es dagegen 
den Gewerkschaften, auch aufgrund der stark dezentralisierten Organisa­
tions- und Verhandlungsstrukturen (Shop Stewards), Versuche zur staatlichen 
Regulierung der Arbeitsbeziehungen (Lohnpolitik, Gewerkschaftsgesetze 
usw.) zu blockieren bzw. zum Scheitern zu bringen. Für Frankreich ist eine ex­
treme Dezentralisierung der vertikalen gewerkschaftlichen Organisations­
strukturen und der Betriebsorientierung charakteristisch ( dazu kommt die 
Konkurrenz der Richtungsgewerkschaften im Betrieb). Die Politisierung der 
Kämpfe, die durch das politische Selbstverständnis der Richtungsgewerk­
schaften (vor allem der CFDT und der CGT, die beide explizit sozialistische 
Ziele vertreten) gefördert wird, wirkt aber auch auf zentrale Vereinbarungen 
sowie auf die staatliche Gesetzgebung ein (z. B. Mindestlohn, Gewerkschafts­
rechte im Betrieb, interprofessionelle Tarifverträge über qualitative Verhand­
lungsgegenstände wie Arbeitszeit und Arbeitsbedingungen oder das Gesetz 
zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen vom 27. 12. 1973).39 In Italien kam 

39 Vgl. u. a. W. Lecher, Gewerkschaften im Europa der Krise, Köln 1981, bes. S. 87ff.; L. Kißler/ 
U. Sattel, Die Arbeitsbedingungen als Handlungsfelder staatlicher Politik und gewerkschaftli­
cher Praxis. Ein deutsch-französischer Vergleich, in WSI-Mitteilungen, 1/1985, S. 40ff. 
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es gerade in dieser Periode - nach W. Lecher - zu wesentlichen Veränderun­
gen: ,,In keinem anderen westeuropäischen Land erfolgte der Wechsel von ei­
ner zentral orientierten Gewerkschaftsstruktur und der Betonung der zentra­
len Ebene in der Tarifpolitik und in den gewerkschaftlichen Außenbeziehun­
gen hin zu dezentralisierten Organisationsformen und der Stärkung der be­
trieblichen Verhandlungs- und Durchsetzungsebene so radikal wie in Italien 
Ende der sechziger Jahre. "40 Dieser Prozeß war freilich von einer intensiven 
Politisierung der betrieblichen wie der überbetrieblichen Initiativen und 
Kämpfe der Gewerkschaften begleitet.41 

Gleichwohl entwickelte sich in dieser Periode nirgendwo eine wirklich re­
volutionäre Situation. Die strategische Gesamtkonstellation war auf der einen 
Seite durch die Unfähigkeit der herrschenden Klasse und der konservativen 
Kräfte bestimmt, offensiv auf den Machtzuwachs der Arbeiterbewegung, die 
„Fahnenflucht" der Intellektuellen und die Zuspitzung der Klassenkämpfe zu 
reagieren. Auf der anderen Seite vertraten Arbeiter- und Intellektuellenbewe­
gung (in ihrer überwiegenden Mehrheit) ein Programm demokratischer Struk­
turreformen, das zwar die Einschränkung kapitalistischer Machtpositionen in 
Betrieb, Gesellschaft und Staat zum Ziel hatte, letztlich aber - insbesondere 
im Blick auf die staatlichen Gestaltungsfunktionen - vom Modell einer nach 
wie vor ungebrochenen, kapitalistischen Akkumulationsdynamik ausging. Da 
auch im Lager der Unternehmer und Konservativen ein Reformbedarf zum 
Zweck der „Modernisierung" (um in der Weltmarktkonkurrenz zu bestehen -
vgl. z. B. die Zwecke der Bildungs- und Hochschulreform) realistisch zur 
Kenntnis genommen wurde, trafen sich diese verschiedenen Interessen objek­
tiv auf der Linie der keynesianischen Politik, die über die Ausweitung der 
Staatsintervention diese Modernisierung (auch Ober Reformen) steuern, einen 
korporativistischen Verbund der verschiedenen Kräfte und schließlich auch 
eine Politik des sozialen Kompromisses etablieren sollte. Die Linke hat diese 
innere Logik des keynesianischen Korporatismus, der von konservativen wie 
von sozialdemokratisch geführten Regierungen vertreten wurde, in dieser Pe­
riode oftmals nicht begriffen. Teilweise war sie in reformistischen Illusionen 
befangen, teilweise überschätzte sie dabei die Belastungsfähigkeit der kapita­
listischen Ökonomie durch die Reformpolitik. 

Diese Unterschätzung ökonomischer Krisenpotentiale wurde noch durch 
Erfahrungen und Hoffnungen gefördert, die in dieser Periode die Linke beflü­
gelten: Die Entspannungs- und Koexistenzpolitik schien ein Ende der Ära 
des Kalten Krieges anzudeuten. Das chilenische Modell eines demokra­
tischen Sozialismus weckte bis zum faschistischen Putsch (1973) ebenso große 
Hoffnungen wie die portugiesische „Revolution der Nelken" (1974), der Zu­
sammenbruch der faschistischen Obristendiktatur in Griechenland ( 197 4) und 
der immer offenkundiger werdende Zerfall der Franco-Diktatur in Spanien 
(1974/75). 1~ all diesen Prozessen spielte die Arbeiterbewegung eine entschei-

40 W. Lecher, Gewerkschaften ... , a.a.0., S. 131. 
41 Vgl. u. a. D. Albers, Demokratie und Sozialismus in Italien, Frankfurt/New York 1978, bes. 

s. 70ff. 
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dencle Rolle. Allerdings hat auch - nach dem Sieg über die Diktatur - die 
Spaltung zwischen Sozialdemokraten und Kommunisten ( die in Portugal und 
Spanien von außen -vor allem von SPD und DGB - massiv gefördert wurde) 
das Scheitern und die Enttäuschung revolutionärer Hoffnungen begünstigt. 

In, diesem Klima, das national wie international neue Erfolge der Arbeiter­
bewegung und der Linkskräfte zu artikulieren schien, kam es schließlich auch 
zu neuen Formen der Zusammenarbeit der Linkskräfte, die ihrerseits eine in­
ternationale Ausstrahlung entwickelten: So vor allem die „Linksunion" in 
Frankreich mit ihrem „gemeinsamen Programm" (1972)42 und die neuen For­
men I der gewerkschaftlichen Autonomie und Einheit in Italien.43 In diesen 
neuen Bündnisformen wurden von den kommunistischen Parteien in Italien, 
Frankreich, dann auch in Spanien Elemente des Programms der demokra­
tiscqen Strukturreformen der sechziger Jahre, des Bekenntnisses zum Pluralis-. 
mus und zur parlamentarischen Demokratie, schließlich auch zu besonderen 
nationalen Wegen zum Sozialismus - daraus folgend: eine auch öffentlich im­
mer schärfere Kritik am realen Sozialismus sowie der Außen- und Innenpoli­
tik der Sowjetunion - zu jener programmatischen Konzeption kombiniert, die 
danQ als „Eurokommunismus" bezeichnet worden ist.44 Der Wahlerfolg des 
PCI im Jahre 1976 schien den Erfolg dieser Strategie eines radikalen Refor­
misq.ius, die in ihrem Kern auf eine Regierungsbeteiligung der KP zielte (,,Hi­
storischer Kompromiß"), zu bestätigen. Die Differenzierung der internationa­
len kommunistischen Bewegung, die schon durch den sowjetisch-chinesi­
schen Konflikt seit den späten fünfziger Jahren erste große Spaltungserfah­
rungen zu verarbeiten hatte, schritt jetzt weiter voran. 45 

7. 

G~ Therbom hat diese Zeit (1965-1975) als eine Periode des qualitativen und 
quantitativen Wachstums der Arbeiterbewegung charakterisiert, die einige 
Par~llelen zum Wachstum der Arbeiterbewegung vom Ende des 19. Jahrhun­
dertf bis zum Ersten Weltkrieg erkennen läßt.46 Tatsächlich ist jetzt besonders 
deutlich die „Tendenz der Arbeiterparteien" zu registrieren, zum „Gravita­
tionszentrum westeuropäischen Regierens zu werden".47 Im Vergleich zur 

42 Vgl. Gemeinsames Regierungsprogramm. FKP und SP, Frankfurt/M. 1972. 
43 Vgl. u. a. B. Trentin, Arbeiterdemokratie, Hamburg 1978, bes. S. 107ff., wo der Gedanke der 

neuen Einheit und Autonomie aus der „Kritik von Leninismus und Sozialdemokratismus", 
damit in der Perspektive einer neuen pluralistischen Basisorientierung entwickelt wird. 

44 Aus der reichhaltigen Literatur sei erwähnt K. Priester, Hat der Eurokommunismus eine Zu­
kunft? München 1982. 

45 Vgl. F. Deppe. Proletarischer Internationalismus und nationaler Klassenkampf. Zur Europa­
politik der kommunistischen Parteien, in: ders. (Hrsg.), Arbeiterbewegung und westeuro­
päische Integration, Köln 1976, S. 317ff. 

46 Vgl. G. Therbom, The Prospects of Labour and the Transformation of Developed Capitalism, 
in: Socialism in the World (Beograd/Yug.), 44/1984, S. 50ff. 

47 0. Arrighi, Der Klassenkampf im Westeuropa des 20. Jahrhunderts, in: F. Fröbel u. a. (Hrsg.), 
Krisen in der kapitalistischen Welt~konomie, Reinbek bei Hamburg 1981, S. 53 ff., hier S. 57. 
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Zwischenkriegsperiode zeichnet sich aber auch eine relative Entpolitisierung 
(besser: ein neuer Typus der Politisierung) des Kampfes zwischen Kapital 
und Arbeit ab. Mit anderen Worten: Der revolutionäre Kampf um die Staats­
macht stand nach 1948 nirgendwo in Westeuropa auf der Tagesordnung. Die 
Dominanz keynesianischer Politikformen signalisiert vielmehr eine Art Kom­
promiß zwischen Monopolkapitalismus und „Wohlfahrtsstaat", der durch die 
Klassenkämpfe erzwungen war und in dem sich zugleich ein Kräftegleichge­
wicht der gesellschaftlichen Hauptklassen, das über den „Staatsinterventionis­
mus" vermittelt und balanciert wird, reflektierte. 

Seit der Mitte der 70er Jahre hat sich in einigen Ländern jene „ Wende" zur 
konservativen „Gegenrevolution" vollzogen, die einigen Beobachtern als ein 
Beweis für die tiefe Krise der Arbeiterbewegung und des Marxismus gilt. 
Nach einer kurzen Phase ökonomischer Erholung folgt der Übergang in die 
Weltwirtschaftskrise 1980/83, die nach der Krise 1974/75 der zweite Kulmi­
nationspunkt in der seit Anfang der 70er Jahre anhaltenden Umbruchperiode 
der kapitalistischen Weltwirtschaft war.48 Die Daten aus Tabelle 3 illustrieren 
- trotz der Ungleichmäßigkeit der je nationalen Entwicklung (hier vor allem 
der Aufschwung in den USA und in Japan seit 1983) - den krisenhaften Ver­
lauf der Kapitalakkumulation. Sinkende Wachstumsraten führen zum Anstieg 
der Arbeitslosigkeit. Die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer geht in Westeu­
ropa zurück, während sie in den USA und in Japan noch ansteigt. Der An­
stieg der Verbraucherpreise beschleunigt sich noch einmal zu Beginn der 80er 
Jahre; gleichzeitig verschlechtert sich in allen Ländern seit dem Ende der 70er 
Jahre die Reallohnposition der abhängig Beschäftigten.49 Die Verbesserung 
der Leistungsbilanz, die Senkung der Staatsquote und der Inflationsrate sowie 
der Abbau des Staatsdefizits sind zu zentralen Imperativen der Wirtschafts­
und Außenwirtschaftspolitik geworden. 

Tabelle 3: Wirtschaftsdaten ausgewählter Länder 1973-1984 

Land Bruttosozialprodukt1 

1973-792 1980 1981 1982 1983 1984 

BRD + 2,5 + 1,8 - 0,2 - 1,1 + 1,3 + 2,5 
Frankreich + 3,1 + 1,1 + 0,3 + 2,0 + 0,7 + 1,5 
GB + 1,3 - 2,0 - 2,2 + 2,2 + 3,2 + 2,0 
Italien + 2,6 + 3,9 - 0,2 - 0,4 - 1,2 + 2,5 
USA + 2,8 - 0,4 + 1,9 - 2,1 + 3,7 + 7,0 
Japan + 3,1 + 4,2 + 3,0 + 3,3 + 3,0 + 5,5 

48 Vgl. H. J. Höhme, Zu den Merkmalen und zur Rolle der kapitalistischen Weltwirtschaftskrise 
1980/83, in: IPW-Berichte 2/1984, S. 1 ff. 

49 Vgl. die Angaben in: Sachverständigengutachten 1984/85, S. 25. 
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Land' Arbeitslosigkeit3 (in%) 
1973-79 1980 1981 1982 1983 1984 

BRD 3,3 3,4 4,8 6,9 8,4 8,5 
Frankreich 4,0 6,4 7,8 8,8 8,9 9,5 
GB 4,4 6,9 10,5 10,6 11,5 12,0 
Italien 6,0 8,0 8,8 10,5 11,9 12,5 
USA 6,5 7,1 7,6 9,7 9,6 7,5 
Japan 1,8 2,0 2,2 2,4 2,6 2,5 

Land Beschäftigte Arbeitnehmer4 
1973-792 1980 1981 1982 1983 1984 

BRD - 0,4 + 1,5 - 0,4 - 1,8 - 1,7 - 0,5 
Frankreich + 0,6 + 0,3 - 1,2 + 0,2 - 0,9 - 1,0 
GB + 0,1 - 2,3 - 4,0 - 1,5 - 0,6 - 0,5 
Italien + 1,0 + 0,9 + 0,5 - 0,4 - 0,4 ±0 
USA + 2,4 + 0,6 + 1,2 - 0,9 + 1,4 + 3,5 
Japan + 1,2 + 2,5 + 1,7 + 1,0 + 1,7 + 1,0 

Land Verbraucherpreise5 

1973-792 1980 1981 1982 1983 1984 

BRD + 4,6 + 5,5 + 5,9 + 5,3 + 3,3 + 2,5 
Frankreich + 10,7 + 13,6 + 13,4 - 11,8 + 9,6 + 7,5 
GB• + 15,6 + 18,0 + 11,9 + 8,6 + 4,6 + 5,0 
Italien + 16,3 + 21,2 + 19,5 + 16,6 + 14,6 + 11,0 
USA + 8,5 + 13,5 + 10,2 + 6,1 + 3,2 + 3,5 
Japan + 9,9 + 8,0 + 4,9 + 2,7 + 1,9 + 2,0 

Land Staatsdefizit6 
1973-797 1980 1981 1982 1983 1984 

BRD - 2,5 - 3,1 - 4,0 - 3,4 - 2,7 - 1,5 
Frankreich - 0,6 + 0,3 - 1,6 - 2,5 - 3,2 - 3,5 
GB1 - 3,7 - 3,2 - 2,1 - 2,4 - 3,3 - 2,5 
Italien - 9,2 - 8,3 - 11,9 - 12,7 - 11,8 - 13,5 
USA - 1,0 - 1,3 - 1,0 - 3,8 - 4,1 - 3,0 
Japan - 2,8 - 4,2 - 3,9 - 3,4 - 3,3 - 2,0 

Land Leistungsbilanz8 

1973-797 1980 1981 1982 1983 1984 

BRD + 1,0 - 2,0 - 1,1 + 0,5 + 0,6 + 0,5 
Frankreich - 0,3 - 0,6 - 0,8 - 2,2 - 0,8 -0,5 
GB - 1,1 + 1,3 + 2,4 + 2,0 + 0,7 + 0,5 
Italien - 0,4 - 2,4 - 2,3 - 1,6 + 0,1 ±0 
USA + 0,1 + 0,1 + 0,2 - 0,4 - 1,2 - 2,5 
Japan + 0,3 - 1,0 + 0,4 + 0,6 + 1,8 + 2,5 
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Land Staatsquote9 

1973-8210 1982 1983 1984 

BRD 47,3 49,9 48,9 48 
Frankreich 44,7 50,5 51,5 53 
GB 44,9 45 45,0 44,5 
Italien 44,6 55 57,5 58 
USA 34,1 35,5 35 34 
Japan 29,5 34,5 35 35 

1 In konstanten Preisen; Veränderung gegenüber dem Vorjahr in v.H. 
2 Durchschnittliche jährliche Veränderung (geometrisches Mittel) in v.H. 
3 Anteil der Arbeitslosen an den registrierten Erwerbspersonen. 
4 ab 1982: Zivile Erwerbstätige. 
5 Veränderung gegenüber dem Vorjahr. 
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6 Finanzierungssaldo (Überschuß: +, Defizit: -) der öffentlichen Haushalte (Gebietskörper­
schaften und Sozialversicherung) im Verhältnis zum Bruttosozialprodukt bzw. Bruttoinlands­
produkt. 

7 Durchschnittlich jährliches Verhältnis (arithmetisches Mittel). 
8 Leistungbilanzsaldo im Verhältnis zum Bruttosozialprodukt bzw. Bruttoinlandsprodukt in 
jeweiligen Preisen. 

9 Staatsausgaben im Verhältnis zum Bruttosozialprodukt bzw. Bruttoinlandsprodukt. 
10 Durchschnittliche jährliche Quote (arithmetisches Mittel). 
Quellen: Sachverständigengutachten 1982/83, S. 18; Sachverständigengutachten 1984/85, S. 24. 

Die konservative Offensive - als der politische Ausdruck des Strategie­
wechsels der herrschenden Klasse - ist vorab ein Resultat der langfristigen 
Verschlechterung der Kapitalverwertungsbedingungen. Ihr vorrangiges Ziel 
ist es, diesen Trend umzukehren, investitions- und wachstumshemmende Hin­
dernisse zu beseitigen, die Position der nationalen Kapitale in der Weltmarkt­
konkurrenz zu verbessern, den Weg freizumachen für einen neuen Schub der 
Produktivkraftentwicklung (neue Technologien, Zukunftsindustrien) und des 
Wachstums. Die politische Spezifik dieser Offensive - die sich seit der Mitte 
der 70er Jahre auf dem Felde der Wirtschaftspolitik im Übergang zum Mone­
tarismus und zur „angebotsorientierten" Politik andeutet - besteht vor allem 
darin, daß der Boden des Klassenkompromisses, der sich über die keynesiani­
schen Politikformen organisierte, verlassen worden ist. Vollbeschäftigung, 
kontinuierlich steigende Reallöhne, Ausbau der sozialen Sicherungen usw. 
sind als gleichwertige Ziele der Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik aufge­
kündigt. Mehr noch: Die Machtpositionen, die die Arbeiterbewegung (und 
dabei vor allem die Gewerkschaften) bis zum Beginn der 70er Jahre aufgebaut 
haben, werden nunmehr. als Profit- und Investitionsschranke, als Hindernisse 
einer notwendigen „Modernisierung", definiert und angegriffen. Darüber hin­
aus ist diese konservative Offensive darauf angelegt, alle sozialökonomischen 
und ideologischen Prozesse, die die Arbeiterklasse spalten und schwächen, 
auszunutzen, um eine möglichst breite Massen- und Legitimationsbasis zu ge­
winnen. 

Die Wahlergebnisse können zunächst als Indikatoren für den Erfolg dieser 
Politik gelten. In GB wiederholten die Konservativen unter M. Thatcher 1983 
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ihren Wahlerfolg von 1979 (ca. 43%). Hier fällt vor allem der Abstieg der La­
bour-Party (1974: 39,3%; 1979: 36,9%; 1983: 27,6%) auf, die zusätzlich durch 
die Konkurrenz der sozialliberalen SDP (25,3%, 1983) geschwächt wurde. In 
der BRD erzielte die neue konservativ-liberale Regierungskoalition nach dem 
Sturz der sozialliberalen Regierung (Herbst 1982) bei den vorgezogenen Wah­
len vom März 1983 mit mehr als 55 % ein ausgezeichnetes Ergebnis. Die SPD 
fiel mit 38,2% (1980: 42,9%) auf den Stand der frühen 60er Jahre zurück. Erst­
mals gelang den „Grünen" (5,6%) der Sprung in den Bundestag. In Frank­
reich errang die Linke 1981 einen nachgerade triumphalen Wahlsieg (PS und 
Verbündete: 49,5%, PCF: 18,6%). Die Kommunisten mußten dieses Ergebnis 
freilich als eine Niederlage empfinden; denn sie waren bis 197 4 stärkste Par­
tei der Linken gewesen. Bei den Europa-Wahlen vom Juni 1984 dokumentier­
te ~ich der Popularitätsschwund der französischen Linken: Bei sinkender 
Wahlbeteiligung erzielten Sozialisten und Kommunisten zusammen nur 
knapp 32 % ; die Kommunisten waren auf einen neuen Tiefstand abgesunken 
(11,2 %). Vor allem die extreme Rechte verbuchte hier alarmierende Gewinne. 
In Italien mußten bei den nationalen Wahlen 1983 die beiden größten Par­
teie;n, DC und PCI, Verluste hinnehmen, die der PCI bei den Europawahlen 
1984 wieder ausgleichen konnte. Die Politik des PSI ( der drittgrößten Partei) 
hat 1sich unter der Führung von B. Craxistark nach rechts verschoben; als Re­
gierungspartei konnte er seinen Stimmanteil leicht - auf etwa 12% - verbes­
sern. 

Die Position der Gewerkschaften ist in allen Ländern schwächer geworden. 
Mhgliederverluste und rückläufige Streiktätigkeit sind Symptome des Verlu­
stes gewerkschaftlicher Mobilisierungs- und Orientierungskraft, die bei den 
Mitgliedern oftmals als Demoralisierung und Resignation erscheint. In Frank­
reich hat die Zahl der CGT-Mitglieder von 1975 bis 1980 um über 20 Prozent 
abgenommen; die CFDT soll in dieser Zeit ca. zehn Prozent ihrer Mitglieder 
verloren haben. Schwere Verluste hat die CGT auch bei den Wahlen zu den 
Betriebsausschüssen hinnehmen müssen.so Die Mitgliederzahl der britischen 
TUC-Gewerkschaften fiel von 1979 (13,5 Millionen) bis 1982 um fast zwei 
Millionen.s1 Die DGB-Gewerkschaften in der BRD hatten bislang geringere 
Einbußen zu verzeichnen: 1982/83 verloren sie mehr als 200 000 Mitglieder 
(von knapp acht Millionen). Auch die italienischen Gewerkschaften sind in 
de~ Krise des vergangenen Jahrzehnts geschwächt worden.s2 Tabelle 4 zeigt, 
daß die Streikaktivität gegenüber der Periode 1968-1977 rückläufig ist, sich 
gleichwohl - im langfristigen historischen Vergleich - nach wie vor auf einem 
relativ hohen Niveau bewegt. 

SO Vgl. G. Groux/C. Levy, Gewerkschaftskrise und Unternehmeroffensive in Frankreich, in: 
Prokla 54/1984, S. 106ff.; C. Leggewie, Zur Entwicklung der französischen Gewerkschaften 
in den siebziger Jahren, in: D. Albers (Hrsg.), Westeuropäische Gewerkschaften, Berlin (W) 
1982, AS 85, S. 31 ff. 

51 R. Hyman, Die Krankheit der britischen Gewerkschaftsbewegung: Gibt es ein Heilmittel? in: 
Prokla 54/1984, S. 40ff., hier S. 43. 

52 Vgl. M. Boni: Von den Gewerkschaften der Herbstes zum Herbst der Gewerkschaften. Italien 
am Anfang der achtziger Jahre, Marburg 1983. 



Arbeiterbewegung in Westeuropa 1945 -1985 83 

Tabelle 4: Streiktrends (1919-1982) 
(relative Beteiligung: Zahl der an Streiks beteiligten Personen pro 1000 der 
nichtlandwirtschaftlichen Erwerbstätigen; Jahresdurchschnitte) 

Land 1918-38 1946-52 1960-67 1968-73 1974-77 1978-82 

BRD 25 5 2 4 4 5 
Frankreich 22 94 127 135 110 27 
GB 24 39 39 69 41 70 
Italien 6 199 135 248 371 272 

Quelle: M. Shalev, Strikes and the Crisis: Industrial Conflict and Unemployment in the Western 
Nations, in: Economic and Industrial Democracy, Vol. 4, December 1983; zit. n. G. Therbom, 
Tue Prospects of Labour, a.a.O., S. 61. 

Die Linke befindet sich demnach in einer .Position der Schwäche und der 
Defensive - und es scheint zunächst, als ob sie der konservativen Gegenoffen­
sive auf dem Feld der Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik relativ ohnmäch­
tig ausgeliefert sei. Daß bei den nationalen Wahlen auch der Anteil der Arbei­
ter (vor allem der Facharbeiter) gestiegen ist, die konservativ wählen, unter­
streicht noch die These, daß die Krisenerfahrung, aber auch das Festhalten an 
korporativistischen Politikmustern konservative Bewußtseins- und Verhal­
tensformen in der Arbeiterklasse aktualisiert hat. Solche Widerspruchskom­
plexe sind mit sozialen Prozessen verbunden, die - als Wirkung der ökonomi­
schen Krise, der technologischen Umwälzung und des konservativen Angriffs 
auf wesentliche Elemente des „Sozialstaates" - die Struktur der Arbeiterklas­
se und der Klassenerfahrung selbst durchdringen und verändern: 
- Massenarbeitslosigkeit und Angst vor dem Verlust des Arbeitsplatzes för­
dern Entsolidarisierungs- und Individualisierungsprozesse in der Arbeiter­
klasse - bis hin zu jenen Formen apathischer Resignation, die für Teile der so­
genannten „Dauer-" bzw. ,,Langzeitarbeitslosen" typisch sind. 
- Seit der Mitte der siebziger Jahre haben die Umstrukturierungsprozesse und 
die Anpassungsstrategien des Kapitals an die neuen Bedingungen der Akku­
mulation wie der Konkurrenz die Produktions- und Beschäftigungsstrukturen 
tiefgreifend verändert. Die „Dekomposition" der alten Struktur der Arbeiter­
klasse,53 die sich in der langen Aufschwungsphase der fünfziger und sechziger 
Jahre herausgebildet hatte, konfrontiert die Arbeiterbewegung mit neuen poli­
tischen und organisatorischen Auf gaben. Der Anteil der Industriearbeiter 
geht zurück. Strukturkrisen (z. B. in der Schwerindustrie und im Schiffbau) 
sowie Rationalisierungsprozesse führen zu Freisetzungen, die nicht mehr 
durch die Wachstumsindustrien (z. B. Elektronik und Elektrotechnik) kom­
pensiert werden. Auch der Dienstleistungssektor, in dem die technische Revo­
lution (EDV, neue Kommunikationstechnologien) traditionelle Formen der 

53 Vgl. L. Raphael, Partei und Gewerkschaft. Die Gewerkschaftsstrategien der kommunistischen 
Parteien Italiens und Frankreichs seit 1970, Monster 1984, S. 71 ff.; vgl. ebenfalls F. Deppe, 
Ende oder Zukunft der Arbeiterbewegung ... , a.a.O., S. 170 ff. 
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Arb~it und der Beschäftigung umwälzt, absorbiert nur noch einen geringen 
Teil der in der industriellen Produktion freigesetzten Arbeit. 54 Die Folge die­
ser Entwicklung ist nicht nur die Massenarbeitslosigkeit, die die erste große 
Spaltungslinie in der Arbeiterklasse, die von Beschäftigten und Arbeitslosen, 
etaqliert. Zugleich verstärken sich Segmentierungsprozesse beim beschäftig­
ten Teil der Arbeiterklasse - z. B. zwischen „Rationalisierungsgewinnern" 
und: ,,-verlierern"55 oder zwischen den Arbeitern der Großbetriebe und der 
wachsenden Zahl der Beschäftigten in Klein- und Mittelbetrieben, die vor al­
lemi im Dienstleistungssektor - oftmals im Grenzbereich der sogenannten 
,,Schattenwirtschaft" - expandieren. Dazu kommen noch jene Spaltungspro­
zesse zwischen den relativ privilegierten und den am meisten diskriminierten . 
Gruppen des Arbeitsmarktes (Ausländer, Jugendliche, Frauen, Behinderte, 
Alte usw.). 
- Schließlich fördern die neuen Technologien Dezentralisierungstendenzen, 
die den Angriff des Kapitals auf die Lohn- und Sozialkosten mit einer Strate­
gie der Flexibilisierung und Individualisierung der Arbeitsangebote flankie­
ren~ Alle diese Prozesse wirken letztlich in Richtung einer Schwächung der 
Gewerkschaftsmacht - im Betrieb, im Bereich der Tarifpolitik und auf der 
zentralen Ebene der staatlichen Gesetzgebung. Sie setzen einer Strategie, die 
ein~ einheitliche, solidarische Klassenpolitik in der Krise verfolgen will, ob­
jektiv und subjektiv enge Grenzen. Daß im konservativen Lager - vor allem in 
den USA - schon heute von einem verzweifelten Überlebenskampf der Ge­
werkschaften gesprochen wird,56 illustriert die Gefahren, aber auch die gro­
ßen, neuen Herausforderungen, denen sich die Arbeiterbewegung in der ge­
genwärtigen Krise stellen muß. 

Aufgrund der zunehmenden Synchronisation der konjunkturellen Zyklen 
seit den frühen 70er Jahren und auch der tendenziellen Angleichung der Ka­
pitalstrategien und ihrer politisch-staatlichen „ Übersetzung" (Austeritätspoli­
tik) haben sich ganz zweifellos die zentralen Probleme und Widersprüche an­
geglichen und verallgemeinert, mit denen die politische und gewerkschaftli­
che Arbeiterbewegung in Westeuropa konfrontiert ist (Massenarbeitslosigkeit, 
Sozialabbau, Reallohnsenkung, neue Technologien, Rationalisierung, Jugend­
arbeitslosigkeit usw.) Gleichwohl erfolgt die Bearbeitung dieser Wider­
spruchskonstellationen vorwiegend auf nationaler Ebene. Internationale Or­
gai;iisationen der Arbeiterbewegung (z. B. der Europäische Gewerkschafts­
bund, BGB) sind zu schwach, um einheitliche, transnationale Strategien 
durchzusetzen. Daher sind auch die je nationalen Besonderheiten der Kon­
fliktverarbeitung zu beachten, in denen zugleich spezifische Traditionen, 
Kampferfahrungen, Kräfteverhältnisse zur Geltung kommen. 57 

54 Vgl. u. a. B. Lutz, Der kurze Traum immerwährender Prosperität, Frankfurt/New York 1984, 
bes. S. 236 ff. 

55 Vgl. H. Kem/M. Schumann, Das Ende der Arbeitsteilung? Rationalisierung in der industriel­
len Produktion, München 1984. 

56 Vgl. auch F. Deppe, Zukunftsfelder der Gewerkschaftspolitik, in: Nachrichten 12/1984. 
57 Als vergleichenden Überblick zur Gewerkschaftsbewegung vgl. D. Albers, Neuere Tendenzen 

'der Krisenverarbeitung in der westeuropäischen Gewerkschaftsbewegung, in: ders. (Hrsg.), 
Westeuropäische Gewerkschaften, a.a.0., S. 6 ff. 



Arbeiterbewegung in Westeuropa 1945 -1985 85 

In der BRD hatten sich schon vor der „Wende" vom Herbst 1982 Bewegun­
g_en gegen die Politik der sozialliberalen Regierung formiert. Vor allem die 
Ökologie- und die Friedensbewegung haben sich zu Massenbewegungen ent­
wickelt. Seit Anfang der achtziger Jahre hat die Partei der „Grünen", die diese 
neuen sozialen und politischen Bewegungen partiell repräsentiert, den Sprung 
in nahezu alle Parlamente geschafft und damit (bei gleichzeitigem Verfall der 
FDP) einen Wandel der politischen Kräftekonstellationen herbeigeführt (wie 
er z. B. in den Diskussionen über Koalitionen zwischen SPD und Grünen 
deutlich wird). Als Oppositionspartei hat sich die SPD wieder eindeutiger zu 
Forderungen der Friedensbewegung, aber auch der Gewerkschaften bekannt. 
In den DGB-Gewerkschaften war schon vor der „ Wende" die Bereitschaft 
zum Widerstand gegen die Politik des Sozialabbaus zu erkennen. Gleichzeitig 
mußte Abschied von der Illusion genommen werden, daß gewerkschaftliche 
Forderungen (z.B. Beschäftigungsprogramm) auf dem Wege der institutiona­
lisierten Kooperation „von oben" (über den Staat) zu realisieren sind. Die 
Formel „Auf die eigene Kraft besinnen" wurde daher im Kampf um die Ar­
beitszeitverkürzung, der in den Streiks des Jahres 1984 (IG Metall und IG 
Druck und Papier) einen ersten Höhepunkt erreichte,58 praktisch umgesetzt, 
um die Mitglieder für eine alternative Politik der Beschäftigungssicherung zu 
mobilisieren. Zugleich hat sich zwischen den DGB-Gewerkschaften die politi­
sche Differenzierung verstärkt. Während die klassenautonomen Kräfte, die 
auch die Öffnung der Gewerkschafts- zur Friedensbewegung vorantreiben, 
auf eine Stärkung gewerkschaftlicher Kampfpositionen im Betrieb und in den 
gesellschaftspolitischen Auseinandersetzungen (um die Grundfragen: Frie­
den, Arbeit, humane Gestaltung der Technik, Ökologie) hinarbeiten, verfol­
gen die integrationistischen Kräfte eher eine Strategie der korporatistischen 
Annäherung an Kapital und Regierung. 

In GB hat die konservative Regierung seit 1980 verschiedene Gesetze ver­
abschiedet, durch die die Gewerkschaften weiter geschwächt wurden (vor al­
lem die betriebliche Organisationspraxis, closed shop, und die Streikpraxis, 
Streikposten, wurden angegriffen).59 Das Ziel dieser Politik, die in den sechzi­
ger und siebziger Jahren stets am Widerstand der Gewerkschaften scheiterte, 
ist eine ,,,Entgewerkschaftlichung' der industriellen Beziehungen ... nach dem 
amerikanischen Modell".60 Der Abstieg der Labour-Party und die Ausbrei­
tung von Massenelend in traditionellen Industriezentren (vor allem im Nor­
den Englands und in Schottland) haben die Gewerkschaften noch weiter in 
die Defensive gedrängt. Dabei haben sich - auch nach schweren Streiknieder­
lagen (z. B. 1979 in der Stahlindustrie) - politische Differenzierungen zwi­
schen den TUC-Gewerkschaften intensiviert. Am Ende 1983 sprach sich eine 
Mehrheit im TUC für einen „Dialog" mit der Thatcher-Regierung aus. Gegen 

58 Vgl. G. Hautsch u. a., Der Arbeitskampf um die 35-Stunden-Woche, Frankfurt/M. 1984; U. 
Achten u. a., Arbeitskampf um Arbeitszeit. Perspektiven gewerkschaftlicher Zukunft in flexi­
bler Arbeitszeit, Marburg 1985. 

59 Vgl. B. C. Roberts, Die Arbeitsbeziehungen in Großbritannien: neue Trends und Themen, in: 
P. Windorf (Hrsg.), Gewerkschaften in Großbritannien, Frankfurt/New York 1983, S. 305 ff. 

60 R. Hyman, Die Krankheit der britischen Gewerkschaftsbewegung, a.a.O., S. 46. 
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diese Politik mobilisierten vor allem die Gewerkschaften der Drucker, von Be­
schäftigten des öffentlichen Dienstes (z. B. Gesundheitswesen) und der Berg­
arbeiter zu Kampfaktionen. Im Bergarbeiterstreik, der nunmehr fast ein Jahr 
and~uert, verdichten sich gleichsam jene Konstellationen, die für den briti­
schen Kapitalismus wie für die Arbeiterbewegung in der gegenwärtigen Krise 
charakteristisch sind: der verzweifelte Kampf um die Sicherung von Arbeits­
plätzen und Lebenschancen, der durch die repressive Entschlossenheit der 
Regierung, dem radikalen Flügel der britischen Gewerkschaftsbewegung das 
,,RQ.ckgrat zu brechen", politisiert und radikalisiert worden ist. 

In Frankreich wurden die Wahlerfolge von Präsident F. Mitte"and und der 
Linksparteien (1981) zunächst von einer breiten Welle der Enttäuschung über 
das Scheitern konservativer Politik in den 70er Jahren begünstigt. Die Hoff­
nuqgen, die durch die ersten Maßnahmen der Linksregierung (u. a. Erhöhung 
der! Mindestlöhne, Arbeitszeitverkürzung, Nationalisierungen etc.) noch ge­
weckt worden waren, verwandelten sich jedoch bald in massive Enttäuschung 
(vor allem bei der Arbeiterschaft). Mit der Berufung der Regierung Fabius 
und dem Ausscheiden des PCF aus der Regierung (1984) wurde dann auch of­
fen! der Übergang zu einer „Modernisierungspolitik" vollzogen, die sich - in­
nen- wie außenpolitisch - eher am Vorbild der konservativ-liberalen Regie­
run:g der BRD als an den alten Programmen der „Linksunion" bzw. der Sozia­
listischen Partei selbst orientiert. 

Daß die Kampfkraft der französischen Arbeiterklasse geschwächt ist, 
kommt nicht nur im Rückgang der Streiktätigkeit, 61 sondern auch im Macht­
verlust des PCF wie der Gewerkschaft CGT zum Ausdruck. Vor allem die ge­
spannten Beziehungen zwischen den beiden größten Gewerkschaften, CFDl' 
unc;l CGT,62 lassen ein hohes Maß an Differenzierung, Spaltung und Des­
orientierung erkennen, das auch auf der betrieblichen Ebene oftmals in der 
mi.itanten Konfrontation von Belegschaftsgruppen und von Richtungsge­
werkschaften erscheint. Dennoch wäre es verfehlt, die Schwäche der französi­
schen Gewerkschaftsbewegung ausschließlich auf ihre Beziehung zur Regie­
rurigspolitik zurückzuführen, die natürlich auch autonome Handlungsmög­
lichkeiten der Arbeiterklasse eingeschränkt hat. Vielmehr scheint diese 
Schwäche auch ein Ergebnis der ökonomischen Krise sowie der Strukturver­
änderungen in der Arbeiterklasse wie der gesamten Lebensweise zu sein, die 
. sich im Zuge der Modernisierung des französischen Kapitalismus vollzogen 
hat. 63 Die Krise in der Beziehung zwischen Organisationen der Arbeiterbewe­
gung und der Arbeiterklasse hat sich mit dem Scheitern vieler Erwartungen an 
die Linksregierung eher noch verstärkt. Es muß zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
(Anfang 1985) allerdings offen bleiben, ob PCF und CGT mit einer radikale­
ren Oppositionspolitik neue Mobilisierungsperspektiven erschließen, ob sich 

61 Vgl. die Zahlen bis 1983 in: IPW-Berichte 8/1984, S. 48. 
62 ,Vgl. L Peter, Probleme der gewerkschaftlichen Aktionseinheit in Frankreich, in: lendemains 

30/ 1983, S. 62 ff.; C. Leggewie, Zur Entwicklung der französischen Gewerkschaftsbewe­
gung ... , a. a. 0. 

63 :Vgl. auch R. Martelli, Die französische Arbeiterklasse: Gegenwart und Zukunft ihres revolu­
tionären Kampfes, in: IMSF (Hrsg.), Marx ist Gegenwart, Frankfurt/M. 1983, S. 97 ff. 
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ein neuer „Reformblock aus Sozialistischer Partei, Linksgewerkschaften 
(CFD1) und neuen sozialen Bewegungen" etabliert64 oder ob der Einfluß der 
politischen Rechten weiter zunimmt. 

In Italien stand die politische Entwicklung nach 1976 im Zeichen der Poli­
tik des PCI, die nach dem Wahlerfolg dieses Jahres eine Beteiligung an der 
Regierungsmacht (mit DC und PSI) anstrebte. Nach einer zweijährigen Perio­
de der Annäherung der drei großen Parteien verschärften sich die Gegensätze 
zwischen ihnen erneut. Anfang der 80er Jahre mußte dann auch die PCI-Füh­
rung eingestehen, daß das kommunistische Projekt eines „historischen Kom­
promisses" vorerst gescheitert war. Die italienische Gewerkschaftsbewegung, 
die in den vorangegangenen Jahren einen Prozeß der Politisierung und Auto­
nomisierung auf der Basis starker betrieblicher Positionen (Delegiertenräte) 
vollzogen hatte, wurde sowohl durch die wirtschaftlichen Krisenprozesse als 
auch durch diese politische Entwicklung nachhaltig beeinflußt. Zunächst un­
ternahm sie 1978 den Anlauf zu einer globalen Strategie, die „die Bereiche der 
Beschäftigung, der programmierten Wirtschaftspraxis und des Zusammen­
schlusses des Arbeitsmarktes durch regionale und Bezirkskörperschaften um­
faßt, wobei sie zu beträchtlichen Opfern und materiellen Zugeständnissen be­
reit war". 65 

In der Hoffnung auf eine Regierungsbeteiligung des PCI wurde also hier 
das Modell einer „linken Austeritätspolitik" vertreten, das einerseits auf die 
gewerkschaftliche und politische Stärke der Arbeiterbewegung vertraute, an­
dererseits jedoch über gesellschaftspolitische Strukturreformen (und nicht 
durch traditionelle gewerkschaftliche Kampfforderungen) einen progressiven 
Ausweg aus der Krise suchte. In dem Maße freilich, wie die Strategie des PCI 
scheiterte und zugleich Anzeichen einer Krise der gewerkschaftlichen Macht 
an der Basis sich bemerkbar machten, 66 wurde auch die gewerkschaftliche 
Kampf- und Orientierungsfähigkeit massiv geschwächt. Der „Sozialvertrag", 
der 1983 zwischen Regierung, Unternehmern und Gewerkschaften abge­
schlossen wurde, ist daher auch Ausdruck der veränderten Kräftekonstellatio­
nen; denn nunmehr stimmten die Gewerkschaften Lohnsenkungen und einer 
Infragestellung der Scala Mobile zu, ohne überhaupt über qualitative Ziele 
verhandeln zu können. Die Streiks des Jahres 1983 gegen die weitere Herab­
setzung des lnflationsausgleiches durch die Regierung haben noch nicht aus 
der Defensive herausgeführt. Die schwere Niederlage, die die italienische Ge­
werkschaftsbewegung 1979/80 bei Fiat/Turin hinnehmen mußte,67 ist daher 
noch längst nicht überwunden. 

64 C. Leggewie, Der französische Reformblock aus Sozialistischer Partei, Linksgewerkschaften 
und neuen sozialen Bewegungen, in: Prokla 54/1984, S. 131 ff. 

65 R. Steiert, Gewerkschaften in Italien, a. a. 0., S. 175; M. Boni: Von den Gewerkschaften ... , 
a. a. 0., S. 55 ff.; M. Regini, Der italienische Weg zum Sozialvertrag während der 80er Jahre, 
in: Prokla 54/ 1984, S. 97 ff. 

66 Vgl. B. Trentin, II Sindicato dei Consigli, Roma 1980. 
67 Vgl. ausführlich M. Boni, Von den Gewerkschaften ... , a. a. 0., S. 77 ff. 
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8. 

Der schwedische Marxist G. Therbom, der in den vergangenen Jahren durch 
seine Arbeiten zu einer materialistischen politischen Soziologie hervorgetre­
ten ist, stellt den verschiedenen Varianten jenes modischen, linksintellektuel­
len Katastrophismus68 das Modell einer empirischen, wissenschaftlichen Ana­
lyse der Existenz- und Handlungsbedingungen der Arbeiterbewegung zu Be­
ginn der 80er Jahre entgegen.69 Die Analyse der Wahlergebnisse, der Regie­
rungsbildungen, des gewerkschaftlichen Organisationsgrades, der Streik­
trerids, der betrieblichen und gesamtgesellschaftlich-politischen Machtposi­
tionen der Arbeiterbewegung (für die er als wesentlichen Indikator den Ent­
wicklungsgrad des „Wohlfahrtsstaats-Kapitalismus" nimmt) führt ihn zu der 
Schlußfolgerung, daß - im historischen Vergleich - die Situation zu Beginn 
der' 80er Jahre als ein relativ geringfügiger Rückschlag (,,a minor setback") 
nach einer Phase des außergewöhnlichen Vorwärtsschreitens der Arbeiterbe­
wegung (1965-1975) begriffen werden muß. Die Zukunftsaufgaben der Arbei­
terbewegung sind daher von diesen Positionen der relativen Stärke, über die 
sie auch heute noch verfügt, abzuleiten: ,,Eine Linke, die sich der Zukunft zu­
wendet, müßte sich auf ihre jüngste Vergangenheit beziehen, um den modi­
schen Trends der Gegenwart zu widerstehen. Antiwohlfahrtsstaatliche, antige­
werkschaftliche und parteifeindliche Ideologien müssen heftig bekämpft wer­
den, selbst wenn sie im ,linken' Gewande erscheinen und sich der Argumente 
wie' der Sprache der Emanzipation bedienen. Was immer die Intentionen ih­
rer Autoren sein mögen, sie sind - heute wie in der Vergangenheit - Stimmen 
der: Reaktion und eines rechten ,Revanchismus'. "70 

P. Anderson hat mit Recht darauf aufmerksam gemacht, daß die bloße stati­
stische Analyse von Wahlergebnissen und Gewerkschaftsaktivitäten noch kei­
nen, hinreichenden Aufschluß über die qualitative Veränderung des Kräftever­
hältnisses der Klassen, damit auch über das Ausmaß der Schwächung der Ar­
beiterbewegung seit dem Ende der 70er Jahre sowie über die wachsende 
Kriegsgefahr, die einer aggressiven Aufrüstungspolitik entspringt, vermitteln 
kann.71 Gleichwohl bestätigt auch unsere Analyse der Entwicklung der Arbei­
terbewegung seit 1945, daß deren gegenwärtige Kampfbedingungen und -per­
spektiven kaum nach Maßstäben einer katastrophischen Untergangsstim­
mung zu erfassen sind. Wir können vielmehr deutlich vier Entwicklungspha­
sen unterscheiden, in denen sich jeweils auch ein bestimmter Zusammenhang 
zwi~chen Wirtschaftswachstum, Arbeits- und Lebensbedingungen der Arbei­
terklasse und den Verlaufsformen wie den Inhalten der Klassenkämpfe her­
stellt. Die lange Welle des Wachstums von 1950 bis etwa 1972 hat mit der rela­
tiven Stabilisierung des Kapitalismus zugleich Elementen eines politischen 
und gewerkschaftlichen Reformismus zum Durchbruch verholfen, der wesent-

68 Brillante Kritiken dieser Haltung bei M. Schneider, Die Intellektuellen und der Katastrophis-
mus, in: ders., Nur tote Fische schwimmen mit dem Strom, Köln 1984, S. 76 ff. 

69 Vgl. G. Therbom, Prospects ... , a. a. 0., S. 50 ff. 
70 Ebd., S. 87. 
71 Perry Anderson, Diskussionsbeitrag, in: Socialism in the World 44/1984, S. 221 ff. 
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lieh auf zwei Säulen ruht: einmal auf einer starken betrieblichen Verhand­
lungsmacht der Gewerkschaften, zum anderen auf dem System der staatsmo­
nopolistischen Regulierung. In der letzten Phase der langen Nachkriegskon­
junktur, in der sich schon die Widersprüche der Kapitalakkumulation und des 
Übergangs in eine neue, depressive Phase ankündigten, haben die Klassen­
kämpfe in Westeuropa (wenn auch mit unterschiedlicher Intensität in den ein­
zelnen Ländern) zu einer Politisierung dieses reformistisch-keynesianischen 
Regulierungsmodells und zugleich zu einer Verschiebung des Kräfteverhält­
nisses der Klassen nach links geführt. 

Mit dem Übergang der späten 70er Jahre haben sich aber auch die Bedin­
gungen des Klassenkampf es grundlegend verändert. Die Strategie des Kapi­
tals zielt nunmehr in erster Linie darauf, sowohl die sozialökonomische 
Macht der Krisenprozesse und der Produktivkraftentwicklung als auch die 
politische Macht des Staates zu einem konzentrierten Angriff auf die betrieb­
lichen und politischen Machtpositionen der Arbeiterbewegung zu nutzen. Für 
die Arbeiterbewegung wird angesichts der Erfahrungen der vergangenen Jah­
re immer deutlicher, daß die bloße Verteidigung dieser Machtpositionen so­
wie das Festhalten am reformistisch-keynesianischen Politikmodell entweder 
ihre relative Ohnmacht verstärkt oder sie zu weiteren korporatistischen An­
passungsleistungen zwingt, die ihrerseits den Verzicht auf wesentliche Forde­
rungen der Arbeiterbewegung beinhalten und damit deren Defensivposition 
noch verstärken. Dennoch: Bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt hat die Arbei­
terbewegung in Westeuropa noch keine Niederlage hinnehmen müssen wie et­
wa in den 20er oder 30er Jahren dieses Jahrhunderts.72 

Unsere Analyse hat weiterhin gezeigt, daß die Kampfbedingungen der Ar­
beiterbewegung in jeder historischen Phase nicht nur durch die politischen 
Kräfteverhältnisse, sondern auch durch jene Vergesellschaftungsprozesse be­
stimmt werden, die dem jeweiligen historischen Typus der Kapitalakkumula­
tion entsprechen. Solche Prozesse wirken gerade im hier betrachteten Zeit­
raum als Auflösung traditioneller proletarischer Milieus und konstituieren da­
her auch neue Formen der Klassenerfahrung wie ihrer ideologischen Ver­
schleierung: 
- Der Anteil der Lohnabhängigen an der Gesamtzahl der Erwerbstätigen hat 
sich in allen Ländern auf Werte über 80 Prozent erhöht. Im Verlauf dieses ob­
jektiven „Proletarisierungsprozesses" haben sich - gleichsam in Schüben -
sektorale und soziale Differenzierungen vollzogen: zunächst vom agrarischen 
in den industriellen Sektor, dort von den Grundstoff- und Schwerindustrien 
in die Investitionsgüterindustrien und schließlich in den Sektor der privaten 
und öffentlichen Dienstleistungen. Während aber seit Anfang der 70er Jahre 
die Industriearbeiterschaft „schrumpfte", erhöhte sich der Anteil der Ange­
stellten und Beamten. Gerade in diesen Bereichen (bei den unteren und mitt­
leren Funktionsgruppen) haben die Gewerkschaften im vergangenen Jahr-

72 Zur Geschichte der Krisen im Kapitalismus vgl. als einen ausgezeichneten Überblick E. J. 
Hobsbawm, Die Krise des Kapitalismus in historischer Perspektive, in: F. Fröbel u. a. (Hrsg.), 
Krisen in der kapitalistischen Weltökonomie, a.a.O., S. 35 ff. 
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zehnt ihre bedeutendsten Organisationserfolge erzielt.73 Zugleich hat bei allen 
politischen Auseinandersetzungen seit den späten 60er Jahren die Politisie­
rung1 und Radikalisierung eines Teils der sogenannten „neuen, lohnabhängi­
gen Mittelschichten" und der Intelligenz eine wichtige Rolle bei der Linksver­
schiebung des politischen Kräfteverhältnisses zu spielen vermocht. 
- Der neue Typus der Konsumtion und der Lebensweise, der sich in dieser 
Periode etabliert hat, unterscheidet sich wesentlich von Mustern einer tradi­
tionellen, proletarischen Lebensweise. Urbanisierung, Wohnverhältnisse (in 
den :neuen „Vorstädten"), das ganze System des Individualverkehrs, das sich 
um das Automobil zentriert, ein Konsumverhalten, das durch Einkaufszen­
tren i und Supermärkte bestimmt ist, sowie die Telekommunikation konstituie­
ren eine neue Lebensweise, in der sich auch das Verhältnis von Arbeit und 
Freizeit gewandelt hat. Diese Lebensweise ist hoch vergesellschaftet und man­
nigfaltig ideologischen, politischen und ökonomischen Herrschaftsmechanis­
men unterworfen. Sie realisiert sich freilich in der Form einer extremen Indi­
vidualisierung und Anonymisierung sozialer Beziehungen und Erfahrungen. 
- Schließlich hat sich in allen Ländern der Anteil der staatlichen Ausgaben 
am !Sozialprodukt kontinuierlich erhöht.74 Krise und konservative Gegenof­
fensive haben den Anstieg der Staatsquote zwar gebremst und insbesondere 
die : Proportionen zwischen Sozialausgaben und parasitären Ausgaben (für 
Rüstung und die Repressionsapparate) zugunsten der letzteren verschoben. 
Gleichwohl es ist bislang in keinem Land zu einer drastischen Reduzierung 
der Staatsquote und der Sozialausgaben (etwa auf das Niveau des Jahres 
1970) gekommen. 

In der gegenwärtigen Krisensituation werden jedoch diese Vergesellschaf­
tungsprozesse, die wesentlich die sozialen und politisch-ideologischen Inte­
grationsmechanismen im staatsmonopolistischen Kapitalismus unterstützt ha­
ben, durch neue Widerspruchskomplexe und -erfahrungen überlagert bzw. ne­
giert, in denen sich zugleich die „historischen Grenzen des Kapitals" ankündi­
gen: 
- der Widerspruch zwischen Wachstum und Beschäftigungsentwicklung, der 
die Perspektive des Ansteigens der Massenarbeitslosigkeit (und des damit ver­
bundenen Massenelends) bis zum Ende der 80er Jahre als grausamen Realis­
mus erscheinen läßt; 
- die fortschreitende Zerstörung der stofflichen und natürlichen Vorausset­
zungen der Produktion wie des menschlichen Lebens überhaupt (Umwelt­
und Ökologieprobleme); 
- die zunehmende Konzentration von Hunger und Elend, Analphabetismus 
un~ ökologischen Schädigungen in den Ländern der „Dritten Welt", die sich 

73 Vgl. ,.Gewerkschaften haben Einfluß wie noch nie", in: Frankfurter Rundschau vom 29. 1. 
1984, S. 1; hier wird über den neuesten „ Weltarbeitsbericht" des ILO (Gent) berichte~ der 
entschieden der These vom „Niedergang der Gewerkschaften" widerspricht. 

74 Vgl. die statistischen Angaben bei G. Therbom, Prospects ... a.a.O., S. 74 ff. 
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aus dem Teufelskreis von Unterentwicklung und imperialistischer Abhängig­
keit nicht befreien können ;75 

- die zunehmende Blockierung einer Lösung dieser Widersprüche durch die 
Politik der Hochrüstung und der Militarisierung, die einerseits die Gefahren 
einer menschheitsvernichtenden Katastrophe ( durch einen Atomkrieg) er­
höht, andererseits einen wachsenden Teil des gesellschaftlichen Reichtums 
und der schöpferischen Potenzen der Menschen parasitär bindet, die für eine 
Erleichterung und Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen der 
Menschen sinnvoll genutzt werden könnten. 

Die Arbeiterbewegung kann den relativen Rückschlag, den sie mit dem 
Übergang der kapitalistischen Entwicklung in eine Periode der Stagnation 
und Depression hinnehmen mußte, nur überwinden, wenn sie sich in der Ver­
teidigung ihrer Machtpositionen und damit zugleich des erkämpften Lebens­
niveaus der Lohnabhängigen zugleich von der Illusion befreit, als ginge es in 
dieser Auseinandersetzung um die bloße Rückkehr zu den reformistisch-key­
nesianischen Politikformen früherer Jahre. Solche Formen können nicht mehr 
als Zwischenschritte auf dem Weg sein, auf dem sich die Arbeiterbewegung 
zu einer Kraft entwickelt, die zugleich die rationale, humane und demokra­
tische Alternative für die Zukunft der Menschheit vertritt. Im Zentrum ihrer 
Politik wird daher die programmatische Neuformulierung eines Konzepts der 
Neuverteilung der Arbeit stehen, das die heute bestehenden Eigentums- und 
Machtverhältnisse transzendiert. 

Dieser Weg kann gewiß nicht im einzelnen vorausgesagt werden. Er ist aber 
notwendig, um schon jetzt die Weichen der gesellschaftlichen und politischen 
Entwicklung so zu stellen, daß der „harte Anpassungskurs", den die Kräfte 
des Kapitals in diesem Jahrhundert mit dem Übergang zur offenen Gewalt 
des Krieges und der Zerstörung der Demokratie (Faschismus) verfolgt haben, 
in den 80er Jahren nicht wiederholt werden kann. Gleichwohl sollte diese not­
wendige strategische Neuorientierung der Arbeiterbewegung in Westeuropa 
in dem Bewußtsein erfolgen, daß Formen und Inhalte der bevorstehenden 
Klassenkämpfe nicht allein vom Kräfteverhältnis von Kapital und Arbeit in 
den „Metropolen" des Kapitals bestimmt werden. Die Konkurrenz zwischen 
den führenden imperialistischen Zentren, die antiimperialistischen Bewegun­
gen in der „Dritten Welt" und schließlich auch die Entwicklung des Kräfte­
verhältnisses von Kapitalismus und Sozialismus im Weltmaßstab werden -
ohne daß wir die konkreten Formen künftiger Kämpfe genau voraussagen 
können - die Klassenkämpfe in Westeuropa ebenso wie die strategischen Op­
tionen des Monopolkapitals nachhaltig beeinflussen. Das Wissen um die glo­
bale Interdependenz dieser Kräfteverhältnisse und Kämpfe sollte daher auch 
in die strategischen Debatten der westeuropäischen Arbeiterbewegung Ein­
gang finden. 

75 Vgl. F. Castro, ... wenn wir überleben wollen. Die ökonomische und soziale Krise der Welt, 
Dortmund 1983; H. Bömer, Die drohende Katastrophe. Globale Probleme der Menschheit, 
Frankfurt/M. 1984. 
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Historische Vorgänge von weltweiter Dimension wie in territorial begrenz­
tem Ausmaß wirken überaus prägnant in der Gegenwart von Ländern der 
„Dritten Welt" nach. Nicht wenige Völker auf diesen Kontinenten können auf 
Traditionen jahrtausendealter Zivilisationen aus einer Zeit verweisen, in de­
nen 1sie es vor allem waren, die den Fortschritt der Menschheit als Ganzes ver­
körperten. Die altorientalischen Klassengesellschaften mit den Großreichen 
Voreierasiens und im pharaonischen Ägypten bereits für das 3. Jahrtausend 
v. u. Z., die Blüte der Industalkultur in der zweiten Hälfte des gleichen Mil­
lenniums, die Herausbildung von Dynastien im alten China in der Mitte des 
2. Jahrtausends v. u. Z. sind besonders frühe Beispiele dafür; nicht weniger 
berühmt geworden sind aus späterer Zeit die Perserherrschaft unter den Se­
leukiden und Arsakiden (4. Jhdt. v. u. Z. - 3. Jhdt. u. Z.) im Iran, die indi­
schen Großreiche von Magadha (etwa 350-236 v. u. Z.) und der Guptas (etwa 
3001-600 u. Z.}, die sieben bedeutenden Staaten der Zhanguo-Zeit (480-221 
v. u. Z.) und die zentralisierten Dynastien der Quin- und Han-Zeit (221 
v. u~ Z.-220 u. Z.) in China oder das nubische Reich von Mero! (seit dem 
9. Jhdt. v. u. Z.), das Reich von Aksum (mit seiner Blüte im 4. Jhdt. u. Z.), die 
An{änge des Staates Ghana in Westafrika (gleichfalls in diesem Jhdt.). 

In der geistigen Kultur afro-asiatischer Völker ist dies und weiteres heute 
lebendiges Erbe. Weit mehr jedoch hat eine viel jüngere Vergangenheit ihre 
Spuren in die gesellschaftliche Realität eingegraben: die koloniale Fremdherr­
schaft und die Auseinandersetzung mit ihr. Dabei liegt diese Zeit - im Unter­
schied zu den siegreichen antikolonialen Befreiungsrevolutionen im Großteil 
Lateinamerikas aus dem ersten Viertel des 19. Jhdts. - beispielsweise für den 
gesamten afrikanischen Kontinent in der Regel gerade ein Vierteljahrhundert 
zurück, für einzelne Völker gar erst wenige Jahre, und sie ist für andere heute 
noch drückende Gegenwart. 

Für alle von ihnen ohne Ausnahme wurden in jener Zeit die langwirkenden 
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Grundlagen für die jetzt in der „Dritten Welt" bestehenden Lebensprobleme 
gelegt, ist damals für ihren Zustand der Unterentwicklung in unserer Zeit der 
Anfang geschaffen worden. Dort liegt - bei aller Berücksichtigung einer Viel­
zahl von spezifischen Faktoren - das eigentlich Ursächliche für einen globa­
len Prozeß, durch den die Länder dieser Kontinente nahezu ausnahmslos an 
das Ende der Kette von gesellschaftlichen Existenzformen menschlicher Ent­
wicklung im letzten Drittel dieses Jahrhunderts geschmiedet worden sind. 
Das Wesen und die Wirkungen von Kolonialismus zu begreifen heißt des­
halb, den Zugang zu Kernfragen der „Dritten Welt" zu gewinnen. 

1. Kolonialismus und nationale Befreiung im Widerstreit 
Kolonialismus ist unbestreitbar von Anfang an und zuallererst konstitutiver 

Teil von Kapitalismus, und dies in allen Phasen seiner historischen Entwick­
lung - bei dessen Werden, in seiner Entfaltung wie mit seinem Niedergang 
und seiner schließlichen Aufltebung. 

Für die Genesis beider Erscheinungen kann als bestätigt gelten, was Karl 
Marx geschrieben hatte: ,,Die Entdeckung der Gold- und Silberländer in 
Amerika, die Ausrottung und Versklavung und Vergrabung der eingebornen 
Bevölkerung in die Bergwerke, die beginnende Eroberung und Ausplünde­
rung von Ostindien, die Verwandlung von Afrika in ein Geheg zur Handels­
jagd auf Schwarzhäute, bezeichnen die Morgenröte der kapitalistischen Pro­
duktionsära ... Der außerhalb Europa direkt durch Plünderung, Versklavung 
und Raubmord erbeutete Schatz floß ins Mutterland zurück und verwandelte 
sich hier in Kapital."1 

Selbst Produkt der immer ungleichmäßig gewesenen Entwicklung der 
Menschheit, hatten insbesondere Portugal, Spanien, die Niederlande, Frank­
reich und England, auch Rußland, Deutschland und die USA - die zu ver­
schiedenen Zeiten und mit unterschiedlichem Anteil zu Kolonialmächten ge­
worden waren - ihre Fremdherrschaft über die Karibischen Inseln, Mittel­
und Südamerika und die Großen Antillen oder auch die Philippinen (bereits 
im 16. Jhdt.), Nordamerika und den indonesischen Teil des malaiischen Ar­
chipels (vom 17.-19. Jhdt.), den indischen Subkontinent (im 18. und 19. Jhdt.) 
sowie den afrikanischen Erdteil und noch unabhängig gebliebene Teile Süd­
ostasiens (im 19. Jhdt.) errichtet und die Menschen und natürlichen Ressour­
cen dieser riesigen Weltteile als eine der Hauptquellen für die ursprüngliche 
und die kapitalistische Akkumulation in ihren eigenen Ländern genutzt. Die 
Kolonialmetropolen ordneten Kolonien und Halbkolonien in die Bedürfnisse 
ihres Reproduktionsprozesses ein und jene diesen unter. Das bedeutete für 
die einen Ausbeutung und Unterordnung; für die anderen beförderte das die 
Anhäufung von Reichtum und dessen Umwandlung in Kapital. 

Dem Kapitalismus war von Anbeginn und mit wachsender Intensität ex­
pansiver Drang über die ganze Welt eigen, was W. l. Lenin zur zutreffenden 
Feststellung veranlaßte, ,,daß der Kapitalismus nicht bestehen und sich nicht 

1 Karl Marx/Friedrich Engels, Werke (MEW), Band 23, S. 779, 781. 



94 Christian Mährdel 

ent"fickeln kann ohne ständige Erweiterung seiner Herrschaftssphäre, ohne 
Kolonisation neuer Länder und Einbeziehung nichtkapitalistischer alter Län­
der in den Strudel der Weltwirtschaft".2 Jede Entwicklungsstufe des Kapitalis­
mus!brachte so auch eine neue Phase und Form von Kolonialismus hervor.3 

Deshalb bildete seinerseits die gegen Ende des 19. Jhdts. im wesentlichen ab­
geschlossene territoriale Aufteilung der Welt, von der zu jener Zeit etwa zwei 
Drittel der Bevölkerung auf nahezu drei Vierteln der Erde betroffen wurden, 
und der beginnende Kampf um die Neuaufteilung an der Wende zum 
20. Jhdt. eines der Grundmerkmale des weltweiten Übergangs des Kapitalis­
mus der freien Konkurrenz in das imperialistische Stadium. 

Für die unterworfenen Völker in Asien und Afrika erbrachte der Kolonia­
lismus ökonomische Ausbeutung, politische Unterdrückung und geistige Ent­
mündigung. Koloniale Territorien in Ableger kapitalistischer Reproduktion 
zu verwandeln, bedeutete in einem Lähmung und direkte Vernichtung indige­
ner i Produktivkräfte wie Übertragung moderner Produktivkraft in besonders 
wid~rsprüchlicher Art und Form, wie es von Marx an den Beispielen Indien 
und China einprägsam beschrieben und als ein Beweis mehr dafür genommen 
war, daß die Bourgeoisie niemals und nirgends ,,einen Fortschritt zuwege ge­
brapht (hat), ohne Individuen wie ganze Völker durch Blut und Schmutz zu 
schleifen".4 Kapitalistische Entwicklung setzte in einzelnen Teilen Asiens und 
Afrikas ein, verschieden früh und mit erheblichen Unterschieden an Entfal­
tung von Land zu Land und ebenso innerhalb der einzelnen Territorien. Sie 
ergab jedoch, von einigen wenigen Ausnahmen abgesehen - zu nennen sind 
Australien, Neuseeland und USA-, keineswegs einen tragfähigen und ent­
wicklungsträchtigen Ansatz für die Herausbildung einer indigenen kapitalisti­
schen Formation. Dies geschah nicht einmal in „klassischer" Form in bereits 
relftiv früh unabhängig gewordenen Ländern Lateinamerikas, in denen es 
seither vielmehr zu einer qualvollen abhängig kapitalistischen Entwicklung in 
enger Verflechtung mit erhalten gebliebenen Elementen vorkapitalistischen 
Ch~rakters gekommen ist. 5 

In der Regel schuf Kolonialismus eine aus Bestandteilen völlig unterschied­
licher sozialökonomischer Formationen bestehende, vom Imperialismus ab­
hängige Mehrsektorenstruktur, deren einzelne Elemente sich - direkt oder 
mehr indirekt kolonialer Fremdausbeutung ausgesetzt - nebeneinander, mit­
ei~ander oder auch gegeneinander bewegten. Alle Anfänge für einen forma­
tionellen Wechsel gesellschaftlicher Strukturen mündeten allein in Beziehun­
gen von der Art eines abhängigen, deformierten, ausgebeuteten und unterge­
or(ineten Kapitalismus, für den das internationale Ausbeutungsverhältnis die 
eindeutig qualitätsbestimmende Dominante abgibt.6 Auf diese Weise schuf 

2 Wladimir Iljitsch Lenin, Werke (LW), Band 3, S. 615. 
3 Vgl. Hartmut Schilling, Krise und Zerfall des imperialistischen Kolonialsystems, Berlin 1977. 
4 MEW, Band 4, S. 466. 
S Vgl. Lateinamerika im antiimperialistischen Kampf. Probleme eines Kontinents. Autorenkol­

lektiv unter Leitung von Adalbert Dessau, Berlin 1978. 
6 Vgl. Entwicklungsländer: Sozialökonomische Prozesse und Klassen. Hrsg. von Klaus Ernst 

und Hartmut Schilling, Berlin 1981. 
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der Kolonialismus langwirkend die tiefste Grundlage für eine strukturelle Ab­
hängigkeit, die ständig reproduzierte Unterentwicklung dieser Länder: Darin 
fanden sich Marx und Engels wiederum bestätigt, hatten sie doch gemeint, 
daß die Bourgeoisie, so wie das Land von der Stadt, auch „die barbarischen 
und halbbarbarischen Länder von den zivilisierten, die Bauernvölker von den 
Bourgeoisievölkern, den Orient vom Okzident abhängig gemacht" hat.7 Dies 
gab die ökonomisch-soziale Grundlage für den Status der Unterentwicklung 
in den einzelnen gesellschaftlichen Bereichen des Lebens ab. Es bestimmte 
Dynamik und Struktur der Klassenbeziehungen und Art der sozialen Wider­
sprüche in kolonial abhängigen Ländern mit ihrem sozialökonomischen Kon­
glomerat-Charakter und in ihren wesentlichen Merkmalen - Rückständigkeit 
und Deformation, Heterogenität und Desintegration, Ausgebeutetsein und 
Ausgeplündertsein, Abhängigkeit und Unterordnung. 

Grundsätzlich nicht anders gestaltete sich die Situation im politischen Be­
reich, und das selbst nicht beim Übergang zu eher kolonialreformistischen 
Methoden von Herrschaftsausübung, sowie auf geistig-kulturellem Gebiet, 
auf dem die angestrebte Kreierung einer europäisierten „Elite" die Entfrem­
dung von der eigenen Tradition ins Extreme steigerte. Den breiten Massen -
und darin liegt namentlich das entscheidende Resultat - entzog koloniale 
Ausbeutung und Ausplünderung die unerläßliche Voraussetzung für die Si­
cherung des Existenzminimums. Armut und Hunger, Krankheit und früher 
Tod, Unwissenheit und die Vernichtung ethisch-moralischer Normen wurden 
zu typischen sozialen Erscheinungen in der kolonialen Peripherie der Welt 
des Kapitalismus. 8 

Doch auch an der kolonialen Flanke schuf sich der Kapitalismus ebenso 
gesetzmäßig seinen eigenen Totengräber. ,,Eine der grundlegendsten Eigen­
schaften des Imperialismus besteht eben darin, daß er die Entwicklung des 
Kapitalismus in den rückständigsten Ländern beschleunigt und dadurch den 
Kampf gegen die nationale Unterdrückung ausbreitet und verschärft", hatte 
Lenin diesen Zusammenhang gesehen.9 Nationale, gegen koloniale Fremd­
herrschaft gerichtete Befreiungsbewegungen waren geradezu das naturge­
schichtliche Resultat der Entwicklung des imperialistischen Kolonialismus 
und ebenso ein Zeichen für seinen heraufziehenden Niedergang. Antikolonia­
ler Widerstand und nachfolgende Bewegung für nationale Befreiung vom 
fremdstaatlichen Joch durchlaufen dabei mehrere historische Phasen, und das 
nicht nur zeitlich versetzt, wenn auch in erster Linie auf die Jahrzehnte nach 
dem Zweiten Weltkrieg verteilt, sondern auch in den ihnen eigenen Grund­
merkmalen, bei inneren und äußeren Faktoren für ihr Wirken, mit graduellen 
Unterschieden beim unmittelbar erreichten Durchbruch zur nationalstaatli­
chen Souveränität u. a. m. Nationale Befreiungsbewegung wuchs in Breite und 
Tiefe, indem sie in vielen Fällen zu einer ernsthaften Massenbewegung wer-

7 MEW, Band 4, S. 466. 
8 Vgl. Afrika. Geschichte von den Anfängen bis zur Gegenwart. Teil III. Afrika vom zweiten 

Weltkrieg bis zum Zusammenbruch des imperialistischen Kolonialsystems. Hrsg. von Christian 
Mährdel, Köln 1983, S. 16 ff., 107 ff., 118 ff. 

9 LW, Band 23, S. 73. 
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den, konnte und - wenigstens im Kampfziel - revolutionären Charakter an­
nahm, so unterschiedlich sich im einzelnen die Wege des Strebens nach Be­
freiung von politischer Fremdherrschaft auch gestaltet haben. 10 

Erfolgreiche nationale Befreiungsbewegung hat als erstes notwendiges und 
unvermeidliches Ergebnis zur Erringung der nationalstaatlichen Souveränität 
geführt. Das bedeutete für das betreffende Land vom Wesen her eine gesamt­
nationale, demokratische und politische Revolution. Im sozialen Ansatz trat die 
bestimmende - eben die nationale - Qualität dabei bereits differenziert ins Le­
ben, was für den weiteren Verlauf nationaler Befreiung und noch mehr für die 
folgenden Formen gesellschaftlicher Bewegung in national befreiten Staaten 
bedeutsam werden mußte. Bürgerlich-nationalreformistische Kreise - in der 
Mehrzahl der Fälle - oder kleinbürgerlich-nationalrevolutionäre Kräfte -
durchaus nicht selten - und proletarisch-sozialistische Elemente - hier und da 
vereinzelt - als Führungsdominante in antikolonialen Befreiungsbewegungen 
gaben den sichtbaren Ausdruck für ideologisch reflektierte und politisch akti­
vierte soziale Interessenheterogenität im breiten Spektrum ihrer Teilnehmer 
und Vertretenen ab, auch wenn anfangs noch in einem Bündnis mit gleichem 
nationalen Ziel über bestehende soziale, ethnisch-nationale, religiös geprägte 
und anders motivierte Gruppenschranken hinweg zusammengeschlossen. 

Zunächst meist gegen die „eigene" Kolonialmacht angetreten, nicht selten 
sogar mit der Illusion, von deren imperialistischer Konkurrenz Hilfe zu erhal­
ten, beinhaltete dieser Antikolonialismus objektiv bereits Antiimperialismus, 
waridte er sich doch gegen einen der konstitutiven Teile des modernen Kapi­
talismus als Weltsystem. Diese antiimperialistische Grundkomponente in na­
tionaler Befreiungsbewegung ließ sie zu einem Glied der revolutionären 
Hauptkräfte in der Welt und ihre Ergebnisse zu einem Teil des weltrevolutio­
nären Prozesses werden. In aller ihrer Spezifik, die diese dabei einbringt 
(denn sie weist eben - im Unterschied zum proletarischen Grundcharakter 
der i beiden anderen Bestandteile - vorwiegend ein allgemein-demokratisches 
Wesen auf, wirkt unter andersgearteten sozialökonomischen, politischen und 
geistig-kulturellen Bedingungen sowie Entwicklungsreife in der Nationwer­
dung, verfügt über ausgeprägte Besonderheiten bei den sozialen Triebkräften, 
in der politischen Führung und den Formen, Mitteln und Methoden der Ak­
tioQ. u.ä.), ist nationale Befreiungsbewegung zu einem natürlichen Bundesge­
nossen von sozialistischem Weltsystem und internationaler Arbeiterbewegung ge­
worden bei der revolutionären Erneuerung der Welt, beim Streben nach Frie­
den,, Demokratie und sozialem Fortschritt für alle Völker, im antiimperialisti­
schen Kampf unserer Epoche. Ihr historischer Platz gestaltet sich konkret er­
heblich differenziert, erweist sich in der Realität indes in keiner Weise als ma­
nipulierbar, etwa als vermeintlich „eigentlich" revolutionäre Kraft, als eine 
Art Ersatz für eine „entrevolutionierte" Arbeiterklasse; Postulate solcher Art 
haben den Erfordernissen wirklicher Bewegung weder als Strategie-Vorgabe 
noch in der nachträglichen Interpretation standzuhalten vermocht. 

10 Vgl. Walter Markov, Wege und Formen der Staatsbildung in Asien und Afrika seit dem Zwei­
ten Weltkrieg, in: Zeitschrift für Geschichtswissenschaft (ZfG), Nr. 6/1970, S. 725 ff. 
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Die Große Sozialistische Oktoberrevolution in Rußland ist die bis heute 
tiefgreifendste Zäsur in der Geschichte der Menschheit geblieben. Seitdem 
hat die Erde gesellschaftlich ihr Antlitz grundlegend verändert. Am sichtbar­
sten und weitreichendsten zeigt sich das mit der völlig neu entstandenen Welt 
des Sozialismus als unmittelbarem Erbe dessen, was nach der optimistischen 
Überzeugung Lenins „allen Ländern etwas, und zwar etwas überaus Wesentli­
ches aus ihrer unausweichlichen und nicht fernen Zukunft"11 in den Tagen 
des Oktober 1917 eröffnete. Unübersehbar ist auch der Wandel in der ge­
schrumpften und krisengeschüttelten Welt des Kapitals, in der die revolutionä­
re und demokratische Bewegung von Massen für die fortschrittliche gesell­
schaftliche Alternative gegen die Grundfesten der Ausbeuterordnung· an­
kämpft. Schließlich ist ein nicht weniger deutlicher Ausdruck für die weltge­
schichtliche Wende jenes Neue, das in den letzten Jahrzehnten auf den Trüm­
mern der zerstörten Kolonialreiche des Imperialismus gewachsen ist. 

Bereits der Rote Oktober hatte für nationale Befreiungsbewegungen von 
Völkern in kolonialen, halbkolonialen und abhängigen Ländern eine gänzlich 
veränderte Situation geschaffen: Das koloniale System war - als Teil der be­
ginnenden allgemeinen Krise des Weltkapitalismus - bereits zu einer Zeit in 
die eigene Krise gestürzt worden, als es wenig zuvor eben erst den Gipfel­
punkt seiner Ausdehnung in die Breite erklommen hatte. Das Beispiel, das die 
junge Sowjetmacht mit ihrem politischen und militärischen Sieg über die kon­
terrevolutionäre Koalition kapitalistischer Mächte gab, jene Staaten, die zu­
gleich die kolonialistischen Fremdherren in Asien und Afrika waren und La­
teinamerika ausplünderten, beeindruckte überaus stark. Das „russische Wun­
der" mit der entschiedenen Lösung der Agrarfrage und des nationalen Pro­
blems - beides so brennend auch in diesen Ländern beider Kontinente -, bei 
der raschen Überwindung wirtschaftlicher und sozialer Unterentwicklung, 
durch die konsequent antiimperialistische, antikolonial-solidarische Außen­
politik in den internationalen Beziehungen - all das inspirierte und aktivierte 
breite Teile der Bevölkerung in vielen Ländern insbesondere Asiens, teils 
auch bereits Afrikas, mobilisierte revolutionäre proletarische Kräfte zu größe­
rer Konsequenz und gab gleichzeitig nicht wenigen nationalgesinnten klein­
bürgerlichen und bürgerlichen Führerpersönlichkeiten spürbare antikoloniale 
demokratische Impulse. Es war nämlich in der Tat nicht nur die Geburt von 
kommunistischer Bewegung auf diesen Kontinenten, die Kolonialherren und 
einheimische reaktionäre Potentaten vielerorts über „bolschewistische Ein­
flüsse" wehklagen und massiv vorgehen ließ, sondern die mehr oder minder 
kräftige Wirkung des wahrhaft demokratischen Kerns sowjetischer Politik 
nach innen wie nach außen, was revolutionär-demokratische Volksführer wie 
Sun Yatsen in China und selbst national-reformistische „Sozialisten" wie J. 
Nehru in Indien oder N. Azikiwe in Nigeria aufnahmen.12 

11 LW, Band 31, S. 6. 
12 Vgl. Sun Yatsen, Reden und Schriften, Leipzig 1974, S. 225, 250, 269 ff., 281 ff.; Jawaharlal 
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Jeder historische Abschnitt nationaler Befreiungsbewegung seit dem Jahre 
1917 ist dann in seinen Ergebnissen bei der Lösung des für diese Länder gege­
beqen Hauptwiderspruchs zum imperialistischen Kolonialismus sowie in vie­
lem durch die Formen und Methoden des Kampfes, mit dem Verhalten der in 
die historische Defensive gedrängten Kolonialisten und kapitalistischen 
Mächte überhaupt in dieser Auseinandersetzung um das weitere Schicksal der 
Völker Asiens und Afrikas etc., nicht zuletzt ein Spiegelbild für den Stand, 
den die revolutionären und demokratischen Kräfte des Antiimperialismus in 

· ihrer Gesamtheit bei der Durchsetzung des Epoche-Charakters, damit bei der 
Lösung des Grundwiderspruchs zwischen Sozialismus und Imperialismus im 
Weltmaßstab wirklich bereits erreicht hatten. Natürlich betrifft das sowohl er­
zielte Fortschritte als auch bestimmte Begrenztheit des jeweils Erreichbaren 
und Erreichten. Ein Schema vermag derartige, historisch-konkret recht unter­
schiedlich ausgeprägte Zusammenhänge nur bedingt zu vermitteln. Es kann 
aber sehr wohl die Grundidee aufzeichnen, die für den Zusammenhang von 
Entfaltung des weltrevolutionären Prozesses (a) und Niedergangsprozeß des 
imperialistischen Kolonialsystems/Verwirklichung des Rechts auf nationale 
Selbstbestimmung und Durchsetzung gesellschaftlichen Fortschritts für Völ­
ker Asiens und Afrikas (b) beim historischen Ablauf gesehen werden kann: 

1917 

1945 

(a) 
Kapitalismus tritt in allge­
meine Krise ein; Sozialismus 
entsteht als Gesellschaftsord­
nung; 
kommunistische Weltbewe­
gung wird geboren 

Für Kapitalismus erfolgt 
Übergang in zweite Etappe 
seiner allgemeinen Krise; 
Sozialismus wird zum realen 
Weltsystem; Aufschwung 
der Arbeiter- u. demokra­
tischen Bewegung und 
Schaffung einer weltweiten 
organisierten antiimperiali­
stischen Aktionseinheit 

(b) 
Krise des Kolonialsystems 
beginnt zu wirken; 
nationale Befreiungsbewe­
gung verbreitert sich; 
erste Beispiele gesicherter 
nationalstaatlicher Souve­
ränität 

Zerfall des Kolonialsystems 
setzt ein, national befreite 
Länder entstehen in der Brei­
te; soziale Vertiefung natio­
naler Befreiung beginnt 
durch demokratische und so­
zialistische Revolutionen in 
einigen Ländern Asiens 

Nehru, Weltgeschichtliche Betrachtungen. Briefe an Indira, Düsseldorf 1957, S. 7,635,640 f., 
751 ff., 980ff., 1116, 1129f., 1134; Nnamdi Azikiwe, Renascent Africa, Lagos 1937, S.129. 
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Ende Sozialistisches Weltsystem Übergang zum völligen Zu-
50er/ Anfg. erreicht qualitativ neue Ent- sammenbruch imperialisti-
60er Jahre wicklungsstufe; Zusammen- scher Kolonialreiche vollzo­

bruch des imperialistischen gen; politisches System na­
Kolonialsystems und Wirk- tional befreiter Staaten ent­
samwerden national befreiter steht; soziale Vertiefung na­
Staaten als welthistorischer tionaler Befreiung verbreitert 
Faktor; Kapitalismus wächst sich; Ringen um ökonomi­
in dritte Etappe seiner allge- sehe Befreiung vom lmperia­
meinen Krise hinüber; für lismus aufgenommen 
antiimperialistischen Kampf 

Seit Mitte 
70er Jahre 

günstige Veränderung des in-
ternationalen Kräfteverhält-
nisses setzt ein 

Entwicklungsdynamik im so­
zialistischen Weltsystem er­
höht sich; 
allgemeine Krise des Kapita­
lismus erfährt weitere Ver­
schärfung; 
gewachsenes Gewicht natio­
nal befreiter Länder; 
erhebliche Zunahme von Be­
deutung globaler Probleme, 
insb. Weltfrieden; 
erfolgreicher Politik der 
friedlichen Koexistenz sowie 
revolutionären Vorgängen in 
verschiedenen Teilen der 
Welt folgt Anfang der 80er 
Jahre bedeutende Kompli­
zierung der internationalen 
Beziehungen infolge impe­
rialist. Kurses der Hochrü­
stung und Konfrontation 

Endgültige Beseitigung des 
,,klassischen" Kolonialsy­
stems; 
ökonomischer Zerfallspro­
zeß der neokolonialen Bezie­
hungen zw. Imperialismus 
und national befreiten Län­
dern forciert; 
wachsendes kollektives En­
gagement national befreiter 
Staaten in Weltpolitik u. 
-wirtschaft; neue Elemente 
im Prozeß sozialer Vertie­
fung nationaler Befreiung; 

Die letzten vier Jahrzehnte sind auch für die Völker Asiens und Afrikas un­
bestritten besonders wichtig geworden. Das Jahr 1945 hat den Beginn mar­
kiert: In ihrem Streben nach Weltherrschaft und noch mehr mit dem untaugli­
chen Versuch, den Sozialismus als Gesellschaftsordnung vom Antlitz der Er­
de zu tilgen, damit dem historischen Fortschritt massiv den Weg zu verlegen, 
waren die reaktionärsten, aggressivsten Teile des internationalen Imperialis­
mus, die „Achsenmächte", gescheitert. Verloren aber hatte der Imperialismus 
als Gesamtsystem eine entscheidende Schlacht um die Epoche. Die sozialisti­
sche Sowjetunion, die zum Keim und zum Kern einer weltweiten Bewegung 
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gegen den Imperialismus geworden war, hatte als anerkannte Hauptkraft der 
alliierten Koalition eine bisher nicht gekannte politische, ökonomische, mili­
tänsche und geistig-moralische Macht entfaltet; ihr internationales Gewicht 
war unvergleichlich und für Antiimperialisten zum Vorteil, für den Imperialis­
mus zum Nachteil, wirksam gestiegen. Mit den in einem relativ kurzen Zeit­
raum siegreichen volksdemokratischen Revolutionen in einer Reihe von Län­
dern Ost-, Südost- und Mitteleuropas sowie auch Ost- und Südostasiens wur­
de der Ausbeutungs- und Machtbereich des Imperialismus empfindlich einge­
engt. Noch mehr: Der Imperialismus hatte aufgehört, allein existierendes Welt­
system zu sein. Das sozialistische Weltsystem war ins Leben getreten und mit 
ihm die seitdem größte historische Errungenschaft der internationalen Arbeiter­
klasse und ihrer revolutionären Bewegung. Dem Historiker sei es als Autor 
nachgesehen, daß er aus dem weiten zeitlichen Bogen der Jahre1945 bis1985 
jenen ersten Abschnitt herausnimmt, der mit den unmittelbaren Wirkungen 
des historischen Einschnitts den Zusammenhang für die ersten eineinhalb 
Jahrzehnte kurz zu skizzieren vermag. 

Der UdSSR, die mehr als zwei Jahrzehnte auf sich allein gestellt und von 
erbitterten Feinden des Sozialismus umringt den Sozialismus aufgebaut und 
das hohe Ziel erreicht hatte, an die Seite waren - neben der MVR - nun die 
Völker Albaniens, Bulgariens, der VR China, der CSSR, der DDR, Jugosla­
wiens, der Koreanischen VDR, Polens, Rumäniens, Ungarns und der DR 
Vietnams im Streben nach der Errichtung einer neuen gesellschaftlichen Ord­
nung getreten. Hatte vor 1939 der Anteil des Sozialismus 17 o/o des Territo­
riums und 9 o/o der Bevölkerung der Erde erfaßt, so waren es bereits 1950 
schon 26 bzw. 35 o/o geworden. Sein Anteil an der Weltindustrieproduktion als 
einer der wichtigen ökonomischen Indikatoren war bis Mitte der 50er Jahre 
auf 27 % angewachsen. Mit dem sozialistischen Weltsystem war eine qualita­
tiv vollkommen neue Gemeinschaft freier, souveräner Staaten entstanden, die 
im. Gegensatz zu kapitalistischen Prinzipien durch internationalistische Soli­
darität verbunden wurde. Trotz gezielter Gegenmanöver im „Kalten Krieg" 
konnte die Rechnung der Imperialisten, die Ausstrahlungskraft des Sozialis­
mus zu brechen, sein Vorankommen zu verhindern und ihn in einem neuerli­
chen Versuch - nach Intervention nach 1917 und faschistischer Aggression 
1941 - endgültig zu vernichten, nicht aufgehen. Im Gegenteil gewann der 
weltrevolutionäre Prozeß eine erhebliche Beschleunigung in Tempo und Brei­
te, sowohl in der machtvollen revolutionären und demokratischen Massenbe­
wegung in kapitalistischen Ländern als auch der weltweit organisierten anti­
imperialistischen Front. 

Für die kolonial ausgebeuteten und unterdrückten Völker bedeutete das ei­
ne Grundvoraussetzung für erste umfassende Erfolge von strategischem Aus­
maß: die Schwächung ihrer unmittelbaren Gegner im antikolonialen Kampf 
und die Gewinnung von internationalen Bundesgenossen als aktive Mitstrei­
tei!. Um nur eine Stimme anzuführen, stellte A. S. Toure 1960 rückblickend 
fest: ,,Wir wissen auch, daß die afrikanische Bevölkerung mit Überzeugung 
und in großem Vertrauen den gewaltigen Fortschritt der sozialistischen Län­
der anerkennt. Dieser Fortschritt stellt einen historischen Beitrag zur Verän-



Nationale und soziale Befreiung in Asien und Afrika 101 

derung des Kräfteverhältnisses zugunsten der unterdrückten Völker dar. Die­
ser Beitrag ist auch von entschiedenem Gewicht auf der Waagschale des 
Kampfes zwischen Imperialismus und Sozialismus. Dies (wiederum) bildet 
den entscheidenden Beitrag zur Sache der Befreiung der Völker unseres Kon­
tinents ... "13 

Im Zusammenspiel mit konkret historisch recht voneinander verschiedenen 
innerterritorialen Voraussetzungen, jedoch einer überall mehr oder minder 
schnell verlaufenden Verschärfung der Widerspruchsgrundlage kolonialer 
Ausbeutung und Fremdherrschaft, entfalteten gerade nach dem Zweiten Welt­
krieg nationale Befreiungsbewegungen in fast allen Teilen beider Kontinente 
die ihnen innewohnende Potenz als Teil der antiimperialistischen Weltbewe­
gung mit stürmischer Kraft. 

Der Zerfall des imperialistischen Kolonialsystems war nicht mehr aufzuhal­
ten. Schon im ersten Jahrzehnt der Nachkriegszeit entstanden - durchaus 
nicht als „freiwilliger Rückzug" der Kolonialherren und gewissermaßen Voll­
zug der „zivilisatorischen Mission" selbiger, wie nicht selten in apologetischer 
Geschichtsfälschung zu lesen ist - fünfzehn weitere souveräne Staaten; die 
Kolonialreiche wurden im Vergleich zum Vorkriegsstand um nicht weniger als 
fast die Hälfte reduziert. Die Völker Koreas (KVDR), Vietnams (DRV) und 
Indonesiens (im Jahre 1945), der Philippinen (1946), Indiens und Pakistans 
(1947), Burmas und Ceylons (1948) und - mit besonderer Ausstrahlung - Chi­
nas (1949) errangen ihre Freiheit und verteidigten sie, wenn erforderlich, ener­
gisch gegen die aggressiven Manöver der ehemaligen Kolonialmächte und de­
ren Helfershelfer - wie beispielsweise Frankreichs in Indochina, der Nieder­
lande in Indonesien. 14 Die Bildung volksdemokratischer Staatsordnungen in 
einigen dieser Länder unter besonders günstigen Bedingungen vor allem der 
inneren Klassenkräftekonstellation beim Übergang in die nationalstaatliche 
Souveränität bzw. im Ergebnis eines mit starkem antiimperialistischem Mo­
ment versehenen Bürgerkrieges öffnete zugleich den Weg nationaler Befrei­
ung in deren soziale Vertiefung, in diesen Fällen mit der nachfolgenden sozia­
listischen Revolution in den 50er Jahren durch einen weitgehend einheitli­
chen revolutionären Prozeß der untrennbaren Verbindung von demokra­
tischer und sozialistischer Revolution (volksdemokratische Revolution). 

Auch arabische Völker setzten sich in diesem Zeitraum gegen imperialisti­
sche Herrschaft durch. So mußten in den seit 1943 staatlich selbständigen Sy­
rien und Libanon die dort verbliebenen französischen und britischen Truppen 
diese Territorien verlassen (im Jahre 1946). Anstatt in Libyen das italienische 
„Erbe" antreten zu können, sahen sich die imperialistischen Mächte vor die 
Bildung des Vereinigten Königreiches (1951) gestellt. Erst recht aber brachte 
die antiimperialistische und demokratische Revolution in Ägypten (1952) ei­
nen weitwirkenden Ausgangspunkt für die antikoloniale Bewegung im arabi-

13 Zit. nach: SSSR i strany Afriki. 1946-1962 gg. Dokumenty i materialy. Band 1, Moskau 1963, 
S.620. 

14 Vgl. Diethelm Weidemann, Die Entstehung unabhängiger Staaten in Süd- und Südostasien, 
Berlin 1969. 
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sehen Raum, sogar darüber hinaus über die Sahara hinweg nach Süden, wie 
auch bei der Formierung einer organisierten überregionalen zwischenstaatli­
chen Politik national befreiter Länder Asiens und Afrikas. In Algerien erho­
ben sich (1954) die Patrioten zum bewaffneten Aufstand gegen die „Perle" des 
französischen Kolonialreiches im afrikanischen Norden; die Völker des Su­
dan,! Marokkos und Tunesiens erstritten die nationalstaatliche Souveränität 
(1956). Und im gleichen Jahr verwies das inzwischen erstarkte Ägypten in ei­
ner ~achtvollen internationalen „Koalition der Unterstützung" durch soziali­
stische Länder, Arbeiter- und breite demokratische Bewegung in kapitalisti­
schen Ländern und unabhängige afro-asiatische Staaten die imperialistische 
Dreieraggression in die Schranken.15 

Dann kam das „Afrikanische Jahr" 1960. Der antikoloniale Angriff auf die 
letzte kontinentale Bastion des imperialistischen Kolonialsystems erreichte 
sein~n ersten dramatischen Höhepunkt: Nach den Vorboten Ghana (1957) 
und!Guinea (1958) setzten allein in diesem Jahr mehr als ein Drittel der Ge­
biet~ im tropischen und südlichen Afrika der politischen Fremdherrschaft ein 
Ende, wodurch nunmehr drei Viertel der Bevölkerung und vier Fünftel an 
Territorium national befreit waren. Noch in der ersten Hälfte der 60er Jahre 
braqhen dann die britischen, französischen und belgischen Kolonialreiche auf 
afrilcanischem Boden nahezu vollständig zusammen.16 

Zufall ist es gewiß nicht, daß an der Wende der 50er zu den 60er Jahren so 
ein ganzer historischer Abschnitt nicht nur für Asien und Afrika zu Ende ging 
- urid ein neuer begann. Diese Zäsur steht im wechselseitigen Zusammenhang 
mit weltweiten Vorgängen, und sie markiert für sich genommen dabei einen 
Tatbestand von geschichtlicher Größe, würdig dieses Jahrhunderts der grund­
legenden Erneuerung gesellschaftlicher Existenzformen der Menschheit. Die 
Vertreter der in Moskau 1960 versammelten kommunistischen und Arbeiter­
parteien haben dies ausgesprochen mit der Wertung, daß „der Zerfall des Sy­
stenis der Kolonialsklaverei unter dem Ansturm der nationalen Befreiungsbe­
wegung ... in seiner historischen Bedeutung die wichtigste Erscheinung nach 
der ':Entstehung des sozialistischen Weltsystems'~ ist.17 Denn über eineinhalb 
Milliarden Menschen auf diesen Kontinenten hatten sich damit die Möglich­
keit: zur Selbstbestimmung der eigenen Geschicke und zu aktivem Teilhaben 
an den Entscheidungen über das Schicksal der ganzen Menschheit erschlos­
sen.i Wenn 1945 noch 56 % der Weltbevölkerung in Kolonien und Halbkolo­
nien gelebt hatten, die 32 % des Erdterritoriums einnahmen, so befanden sich 
in der Mitte der 60er Jahre noch etwa 1 % der Weltbevölkerung auf weniger 
als 4 % des Erdterritoriums in einer solchen Lage. 

15 Vgl. Geschichte der Araber. Von den Anfängen bis zur Gegenwart. Band 5. Der Zusammen­
bruch des imperialistischen Kolonialsystems und die Bildung souveräner arabischer National­
staaten. Autorenkollektiv unter Leitung von Lothar Rathmann, Berlin 1981. 

16 Vgl. Afrika. Geschichte von den Anfängen bis zur Gegenwart. Teil III, a.a.O. 
17 Erklärung der Beratung von Vertretern der kommunistischen und Arbeiterparteien. Novem­

ber 1960, Berlin 1961, S.40. 



Nationale und soziale Befreiung in Asien und Afrika 103 

Die folgende Aufzeichnung verdeutlicht diesen Vorgang: 

Kolonialmacht 1945 1960 1980 
Fläche Bev. Fläche Bev. Fläche Bev. 

(1000 km2) (Mill.) (1000 km2) (Mill.) (1000 km2) (Mill.) 

Großbritannien 15713,0 431,8 4981,5 44,8 51,5 5,4 
Frankreich 12448,8 76,4 2453,9 11,1 120,0 1,6 
Niederlande 2048,1 75,6 556,6 1,1 1,0 0,3 
Belgien 2397,1 14,1 54,2 4,6 0 0 
Portugal 2090,6 12,6 2086,6 12,8 0,02 0,4 
USA 333,9 22,8 32,9 3,1 11,8 3,8 
RSA 824,3 0,4 824,3 0,5 824,3 0,9 
Australien 475,5 1,0 475,5 1,8 0,2 0,005 
Spanien 317,1 1,5 303,0 1,3 0,2 0,2 
Japan 220,8 27,2 0 0 0 0 
Neuseeland 3,6 0,1 0,5 0,02 0,5 0,02 
Andere (lndones. u. a.) 15,1 0,2 0,06 0,06 18,9 0,6 

Gesamt 36887,9 663,7 11783,7 81,2 1029,3 18,5 

Mit den Ergebnissen der skizzierten eineinhalb Jahrzehnte waren zugleich 
weder das Ende des Kampf es gegen koloniale politische Fremdherrschaft in 
Asien und Afrika gekommen noch erst recht nationale Befreiung in ihrem um­
fassenden Sinne durchgesetzt. Nicht wenige der Unabhängigkeitsdaten vor al­
lem auf afrikanischem Boden liegen in der Mitte der 60er Jahre, einige ein 
Jahrzehnt danach, oder sie fallen ins Jahr 1980.18 Zwanzig Jahre nach der auf 
sowjetische Initiative im Dezember 1960 von der Generalversammlung der 
Vereinten Nationen verabschiedeten historischen Deklaration über die Unab­
hängigkeit der kolonialen Länder und Völker mußte eine UN-Resolution im­
mer noch 23 koloniale Territorien in Afrika, Mikronesien, Ozeanien, Ostasien, 
der Karibik und anderenorts auflisten. Die heutigen Kolonialmächte USA, 
RSA und Großbritannien, die als Fremdherrscher bei mehr als vier Fünftel 
des verbliebenen Territoriums offiziell eingetragen worden sind, suchen mit 
allen Mitteln insbesondere aus imperialistischen globalstrategischen, aggressi­
ven militärpolitischen Interessen heraus, der Bevölkerung hier das Recht auf 
nationale Selbstbestimmung weiterhin zu verwehren. In den 80er Jahren ist es 
bisher auch nur einer kleinen Anzahl von Gebieten gelungen, sich dagegen 
durchzusetzen, überall aber verschärft sich die Auseinandersetzung an dieser 
Front, vor allem im Süden Afrikas. Gleichermaßen drängt das Problem der 
umfassenden nationalen Befreiung in den national befreiten Ländern nach 
vom. Diese Fragestellung führt uns zu einem weiteren Aspekt unserer Skizzen 
zum Thema. 

3. Nationale Befreiungsrevolution als "Revolution in Permanenz"? 
Die eigenartige Spezifik nationaler Befreiungsrevolution, ein für den histori-

18 Vgl. Asien. Afrika. Lateinamerika. Gemeinsam gegen Imperialismus, für sozialen Fortschritt. 
Autorenkollektiv unter Leitung von Christian Mährdel, Berlin 1982, S. 328 ff. 
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sehen Gesamtprozeß in Asien und Afrika einschneidender revolutionärer Um­
bruch gesamtnationalen und politischen Charakters zu sein, führt bei dem zu­
nächst Erreichten zu einer Begrenztheit sowohl im Hinblick auf das Nationale 
als auch das Soziale. Einmal bleibt nämlich auch nach dem politischen Akt 
der Erringung nationalstaatlicher Souveränität der Widerspruch zum Imperia­
lismus deshalb als bestimmender erhalten, weil bei der „nationalen Befrei­
ung.' .. die ökonomische Befreiung ... die Hauptsache ist''19, gerade diese 
aber mit Erreichung der Eigenstaatlichkeit noch ausbleibt. Der Kampf um die 
ökonomische Befreiung rückt gesetzmäßig in den Mittelpunkt der nachkolo­
nialen Etappe nationaler Befreiungsbewegung, wobei sich das kontrastieren­
de Auseinanderfallen von politischer und ökonomischer Grundsituation - mit 
durchgesetzter Gleichberechtigung einerseits, verbliebenem Untergeordnet­
sein andererseits - ebenso verständlich sowohl im nationalen Rahmen wie auf 
internationaler Ebene manifestiert. Die Schlußfolgerung ist anzuerkennen: 
„Die Umformung, genauer: die Überwindung der kolonial-kapitalistischen 
Basis in ihren inneren und internationalen Komponenten wird daher ... zur 
essentiellen Aufgabe, zum wesentlichen Inhalt der nationalen Befreiungsbe­
wegung, die ja gegen den Kolonialismus in seiner Totalität angetreten ist, in 
einer neuen, ihrer zweiten, höheren Etappe". 20 

Die Verschärfung eines damit verbu~denen Hauptwiderspruches zum Im­
perialismus als Dominante innerhalb einer gewiß erheblich breiteren Wider­
spruchslage ergibt sich schlichtweg daraus, daß ungeachtet von deutlicher 
Diff erenziertheit der sozialen Bestandteile innerhalb eines jeden national be­
freiten Landes und auch der zunehmenden Verflechtung unterschiedlichster 
Widersprüche die aus dem neokolonialen System des Imperialismus herrüh­
renden Wirkungen von Abhängigkeit und Rückständigkeit, Ausbeutung und 
Ausplünderung u. ä. die Gesellschaft als Ganzes und nicht nur einzelne ihrer 
sozialen Strukturelemente treffen. Den gesamtnationalen Interessen tritt da­
durch antagonistisch, nur durch konsequenten Antiimperialismus überwind­
bar, Widerstand entgegen, der in den letzten Jahren nicht selten sogar als „Re­
kolonialisierung" bezeichnet wird. Es ist folgenschwere Tatsache, daß die im­
perialistischen Zentren in der Zeit nach dem Zusammenbruch der staatlich­
politischen Systeme des Kolonialismus innerhalb von nur drei Jahrzehnten 
mehr reale Werte aus Entwicklungsländern herausgepreßt haben als die vor­
maligen Metropolen in drei Jahrhunderten aus den Kolonien.21 Und das er­
gibt die ursächliche Grundlage für jene Erscheinungen in Ländern Asiens und 
Afrikas, über deren Formen - von steigender Auslandsverschuldung bi.s zu 
anwachsendem Massenpauperismus und Millionensterben - heute öfter und 
alarmierender denn je als nicht nur diese Kontinente betreff ende, sondern 

19 LW, Band 18, S. 391. 
20 Hartmut Schilling, Kolonialismus und nationale Befreiungsbewegung unter dem Aspekt der 

Marxschen Lehre von Basis und Oberbau, in: Karl Marx und Grundfragen der Revolution in 
Theorie und Praxis. Hrsg. von Manfred Kossok, Leipzig 1980, S. 255/56. 

21 Vgl. Der gemeinsame Kampf der Arbeiterbewegung und der nationalen Befreiungsbewegung 
gegen Imperialismus, für sozialen Fortschritt. Internationale Wissenschaftliche Konferenz. 
Berlin, 20.-24. Oktober 1980. Band 1, Dresden 1981, S. 543. 
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globale Probleme gesprochen und geschrieben wird, über deren eigentliche 
Ursachen und die Erfordernisse ihrer Überwindung und damit einer Beseiti­
gung dieser Grundsituation die Auff ass1.mgen je nach Stellung zum Imperia­
lismus in der theoretischen und politisch-ideologischen Reflexion jedoch 
grundlegend auseinandergehen.22 

An dieser Stelle ist zunächst festzuhalten, daß das Nichtvollendetsein von 
nationaler Befreiung in ihrem umfassenden Sinne in hohem Maße jene inter­
nationalen Bedingungen und inneren Voraussetzungen - und zwar in deren 
Komponentenverflechtung bei jedem einzelnen Land - für eine mögliche In­
angriffnahme und erst recht die erfolgreiche Verwirklichung sozialer Befrei­
ung für diese Völker mitprägt. Hat sich das z. B. bereits überaus deutlich im 
realen Prozeß der Entwicklung Nordvietnams während der ersten eineinhalb 
.Jahrzehnte nach der August-Revolution von 1945 gezeigt, so trifft es noch 
weit mehr auf revolutionäre Entwicklungsformen der Gegenwart zu. Es geht 
offenbar nicht um ein vereinfacht interpretierbares „ Übergehen der nationa­
len Befreiung in die soziale Befreiung", sondern eine in der Wirklichkeit über­
aus komplizierte Dialektik zwischen beiden Seiten über einen längeren Zeit­
raum. 

In sozialer Hinsicht trägt die politische Revolution nationalstaatlicher Sou­
veränitätsverwirklichung nicht generell einen bestimmten Wechsel in der so­
zialökonomischen Formation in gleicher Weise in sich, wie dies bei nationa­
len Befreiungskämpfen in früheren historischen Epochen der Fall war, in de­
nen sie mit unterschiedlichen stadialen Reifen bürgerlicher Umwälzung ver­
bunden gewesen sind, von den Niederlanden im 16. Jhdt. bis zu Ibero-Ameri­
ka, Italien oder Südeuropa im 19. Jhdt. Im Asien und Afrika unserer Epoche 
sind nach dem mit dem politischen Machtwechsel erfolgten Beginn gesamtge­
sellschaftlicher Veränderung deren Charakter und Art und Weise ihres Voll­
zugs noch offen. Das ist ebenso dem Charakter der Epoche - als der eines 
Übergangs - wie inneren sozialökonomischen und gesellschaftspolitischen 
Merkmalen geschuldet; drei m. E. hauptsächliche sollen angeführt sein. 

Da ist zum ersten der Grad der Entfaltung, den unsere Epoche derzeit be­
reits aufweist. Noch fehlt das eindeutige Übergewicht der neuen gesellschaft­
lichen Ordnung in der Welt gegenüber dem zu überwindenden Kapitalismus, 
noch gibt es eine beträchtliche Potenz des Imperialismus und des von ihm ab­
hängigen, d. h. auch geförderten Kapitalismus, zeitweise mit Teilzugeständ­
nissen und Scheinlösungen dem Streben nach einer revolutionären Lösung 
der nationalen und sozialen Lebensfragen der Völker vorzubeugen. Die zutref­
fende Bemerkung von Friedrich Engels: ,,Ist Europa erst reorganisiert und 

22 Am beeindruckendsten dargestellt in: Fidel Castro, Die ökonomische und soziale Krise in der 
Welt, ihre Auswirkungen auf die unterentwickelten Länder, ihre düsteren Perspektiven und 
die Notwendigkeit zu kämpfen, wenn wir überleben wollen. Bericht an die VII. Gipf elkonfe­
renz der Nichtpaktgebundenen, Dresden 1983; für die unterschiedliche Interpretation vgl. 
Martin Robbe, Die Stummen in der Welt haben das Wort. Entwicklungsländer: Bilanz und 
Perspektive, Berlin 1984; Helmut Faulwetter/Peter Stier, Entwicklungsländer am Scheideweg, 
Berlin 1984, und Die Dritte Welt in der Krise. Grundprobleme der Entwicklungsländer. Hrsg. 
von Peter J. Opitz, München 1984. 
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Nordamerika, so ergibt das eine so kolossale Macht und ein solches Exempel, 
daß die halbzivilisierten Länder ganz von selbst ins Schlepptau kommen; das 
besorgen allein schon die ökonomischen Bedürfnisse", 23 gilt zur Zeit noch ge­
wissermaßen mit Negativeffekt. 

Zweitens wirkt sich spürbar die Eigenart der sozialökonomischen Verhält­
nisse in der noch abhängig mehrsektoralen Struktur der Gesellschaft aus, läßt 
sie doch aus der sichtlichen Unreife von bereits sozialökonomisch geprägter 
Differenzierung und dem stattdessen starken Wirken andersgearteter sozialer 
Momente, wegen der übermächtigen Folgen von Unterentwicklung in ihrer 
Gänze, im Ergebnis der Klassenpolitik der Herrschenden u. a. m. den Antago­
nismus in systembestimmenden Widersprüchen langsamer zur Geltung kom­
men~ schafft sie Raum für eine relativ „friedliche" Zeit der Herausbildung 
und Entfaltung von Verhältnissen der Ausbeutung und Unterdrückung, unter 
denen sich die Massen noch „ruhig ausplündern lassen"24

; selbst extreme Ar­
mut !allein reicht für einen revolutionären Aufbruch nicht aus. 

Scihließlich ist damit geistige, vor allem politisch-ideologische Rückständig­
keit /der Massen verbunden, die dann wenig „zu selbständigem historischen 
Han~eln gedrängt werden".2

' Das führt dazu, daß sozialer Zündstoff auch 
dann, wenn er ein bestimmtes Niveau erlangt hat, in der ideologischen Refle­
xion länger unterhalb des für eine politische Eruption mit weiterführenden 
gesellschaftsumwälzenden Folgen notwendigen Standes verbleibt. 

Im Ergebnis dessen wirkt eine eigene Dialektik: Die Bewegung für nationale 
Befreiung weiteq;uführen, setzt nicht den Beginn einer sozialen Revolution 
voraus, doch bleibt letztlich die Erreichung vollständiger nationaler Befreiung 
vom Imperialismus ohne soziale Revolution für die Masse afro-asiatischer 
Länder unerfüllbar. Für die Gegenwart dieser Kontinente bringt dies vorerst 
ein gesellschaftssystemares Entweder-Oder. Entweder vollzieht sich - in der 
Regel auf evolutionärem Wege, wobei gelegentlich revolutionäre Aufbrüche in 
gleicher Richtung fördernd wirken können26 - die formationelle Herausbil­
dung von bürgerlich-kapitalistischer Ordnung, mit welchen besonderen Merk­
malen dieser Kapitalismus auch versehen sein mag. Oder es wird ein Prozeß 
der versuchten Umgehung einer bürgerlich-kapitalistischen Formation in ei­
nem frühen Stadium als nichtkapitalistische Entwicklung zum Sozialismus 
aufgenommen, was unbedingt auf revolutionäre Weise geschieht, wobei Ele­
mente von Revolution und Reform in der komplexen und komplizierten Um­
wälzung in ein vielfältiges Wechselverhältnis treten. 

Formationstheoretisch gesehen nimmt nationale Befreiungsbewegung eine 
Lösung des entwicklungsbestimmenden Antagonismus dieser Länder zum Im­
perialismus und somit eine Veränderung im ökonomisch-sozialen Charakter 
gesellschaftlicher Zustände im Lande zunächst im Rahmen ein und derselben 
Formation in Angriff - der kapitalistischen nämlich als deren kolonialperi-

23 MEW, Band 35, S. 358. 
24 LW, Band 21, S. 206. 
25 Ebenda. 
26 Gemeint sind u. a. Türkei nach 1919, Ägypten 1952, Irak 1958, Iran 1979. 
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pherer Teil. Sie überschreitet diesen Rahmen in der Regel auch in der nachko­
lonialen Periode real nicht, es wäre denn im gesellschaftspolitischen Konzept. 
Die Ausnahme von dieser Regel in Gestalt von Ländern mit einer anderen ge­
sellschaftlichen Entwicklungsrichtung - von der MVR seit den 20er Jahren bis 
zur Orientierung einer ganzen Gruppe afroasiatischer Länder auf den Sozia­
lismus in der Gegenwart - ist erst einmal nur deren Bestätigung. In der Masse 
jedenfalls bringt nationale Befreiungsbewegung in ihren eigenen ersten 
grundlegenden Ergebnissen keinen revolutionären Bruch mit der bereits vorher 
eingetretenen Grundtendenz kapitalistischer Formationsbildung, sondern 
höchstens oder ausschließlich eine Beschleunigung derselben mit sich - in­
dem sie eine nationalen Interessen in bestimmtem Grade dienende Variante 
kapitalistischer Entwicklung gegen die vorherrschend neokolonial-abhängige 
durchsetzt. Andererseits ist der früher „normale" Weg einer unauflöslichen 
Bindung von nationaler Befreiung an bürgerlich-kapitalistische Entwicklung 
nicht mehr unvermeidlich in unserer Epoche, hat dieser den Rang einer Ge­
setzmäßigkeit historischer Entwicklung für gesellschaftlich rückständige Völ­
ker und Länder verloren - ohne daß der in entgegengesetzte Richtung führen­
de nichtkapitalistische Weg seinerseits bereits zur solchen geworden wäre. 

Die Analogie zur sozialen Revolution aus einer anderen historischen Situa­
tion heraus ist für nationale Befreiungsrevolutionen weder als historische Ka­
tegorie noch als Einzelakt ein Schlüssel zum Verständnis konkreter Vorgänge 
in afro-asiatischen Ländern. In fast keinem von ihnen ist objektiv der Boden 
für den Ausbruch einer Revolution bürgerlichen Inhalts beseitigt. Deshalb 
kann es unter bestimmten Bedingungen zu solchen Revolutionen kommen, 
ohne daß deren Ausgang und deren Wirkung auf den weiteren geschichtli­
chen Prozeß von vornherein festgeschrieben sind. Das ereignet sich nicht zu­
letzt deshalb, weil eine gesamtnationale, hauptsächlich antiimperialistische 
Komponente mit eigener Kraft am Wirken ist. Direkt zeigen das u. a. über ei­
nen längeren Zeitraum verfolgte Vorgänge in Ägypten (nach 1952), Ghana 
(nach 1957), Irak (nach 1958), Tansania (nach 1961) bis hin zur iranischen Re­
volution von 1978/79. Indirekt verweist darauf die recht erhebliche Anzahl 
von Versuchen einer „Revolution von oben" als Methode zur Lösung gesell­
schaftlicher Krisen wie Vorbeugeschutz vor revolutionären Aufbrüchen „ von 
unten", so z.B. in Äthiopien, Afghanistan, Indonesien, Iran, Marokko, Paki­
stan, Philippinen, Saudi-Arabien. Gleiches läßt sich aus bisher gescheiterten 
Anfängen von antikapitalistischer Alternativentwicklung in verschiedenen 
Ländern deuten, denkt man an Ägypten, Ghana, Irak, die bereits genannt 
wurden, oder an Burma, Mali oder Somalia. 

Für die revolutionstheoretische Betrachtung folgert daraus, daß der bürgerli­
che Revolutionszyklus durchaus heute noch nicht für jedes einzelne Land in 
Asien und Mrika bereits abgeschlossen ist. Es ist zugleich eine weitere Aussa­
ge anzuschließen: Während nationale Befreiungsbewegung bei für sie in je­
dem Fall veränderter Situation - in Trägerschaft, Aufgabenstellung, Bedin­
gungen u. a. m. - ihre geschichtliche Berechtigung auch unter Bedingungen 
errungener Nationalstaatlichkeit beibehalten hat und für die Lösung ihrer 
Grundprobleme sogar von existentiellem Wert ist, haben nationale Befrei-
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ungsrevolutionen eigentlich ihre entscheidende historische Mission, eben die 
politische Grundvoraussetzung mit staatlich souveräner Existenz zu schaffen, 
erreicht. Nationale Befreiungsrevolution gewissermaßen als Lokomotive „in 
Permanenz" zu sehen, wird der inneren Dialektik von Nationalem und Sozia­
lem in den heutigen politischen Bewegungen und gesellschaftlichen Prozessen 
nicht gerecht, und es widerspricht dem marxistisch-leninistischen Revolu­
tionsbegriff wohl auch. Schlüssig ist eher, daß nationale Befreiungsrevolutio­
nen zu ihrer Zeit und von ihnen in bestimmten Fällen hervorgebrachte gesell­
schaftliche Entwicklungen konsequent demokratischen und antiimperialisti­
schen Zuschnitts gemeinsam mit der überall fortwirkenden nationalen Befrei­
ungsbewegung einen Bestandteil des weltrevolutionären Prozesses bilden, als 
der sie sich im einzelnen mit unterschiedlichem Gewicht verwirklichen können. 

4. ~evolutionäre Entwicklungsformen auf dem Weg zum 
Sozialismus 
Z~ei methodologische Grundaussagen sind wohl vom universalhistorischen 

undl nationalgeschichtlichen Bezug her für die Betrachtung revolutionärer 
Prozesse in Asien und Afrika für unsere Epoche vor allem gewichtig - das 
Konzept der nichtkapitalistischen Entwicklung rückständiger Länder und 
Völker zum Sozialismus mit Blick auf den Formationswechsel und das Ver­
ständnis vom Zusammenhang von bürgerlich-demokratischer und sozialisti­
scher Revolution hinsichtlich des Revolutionstyps. Die Klassiker des Marxis­
mus-Leninismus haben zu beiden Fragen originäre Theorie-Grundlagen gelie­
fert. Sie sind darin von der gesellschaftlichen Praxis im Grundsätzlichen be­
stätigt worden, auch wenn der Verlauf der Weltgeschichte im einzelnen Kor­
rekturen angebracht hat. Das Grundsätzliche betrifft die generelle Möglich­
keit einer solchen „abgekürzten" Entwicklung zum Sozialismus, die notwendi­
ge Existenz von Sozialismus bereits in der realen Welt als internationale 
Grundvoraussetzung und die Funktion bestimmter innerer Faktoren bei der 
Durchsetzung dieses Weges, mit denen sich - mit Lenin gesprochen - Völkern 
die Chance auftat, ,,sich nicht ganz gewöhnliche Bedingungen für eine Wei­
terentwicklung der Zivilisation zu erringen".27 In anderer Hinsicht wiederum 
hat u. a. die Art und Weise der Überwindung von Kapitalismus als Weltsy­
stem in Form einer längeren historischen Epoche mit einer Vielfalt von mit­
einander verbundenen Prozessen unterschiedlichen sozialen Charakters Fol­
gen nicht zuletzt für derartige soziale Vertiefung nationaler Befreiung, z.B. 
dergestalt, daß eine solche nicht von Anbeginn und nicht einmal innerhalb 
kurzer Frist zu einer Gesetzmäßigkeit für solche Länder werden kann. Nicht­
kapitalistische Entwicklung als „Alternative, Bluff oder Herrschaftsideologie" 
testen zu wollen, ist sicher ein ungeeignetes Rezept für ernsthaftes wissen­
schaftliches Bemühen, und die dürftige Erkenntnisbilanz weist das auch aus. 28 

27 LW, Band 33, S. 464. 
28 Vgl. Claus Leggewie, Nichtkapitalistischer Entwicklungsweg - Alternative, Bluff oder Herr­

schaftsideologie?, in: Handbuch der Dritten Welt. Hrsg. von Dieter Noblen und Franz Nu­
scheler. Band 1. Unterentwicklung und Entwicklung: Theorien - Strategien - Indikatoren, 
Hamburg 1982, S. 395/96, 403 ff. 



Nationale und soziale Befreiung in Asien und Afrika · .l09 

Im Kriterium Vielfalt treffen beide eingeführten methodologischen Grund­
aussagen unmittelbar aufeinander: Nichtkapitalistische Entwicklung - so lau­
tete seit der Zeit der KI der wissenschaftliche und auch politische Begriff für 
den „abgekürzten Entwicklungsprozeß . . . von allen Ländern vorkapitalisti­
scher Stufe"29 - ist seit dem Auftreten der internationalen Grundvorausset­
zung - und das geschah mit der siegreichen Großen Sozialistischen Oktober­
revolution - in Gestalt verschiedenartiger revolutionärer Entwicklungsformen 
in Gang gekommen oder schon durchgesetzt worden. Einmal geschah dies 
durch Revolutionen, die als Teil einer Revolution proletarisch-sozialistischen 
Typs siegreich gewesen sind - ohne selbst von Anbeginn eine gleiche Qualität 
gehabt zu haben -, wofür in der Geschichte vormalige koloniale Randgebiete 
des zaristischen Rußland im Rahmen des revolutionären Gesamtprozesses in 
Sowjetrußland bzw. der Sowjetunion stehen und für die Gegenwart in gewis­
ser Hinsicht der Süden Vietnams als Teil der Entwicklung der SRV angeführt 
werden kann .. Revolutionen in einigen Ländern Ost- und Südostasiens nach 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges (im Norden Vietnams und Koreas sowie 
in China) wiesen bei aller Unterschiedlichkeit zu zeitgleichen Vorgängen in 
Europa Grundzüge auf, die sie als (nationale) volksdemokratische Prozesse 
erscheinen lassen. Seit Anfang der 60er Jahre begegnen uns in einer bereits 
größeren Zahl afro-asiatischer Länder - begonnen hatte es mit Ägypten, Alge­
rien, Burma, Ghana, Guinea, Kongo, Mali, Tansania - neue Formen revolu­
tionärer gesellschaftlicher Umwälzung, die in der wissenschaftlichen Literatur 
unter Marxisten-Leninisten bald den eigentlich von revolutionären Demokra­
ten Afrikas entlehnten Begriff der nationalen Demokratie als Revolutionstyp 
erhielten. Und schließlich ist seit Mitte der siebziger Jahre - angeführt werden 
meist Äthiopien, Afghanistan, Angola, Mo~mbique, VDR Jemen - etwas ins 
Leben getreten, bei dem eine bestimmte Ähnlichkeit in einigen Grundmerk­
malen eines früheren revolutionären Vorganges in der MVR nicht ausge­
schlossen werden kann, das revolutionstypologisch vermutlich aber weder mit 
der einen noch der anderen der bisher für die letzten vier Jahrzehnte genann­
ten Entwicklungsformen in Richtung Sozialismus gleichzusetzen ist; auch die 
Kennzeichnung als „volksdemokratische Tendenz von nationaldemokrati­
scher Revolution" bleibt nicht mehr als eine terminologische Notlösung. 

Im Interdisziplinären Zentrum für Vergleichende Revolutionsforschung an 
der Karl-Marx-Universität Leipzig angestellte analytische Untersuchungen 
mit einer umfangreichen Anzahl von relevanten Länderstudien zu Geschichte 
und Gegenwart revolutionärer Entwicklungsformen haben für die Vielfalt der 
Konstellation bei Wirkungsfaktoren und Grundmerkmalen gesellschaftlicher 
Prozesse in einzelnen dieser Staaten durchaus nennenswerte Aufschlüsse für 
den Revolutionsvergleich unter Bedingungen von nichtkapitalistischer Ent­
wicklung zum Sozialismus ergeben.30 Arbeitsmethodisch wurden in einer Ver­
bindung das Erfassen von Struktur und Dynamik von Wirkungsfaktoren und 

29 MEW, Band 22, S. 428/29. 
30 Vgl. Leipziger Beiträge zur Revolutionsforschung, Nr. 1. Vergleichende Revolutionsgeschichte 

- Probleme der Theorie und Methode, Leipzig 1982, S. 49 ff. 
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Grundmerkmalen im konkreten Analyse-Fall und das Überführen in den Ver­
gleich nach Gemeinsamkeiten und Unterschieden für einzelne Entwicklungs­
formen praktiziert. 

Natürlich ist Vorsicht vor Schemabildung geboten. Denn die Vielfalt und 
Eigenart der Prozesse, die in einzelnen Ländern auf den verschiedenen gesell­
schaftlichen Gebieten vor sich gehen, sind schwerlich in Gänze zu überschau­
en, gibt sich doch Realität bekanntermaßen immer reicher, als in angenomme­
nen Kategorien erfaßbar ist. Auszugehen ist auch davon, daß Kraft von Wir­
kungsfaktoren und Inhalt von Grundmerkmalen eines einzelnen Prozesses ei­
ner Dynamik unterliegen, die nicht nur sie selbst, sondern zugleich ihr Ge­
wicht für das Verhältnis von Gemeinsamkeiten und Unterschieden von Zeit 
zu Zeit verändern. Schließlich bedeuten Gemeinsamkeiten einerseits, Unter­
schiede andererseits kein Absolutum, sondern nur Priorität des einen oder an­
deren, wo beide in ihrer ganzen Spezifik aber präsent sein können. 

Außerdem gibt es generelle Gemeinsamkeiten solcher Vorgänge, die entwe­
der aus der historischen Gesamtsituation - kolonialer Vergangenheit oder 
neokolonial geprägter Gegenwart - oder aus der Art von Gesellschaftswandel 
- eben auf revolutionäre Weise - herrühren. So treten in allen Fällen nationa­
le und soziale Frage ins Verhältnis, und das in der Weise, daß die Antwort auf 
die anfangs vorrangig gesamtnationale Fragestellung in einer sozialen Vertie­
fung politischer Souveränität, damit in der sozialökonomischen und gesell­
schaftspolitischen Fundierung des Strebens nach ökonomischer Befreiung 
vom!Imperialismus gesucht wird. Ebenso kommt es zu einer Verflechtung von 
poli~scher und sozialer Umwälzung radikaler Natur, und das in einem stän­
dig ~irksamen Wechselverhältnis beider Seiten mit hoher Intensität. 

Vergleichbare Phasen gesellschaftlicher Prozesse bei unterschiedlichen Ty­
pen ~on Revolutionen, wie sie bereits aufgeführt worden sind, zeigen nun Ge­
mein:samkeiten als Priorität am ehesten in der Widerspruchslage, die den revo­
lutio.nären Aufbruch verursacht, für die objektiv erwachsene Aufgabenstel­
lung, bei den tragenden sozialen Triebkräften, mit der Qualität der durchge­
setzten sozialen Hegemonie. Unterschiede fallen mehr auf bei der Ausgangs­
reife. des revolutionären subjektiven Faktors, im gesellschaftspolitischen Cha­
rakter von politischer Führung und Staatsmacht, für die tatsächliche Rolle 
von Massen im revolutionären Prozeß oder nach außen bei den Beziehungen 
zum sozialistischen Weltsystem sowie vor allem in der ökonomischen Seite 
des Verhältnisses zum Imperialismus. 

Eiµ solches Herangehen vermag überdies den Zugang zu einer weiteren 
Theorie-Frage zu öffnen, auf die Lenin fordernd verwies, nämlich „die Form 
des :Übergangs zur proletarischen Revolution oder des Herangehens an sie 
ausfindig zu machen". 31 Die für revolutionäre Entwicklungsformen in Asien 
und : Afrika auch in der wissenschaftlichen Literatur anzutreffende Formel 
von volksdemokratischer oder national demokratischer Revolution als „ Über­
gang zum Sozialismus" kann dem nicht gerecht werden. Denn was für Ent­
wicklungen in DRV, KVDR und VR China noch zugetroffen haben mag, in 

31 LW, Band 31, S. 79. 
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einem relativ einheitlichen revolutionären Prozeß den Übergang zur sozialisti­
schen Revolution vollziehen zu können, ist für revolutionäre Entwicklungs­
formen, die für die Gegenwart als sozialistische Orientierung und/ oder sozia­
listischer Entwicklungsweg/sozialistische Alternative des Entwicklungsweges 
bezeichnet werden, durchaus nicht gegeben. Hier haben wir es mit etwas an­
derem zu tun, was hypothetisch wie folgt zugeordnet werden könnte: Soziali­
stische Orientierung - was, anders ausgedrückt, eine nationaldemokratische 
Revolution beinhaltet - ist ein Versuch des Herankommens von Ländern mit 
rückständigen Gesellschaftsstrukturen an die sozialistische Revolution unter 
den derzeitigen Bedingungen des Epoche-Verlaufes. In diesem Prozeß werden 
offenbar auch bei längerer Dauer die Grenzen demokratischer Revolution 
noch nicht durchbrochen, folglich wird die Übergangsperiode zum Sozialis­
mus nicht begonnen. Daraus ergibt sich auch, daß in den letzten Jahren gera­
de in solchen Ländern (Algerien, Madagaskar, Syrien, Tansania u. a.) ernste 
Hemmnisse für das weitere Voranschreiten bei der revolutionären Art von 
Umgestaltung und sogar für die Beibehaltung der Grundrichtung in der ge­
sellschaftlichen Entwicklung auftreten. Die sozialistische Orientierung des 
politischen Kurses wird zum Gegenstand eines immer heftigeren Klassen­
kampf es im Inneren und nach außen, dessen Ausgang noch nicht gewiß ist. 

Aber selbst Vorgänge in einer Reihe anderer Länder (wie den genannten: 
Äthiopien u. a.) beinhalten nicht einfach „Übergang zum Sozialismus", son­
dern mehr eine überaus ungewöhnliche Verbindung von Herankommen an 
die sozialistische Revolution und Übergang zum Sozialismus. Es treten hierin 
demokratische Revolution als Dominante und erste Elemente sozialistischer 
Revolution in einzelnen Wirkungsfaktoren und Grundmerkmalen schon in 
ein direktes Verhältnis. Unter der Voraussetzung, daß die keimhaft entstande­
ne Qualität gesamtgesellschaftlicher Entwicklung gesichert, gefestigt und or­
ganisch entwickelt werden kann - und nur dann -, entfaltet sich in einem sol­
chen Fall ein einheitlicher revolutionärer Prozeß. Seine Gefährdung in dem 
derzeit noch frühen Stadium ist nirgends auszuschließen, entsteht jedoch we­
niger aus der inneren Widersprüchlichkeit heraus als bei der erstgenannten 
Variante revolutionärer Entwicklung. Eine Garantie für ununterbrochen auf­
steigende Linie ist dabei weder von den internationalen Rahmenbedingungen 
her noch in allen inneren Voraussetzungen bisher gegeben. 

Besonders die von den Klassikern des Marxismus-Leninismus stets heraus­
gestellte universalhistorische Grundvoraussetzung für Auftreten und Erfolg 
jeder wie immer gearteten „abgekürzten" Entwicklung zum Sozialismus er­
weist ihr überragendes Gewicht. Dabei geht es nicht um die primitiv antikom­
munistische Deutung als „Export der Revolution" durch sozialistische Län­
der. lnternationalistische antiimperialistische Bündnisverwirklichung ist kein 
,,Revolutionsersatz", wohl aber notwendiges Element der Beförderung gesell­
schaftlichen Fortschritts, erforderlichenfalls auch in Form militärischen 
Schutzes einer Revolution vor dem imperialistischen Export von Konterrevo­
lution. Worum es im weit umfassenden Sinne geht: Die Erhaltung und erst 
recht eine weitere Verschiebung gesellschaftlicher Entwicklungstendenzen in 
Richtung Sozialismus bei derartigen revolutionären Entwicklungsformen in 
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dieser Zeit bleibt in außerordentlich hohem Maße vom Vorankommen des 
weltrevolutionären Prozesses in seiner Gesamtheit, in sämtlichen seiner Bewe­
gungsteile, in erster Linie vom weiteren Verlauf der Systemauseinanderset­
zung zwischen Sozialismus und Imperialismus, von wachsender Stärke und 
zun~hmender Wirkungskraft der Staaten der sozialistischen Gemeinschaft 
undi heute mehr denn je, von Erfolgen der antiimperialistischen Kräfte bei 
Erhaltung und Sicherung des Weltfriedens, der Abwehr des Hochrüstungs­
und1 Konfrontationskurses der reaktionärsten, aggressivsten Teile des interna­
tionalen Monopolkapitals, insbesondere des USA-Imperialismus, abhängig. 
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1. Grundzüge der Entwicklung von Arbeiterklasse und Arbeiterbewegung in 
Lateinamerika - 2. Veränderungen in der ökonomischen und politischen Lage 
der Arbeiterklasse unter der Dominanz transnationaler Konzeme seit den 50er 
Jahren - 3. Ansätze zu autonomen Gewerkschaftsbewegungen in einigen Lä.ndem 
Lateinamerikas - 4. Probleme intemationaler gewerkschaftlicher Solidarität und 
Kooperation. 

Das Thema, das es hier* zu behandeln gilt, hat durch die reale gesellschaft­
liche Entwicklung in vielen lateinamerikanischen Ländern an Bedeutung ge­
wonnen. Vor allem in den letzten Jahren der vergangenen Dekade - also vor 
dem Beginn der tiefsten Wirtschaftskrise seit 1930 - hat eine Welle von gro­
ßen Streiks städtisch-industrieller Arbeiter in vielen Ländern stattgefunden. 
In manchen Ländern stellten diese Streiks eine völlig neue Qualität dar und 
waren auch mit Veränderungen des politischen Systems des jeweiligen Landes 
verbunden. Stichwortartig sind zu nennen: Brasilien 1978, 1979 und 1980, wo 
es zu großen Streikbewegungen (zeitweise waren über eine Million Arbeiter 
durch sie erfaßt) von seiten der Automobil- und Metallarbeiter von Sao Paulo 
gekommen ist und diese eine große Bedeutung für den gesamten politischen 
Prozeß Brasiliens gewannen; Peru: Generalstreiks 1977, 1978 und 1981 gegen 
die Austeritätspolitik des scheidenden Militärregimes und des neuen zivilen 
Regimes; allgemeine Streiks in neuen Formen in Kolumbien 1977; in fast je­
dem Jahr auch Generalstreiks in Ecuador, wo sich hieraus im Oktober/No­
vember 1982 eine aufstandsähnliche Situation entwickelte; große Arbeits­
kämpfe waren auch in Mexiko in einigen wichtigen Branchen und gesell­
schaftlichen Bereichen zu registrieren. Sogar in den schlimmsten Diktaturen 
von Chile, (bis 1983) Argentinien, (bis 1982) Bolivien und Uruguay hat es un­
ter schwierigen Bedingungen einige große Streiks gegeben. - Die ökonomi­
sche und politische Situation, aus denen heraus diese Bewegungen sich ent­
wicJr-elten, sind ebenso sehr verschieden wie die Qualität und die Perspektive 

* Diesem Aufsatz liegt ein Vortrag des Autors auf einer Tagung der „ökonomischen und sozia­
len Kommission" des Weltgewerkschaftsbundes im April 1984 in Berlin (DDR) zugrunde. 
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der Bewegungen selbst. Aber bei allen Unterschieden läßt sich erkennen, daß 
in den meisten Fällen die Arbeiter in den transnationalen Konzernen (TNK) 
eine:führende bzw. initiierende Rolle spielten oder im Verlaufe von Bewegun­
gen ein überproportionales Gewicht erlangten. 

Das Hauptinteresse der folgenden Ausführungen gilt der Frage, wie diese 
Ereignisse zu erklären sind, vor allem auch vor dem Hintergrund vorherr­
schender Theorien über die Arbeiterklasse in den modernen und dynami­
schen Wirtschaftszweigen, denen zufolge die Arbeiterklasse dieser Bereiche 
als ~xtrem privilegiert, als - objektiv und subjektiv - scharf getrennt von den 
übrigen Teilen der Arbeiterklasse und demzufolge als relativ integriert bzw. 
verbürgerlicht angesehen wird (Arbeiteraristokratie-These). Weiter wird zu 
fragen sein, welche Bedeutung diese Partizipation von Arbeitern aus transna­
tion~len Konzernen bei der Bildung von staatsunabhängigen, autonomen Ge­
wer~chaftsbewegungen und darüber hinaus im Kampf gegen Unterentwick­
lung: und Imperialismus erlangt hat und perspektivisch bekommen kann. Das 
Interesse ist also nicht so sehr auf das Wirken der TNKs im allgemeinen ge­
richtet, sondern auf die Arbeiterbewegung unter den Bedingungen der Domi­
nanz transnationaler Konzerne. Im weiteren sind vor allem vier Punkte zu be­
handeln: 1. Grundzüge der Entwicklung von Arbeiterklasse und Arbeiterbe­
wegung in Lateinamerika, 2. Veränderungen in der ökonomischen und politi­
schen Lage der Arbeiterklasse unter der Dominanz transnationaler Konzerne 
seit den 50er Jahren, 3. Ansätze zu einer neuen Gewerkschaftsopposition in 
dies~n Bereichen am Beispiel Mexikos, Brasiliens und Argentiniens und 4. 
Proöleme der internationalen Solidarität und der internationalen Gewerk­
schaftsstrategie. 

1. Grundzüge der Entwicklung von Arbeiterklasse und 
A/beiterbewegung in Lateinamerika 1 

Bekanntlich entwickelten sich erste Keime der Arbeiterklasse und ihr ent­
sprechende Organisationen mit der verstärkten Einbindung der lateinamerika­
nischen Gesellschaften in den kapitalistischen Weltmarkt im letzten Drittel 
des vorigen Jahrhunderts. Von außen kommende Durchdringung mit kapitali­
stischen Produktionsverhältnissen, die vor allem in den mit dem Export und 
Import verbundenen Wirtschaftsbereichen besonders deutlich wird, führte 
erstmals zu großen Konzentrationen von Arbeitern im Minenbereich, bei der 
Eisenbahn, im Hafensektor. Auch die Drucker und z. T. Textilarbeiter sowie 
manche Arbeiter des Verarbeitungssektors (z.B. Fleischarbeiter in Argenti­
nienj gehören zu den ersten Lohnarbeitern unter tatsächlich industriell-kapi­
talistischen Bedingungen in Lateinamerika. In einigen Ländern war die Her­
ausbildung der Arbeiterklasse stark von der Migration aus Europa bestimmt. 
Nicht zuletzt deshalb waren auch die ideologischen Orientierungen an Euro­
pa recht stark: Der Anarchismus, später der Anarchosyndikalismus spielten 

1 Vgl. hierzu z. B. Hobart A. Spalding jr., Organized Labor in Latin America. Historical Case 
Studies of Workers in Dependent Societies, New York 1977. 
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eine erhebliche Rolle in dieser frühen Phase der lateinamerikanischen Arbei­
terbewegung, später wurden sozialdemokratische und kommunistische Ideen 
wichtiger. 

Schon bald geriet daher die Arbeiterklasse in scharfen Gegensatz zum olig­
archisch-liberalen Staat, der in der Regel Gewerkschaftsbildungen verbot und 
Streiks mit harter Repression entgegentrat. Doch bereits im Ersten Weltkrieg 
und in den 20er Jahren konsolidierte sich die Arbeiterbewegung, nationale 
Gewerkschaftsverbände entstanden, in einigen Ländern sogar auch Arbeiter­
parteien. Infolge der Weltwirtschaftskrise und der durch sie ausgelösten 
Strukturwandlungen kam es auch in der Entwicklung der Arbeiterbewegung 
zu einer wichtigen Zäsur. Mit der durch die wesentliche Schwächung des tra­
ditionellen Export-Import-Systems aufgezwungenen Veränderung des „Akku­
mulationsmodells" in Richtung auf Industrialisierung und Entfaltung eines 
Binnenmarktes wächst die städtische Bevölkerung und damit auch die städ­
tisch-industrielle Arbeiterklasse in den 30er und 40er Jahren rasch an. Die in­
terne Migration wird nun wesentlich wichtiger als die internationale. Auf der 
politischen Bühne wurden häufig die traditionellen Oligarchien zurückge­
drängt zugunsten von Klassenallianzen zwischen einheimischer Bourgeoisie, 
Arbeiterklasse und modernisierungswilligen und nationalistischen Teilen des 
Militärs. In diesen als „populistisch" bezeichneten Bewegungen und Herr­
schaftssystemen spielte die Arbeiterklasse eine mehr oder minder große Rolle. 
Erstmals wurden die Gewerkschaften voll staatlich anerkannt und z. T. von 
der Regierungsspitze aus gefördert, Arbeits- und Sozialrechte wurden dekre­
tiert, Lohnerhöhungen von den Regierungen unterstützt. Sowohl die materiel­
le, die soziale wie z. T. auch politische Lage der Arbeiterklasse verbessert sich 
in dieser Periode erheblich. Allerdings um den Preis der letztendlichen 
Fremdbestimmtheit und Kontrolle durch die populistischen Führer und Re­
gierungen (Vargas in Brasilien, Cardenas in Mexiko, Per/Jn in Argentinien). 
Die Gewerkschaften werden nun häufig zum Teil des staatlichen Herrschafts­
apparats, direkt von oben eingesetzt und manipuliert; zugunsten von antiim­
perialistischen und antioligarchischen Losungen und Orientierungen wird 
häufig auf die Fortsetzung des antikapitalistischen Klassenkampfes verzich­
tet. Kooptation, Kontrolle und Massenmobilisierung von oben waren die ent­
scheidenden Kennzeichen dieser Periode, die bis ca. Mitte der 50er Jahre dau­
erte. 

Mit der Wiederherstellung des kapitalistischen Weltmarktes nach dem 
Weltkrieg gerieten die meisten lateinamerikanischen Länder, die unter natio­
nalistisch-antiimperialistischen Akzenten eine Industrialisierung über Import­
substitution versucht hatten, in Schwierigkeiten. Der Sturz der populistischen 
Regimes ging einher bzw. war gefolgt von der Einleitung einer neuen Etappe 
der ökonomischen Entwicklung. Diese wird als die Phase der „Internationali­
sierung des Binnenmarktes" bzw. als die „Transnationalisierung der Ökono­
mien" Lateinamerikas bezeichnet. Das heißt, die entscheidende Dynamik der 
wirtschaftlichen Entwicklung ging seither vom Zustrom ausländischen Kapi­
tals in der Form transnationaler Unternehmen aus, deren Produktion vorwie­
gend auf die sich entwickelnden Binnenmärkte gerichtet war. Diese Tendenz 
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betraf vor allem Zweige der gehobenen und langlebigen Konsumgüter (Autos, 
Elektrowaren etc.), einige Halbfabrikate, z. T. auch Investitionsgüter. Charak­
teristisch war seither, daß es zu einem zunehmend polarisierten Wachstum 
zwis'chen den einzelnen Sektoren und Zweigen der Ökonomie kam: In den ge­
nannten Zweigen (Automobilindustrie, Elektrogeräte, chemische und phar­
mazeutische Industrie etc.) gab es eine beträchtliche Dynamik mit hohen 
Wachstumsraten, zunehmende Anwendung kapitalintensiver Technologie, ho­
he Konzentration und eine hohe Beteiligung von ausländischem Kapital; in 
den anderen Zweigen: Nahrungsmittelproduktion, Konsumgüter des tägli­
chen Gebrauchs, Leder, Holzwaren etc. überwogen niedrige oder sogar teil­
weise negative Wachstumsraten, arbeitsintensive Technologien, geringe Kon­
zentration und vorwiegend einheimisches Kapital. Für die städtisch-indu­
strielle Arbeiterklasse bedeutete diese neue Periode zunächst einmal die Auf­
kündigung der bislang vorhandenen Klassenallianz, die formelle bzw. De-fac­
to-Rücknahme einiger erreichter sozialer und arbeitsrechtlicher Errungen­
schaften, häufig ging sogar extreme Unterdrückung auf der politischen Ebene 
mit dieser Phase ökonomischer Entwicklung einher. Auch war schon bald ei­
ne Verlangsamung des Wachstums der Arbeiterklasse in den industriellen 
Kernbereichen infolge der Dominanz der transnationalen Unternehmen auf 
dem Binnenmarkt zu bemerken. Gleichzeitig blieben aber für lange Zeit popu­
listische und sozialreformistische Vorstellungen in der Arbeiterbewegung 
wirk~am. Im nächsten Punkt soll diese Phase der „Internationalisierung des 
Binnenmarktes" unter dem Einfluß transnationaler Unternehmen in ihrer wi­
dersprüchlichen Entwicklung und ihren Auswirkungen auf die Arbeiterbewe­
gung etwas genauer untersucht werden. 

2. Verändemngungen in der ökonomischen und politischen 
Lage der Arbeiterklasse unter der Dominanz transilationaler 
Konzerne seit den 50er Jahren 
Über die allgemeinen ökonomischen Auswirkungen der Existenz der 

TNKs, die in der Regel in enger Verbindung mit den lateinamerikanischen 
Regierungen und Staatsapparaten agieren, ist an dieser Stelle nicht viel zu be­
merken. Ober die politische Intervention und das Destabilisierungspotential 
dieser Machtgruppen gegenüber fortschrittlichen Regierungen ist spätestens 
seit dem Chile der „Unidad Popular" viel bekannt geworden. Von den häufig 
- von bürgerlichen Sozialwissenschaftlern - genannten Vorzügen der TNKs 
für die Entwicklungsländer (zusätzliche Kapitalbereitstellung für die Akku­
mulation, Übermittlung von technischem Know-how und Qualifikationen, 
Zahlungsbilanzentlastung, Arbeitsplatzbeschaffung etc.) kann in aller Kürze 
zumipdest gesagt werden, daß diese Momente in ihrem tatsächlichen, positi­
ven Entwicklungsbeitrag in der Regel sehr überschätzt und darüber hinaus -
sofern sie überhaupt auftreten - meistens um den Preis höherer finanzieller, 
technologischer und politischer Abhängigkeit erkauft werden. In vielen Fäl­
len aber erweisen sich diese angeblichen Vorzüge sogar als negative Momente 
für die gesamtgesellschaftliche Entwicklung. Zu erinnern wäre in diesem Zu-
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sammenhang an die Tatsache, daß die TNKs in vielen Fällen keine neuen Ka­
pitalbeiträge in das Land einbringen, sondern sich auf dem nationalen Geld­
und Kreditmarkt versorgen; daran, daß häufig von ihnen keine neuen Pro­
duktivanlagen erstellt werden, sondern ein großer Teil durch Aufkauf vorhan­
dener Einrichtungen sich etabliert; zu erinnern ist auch an die Tatsache, daß 
einer anfänglichen Investition und zeitweise auch einer Reinvestition ein im 
Laufe der Zeit stets wachsender Anteil von Profittransfer gegenübersteht; 
auch daran, daß zwar der Anteil der TNKs an der industriellen Produktion 
rasch gewachsen ist und heute durchschnittlich bei 30 bis 50 Prozent liegt, 
daß aber zur gleichen Zeit der Anteil an der industriellen Beschäftigung, die 
direkt und indirekt mit den TNKs verbunden ist, schon seit etwa zehn Jahren 
bei durchschnittlich 10 bis 20 Prozent stagniert oder jedenfalls sehr viel lang­
samer wächst als der Produktionsanteil der transnationalen Konzerne (was 
nur ein anderer Ausdruck ihres überdurchschnittlichen Produktivitätswach­
stums ist). In mehrerer Hinsicht sind die lateinamerikanischen Ökonomien 
noch krisenanfälliger geworden, und die Ausgangs- und Kampfbedingungen 
für die Arbeiterklasse haben sich infolge der ungleichen Entwicklung noch 
verschlechtert: Die Arbeitslosigkeit ist zumeist gewachsen, die Heterogenität 
der Arbeiterklasse hat sich zweifellos erhöht, die politischen Bedingungen 
sind wesentlich ungünstiger geworden. 

Vor allem an der Vertiefung der Heterogenität der Arbeiterklasse bezüglich 
Lohnhöhe, Qualifikationsniveau, gewerkschaftlicher Organisierung etc. ha­
ben sich viele Thesen bezüglich der Rolle der Arbeiterklasse im Gesellschafts­
prozeß orientiert. Das heißt, daß zu den traditionellen Momenten der struktu­
rellen Schwäche der Arbeiterbewegung noch weitere unter den neuen ökono­
mischen Bedingungen hinzugekommen sind, so daß viele ( auch linke Theore­
tiker) die Arbeiterklasse als politisches Subjekt oder gar revolutionäres Sub­
jekt längst abgeschrieben haben. Es entstanden viele Theorien, wie etwa die 
von B. Goldenberg,2 demzufolge die Klassen in Lateinamerika ohnehin nicht 
existieren, sondern Einzelpersonen und Klientelgruppen das gesellschaftliche 
Geschehen bestimmen; oder die Theorie von 0. Sunkel,3 demzufolge alle 
Klassen und Schichten in einen nationalen und einen internationalisierten 
Teil voneinander scharf getrennt sind und mithin nicht zu gemeinsamen 
Handlungen imstande sind; oder die Theorie von A. Quijano,4 demzufolge die 
Beschäftigten sich in einen dynamischen Pol und in einen marginalen Pol auf­
spalten und voneinander strikt getrennt sind; hierher gehören auch die Be­
merkungen von F. Cardoso5 und D. Senghaas6 u. a., wonach die Arbeiterklas-
2 Boris Goldenberg, Gewerkschaften in Lateinamerika, Hannover 1964. 
3 Osvaldo Sunkel, Transnationale kapitalistische Integration und nationale Desintegration: Der 

Fall Lateinamerika, in: Dieter Senghaas (Hg.), Imperialismus und strukturelle Gewalt. Analy­
sen Ober abhängige Reproduktion, Frankfurt 1972, S. 258-315. 

4 Anibal Quijano, Marginaler Pol der Wirtschaft und marginalisierte Arbeitskraft, in: Dieter 
Senghaas (Hg.), Peripherer Kapitalismus. Analysen Ober Abhängigkeit und Unterentwicklung, 
Frankfurt 1974, S. 298-341. 

5 Fernando Cardoso, Abhängigkeit und Entwicklung in Lateinamerika, in: Senghaas, Peripherer 
Kapitalismus, a.a.O., S. 201-220. 

6 Dieter Senghaas, Weltwirtschaftsordnung und Entwicklungspolitik. Plädoyer für Dissoziation, 
Frankfurt 1977. 
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se aus dem Bereich der transnationalen Unternehmen als „Mittelklasse" zu 
klassifizieren sei. Wenn nicht völlige politische und ökonomische Integration 
großer Teile der Arbeiterklasse in das bestehende System behauptet wird, 
danµ doch zumindest die politische Integration, der eine gewisse Militanz in 
ökoµomischen und Lohnfragen zur Seite steht. Als gesellschaftsverändernde 
wesentliche Kraft jedenfalls wurde die Arbeiterklasse nicht wahrgenommen, 
was 'Sich übrigens auch in der - bis vor kurzem - nur geringen wissenschaftli­
chen Beschäftigung mit ihr in der entsprechenden Literatur niedergeschlagen 
hat .. Dies findet freilich auch z. T. seine Begründung darin, daß in einigen 
Ländern mit der Niederlage der Arbeiterbewegung in der populistischen End­
phase lange eine relative Ruhe an dieser gesellschaftlichen Front herrschte 
(selbstverständlich bei länderspezifischen Ausnahmen). Wie ist es aber zu er­
klären, daß diese Thesen über die Arbeiteraristokratie in Lateinamerika sich 
letztlich - in verschiedener Hinsicht - als falsch erwiesen haben? Insof em 
nämlich, als gerade die Arbeiter aus den transnationalen Unternehmensberei­
chen eine initiierende Rolle gespielt haben, und zweitens insofern, als es 
durchaus zu Vereinigungsprozessen zwischen diesen Abteilungen der Arbei­
terklasse und anderen weniger begünstigten Segmenten der Arbeiterklasse im 
Verlaufe von akuten Kämpfen gekommen ist. Es ist davon auszugehen, daß 
man diese Frage nur beantworten kann, wenn man die spezifische Wider­
sprüchlichkeit der Konsequenzen transnationaler Konzerne auf die Entwick­
lungi der Arbeiterklasse ins Auge faßt. 

i 

Zf!m ersten muß das schnelle absolute Wachstum des Industrieproletariats 
unter der Kontrolle der TNKs genannt werden. Dies ist im allgemeinen Kon­
text des industriellen Wachstums zu sehen. In Mexiko z. B. stieg die Zahl der 
Industriebeschäftigten von 1940 bis 1970 um ca. das Sechsfache (von 600 000 
auf ~,5 Millionen); in Brasilien stieg die Zahl der Industriebeschäftigten al­
lein zwischen 1960 und 1973 um das 2,Sfache, um nun bei ca. 8-9 Millionen 
zu liegen. Dabei erhöhte sich aufgrund des großen Gewichts der Landwirt­
schaft und der Dienstleistungssektoren der Anteil der industriell Beschäftig­
ten weniger dramatisch. Die unter Kontrolle der TNKs stehenden Arbeits­
kräft~ im Industriebereich dürften unter Bedingungen dynamischer Kapital­
akkumulation - vor allem während. der ersten beiden Jahrzehnte ihrer Exi­
steni - nicht nur absolut gewachsen sein, sondern auch in Relation zu den üb­
rigen Beschäftigten des Industriesektors. (Allerdings sind die Unterschiede 
zwischen Argentinien z. B., einem Land mit schwacher Kapitalakkumulation 
einerseits, und Mexiko/Brasilien, Ländern mit dynamischer Kapitalakkumu­
latio~ andererseits, beträchtlich.) 

Zu diesem raschen Wachstum der Industriebeschäftigten bei den transna­
tionalen Konzernen kommt zweitens hinzu, daß die Arbeitskräfte sich hier auf 
einige wenige Branchen konzentrieren, damit auch häufig auf einige wenige 
große Firmen und z. T. auch auf bestimmte Regionen. Die hohe Konzentra­
tion von Arbeitern gerade in Großunternehmen mit über 500 Beschäftigten, 
wie 4ies bei den transnationalen Konzernen die Regel ist, und die örtliche 
Konzentration (z. B. Säo Paulo, Säo Bernardo etc. in Brasilien und die An-
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sammlung transnationaler Unternehmen im Staat von Mexiko7 andererseits) 
bilden die Grundlage dafür, daß paternalistisch-personalistische Momente im 
Arbeits- und Herrschaftsprozeß fast vollständig zurücktreten und die Bezie­
hungen zwischen Kapital und Arbeit auf ihren harten Kern der Ausbeutung 
reduziert sind. 

Zum dritten ist die Qualifikationsstruktur bei den TNKs zu beachten. Be­
züglich der Qualifikationsstufe der Arbeiter der TNKs herrschen häufig fal­
sche Vorstellungen. Der Anteil von qualifizierten Arbeitern bzw. Arbeitskräf­
ten (Facharbeiter, Techniker, Ingenieurpersonal) ist weniger hoch, als häufig 
angenommen wird, wenngleich im Durchschnitt natürlich höher als bei den 
traditionellen Industriezweigen wie Nahrungsmittelverarbeitung, Beklei­
dungsindustrie etc. Der Anteil von Ungelernten und Angelernten schwankt 
auch bei den transnationalen Unternehmen der dynamischen und modernen 
Branchen zwischen ca. 50 und 80 Prozent. Häufig sind die Facharbeiter bei 
den Firmen selbst ausgebildet worden, und die Firma versucht, sie, gewisser­
maßen als „Stammarbeiter", zu halten. Wesentlich ist für das Zustandekom­
men von Streiks oder Oppositionsbewegungen im Betrieb, ob die qualifizier­
ten Arbeiter und die unqualifizierten bzw. angelernten Arbeiter eine gemein­
same Frontstellung aufbauen können. ,,Diese Facharbeiter haben wichtige 
Funktionen für die Arbeiterorganisationen innerhalb der TNKs, weil sie weni­
ger gefährdet sind, arbeitslos zu werden. Ungelernte und angelernte Arbeiter 
dagegen sind ungeschützter, und durch die hohen Fluktuationsraten wird ihre 
Organisierung noch erschwert. Was die Facharbeiter betrifft, so erlauben ih­
nen ihre größere Sicherheit, längere Arbeitsdauer sowie ihre bessere Ausbil­
dung und ihr höherer Lebensstandard eine bessere Organisierung. Gleichzei­
tig kann die Verbindung einer bestimmten Anzahl von Facharbeitern mit ei­
ner Masse von ungelernten und angelernten Beschäftigten jedoch eine explo­
sive Situation hervorrufen. Die Facharbeiter sind sich der Bedürfnisse und 
Probleme der anderen Arbeiter innerhalb der Multis bewußt, und sie wissen 
auch um die Gefahr, isoliert und zu Fall gebracht zu werden, wenn es ihnen 
nicht gelingt, sich mit den anderen Arbeitern zu vereinigen. Damit begründet 
sich das Interesse der Facharbeiter an der Mobilisierung der anderen Beschäf­
tigten. Denn, ist dieses Problem erst einmal gelöst, gibt es genug Mißstände, 
die einer Konfrontation der ungelernten und angelernten Arbeiter mit den 
Unternehmen Auftrieb geben."8 

Viertens: In bezug auf die Lohnstruktur und das Sozialleistungssystem kann 
gesagt werden, daß das durchschnittliche Lohnniveau bei den TNKs höher 
liegt als bei den nationalen Unternehmen, ebenso die freiwilligen betriebli­
chen Sozialleistungen; dies kann auf verschiedene Faktoren zurückgeführt 
werden: Größe des Unternehmens, kapitalintensive Produktion (mit geringem 
Lohnkostenanteil) und voi: allem hohe Produktivität der Betriebe des auslän­
dischen Kapitals. Bei einer Bewertung des generell höhexen Lohnniveaus der 

7 D. h. in jenem Bundesstaat, der sich um die Hauptstadt, den Distrito Federal, der natürlich 
ebenfalls Sitz vieler TNKs ist, herumlegt. 

8 John Humphrey; Auto Workers and the Working Class in Brazil, in: Latin American Perspec­
tives, River Side Califomia, Vol. 6, 1979, No. 4, S. 75. 
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TNKs ist also zugleich die überproportional höhere Produktivität dieser Un­
ternehmensgruppe gegenüber den einheimischen Unternehmern zu beachten, 
was natürlich Hinweise auf den Ausbeutungsgrad der Arbeiter unter Bedin­
gungen transnationaler Konzerne gibt. Wichtig ist, darauf aufmerksam zu ma­
chen, daß (zumindest in der Automobilproduktion Brasiliens und wahrschein­
lich; auch Mexikos) die qualifizierten Arbeiter bei den Multis in ihrem Lohn­
nive,au nicht so sehr über dem Durchschnitt liegen ( d. h. unverhältnismäßig 
im Vergleich zum Produktivitätsvorsprung), dagegen verdienen die unqualifi­
zierten Arbeiter ( deren Anzahl beträchtlich ist) wesentlich mehr als bei den 
einheimischen Unternehmen. 

Allerdings müssen, fünftens, die Arbeitsplatzsicherheit und die Arbeitsbe­
dingungen in eine Bewertung miteinbezogen werden. Auffällig ist, daß gerade 
in d~r Automobilindustrie eine hohe Rotation herrscht; ca. 13 bis 32 Prozent 
alle11 Arbeitskräfte der fünf größten ausländischen Automobilkonzerne Brasi­
liens wurden jährlich ausgewechselt (d. h. entlassen und neu eingestellt). Ne­
ben den verschiedenen Aspekten der „Kostenkontrolle" einer solchen Maß­
nahme (rasche Anpassung der Beschäftigten an die Absatz- und Produktions­
zahlen und Vermeidung höherer Lohnkategorien bei längerer Betriebszugehö­
rigkeit) wird solche hohe Rotation von den Multis auch als „erzieherisch" hin­
gestJllt; natürlich bildet die ständige Furcht vor Entlassung ein ausgezeichne­
tes Disziplinierungsmittel und zugleich auch ein Mittel, die Arbeiter unterein­
ander zu entsolidarisieren. Selbstverständlich ist es auch ein wichtiges Druck­
mittel, um die hohe Arbeitsintensität in den transnationalen Konzernen zu ga­
rantieren. Obwohl die gesetzliche Maximalarbeitszeit z. B. in Brasilien bei 48 
Wochenstunden liegt, ist die reale Wochenarbeitszeit aufgrund von notwendi­
gen Überstunden zur Sicherung des Lebensunterhalts, aber auch auf Wunsch 
der Firmenleitungen, die mehr Arbeitskräfte nicht gern einstellen möchten, 
auf in der Regel 60 Wochenstunden angestiegen. Obwohl die Bandgeschwin­
digkeit ständig zunimmt, gibt es keine entsprechenden Pausen oder gar Ar­
beitszeitverkürzung, ganz zu schweigen von entsprechenden Lohnerhöhun­
gen. t,Löhne, Arbeitsrhythmus, Arbeitszeit, Urlaubsregelung, alles wird vom 
Unternehmen ohne Beteiligung der Arbeitnehmer oder ihrer Organisationen 
bestimmt ... die Unternehmen kümmern sich nicht darum, daß die niedrigen 
Löhn~ überlange Arbeitstage erzwingen, die zu nervöser Anspannung führen 
und so die Hauptursache für die überaus hohe Zahl der Arbeitsunfälle sind. "9 

. 3. Ansätze zu autonomen Gewerkschaftsbewegungen in einigen 
L~ndern Lateinamerikas 
Seit Ende der 60er bzw. Anfang der 70er Jahre sind in vielen Ländern La­

teinamerikas Ansätze zu neuen Strömungen der Gewerkschaftsbewegung ent­
standen. Diese Strömungen erhielten unterschiedliche Namen: autonome Ge­
werkschaften, unabhängige, demokratische Gewerkschaften, Arbeiteropposi­
tion, Tendencia Clasista, authentische Arbeitervertretung etc. Wie auch im-

9 Zit. bei Werner WOrtele, VW do Brasil. ,,Wir sind multinational. Darüber freuen sich Millio-
nen", in: V. Bennholdt-Thomsen u. a. (Hg.), Lateinamerika. Analysen und Berichte 2, Berlin 
(West) 1978, S. 129. 
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mer ihre konkrete Entstehungssituation gewesen sein mag, der Verbreitungs­
grad und der politische Reif estand der einzelnen Richtung zu veranschlagen 
ist, einige gemeinsame Momente weisen diese Strömungen ( die schon als 
„nuevo sindicalismo" apostrophiert werden) auf: a) das Streben nach innerer 
Demokratie und starker Basisorientierung, b) Unabhängigkeit von staatlichen 
Instanzen und c) Verständnis der Gewerkschaften als Kampfinstrument von 
Klasseninteressen. Diese neuen Tendenzen entwickelten sich als Reaktionen 
auf die militärischen Rechtsdiktaturen oder aber auf autoritäre und populisti­
sche Strukturen im Gewerkschaftswesen; verstärkt wurde die Entfaltung der 
neuen Tendenzen durch ökonomische Krisensituationen und durch die De­
fensivstellung der Arbeiterbewegung; wichtig waren auch im politischen Be­
reich Übergangsphasen sogenannter „demokratischer Öffnungen", die es er­
laubten, daß die Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung größere Spielräume 
nutzen konnte (so Mexiko 1971 ff., Brasilien 1977 ff., Peru 1976 ff. und Argen­
tinien 1969 ff.). Diese neuen Bewegungen gehen meistens von den modernen 
und dynamischen Branchen aus (vor allem von der Automobilindustrie und 
der Elektroindustrie) oder auch von staatlichen Sektoren (wie der Eisenbahn, 
dem Telefon- und Kommunikationsbereich, der Elektrizitätsindustrie usw.). 
Dies heißt aber auch zugleich, daß der Bereich der TNK.s ein erhebliches Ter­
rain für diese neuen Ansätze zu einer unabhängigen und demokratischen Ge­
werkschaftsbewegung abgibt. Aus der knappen Skizze der objektiven Lage 
der Arbeiter der TNKs läßt sich erschließen, warum es gerade hier zu dem 
Aufschwung der Gewerkschaftsbewegung gekommen ist: schnelles Wachstum 
und hohe Konzentration der Arbeitskräfte wie auch eine gewisse Qualifika­
tion bzw. bestimmte Verbindung von qualifizierten und nicht qualifizierten 
Arbeitskräften sowie dann auch das Bewußtsein von der volkswirtschaftlich 
großen Bedeutung der Sektoren, in denen gearbeitet wird, was sicherlich auch 
eine erhebliche Rolle spielte. Aber vor allem ist auch die Tatsache zu berück­
sichtigen, daß diese Zweige bereits nach dem Höhepunkt des Populismus ent­
standen sind und somit auch die Kontrolle des Staates bzw. der staatsfixierten 
Gewerkschaftsbürokratie sich von Anfang an nicht so stark auswirken konnte 
wie in anderen industriellen Bereichen. 

Als Beispiel für die im Augenblick wichtigste Vertreterin einer autonomen 
Gewerkschaftsbewegung ist die Bewegung der Metallarbeiter und der Metall­
gewerkschaft von Groß-Säo Paulo bzw. Säo Bemardo do Campo zu nennen, 
wo allein sechs führende Automobil-TNKs 1977 ca. 70 000 Beschäftigte arbei­
ten ließen. Vor dem Hintergrund des Verblassens des sogenannten brasiliani­
schen Wirtschaftswunders, des Verfalls der politischen Legitimation der Mili­
tärdiktatur, eines vor allem von bürgerlichen Kräften geführten Streits über 
wirtschaftspolitische Alternativen und die politische Demokratisierung des 
Landes, gelang es dieser Gewerkschaft 1978 (erstmals seit 14 Jahren) in einem 
Streik, der nach herrschenden Gesetzen illegal war, eine reale Lohnerhöhung 
durchzusetzen und zugleich die De-facto-Anerkennung als Vertreterorgan der 
Arbeiter (mit Kollektivvertrags- und Streikrecht) gegenüber dem Staat und 
den Unternehmern zu erzwingen. Im Unterschied zu früheren, ähnlichen - al­
lerdings weit weniger durchschlagenden - Ereignissen blieb die Metall- und 



122. Dieter Boris 

Automobilarbeiterbewegung von 1978 und den folgenden Jahren keineswegs 
isoliert, sondern griff bald auf weitere Gebiete und Branchen Brasiliens über. 
,,Der Streik der Metallarbeiter vom März 1979 hat zudem ansatzweise die Iso­
lierq.ng und Fragmentierung der Gewerkschaften durchbrochen und verschie­
dene ,intergewerkschaftliche' Vereinigungen - oder besser: Beistandspakte -
entstehen lassen. Den Arbeitern brachten die Streiks neben den Lohnerhö­
hungen vor allem ein neues Selbstbewußtsein und gestärktes Selbstvertrauen 
- angesichts der zuvor beobachtbaren Apathie und gewerkschaftlichen In­
differenz sicherlich eine der wichtigsten gesellschaftlichen Veränderungen der 
letzten Jahre. "10 Die beiden zentralen Forderungen der Automobilarbeiter 
von r Säo Bemardo nach Stopp des beständigen Reallohnverlustes (bei gleich­
zeitigem Produktivitätsanstieg), Angleichung des Minimallohns an die Infla­
tionsrate und nach Anerkennung der autonomen Rolle der Gewerkschaften 
sind die allgemeinen Forderungen, die alle Arbeiter Brasiliens stark betrafen; 
infolgedessen ist es verständlich, daß die in manchen Aspekten bessergestell­
ten Arbeiter dieser Bereiche nicht als Arbeiteraristokratie ( d. h. abgehoben 
und1 isoliert), sondern eher als Arbeitervorhut, als Arbeiteravantgarde gewirkt 
haben, da sie aufgrund ihrer relativ hohen Homogenität, ihrer Konzentration 
in wenigen Betrieben und in einer Region sowie wegen der großen strategi­
schen Bedeutung ihres Produktionszweiges am besten dazu in der Lage wa­
ren. Es ist nicht zufällig, daß andere Arbeiterfraktionen, für die ähnliche Vor­
aussetzungen gelten, ebenfalls eine bedeutende Rolle im Kampf um die „au­
thentische Gewerkschaftsbewegung" gespielt haben: so die Metallgewerk­
schaft von Santos, die Metallgewerkschaft von Joäo Monlevade (Minas Ge­
rais ), die Gewerkschaft der Erdölarbeiter in Paolinia/Campinas sowie die Ge­
werkschaft der Bankangestellten von Porto Alegre. Es kann kein Zweifel dar­
an bestehen, daß diese Bewegung in der gegenwärtigen Periode der demokra­
tischen Öffnung (selbst bei ständigen Rückschlägen dieses Prozesses) eine er­
hebliche Rolle gespielt hat und auch noch trotz mannigfacher Schwächen 
spielen wird. 

Jenseits der gemeinsam anerkannten Maximen der Basisorientierung, der 
Staatsunabhängigkeit und der kämpferischen Interessenvertretung läßt sich 
ein recht breites Spektrum programmatischer Schwerpunktsetzungen und po­
litischer Orientierungen innerhalb dieses „novo sindicalismo" erkennen: von 
einem kämpferischen Pragmatismus mit unpolitischer Gewerkschaftsorientie­
rung nach dem Muster des US-amerikanischen „business unionism" bis hin 
zu bewußt sozialistisch-kommunistischen Positionen. Außer gewerkschaftspo­
litischen Zielsetzungen, die auf Unabhängigkeit und innergewerkschaftliche 
Demokratisierung hinzielen, entwickelten sie natürlich auch lohn- und sozial­
politische Programmpunkte (teils umstritten ist die Rolle des sogenannten 
„asistencialismo", worunter allgemeine Dienstleistungen der Gewerkschaften 
verstanden werden) und wirtschaftspolitische Forderungen (Agrarreform, 

10 Werner WOrtele, Auf dem Weg zu einer "Authentischen" Gewerkschaftsbewegung in Brasi­
lien. Grenzen und Chancen der Entwicklung starker, unabhängiger und repräsentativer Ge­
werkschaften im peripheren Kapitalismus, Heidelberg 1982, S. 546. 
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Kontrolle transnationaler Konzerne etc.) sowie allgemeine politische Vorstel­
lungen von Demokratie und Sozialstaat. Die politische Orientierung der Be­
wegung scheint auch noch nach der Gründung der Partido dos Trabalhadores 
(PT), die im Januar 1979 auf dem Kongreß der Metallarbeiter des Bundesstaa­
tes von Säo Paulo erfolgte, noch relativ diffus zu sein.11 In der Ablehnung 
oder Relativierung der Unterscheidung zwischen nationalen und transnatio­
nalen Kapitalen wie auch in der Vernachlässigung der Frage der Bündnispoli­
tik scheinen noch ultralinke Töne mitzuschwingen, ohne daß behauptet wer­
den kann, daß diese sich bereits schon voll als dominant durchgesetzt hät­
ten.12 

Über die Weiterentwicklung der „authentischen Gewerkschaftsbewegung" 
in Brasilien während der letzten drei Jahre (1981-1984), in die die schwerste 
Wirtschaftskrise des Landes seit 50 Jahren fiel, existieren bislang - soweit zu 
sehen ist - nur wenige und widerspruchsvolle Analysen bzw. Berichte. Zum 
einen hat sich offenbar - trotz des relativ schlechten Abschneidens der PT bei 
den Wahlen 1982 - der politische Einfluß der authentischen Gewerkschafts­
aktivisten konsolidiert und partiell ausgeweitet - wie z. B. bei den gewaltigen 
Mobilisierungen zugunsten der direkten Präsidentschaftswahlen (April/Mai 
1984) deutlich wurde. Dies gilt freilich für die fortgeschrittensten Landesteile, 
nicht für die zurückgebliebenen Regionen und das Land. Doch wurden von 
den etwa 4100 Ortsgewerkschaften, die es um 1983 in Brasilien insgesamt gab, 
immerhin ca. 1000 von den „authenticos" kontrolliert. Andererseits hat die 
tiefe Wirtschaftskrise die Kampfkraft auch der klassenbewußten Gewerk­
schaften geschwächt, da gerade in vielen von den TNKs beherrschten Bran­
chen die Produktionsrückgänge und die entsprechenden Entlassungen beson­
ders groß waren. VW do Brasil beispielsweise hatte bis 1983/84 seinen Be­
schäftigtenstand gegenüber 1980 fast halbiert; ähnliches gilt von vielen ande­
ren TNKs. Zu der ökonomisch-sozialen Schwächeposition der Gewerkschaf­
ten tritt nach wie vor die Bereitschaft des Staatsapparats zu selektiver Repres­
sion der Gewerkschaftsbewegung - da, wo es ihm als besonders notwendig er­
scheint. R. Doleschal beschrieb kürzlich die bisherige ambivalente Bilanz der 
„authentischen" Gewerkschaftsbewegung folgendermaßen: ,,Als Vertreter der 
noch ,privilegierten' Arbeitsplatzbesitzer stehen die neuen Gewerkschaften 
vor der schwierigen Aufgabe, zwischen Massenelend, ökonomischer Paralyse, 
ungebrochener Militärherrschaft und Gewerkschaftskorporatismus einen 
Weg zu finden, der das gegenwärtige Kräfteverhältnis zugunsten der Massen 
fundamental verschieben könnte. In den großen Streikbewegungen von 1978 
bis 1980 hat sich zwar gezeigt, daß die oppositionellen Gewerkschaften in der 

11 Vgl. hierzu Federico Füllgraf, Pf e nossa! Die Partei der Arbeiter in Brasilien, in: Lateiname­
rika. Analysen und Berichte S, Berlin (West) 1981, S. 148 ff. 

12 "FOr die heutigen ,authenticos' ist die nationale Herkunft der Unternehmer zweitrangig, für 
sie zählt in erster Linie das konkrete Verhalten dieser Unternehmer. Und hier stellen sie fest, 
daß sich nationale Kapitaleigner oftmals noch gewerkschafts- und arbeiterf eindlicher als die 
multinationalen gebärden. Die Position der ,authenticos' laßt sich somit als weniger nationali­
stisch, aber tendenziell dezidierter antikapitalistisch bezeichnen als die der linken Gewerk­
schafter von früher" (WOrtele, Auf dem Weg ... , a.a.O., S. 509). 
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Lage sind, die Arbeiterschaft zu mobilisieren; aber es ist fraglich, ob die Mo­
bilisierungsbereitschaft der Arbeiter auf Dauer aufrechtzuerhalten ist. Noch 
sind die Organisationsstrukturen zu instabil, als daß sie staatlichen Angriffen 
standhalten könnten. Bezeichnend dafür waren z. B. auch die Interventionen 
und : Suspendierungen von fünf oppositionellen Gewerkschaftsdirektorien im 
Jun( 1983, als einige Gewerkschaften der Petroleumarbeiter zu Streiks für hö­
here Löhne aufriefen, die auch auf einige andere Gewerkschaften in und um 
Säo Paulo ... übergriffen. Keine der Forderungen konnte jedoch durchgesetzt 
werden. " 13 

Auch in Mexiko ist es zu Beginn der siebziger Jahre zu neuen Formen ge­
werkschaftlicher Interessenvertretung gekommen.14 Ähnlich wie im Falle Bra­
siliehs bildeten Krisenzeichen der Wirtschaft nach einem langen, fast drei 
Jahrzehnte währenden kräftigen kapitalistischen Wachstumsprozeß ebenso 
den allgemeinen Hintergrund wie die Verknöcherung eines fast 60 Jahre alten 
politischen Herrschaftssystems. Stärker als in Brasilien richtete sich der Stoß 
vor allem gegen die korrupte Gewerkschaftsbürokratie und nicht so sehr ge­
gen /die kapitalistischen Unternehmen und den Staat. Ebenfalls im Unter­
schied zu Brasilien nahm die „insurgencia obrera" ( = Arbeiteraufstand, Ar­
beiteropposition, wie es in Mexiko hieß) ihren Ausgang von den staatlichen 
Elektrizitätsarbeitern 1971 ff. (frühe, blutig unterdrückte Vorläufer waren die 
Eisenbahnarbeiter 1958/ 59), setzte sich dann fort bei den Telefon- und Kom­
muqikationsarbeitem, in der Nuklearindustrie sowie bei den Universitätsan­
gehqrigen. Erst in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre waren auch stärker 
privatwirtschaftliche Bereiche, hier vor allem solche unter der Kontrolle 
transnationaler Konzerne, in die Kämpfe um Gewerkschaftsautonomie und 
innergewerkschaftliche Demokratisierung einbezogen. Auch im Falle von Me­
xiko spielte die Automobilindustrie, die zu einem ähnlich hohen Prozentsatz 
wie in Brasilien sich in ausländischer Hand befindet, eine besondere Rolle in 
der Entfaltung der autonomen Gewerkschaftsbewegung. Von den Gewerk­
schaftsmitgliedern der Automobilindustrie ( ca. 90prozentiger Organisations­
grad) sind fast die Hälfte außerhalb der offiziellen Gewerkschaftsorganisatio­
nen (Congreso del Trabajo bzw. CTM) organisiert. Allerdings hat sich gerade 
bei einigen unabhängigen Gewerkschaften eine neue Variante gewerkschaftli­
cher Orientierung entwickelt, die UOI (Unidad Obrera lndependiente), die 
sich :explizit als unpolitisch und nicht auf die Solidarität der Gesamtklasse ab­
zielend versteht. Wegen dieser Ausrichtung und zeitweiliger stillschweigender 
Obereinkommen mit Regierung und Unternehmen (z. B. bei Massenentlas­
sungen in einzelnen Werken) hat man sie als „neocharristisch" qualifiziert (als 
,,Charro"-Gewerkschaften werden in Mexiko die offiziellen, in das Herr­
schaftssystem der PRI integrierten Gewerkschaften bezeichnet).15 Insgesamt 

13 Reinhard Doleschal, Neue Gewerkschaften in Brasilien - eine Hoffnung?, in: Prokla, Nr. 55 
(Juni) 1984, s. 131-145. 

14 Vgl. Dieter Boris, Strukturen und Tendenzen der Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung in 
Mexiko, in: Berichte zur Entwicklung in Spanien, Portugal und Lateinamerika, 3. Jg., Nr. 19, 
1978, s. 44 ff. 

15 Vgl. Javier Aguilar Garcia, La politica sindical en Mexico: industria del automovil, Mexico, 
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stellen derartige Deformationen innerhalb der unabhängigen und demokra­
tischen Gewerkschaftsbewegung eher die Ausnahme dar, da der Prozeß der 
Unabhängigmachung von dem offiziellen Dachverband CTM bzw. der Qua­
si-Staatspartei PRI in der Regel eine hohe Mobilisierung der Mitglieder er­
fordert und diese wiederum auch einen gewissen Indikator für Bewußtseins­
entwicklung und Sensibilität für demokratische gewerkschaftliche Binnen­
strukturen abgibt. Trotz zahlreicher Schwierigkeiten hat diese neue Strö­
mung Bestand gehabt und sich nicht - wie analoge frühere Versuche - inte­
grieren oder korrumpieren lassen. Der Einfluß der unabhängigen Gewerk­
schaften erstreckt sich auf ca. 10 bis 15 Prozent der Gewerkschaftsmitglie­
der. Da es sich aber bei diesen häufig um Sektoren handelt, in denen die 
Arbeiter überdurchschnittlich hohe Qualifikationen haben bzw. die Artiku­
lationsmöglichkeiten aufgrund der strategischen Bedeutung des Arbeitsfel­
des relativ hoch sind, ist ihr Gewicht zweifellos größer, als diese Quote an­
zeigt. Ebenso wie in Brasilien gingen in Mexiko von diesen neuen Gewerk­
schaftsgruppierungen Vereinigungsprozesse zwischen Arbeiterfraktionen mit 
recht unterschiedlichem Status - vor allem in akuten Kampfsituationen -
aus.16 

Alles in allem läßt sich die These vertreten, daß dank der autonomen Ge­
werkschaftsbewegung seit den siebziger Jahren wichtige Veränderungen in 
der gewerkschaftlichen Interessenvertretung auf Betriebsebene - in Richtung 
auf stärkere Demokratisierung - eingetreten sind; dies gilt - aus ähnlichen 
Gründen wie im Falle Brasiliens - vor allem für die Großbetriebe, daher bei 
einer Reihe von TNKs, aber stärker noch als in Brasilien bei vielen staatlichen 
Produktions- und Tätigkeitsbereichen (z. B. Stahlindustrie oder Universitä­
ten).17 

So wenig klar die ideologische und politische Perspektive der unabhängi­
gen Gewerkschaften in Mexiko ist und so schwierig ihre Handlungsbedingun­
gen gerade jetzt in der tiefgehenden Krise der Wirtschaft des Landes (seit 
1982) sind, es ist nicht zu übersehen, daß allein die Existenz und die beispiel­
gebende Wirkung autonomer und militanter Gewerkschaftsströmungen nicht 
ohne Konsequenzen auch für die Ausrichtung und die programmatischen Orien­
tierungen der traditionell-offiziellen Gewerkschaften geblieben ist. ,,So erar­
beitete 1978 der ,Congres du Travail', der seit seiner Gründung im Jahre 1966 
nicht mehr zusammengetreten war, ein ökonomisches Reformprogramm, in 
dem die wichtigsten ökonomischen Forderungen der ,insurgencia' aufgenom­
men wurden. Gegenwärtig scheint es die Gewerkschaftsbürokratie in den Be­
trieben wie im nationalen Maßstab (mit einigen Ausnahmen) gelernt zu ha­
ben, mit den ,dissidenten' Strömungen zu koexistieren - zumal die Krise, die 

D. F. 1982, S. 70ff. So ist es nicht verwunderlich, daß z. B. die Arbeiter von VW de Mexico 
kürzlich sogar in den Streik traten, um sich der Wahlmanipulation der UOI zu entledigen und 
aus dieser Gewerkschaftsföderation wieder auszutreten. 

16 Vgl. James D. Cockroft, Mexico. Class Formation, Capital Accumulation, and the State, New 
York 1983, S. 226. 

17 Vgl. Ilän Bizberg, Las perspectivas de la oposici6n sindical en Mexico, in: Foro Intemacional, 
Vol. XXIII, Num. 4, 1983, S. 349 ff. 
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Mexiko gegenwärtig durchmacht, und die Politik des neuen Präsidenten Mi­
guel de La Madrid, die dieser Krise paroli bieten soll, das Ende der bedin­
gungslosen Allianz zwischen der offiziellen Gewerkschaftsbewegung und dem 
Regime zu signalisieren scheinen. "18 

Die größten Mobilisierungserfolge erzielte die "Tendencia Democratica" 
der Gewerkschaften um die Mitte der 70er und zu Beginn der 80er Jahre. Es 
gelap.g ihr zeitweise, allgemeine gesellschaftliche Unzufriedenheit weit über 
ihre•eigenen Reihen hinaus zu kanalisieren. Ohne dieses Faktum, das nur eine 
Ausdrucksform für generelle Krisenerscheinungen des mexikanischen institu­
tion~llen Systems war, wären gewiß auch die politischen Reformen von 1978, 
die u. a. den linken Parteien größere Artikulationsmöglichkeiten einräumen 
(z. B. völlige Legalisierung der damaligen Kommunistischen Partei Mexikos), 
kaum denkbar gewesen.19 Die· zahlreichen Versuche der Vereinigung der un­
abhängigen Gewerkschaften zu einem Dachverband bzw. die Bestrebungen 
zur Bildung von Industriezweiggewerkschaften dort, wo es möglich wäre 
(z.B. Automobilindustrie), sind bislang nicht erfolgreich gewesen. Mit Einset­
zen der tiefen Krise im Jahre 1982 und der darautbin eingeleiteten rigiden 
Austeritätspolitik des neuen Präsidenten, Miguel de La Madrid, sind die Ge­
werkschaften insgesamt stärker in die Defensive geraten. Auch den unabhän­
gigen, demokratischen Strömungen gelang es bisher nicht, massenwirksame 
Signale des Widerstands zu setzen. 

In Argentinien stellt sich die Situation wiederum anders dar als in Brasilien 
und i Mexiko. Hier waren diejenigen minoritären Gewerkschaften und Ge­
werkschaftsverbände, die sich als „unabhängig" bezeichneten, die anti- bzw. 
nichtperonistischen Gewerkschaften, die zugleich aber auch die - in der Regel 
- weniger militanten und systemkonformeren waren. Eine mit den obenge­
nanqten Fällen vergleichbare gewerkschaftliche Autonomiebewegung in Ar­
gentinien mußte also nicht nur gegen die staatlichen Integrations- und Diszi­
plinierungsmethoden gerichtet sein, sondern auch gegen die peronistische Ge­
wer~schaftsbürokratie, die aber - im Unterschied zu Brasilien und Mexiko -
ein größeres Eigengewicht gegenüber dem Staatsapparat hatte und hat und 
höhere Popularitä.t genoß, da sie in beträchtlichem Maße ein gewisses antika­
pitalistisches oder zumindest Anti-Establishment-Image besaß. - Ansätze zu 
einet autonomen und militant-klassenbewußten Gewerkschaftsströmung ent­
standen während der Diktaturphase von Ongania Ende der 60er Jahre, als die 
kolfaborationistische Linie nichtperonistischer wie peronistischer Gewerk­
schaftsteile sich relativ deutlich abzeichnete. In Konsequenz der Auseinander­
setzungen zwischen dieser Linie und jenen gewerkschaftlichen Kräften, die 
die Diktatur scharf bekämpfen wollten, kam es im März 1968 auf dem Natio­
nalk<;>ngreß der CGT zu einer Spaltung. Mit dieser deuteten sich bereits Ten­
denzen an der gewerkschaftlichen Basis an, die mit dem „Cordobazo" vom 
Mai 1969 zum offenen Ausbruch kommen und bei der Regenerierung und 

18 Mllrie-France Prevöt-Schapira, L'evolution de l'organisation syndicale Mexicaine, in: Proble-
mes d'Amerique Latine, Nr. 69, 1983, S. 100. 

19 Vgl. zu diesem Zusammenhang z.B. Pablo Gonzalez Casanova, EI estado y los partidos politi­
cos en Mexico, Mexico, D.F. 1983 (3. Aufl.), S. 28ff. und 83ff. 
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Verbreiterung gewerkschaftlicher Militanz bis 1973 eine wesentliche Rolle 
spielen sollten. In den mit dem Begriff „Cordobazo" verbundenen Kämpfen, 
die damals sogleich, aber vor allem auch in den Jahren 1970-72, auf wichtige 
Provinzen und Städte des Landesinneren übergriffen (C6rdoba, Rosario, San­
ta Fe, Tucuman, Mendoza), zeigte sich deutlich, daß in großen Teilen der ar­
gentinischen Arbeiterklasse die Ablehnung des eindeutig promonopolisti­
schen und proimperialistischen Militärregimes und einer kollaborationsberei­
ten, passiven Gewerkschaftsführung viel weiter ging, als es sich in den Spal­
tungen niedergeschlagen hatte. Neben der Militanz dieser Ausbrüche, ihrer 
Spontaneität ( die auch die zum Teil linken Gewerkschaften und politischen 
Gruppierungen überrascht hatte), den verstärkten Auseinandersetzungen zwi­
schen Gewerkschaftsführungen und Basis war vor allem kennzeichnend, daß 
auch Teile der Arbeiterklasse, die nach Einkommenshöhe und Produktions­
zweig gewöhnlich zur „Arbeiteraristokratie" gerechnet werden, eine führende 
Rolle spielten (Automobil-, Erdölraffinerie-, Metallarbeiter). Daß diese 
Kämpfe gerade in den inneren Provinzen geführt wurden und sich dort - un­
ter beträchtlicher Beteiligung radikalisierter kleinbürgerlicher und sogar bür­
gerlicher Schichten - mit größter Heftigkeit ausdrückten, ist auf spezielle Ur­
sachen zurückzuführen. Nach dem stürmischen Wachstum der Automobil­
und Metallindustrie in den 50er und zu Beginn der 60er Jahre begann z.B. in 
C6rdoba, aber auch in anderen Provinzen, die - häufig - ,,mono-industrielle" 
Entwicklung zu stocken, die regionalen Ungleichgewichte verstärkten sich, 
die Arbeitslosenquote war dort regelmäßig höher als in Buenos Aires. Zum 
anderen war das soziale „Gegenüber" - die Kapitalistenklasse - nicht einhei­
mischer Natur, also in gewisser Hinsicht mit den allgemeinen ökonomischen 
Bedürfnissen der Provinzen nicht verbunden, sondern kam häufig aus dem 
Ausland oder aus der Hauptstadt Buenos Aires. Hinzu kommt, daß die Bevor­
mundung und Gängelung durch die politische Zentralgewalt wie auch durch 
die zentralen Gewerkschaftsführungen in der Provinz sich am deutlichsten 
fühlbar machten und die Diskrepanz zwischen sich verschlechternder ökono­
misch-sozialer Lage und der relativen Untätigkeit der Gewerkschaften gegen­
über dem Ongania-Regime noch bitterer empfunden wurde. 

In den seither geführten Auseinandersetzungen und Generalstreiks spielte 
die bald wiedervereinigte und remobilisierte peronistische CGT eine gewisse 
Rolle, ohne sich aber grundsätzlich zu verändern. Wichtig für die Phase bis 
zur Wahl Camporas (1973) und der Rückkehr des Peronismus an die Macht 
war aber, daß in diesen Kämpfen die rechtsperonistische Bürokratie im ge­
werkschaftlichen Zentralverband und den größten Föderationen und Einzel­
gewerkschaften weiter fest im Sattel blieb, obwohl sie an der Auslösung und 
Führung dieser sozialen Auseinandersetzungen nur einen geringen Anteil hat­
te und weiterhin eher reaktiv handelte. Die linken gewerkschaftlichen Strö­
mungen (Reste der CGT A, Basis-Peronisten, klassenkämpferische Betriebsge­
werkschaften [,sindicatos clasistas'], wie z. B. in C6rdoba: die Automobilarbei­
tergewerkschaften SITRAC/SITRAM) konnten zwar viele Anstöße geben, ad 
hoc zu breiten Mobilisierungen beitragen, waren aber nicht imstande, sich or­
ganisatorisch (vor allem überlokal und überregional) zu konsolidieren und 



128 Dieter Boris 

ideologisch weiterzuentwickeln. Ein Treffen der genannten Strömungen, ein­
schließlich der kommunistisch beeinflußten Gewerkschaften des MUCS, vom 
Mai 1971 (Kongreß der „Gremios Combativos") blieb weitgehend folgenlos. 
Ein Teil der linken Gewerkschafter zeigte große Sympathien für die Guerilla 
und befürwortete - auch in dieser Phase der Lockerung der Repression und 
der•allmählichen Rückkehr zu bürgerlich-demokratischen Verhältnissen - die 
un,ergrundarbeit. 20 

Während der turbulenten Jahre des „zweiten Peronismus" (1973 bis 1976) 
kommt es zunächst zu einem Aufschwung gewerkschaftlicher Kämpfe, aber 
die autonomen Strömungen können sich gerade unter der peronistischen Re­
gierungsführung nicht behaupten. Kämpfe gegen die Gewerkschaftsbürokra­
tie und gegen die Repression (Entlassung, Verhaftung) unliebsamer Arbeiter 
oder Vertrauensleute werden von der Regierung bzw. der Gewerkschaftszen­
tral~ am härtesten sanktioniert. Der Versuch, diese entschieden oppositionel­
len !Einzelgewerkschaften (zumeist auf Betriebs-, Lokal- oder Regionalebene) 
national zusammenzufassen und zu koordinieren (,,Nationale Koordination 
des 'Gewerkschaftskampf es") wird - ähnlich wie 1969 die CGTA - durch Poli­
zeieinsatz und Verhaftung der wichtigsten Gewerkschaftsführer im September 
197 4 vereitelt. 

Während der Militärdiktatur von 1976 bis 1983 waren bekanntlich - neben 
der :Guerilla und den Montoneros (linksperonistische - zumeist von Jugendli­
cheµ getragene - Bewegung) - Arbeiter und Gewerkschafter die Hauptziel­
scheiben der extremen Repression der Militärs. Die vor allem für große Teile 
der · Industrie katastrophalen Auswirkungen der Wirtschaftspolitik der Junta 
führten zu erheblichen Dezimierungen der städtisch-industriellen Arbeiter­
klasse,21 gerade auch in Sektoren (wie der Automobilindustrie), die durch die 
Militanz der dortigen Gewerkschaften bekannt waren. Es ist erstaunlich, daß 
ang~sichts dieser Rahmenbedingungen die Betriebskonflikte schon 1978/79 
wieöer deutlich zunahmen; es kam zu wichtigen Streikbewegungen (z. B. der 
Hafen- und Eisenbahnarbeiter), durch die bestimmte Dekrete der Militärjunta 
unterlaufen wurden.22 Wegen des dezentralen, halb geheimen Charakters der 
Arbeiteraktionen und der zweifellos gewachsenen Rolle der Betriebskommis­
sionen und betrieblichen Streikkomitees während der Diktaturperiode läßt es 
sich gegenwärtig noch schwer absehen, welche Konsequenzen dies für die ge­
sa~te Gewerkschaftsbewegung und ihre Organisationen haben wird. Was die 
gewerkschaftlichen Führungen und Föderationen angeht, so zeichnete sich 

20 Vgl. Dieter Boris/Peter Hiedl, Argentinien. Geschichte und politische Gegenwart, Köln 1978, 
s. 148ff. 

21 Der Rückgang der lndustriebeschäftigten in der Zeit der Militärherrschaft wird auf ca. 25 Pro­
zent veranschlagt! Vgl. hierzu z.B. Dieter Boris, Wirtschaftsentwicklung und Wirtschaftspoli­
tik unter der Militärdiktatur von 1976 bis 1983. Vorläufige Thesen. Beitrag zum Workshop der 
Friedrich-Ebert-Stiftung: ,,Der Fall Argentinien: aus der monetaristischen in die demokra­
tische Krise?", Bonn, 14. März 1984 (unveröff. Manuskript). 

22 Vgl. hierzu Jutta Bomer, Zur neueren Entwicklung der argentinischen Gewerkschaftsbewe­
gung, in: Gewerkschaftliche Monatshefte, Nr. 9, 1982, S. 541-550, und die Beiträge von F. De­
lieh und L. Bieber, in: Peter Waldmann/Emesto Garz6n Valdes (Hg.), EI poder militar en la 
Argentina (1976-1981), Frankfurt 1982. 
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unter der Diktatur - wie schon in früheren ähnlichen Situationen - eine Spal­
tung zwischen einem koliaborationsbereiten und einem antikollaborationisti­
schen Flügel ab; insgesamt aber scheinen die Gewerkschaftsspitzen - wie 
auch die allgemeinen Wahlen vom Oktober 1983 in einigen Fällen deutlich 
signalisierten - an Prestige eingebüßt zu haben. 23 

4. Probleme internationaler gewerkschaftlicher Solidarität 
und Kooperation 
Am Schluß wenigstens noch eine knappe Bemerkung zur internationalen 

gewerkschaftlichen Solidarität. Bekanntlich ist die übernationale Solidarität 
der Organisationen von Arbeitnehmerinteressen schon schwer innerhalb Eu­
ropas durchzusetzen; um so schwieriger ist sie zu praktizieren in bezug auf 
Länder der Dritten Welt. Fragt man nach dem Stellenwert der internationalen 
gewerkschaftlichen Solidarität beim Prozeß der gewerkschaftlich~n Organisie­
rung in TNKs in Lateinamerika und insbesondere nach der Rolle beim Auf­
bau autonomer, kämpferischer Gewerkschaften, so wird man zumindest je 
nach Typ internationaler Gewerkschaftsorganisation und auch Periode zu un­
terscheiden haben. Daß die US-amerikanischen Dachverbände AFL/CIO 
und ihr operatives Instrument für Lateinamerika, das „American Institute for 
Free Labor Development" (AIFLD), und die von ihr stark dominierte Regio­
nalorganisation des IBFG für Lateinamerika, die ORIT, in erster Linie als 
Ausführungsorgan US-amerikanischer Außenpolitik wirkten und sich als ver­
längerter Arm ihrer Heimatkonzerne in Lateinamerika verstanden und verste­
hen und somit in der Regel die reaktionärsten und gewerkschaftsf eindlichsten 
Regimes unterstützen - bedarf kaum eines weiteren Beweises. 24 

Bei anderen, eher sozialdemokratisch orientierten internationalen Gewerk­
schaftsverbänden - wie z.B. dem 1MB - ist die Situation ambivalent. Auf der 
einen Seite hat er gewisse Solidaritätsarbeit auch in bezug auf Tochtergesell­
schaften von TNKs aus Europa und Nordamerika und ihre Belegschaft in La­
teinamerika verschiedentlich geleistet und hebt sich auch in seinen generellen 
politischen Stellungnahmen (etwa zu reaktionären Militärregimes, zu US-In­
terventionen, bezüglich gewerkschaftlicher Grundrechte etc.) von den US­
Zentralen ziemlich deutlich ab. Auf der anderen Seite stellte sich die Praxis 
solidarischer Zusammenarbeit zwischen Arbeitervertretern von TNKs aus Eu­
ropa und Lateinamerika als relativ schwach und wenig kontinuierlich dar. Als 
ein Beispiel etwa mag die Tatsache von Interesse sein, daß über zwanzig Jahre 
hinweg, von 1956 bis 1976, keine direkten Kontakte zwischen dem Gesamtbe­
triebsrat der Volkswagenwerke AG und den Kollegen der größten VW-Toch-

23 Vgl. hierzu Ricardo Sidicaro, Kontinuität und Wandel im argentinischen Parteiensystem, in: 
Lateinamerika. Analysen - Daten - Dokumentationen, Nr. 1, Mai 1984, S. 17-29, und Anne­
gret Haffa, Wahlen und Redemokratisierungsprozeß in Argentinien. Bericht zu den Wahlen 
vom 30. Oktober 1983. Arnold-Bergstraesser-Institut. Aktuelle Informationspapiere zu Ent­
wicklung und Politik, Nr. 8, Freiburg, Februar 1984. 

24 Vgl. z.B. Spalding, a.a.O., S. 251 ff., und neuerdings wiederum Hobart A. Spaldingjr., Sindi­
calismo libre: De que? EI Instituto Americano para el Desarrollo del Sindicalismo libre, in: 
Nueva Sociedad, Nr. 70, Jan./Febr. 1984, S. 48ff. 
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ter im Ausland, von VW do Brasil, bestanden hatten. Dem Thema internatio­
nale Solidarität und Zusammenarbeit wurde in der Vergangenheit keine be­
sondere Aufmerksamkeit geschenkt; zahlreiche Kommunikations- und Infor­
mationsprobleme, zum Teil auch eurozentristische Arroganz und Unverständ­
nis für die gewerkschaftliche Situation in Ländern der Dritten Welt sowie an­
dere Faktoren, die aus der politischen und gewerkschaftlichen Struktur der 
betreffenden Länder in Lateinamerika resultieren, waren für die schwache 
und nur sporadische Zusammenarbeit verantwortlich. Gerade der Kontakt zu 
den hier behandelten autonomen und kämpferischen Gewerkschaftsströmun­
gen: scheint sehr gering gewesen zu sein. ,,Eine ganze Reihe politisch bedeu­
tender lateinamerikanischer Basisgewerkschaften unterhalten keine Kontakte 
zum IMB und stehen den verbürokratisierten, basisfernen Gewerkschaftsap­
paraten ihrer Länder kritisch gegenüber. Als Beispiele seien nur die kämpferi­
schen Gewerkschaften der Automobil~rbeiter Argentiniens (in Cordoba und 
Buenos Aires), Brasiliens (Säo Bernardo do Campo) und Mexikos (Cuernava­
ca und Puebla) genannt. "2S 

Es gibt aber auch Anzeichen dafür, daß sich hier allmählich (viel zu lang­
sam) positive Veränderungen einstellen. Gerade in Perioden langanhaltender 
Krise, in denen die Gefahr zunehmender Arbeitsplatzvernichtung durch Pro­
duktionsverlagerungen in sogenannte Billiglohnländer immer greifbarer wird, 
wird es auch zu einer unmittelbaren Notwendigkeit für die westeuropäischen 
Gewerkschaften, nicht nur allgemein und moralisch, sondern aufgrund einer· 
- a~lmählich leichter einsichtigen - langfristigen, objektiven Interessenidenti­
tät,; die Gewerkschaften in den Entwicklungsländern tatkräftig zu unterstüt­
zen~ um damit wesentliche Attraktionsmomente für die TNKs nach und nach 
abzubauen. ,,Die Politik des 1MB wurde in den letzten Jahren zunehmend 
durch die Problematik der Internationalisierung des Kapitals bestimmt. Die 
Gewerkschaften der entwickelten kapitalistischen Länder haben ein existen­
tielles Interesse an einer Einschränkung des Arbeitsplatzexports durch die 
MNK. Durch eine Stärkung der Gewerkschaften in den ,Entwicklungslän­
dern' erhofft man sich dort eine allgemeine Anhebung des Lohnniveaus und 
entsprechend eine geringere Motivation der MNK, in ,Billiglohnländer' abzu­
wandern. Durch eine internationale Kooperation der Gewerkschaften soll der 
globalen Mobilität der MNK Einhalt geboten werden. Je mehr die Industriali­
sierung bestimmter Entwicklungsländer voranschreitet, das Lohnniveau in 
diesen Ländern aber - aufgrund einer immensen industriellen Reservearmee, 
oft :verbunden mit einer repressiven Militärdiktatur - im Vergleich zu den Me­
tropolenländern erheblich niedriger liegt, desto größer ist das Interesse der 
Gewerkschaften in den entwickelten Ländern an einem Aufbau starker und 
freier Arbeiterorganisationen in Ländern wie Brasilien. "26 

25 Würtele, Auf dem Weg ... , a. a. 0., S. 461. 
26 Ebd., S. 483. 
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1. Fragestellung und Forschungsstand - 2. Umrisse möglicher Ergebnisse 

1. Fragestellung und Forschungsstand 

Die Spaltung der deutschen Arbeiterbewegung und die Gegner-, ja Feind­
schaft ihrer beiden Flügel war ein Strukturelement der Weimarer Republik. 
Dennoch ist die Geschichte dieses Gegensatzes niemals durchgehend ge­
schrieben worden. Der Spaltungsprozeß selbst hat seine Historiker gefunden, 1 

in dtm Monographien über KPD2 und SPD3 bzw. über Einzelabschnitte ihrer 
Geschichte ist deren Haltung zur jeweils anderen Partei ebenfalls behandelt 
worden. 4 Doch eine Gesamtgeschichte der Beziehungen beider Organisatio­
nen fehlt. Es ist auch zweifelhaft, ob sie beim gegenwärtigen Forschungsstand 
wünschbar wäre. Sie könnte sich nur auf die Beziehungen der Parteispitzen, 
eine Sammlung lokaler Studien und den Gewerkschaftsbereich5 beziehen. Als 
Vorarbeiten müßten weitere Untersuchungen über das Verhalten von SPD 
und KPD in relevanten gesellschaftlichen Gebieten angestellt werden. Hierzu 

1 Aechtheim, Ossip K..: Die KPD in der Weimarer Republik. Mit einer Einleitung von Hermann 
Weber, Frankfurt am Main 1969; Institut für Marxismus-Leninismus beim Zentralkomitee der 
SED (Hrsg.), Autorenkollektiv: Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, 2. und 3. Band, 
Berlin 1966; Krause, Hartfrid: USPD. Zur Geschichte der Unabhängigen Sozialdemokrati­
schen Partei Deutschlands, Frankfurt am Main und Köln 1975; Schorske, Carl E.: German So­
cial Democracy 1905-1917. The Development of the Great Schism, Cambridge/Massachusetts 
1955; Wohlgemuth, Heinz: Die Entstehung der KPD, Überblick, Berlin 1978. 

2 Aechtheim, a.a.O. 
3 Autorenkollektiv unter der Leitung von Heinz Niemann: Geschichte der deutschen Sozialde­

mokratie 1917 bis 1945, Frankfurt am Main 1982; Hunt, Richard N.: German Social Democra­
cy 1918-1933, New Haven, London 1964. 

4 Bahne, Siegfried: Die Kommunistische Partei Deutschlands, in: Matthias, Erich und Rudolf 
Morsey: Das Ende der Parteien 1933, Düsseldorf 1960, S. 653-739; Matthias, Erich: Die So­
zialdemokratische Partei Deutschlands, in: ebd., S. 99-278; Weber, Hermann: Hauptfeind So­
zialdemokratie. Strategie und Taktik der KPD 1929-1933, Düsseldorf 1982. 

5 Eisner, Freya: Das Verhältnis der KPD zu den Gewerkschaften in der Weimarer Republik, 
Frankfurt am Main o.J.; Lehndorff, Steffen: Wie kam es zur RGO? Probleme der Gewerk­
schaftsentwicklung in der Weimarer Republik von 1927 bis 1929, Frankfurt/Main 1975; 
Schöck, Eva Comelia: Arbeitslosigkeit und Rationalisierung. Die Lage der Arbeiter und die 
kommunistische Gewerkschaftspolitik 1920-1928, Frankfurt/New York 1977. 
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gehört neben und nach den Gewerkschaften in hohem Maße auch die Ge­
meindepolitik. 

Dieser Bereich war insbesondere für die Sozialdemokratische Partei von 
großer Wichtigkeit. Ihr Masseneinfluß in der Weimarer Republik beruhte vor­
nehmlich auf ihrer Verankerung in den Gewerkschaften und ihrer seit 1918 
sich sprunghaft ausweitenden Präsenz in staatlichen und halbstaatlichen In­
stitutionen. Neben der Selbstverwaltung der Sozialversicherung, in der sie be­
reits seit dem Ende des 19. Jahrhunderts Fuß gefaßt hatte, und einzelnen Län­
dern - wie etwa Preußen - sind hier vor allem die Gemeinden zu nennen. 
Nach der Durchsetzung des allgemeinen und gleichen Wahlrechts 1918/19 
vervielfachte sich die Zahl von Sozialdemokraten in Gemeindevertretungen 
und -vorständen, Stadtverordnetenversammlungen und Magistraten. Die 
Identifikation dieser Partei mit der Weimarer Republik - und zwar sowohl im 
Selbstbild als auch im Verständnis ihrer Gegner - vollzog sich in hohem Ma­
ße hier. An der Spitze der Reichs-Exekutive war die Präsenz der SPD wäh­
rend der gesamten Zeit 1918-1933 jeweils kurz. Eine wirklich gefestigte, über 
fast die gesamte Dauer der Weimarer Republik gehaltene Position innerhalb 
staatlicher und halbstaatlicher Organe hatte sie dagegen nur im Lande Preu­
ßen, im Volksstaat Hessen und in vielen Städten und Gemeinden. Wichtige 
Elemente ihres neuen - jetzt eindeutig reformistischen - Sozialismusverständ­
nisses, wie es etwa Rudolf Hilferding 1927 auf dem Kieler Parteitag in einem 
Grundsatzreferat vorgetragen hatte, blieben auf dem Papier, da der SPD die 
Hebel zu seiner Durchsetzung nicht zur Verfügung standen. In den Gemein­
den konnten allererste Realisierungsansätze gemacht werden, wobei Wien als 
das große ausländische Vorbild eines „Kommunalsozialismus" galt. 

Diese hohe Identifikation mit der Gemeindepolitik findet sich in der KPD 
nicht. Während die SPD in der parlamentarischen Republik den Rahmen ih­
rer Politik akzeptierte und begrüßte, dessen Normen auch in den Kommunen 
gewährleistet sein müßten, hielt die Kommunistische Partei von Anfang an 
am Rätesystem fest, mußte also die rechtliche und verfassungsmäßige Gestalt 
auch der Gemeindepolitik für etwas Vorläufiges halten, zugleich auch für ein 
Hindernis bei der Realisierung ihrer eigenen Vorstellungen. Andererseits ver­
wies ihre starke Orientierung auf Massenbewegungen sie durchaus auch auf 
lokale Politikfelder. Dies galt um so mehr, als die Arbeit unter den Erwerbslo­
sen seit Mitte der zwanziger Jahre ein realer Schwerpunkt ihres Einflusses 
wurde. Damit war aber eine unmittelbare Berührung mit Kommunalpolitik 
gegeben, denn die Unterstützung der Dauererwerbslosen gehörte zum Zustän­
digkeitsbereich der Gemeinden. Als sich ab 1929/30 dieses Problem ver­
schärfte, stießen die durch die teilweise kommunistisch geführte Erwerbslo­
senbewegung artikulierten Forderungen an die finanziellen Grenzen der 
Kommunen. Da gleichzeitig deren Selbstverwaltung durch das Regime der 
Notverordnungen weitgehend aufgehoben worden war, drängten sich im 
Selbstverständnis der KPD die Problemkomplexe: Arbeitslosigkeit, Gemein­
de- und Staatspolitik auf engem Raum zusammen. Daher kam es denn auch 
zum heftigen Konflikt mit sozialdemokratischem Politikverständnis. 

Eine Analyse von Kommunalpolitik in der Weimarer Republik sieht sich 
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vor die schwierige Wahl der Analyse-Ebene und der lokalen Schwerpunkte 
gestellt. Relativ leicht beschreibbar ist die Entwicklung der finanziellen und 
rechtlichen Rahmenbedingungen, die denn auch bereits mehrmals vorgenom­
men wurde.6 Die Wiederholung dieses Versuchs für die einzelnen Länder 
könnte sinnvoll sein und im ersten Zugriff sich einzelner Beiträge im „Hand­
wörterbuch der Kommunalwissenschaft"7 bedienen. Ins Uferlose aber müß­
ten wir geraten, wollten wir eine Kommunalgeschichte der Arbeiterbewegung 
in der Weimarer Republik anhand der Entwicklung aller Einzelgemeinden 
und .. -städte schreiben. Monographien über einzelne Großstädte für diese Zeit 
sind reichlich, nehmen aber fast immer die Form der Oberbürgermeister-Bio­
graphie an. Als Achse, um welche Material gruppiert werden kann, bieten 
sichj die Beziehungen zwischen SPD und KPD an. 

Die Quellen zur Gemeindepolitik der Arbeiterbewegung 1918-1933 sind 
recht reichlich. Aufschluß über die konzeptionelle Entwicklung beider Par­
teien auf dem Feld der Gemeindepolitik geben neben ihren Programmen ihre 
kommunalpolitischen Zeitschriften, die Parteitagsprotokolle sowie zahlreiche 
Einzelbroschüren. Auch die zentralen Tageszeitungen (SPD: ,,Vorwärts", 
KPD: ,,Die Rote Fahne") müssen herangezogen werden, für wichtige örtliche 
Ereignisse überdies lokale oder regionale Blätter. Der Nachlaß der „Zentral­
stelle für Kommunalpolitik" beim Parteivorstand der SPD sowie des kommu­
nalpolitischen Beirats dieser Partei ist weitgehend vernichtet, für die KPD da­
gegen finden sich Materialien im Zentralen Parteiarchiv des Instituts für Mar­
xismus-Leninismus beim Zentralkomitee der SED. Hierbei sind besonders die 
Bestände der Abteilung Kommunalpolitik und der Abteilung Parlamente 
beim ZK der KPD aufschlußreich. Da diese Partei von den Innenministerien 
überwacht wurde, findet sich auch in deren Akten sowie im Nachlaß des 
Reichskommissars für die Überwachung der öffentlichen Ordnung wichtiges 
Ma~erial. Als weitere Quelle können die Protokolle des Reichstages und der 
Einzellandtage dienen. In den Lokal- und Regionalzeitungen finden sich auch 
ziemlich detaillierte Berichte über die Verhandlungen der Stadtverordneten-

6 Herzfeld, Hans: Demokratie und Selbstverwaltung in der Weimarer Epoche, Stuttgart 1957; 
Hansmeyer, Karl-Heinrich (Hrsg.): Kommunale Finanzpolitik in der Weimarer Republik. 
HJ,"Sg. v. Prof. Dr. Karl-Heinrich Hansmeyer, mit Beiträgen von Dipl.-Volksw. Gisela Upmeier, 
Prof. Dr. Josef Wysocki u. Dr. Hermann Dietrich-Troeltsch, Stuttgart, Berlin, Köln, Mainz 
1973; Elsner, Hermann: Das Gemeindefinanzsystem. Geschichte, Ideen, Grundlagen, Stutt­
gart, Berlin, Köln, Mainz 1979; Hofmann, Wolfgang: Plebiszitäre Demokratie und kommunale 
Selbstverwaltung in der Weimarer Republik, Archiv für Kommunalwissenschaft, 4. Jg. (1965), 
S. 264-281; Ribhegge, Wtlhelm: Die Systemfunktion der Gemeinden. Zur deutschen Kommu­
nalgeschichte seit 1918, in: Frey, Rainer (Hrsg.): Kommunale Demokratie. Beiträge für die Pra­
xis der kommunalen Selbstverwaltung, Bonn-Bad Godesberg 1976, S. 28-65; Rebentisch, Die­
ter: Die Selbstverwaltung in der Weimarer Zeit, in: Handbuch der kommunalen Wissenschaft 
und Praxis, Bd. 1: Grundlagen. Hrsg. in Verbindung mit den kommunalen Spitzenverbänden 
von Günter POttner. Unter Mitarbeit von Michael Borchmann. Zweite völlig neu bearbeitete 
A~flage, Berlin, Heidelberg, New York 1981, S. 86-100. 

7 Handwörterbuch der Kommunalwissenschaften. Hrsg. v. Josef Brix, Dr. Hugo Lindemann, Dr. 
Otto Most, Dr. Hugo Preuß, Dr. Albert Südekum, 1.-4. Bd., Jena 1918-1924, 2 Ergänzungsbän­
de, Jena 1927. 
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versammlungen und Gemeindevertretungen. Ihre Protokolle können in der 
Regel in den Stadtarchiven nachgelesen werden. 

Der Forschungsstand ist für SPD und KPD uneinheitlich. In der umfang­
reichen Literatur über die Rätebewegung 1918/ 19 setzt das Buch „Hauptstadt 
und Staatsumwälzung. Berlin 1919" von Frauke Bey-Heard einen kommunal­
politischen Akzent. 8 Auch Eberhard Kolbs Studie „Die Arbeiterräte in der 
deutschen Innenpolitik 1918-1919"9 geht auf gemeindepolitische Probleme 
ein, die in der übrigen Literatur zur Rätef rage, soweit sie tatsächliche lokale 
Entwicklungen schildert, ebenfalls zumindest gestreift werden. 197 5 wurden 
an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg zwei Dissertationen zur 
Entwicklung der kommunalpolitischen Konzeption der KPD 1919-1929 bzw. 
1929-1933 angenommen.1° Reale lokale Geschehnisse sind hier als Belege für 
die gemeindepolitische Gesamtentwicklung der Partei für Halle (Hermann) 
und für Leipzig (Bö/Jberücksichtigt. Das Buch von Beatrix Herlemann: ,,Kom­
munalpolitik der KPD im Ruhrgebiet 1924-1933"11 (1977) beruht auf der Un­
tersuchung von zwölf Städten, orientiert sich an der politischen Entwicklung 
im lokalen Bereich, bezieht aber die allgemeine Parteigeschichte mit ein. Es 
stellt die bisher gründlichste und - was den Materialbestand und die Zahl der 
Kommunen angeht - breiteste Analyse des kommunalpolitischen Wirkens der 
Kommunistischen Partei in einer Region dar. Volker Wünderichs Buch „Arbei­
terbewegung und Selbstverwaltung"12 (1980) umfaßt im Grunde drei Studien: 
die Darstellung der Vorgänge, die zu Wahl und Nichtbestätigung des kommu­
nistischen Oberbürgermeisters Hermann Weber in Solingen 1930 führten, ein­
schließlich eines Rückgriffs auf die Entwicklung der Kommunalpolitik in die­
ser Stadt seit Beginn der Weimarer Republik; einen Abriß der Kommunalpo­
litik der KPD 1918-1933; schließlich einen Überblick über die Geschichte der 
Kommunalpolitik in der Weimarer Republik. Die SPD wird nicht behandelt. 
Sie erscheint nur in der Politik ihrer kleinen Solinger Stadtverordnetenfrak­
tion, des preußischen Innenministeriums sowie des schließlich eingesetzten 
Oberbürgermeisters Brisch. Im KPD-Teil finden sich außerdem einige Ab­
schnitte über die Vorkriegssozialdemokratie und die USPD. 

Die Leipziger Dissertation von Gert Richter „Zur Herausbildung und Aus­
prägung der Kommunalpolitik der Kommunistischen Partei Deutschlands in 
Chemnitz von 1918/19 bis 1929"13 zeigt ein deutliches Interesse an den Bezie-

8 Bey-Heard, Frauke: Hauptstadt und Staatsumwälzung. Berlin 1919. Problematik und Schei­
tern der Rätebewegung in der Berliner Kommunalverwaltung, Stuttgart, Berlin ... , 1969. 

9 Kolb, Eberhard: Die Arbeiterräte in der deutschen Innenpolitik 1918-1919, Frankfurt/Main, 
Berlin, Wien 1978. 

10 Hermann, Rita: Zur Entwicklung der kommunalpolitischen Konzeption der KPD 
(1919-1929). Dissertation A. Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg 1975 (maschinen­
schriftlich); Böl, Hansjoachim: Zur Entwicklung der kommunalpolitischen Konzeption der 
KPD von 1928 bis 1932. Dissertation A. Martin-Luther-Universität (maschinenschriftlich). 

11 Herlemann, Beatrix: Kommunalpolitik der KPD im Ruhrgebiet 1924-1933, Wuppertal 1977. 
12 Wünderich, Volker: Arbeiterbewegung und Selbstverwaltung. KPD und Kommunalpolitik in 

der Weimarer Republik. Mit dem Beispiel Solingen, Wuppertal 1980. 
13 Richter, Gert: Zur Herausbildung und Ausprägung der Kommunalpolitik der Kommunisti­

schen Partei Deutschlands in Chemnitz von 1918/19 bis 1929. Dissertation zur Promotion B. 
Karl-Marx-Universität Leipzig 1980, 2 Bde. (maschinenschriftlich). 
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hung~n innerhalb der parteipolitischen Gesamt-Arbeiterbewegung: Probleme 
der Anknüpfung und Abgrenzung zwischen KPD und SPD werden aufmerk­
sam herausgearbeitet. 

Im umgekehrten Verhältnis zur quantitativen Repräsentation der beiden 
Parteien in den Stadtverordnetenversammlungen, Gemeindevertretungen, 
Magistraten, Gemeindevorständen ist die Kommunalpolitik der SPD bisher 
weit weniger oft wissenschaftlich behandelt worden als die der KPD. Zuerst 
erschien 1982 ein Oberblicksartikel von Helmut Amdt.14 Meiner eigenen knap­
pen Darstellung von 1984 „Konzeption und Praxis sozialdemokratischer 
Kommunalpolitik 1919-1933" gab ich selbst den Untertitel: ,,Ein Anfang."15 

Die Friedrich-Ebert-Stiftung betreibt in der Zeit von Januar 1983 bis 1986 ein 
ForsQhungsprojekt „Sozialdemokratie und Kommunalpolitik in der Weimarer 
Republik 1919-1932" unter der Leitung von Dieter Rebentisch.16 Kommunal­
politische Aspekte enthalten auch die Leipziger Dissertationen von Evelyne11 

und Detle/18 Ziegs, die ebenso wie Gert Richter - hier offensichtlich ein For­
schungsinteresse artikulierend, das unter der Leitung Arndts an der Karl­
Marx-Universität Leipzig sichtbar wird - das Problem möglicher Zusammen­
arbeit zwischen KPD und SPD oft anklingen lassen. 

In i. der Bundesrepublik erscheinen seit Mitte der siebziger Jahre häufiger 
Lebenserinnerungen von Sozialdemokraten mit lokalem Bezug und Darstel­
lungen der Geschichte einzelner SPD-Ortsvereine.19 Ebenso wie die kommu­
nistische ortsgeschichtliche Literatur 20 behandeln sie die Gemeindepolitik 
meisl nur sehr knapp. 

Einen Durchbruch - falls das Beispiel Schule macht - könnte die in West-

14 Arndt, Helmut: Zu einigen Aspekten sozialdemokratischer Kommunalpolitik in der Weimarer 
Republik, in: Jahrbuch für Regionalgeschichte. Hrsg. v. der Historischen Kommission der 
Sächsischen Akademie der Wissenschaften. Neunter Band. Weimar 1982, S. 105-119. 

15 Fülberth, Georg: Konzeption und Praxis sozialdemokratischer Kommunalpolitik 1918-1933. 
Ein Anfang, Marburg 1984. 

16 Vgl. Internationale Korrespondenz zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung 1983/1, 
S. 71; Kommunalpolitik und Sozialdemokratie in der Weimarer Republik. Projektbearbeiter: 
Dr. Dieter Rebentisch, Forschungsinstitut der Friedrich-Ebert-Stiftung, Godesberger Allee, 
in: Informationen zur modernen Stadtgeschichte 1984/1, S. 26-28; vgl. auch ebd., S. 31, 
Nr. 1056. 

17 Ziegs, Evelyne: Die Haltung der Leipziger Parteiorganisation der SPD zur Politik des sozial­
demokratischen Parteivorstandes in den Jahren 1924 bis 1929. Dissertation A. Karl-Marx­
Universität Leipzig 1975 (maschinenschriftlich). 

18 Ziegs, Detlef: Die Haltung der Leipziger Parteiorganisation der SPD zur Politik des sozialde­
mokratischen Parteivorstandes in den Jahren 1929 bis 1933. Dissertation A. Karl-Marx-Uni­
versität Leipzig 1978 (maschinenschriftlich). 

19 Z.B. Müller, Willi (Hrsg.): Demokratie vor Ort. Ein Lesebuch zur Geschichte der Sozialdemo­
kratischen Partei Deutschlands in Mülheim an der Ruhr, Mülheim 1979; Matull, Wilhelm: 
Der Freiheit eine Gasse. Geschichte der Düsseldorfer Arbeiterbewegung, Bonn 1980. 

20 "Qie Stadtfarbe ist rot!" (Paragraph 8 der Mörf elder Stadtsatzung). Berichte aus der Arbeiter­
und Stadtgeschichte Mörf eldens. Hrsg.: ,,blickpunkt". Stadtzeitung der Deutschen Kommuni­
stischen Partei (DKP}, Mörfelden, Mörfelden o. J.; Weilmünster, Heinrich, Lina Weilmünster, 
Margret Beck: Aus eigener Kraft. Beiträge zur Geschichte der Arbeiter-, Sport- und Kulturbe­
wegung in Dietzenbach, o. 0., o. J.; DKP Langenselbold (Hrsg.): Selbolder Gebabbel, o. 0., 
o. J. (Langenselbold 1981). 
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berlin erstellte Dissertation von Edward Gough bringen.21~ Erstmals wird die 
Kommunalpolitik der SPD in einer Stadt - und hier gleich in Berlin - analy­
siert, wobei das Interesse des Verfassers ausschließlich der Gemeinde gilt, 
während die grundsätzliche politische Entwicklung der lokalen Parteiorgani­
sationen - bezogen auf überregionale, nationale und internationale Ebenen -
völlig außerhalb des Blickfeldes bleibt. Dies erlaubt die Behandlung kommu­
naler Fragen im Detail; tatsächlich spiegelt sich bereits in der Gliederung der 
Arbeit die Ressortierung sozialdemokratischer Gemeindepolitik. 

Die Tatsache, daß das Verhältnis von SPD und KPD in den Gemeinden 
noch nicht genügend untersucht ist, sollte den Blick von einer weiteren For­
schungslücke nicht ablenken: nämlich von der Frage, ob nicht eine Untersu­
chung des Verhältnisses der SPD zu den bürgerlichen Parteien in Städten und 
Gemeinden ebenso notwendig wäre. Sie ist zu bejahen. Weit stärker als mit 
der KPD hat die SPD in den Magistraten und Gemeindevorständen mit der 
DDP, der Zentrumspartei und teilweise auch mit der Deutschen Volkspartei 
kooperiert. Dies ergab sich einerseits aus der gemeinsamen Zugehörigkeit zu 
diesen Gremien, andererseits aus einem bei den Bürgerlichen durchgängigen, 
in der SPD immerhin weitverbreiteten Verständnis von Kommunalpolitik als 
eines relativ unpolitischen, eher durch Verwaltungs- und Daseinsvorsorge-Ge­
sichtspunkte gekennzeichneten Politikfeldes. Wer sich dieses Themas an­
nimmt, wird auf die Anfangsschwierigkeit stoßen, daß die Kommunalpolitik 
von Zentrum, DDP, DVP und DNVP völlig unerforscht ist. Hier kehrt ein 
Mißverhältnis wieder, das sich schon in der ungleichgewichtigen Literaturlage 
zu SPD und KPD zeigte. Wenn über die KPD-Gemeindepolitik sowohl in der 
Bundesrepublik als auch in der DDR einige Arbeiten erstellt wurden, so hat 
dies seine Ursache vor allem in allgemeinpolitischen Anregungen: Als Ergeb­
nis der Systemauseinandersetzung kann die Kommunismus-Forschung in der 
Bundesrepublik stets ein gewisses Interesse beanspruchen, in der DDR hat 
die Aufarbeitung der Geschichte der kommunistischen Bewegung in den ver­
schiedensten Bereichen ein großes Gewicht. Die intensive Beschäftigung mit 
dem Faschismus hat dazu geführt, daß die Kommunalpolitik der NSDAP ei­
ne ausführliche monographische Bearbeitung erfuhr.22 DDP, Zentrum, DVP 
und DNVP sind zwar ebenfalls Gegenstände der historischen Forschung, aber 
es fehlt der darüberhinausgehende Schub aktuellen politischen Interesses, der 
dazu hätte führen können, daß auch Einzelbereiche ihrer Tätigkeit gründlich 
untersucht werden. In der Kommunalpolitik steht dies in einem deutlichen 
Widerspruch zu dem realen Gewicht, das diese Parteien hier - etwa durch die 
von ihnen gestellten Oberbürgermeister - in der Weimarer Periode hatten. 

Kommunalgeschichte der Arbeiterbewegung wird im Spannungsfeld zwi­
schen der Notwendigkeit von Analyse des lokalen Alltags einerseits, des über­
regionalen Zusammenhangs der Bedingungen von Gemeindepolitik anderer-

21 Gough, Edward: Die SPD in der Berliner Kommunalpolitik 1925-1933. Phil. Diss. FU Berlin 
1984. 

22 Matzerath, Horst: Nationalsozialismus und kommunale Selbstverwaltung, Stuttgart, Berlin, 
Köln und Mainz 1970. 
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seitst drittens aber der den Alltag übergreifenden, durch dessen Untersuchung 
nicht voll ausschöpfbaren örtlichen Machtstruktur stehen. Die meisten am Ar­
beiteralltag interessierten Arbeiten beachten Kommunalpolitik allenfalls nur 
am Rande. 23 Eine konsequente Verbindung zwischen der lokalen Sozialge­
schichte und der kommunalen Entwicklung stellt Klaus Tenfeldes Penzberg­
Studie dar.24 Dies gelingt um den notwendigen Preis der Beschränkung auf ei­
ne einzelne Gemeinde, also unter Aussparung des überregionalen Systemcha­
rakters, den Gemeindepolitik auch hat. Er ist durch folgende Faktoren be­
stimmt: 
1. die Stellung der Kommunen im Verfassungssystem und ihre innere rechtli-

che Ordnung; 
2. die Finanzverfassung des Reiches; 
3. den Konjunkturverlauf; 
4. das Durchschlagen überregionaler ideologischer und politischer Prozesse 

auf die lokale Ebene. 
Gegenstand weiterer Forschungen und theoretischer Überlegungen muß es 

sein, welches Gewicht im Verhältnis zu diesen Faktoren dem lokalen Sozial­
milieu zukommt. Die sehr geringe Bedeutung, welche Kommunalpolitik im 
Alltagsbewußtsein der Arbeiter und ihrer Familien hat, wenn sie nicht mit 
sehr persönlichen und zugleich üb ergreif enden Problemen wie etwa der Er­
werbslosigkeit verbunden ist, spiegelt sich in der bislang vorliegenden Litera­
tur zum „Arbeiteralltag" und sollte zu denken geben. 

2. Umrisse möglicher Ergebnisse 
In der Gründungsperiode der deutschen Sozialdemokratie während der 

sechziger Jahre des neunzehnten Jahrhunderts hatten kommunalpolitische 
Probleme eine nur untergeordnete Bedeutung - sie wurden allenfalls in der 
Forderung nach allgemeinem Wahlrecht auf allen Ebenen, auch in den Ge­
meiqden, sichtbar. Allerdings gab es bereits sozialdemokratische Stadtverord­
netef in einigen wenigen Städten. Marx' Interpretation der Pariser Commune 
1871 entwarf Grundlinien einer radikaldemokratischen Kommunalverf as­
sung, die zugleich einen Umbau des Staates durch Aufhebung der Gewalten­
teilung und imperatives Mandat einschloß. Elemente dieser Konzeption fin­
den sich auch im Erfurter Programm der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands von 1891. Allerdings hatten sie keine Bedeutung für die konkre­
te ~ommunalpolitik der Partei. In den neunziger Jahren weitete sich die ge-

23 D.ies gilt auch für: Althaus, Joachim und Friedrich Bross, Gertrud Döfflinger, Hubert Flaig, 
Karlheinz Geppert, Wolfgang Kaschuba, Carola Lipp, Karl-Heinz Rueß, Martin Scharfe, 
Bernd Jürgen Warneken: Da ist nirgends nichts gewesen außer hier. Das „rote Mössingen" im 
Generalstreik gegen Hitler, Berlin 1982; Lucas, Erhard: Zwei Formen von Radikalismus in 
der deutschen Arbeiterbewegung, Frankfurt am Main 1976. 

24 Tenfelde, Klaus: Proletarische Provinz. Radikalisierung und Widerstand in Penzberg/Ober­
bayern 1900 bis 1945, in: Bayern in der NS-Zeit IV. Herrschaft und Gesellschaft im Konflikt. 
T~il C. Hrsg. von Martin Broszat, Elke Fröhlich, Anton Grossmann, München und Wien 
1981, s. 1-382. 
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meindepolitische Praxis der Sozialdemokratie ungemein aus. Konzeptionell 
folgte sie britischen Vorbildern. Dies gilt für zwei Punkte: einmal die Forde­
rung nach weitgehender Selbstverwaltung im Verhältnis zum Staat, zum an­
deren für die Bestrebungen nach Übernahme von Versorgungsleistungen in 
kommunale Regie (,,Kommunalsozialismus"). In beiden Bereichen - vor al­
lem auf dem Gebiet der Gemeindeverfassung· - gab es Berührungen mit dem 
Liberalismus. Tatsächlich waren zwei führende Gemeinde-Theoretiker der 
Sozialdemokratie - Hugo Lindemann und Albert Südekum - Vertreter des 
rechten Parteiflügels. In einem eingeschränkten Sinne muß dies auch für 
Paul Hirsch gelten, der mit zahlreichen Schriften zu kommunalpolitischen 
Problemen hervortrat. Er war Mitglied der preußischen Parteiorganisation 
und widersprach deren prinzipieller Radikalität in seinen Ausführungen 
nicht explizit. Eduard Bernstein erklärte im Schlußkapitel seines Buches 
,,Die Voraussetzungen des Sozialismus und die Aufgaben der Sozialdemo­
kratie" die Kommunalpolitik zu einem der strategischen Hebel bei der 
Durchsetzung seiner reformsozialistischen Konzeption. Eine Differenz zu li­
beralen Positionen bestand allerdings in der Frage des allgemeinen Wahl­
rechts: für die Sozialdemokratie war es unabdingbar auch für die Gemein­
den, die von ihr ins Auge gefaßten politischen Partner lehnten es entweder 
ab oder legten sich doch zumindest nicht fest. Ein thematischer Schwer­
punkt sozialdemokratischer Vorstellungen auf dem Gebiet der Gemeindepo­
litik war der Wohnungsbau. Hier stellte die Partei zwar die Forderung nach 
Gemeindeeigentum und -regie auf, doch befürworteten die auf dem rechten 
Flügel stehenden führenden Kommunalpolitiker stärker den Genossen­
schaftsbau. In der Programmatik der Sozialdemokratie fand dieser Gegen­
satz in einer Resolution des Lübecker Parteitags 1901 zur Wohnungsfrage 
seinen Ausdruck. 

Vertreter des linken Flügels der Partei traten kommunalpolitisch nur selten 
hervor. In seinem Referat und in seinen Leitsätzen zur Verwaltungsreform auf 
dem Parteitag der preußischen Organisation 1910 griff Karl Liebknecht impli­
zit die Überlegungen von Marx' Schrift „ Der Bürgerkrieg in Frankreich" und 
des Erfurter Programms wieder auf, doch wurde dies nicht als kontrovers zur 
mehrheitlich betriebenen Gemeindepolitik der Sozialdemokratie verstanden, 
offensichtlich auch von Liebknecht selbst nicht. 

Der erste Weltkrieg brachte die reformistischen Kommunalsozialisten in 
zwei Punkten ihren Zielen näher: die Durchsetzung des allgemeinen Wahl­
rechts schien ihnen als Ergebnis der Kooperation mit den herrschenden Klas­
sen kurzfristig erreichbar; die Gemeinden übernahmen eine große Zahl von 
Versorgungsleistungen in eigene Regie, ein Zustand, der von bürgerlichen 
Gegnern wie sozialdemokratischen Befürwortern als „Kriegssozialismus" be­
zeichnet wurde. Andererseits war 1914-1918 die Selbständigkeit der Gemein­
den gegenüber dem Staat stärker eingeschränkt als je zuvor. 

Die Revolution 1918 und die Gründung der Weimarer Republik bedeuteten 
auch für die Kommunalgeschichte der deutschen Sozialdemokratie einen tie­
fen Einschnitt. Erstmals zogen Sozialdemokraten in großer Zahl in die Exeku­
tiven der Gemeinden ein. Die Durchsetzung des allgemeinen Wahlrechts ver-
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vielfachte ihre Mandatszahl. Nunmehr bildeten sich zwei Richtungen heraus, 
die beide auf dem rechten Flügel der Partei angesiedelt waren: 

1. Die „Selbstverwaltungslinie" behielt die Forderungen der „Kommunal­
sozialisten" aus der Vorkriegszeit bei. Insbesondere verlangten ihre Vertreter 
die Einschränkung der Kommunalaufsicht auf eine reine Rechtsaufsicht und 
die Beseitigung des Bestätigungsrechts. Diese Position fand Eingang in die 
Gemeindeordnungen mehrerer süddeutscher Länder, an deren Erarbeitung 
und Verabschiedung Sozialdemokraten in den Parlamenten, als Ministerpräsi­
denten und Innenminister großen Anteil hatten. In Sachsen und Thüringen 
haben 1923 sozialdemokratisch-kommunistische Mehrheiten Gemeindeord­
nungeµ mit einen Höchstmaß an Selbstverwaltung durchgesetzt. Sie wurden 
nach dem Einmarsch der Reichswehr in diese beiden Länder wieder annul­
liert. 

Auch von den aktiven sozialdemokratischen Kommunalpolitikern Preu­
ßens wurde die „Selbstverwaltungslinie" vertreten. Dort dominierte bei den 
der SRD angehörenden Innenministern (vor allem Severing und Grzesinski) je­
doch eine andere Haltung: 

2. Die „Staatsverwaltungslinie". Ihre Verfechter gingen davon aus, daß mit 
der Parlamentarisierung des Reiches und mit der Durchsetzung des allgemei­
nen Wahlrechts die Volkssouveränität vor allem im Zentralstaat zum Aus­
druckl zu kommen habe. Ländern und Gemeinden könne ihm gegenüber nur 
eine sehr nachgeordnete Eigenständigkeit gewährt werden. Diese Position 
wurde auch durch die von Matthias Erzberger vorgetragenen reparationspoli­
tischen Überlegungen gestützt und fand ihren Niederschlag in der mit seinem 
Namen verbundenen Reichsfinanzreform von 1920. In Preußen war ein weite­
rer praktischer Ausdruck dieser Politik das Fortbestehen der Kommunalauf­
sicht und des Bestätigungsrechts. 

Beide Positionen hatten kaum Originalität in dem Sinne, daß sie aus der so­
zialdemokratischen Theorietradition heraus entwickelt wären. Die „Selbstver­
waltungslinie" stimmte im wesentlichen mit den verfassungstheoretischen 
Überlegungen des Liberalen Hugo Preuß überein. Die „Staatsverwaltungsli­
nie" wurde auch außerhalb der MSPD und der USPD vertreten, etwa in der 
Zentrumspartei. 

Den zwei Richtungen der sozialdemokratischen Gemeindepolitik war das 
Bekenntnis zum Einkammersystem mit ausschlaggebender Funktion der 
Stadtverordneten gegenüber den Exekutivbeamten gemeinsam. Es wurde je­
doch: in Preußen nicht durchgesetzt: Dort blieb es bei der überkommenen 
Trennung in Magistrats- und Bürgermeistereiverfassung. Das war wiederum 
Teil einer übergreifenden Problematik: des Ausbleibens einer durchgreifen­
den Verwaltungsreform, die von SPD-Politikern immer wieder beklagt wor­
den ist. In der Sozialisierungsfrage vollzog sich noch während des Krieges ei­
ne wichtige Akzentverschiebung auf dem Feld der Wohnungsbaupolitik: 
Staati und Gemeinde erschienen als Träger nicht geeignet, stattdessen wurden 
Genossenschaften propagiert. Allerdings schlug sich dies zunächst noch nicht 
programmatisch, sondern ausschließlich in der Publizistik sowie in der Praxis 
nieder. 
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Außerhalb des Wohnungsbaus folgte die SPD mit der Distanzierung vom 
Regiebetrieb und mit dem Eintreten für Überführung der Gemeindebetriebe 
in Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung (wobei 
die Kommunen alle Anteile behalten sollten) Zweckmäßigkeitsüberlegungen, 
die allen nichtkommunistischen Parteien weitgehend gemeinsam waren. 

Im Krieg und in der Nachkriegszeit überrascht das unverbundene Neben­
einander von kreativer Phantasie im Entwerfen und Begründen gemeinwirt­
schaftlicher Modelle für den kommunalen Bereich einerseits, unverfälscht 
proimperialistischen Positionen in Fragen der allgemeinen, insbesondere der 
Auswärtigen Politik andererseits. Die nach dem Krieg für einige Jahre als 
kommunalpolitisches Fachorgan firmierende Zeitschrift „Kommunale Pra­
xis", die bereits seit der Jahrhundertwende erschien, ist hierfür eine wahre 
Fundgrube. Militante Propagierung der Vergesellschaftung insbesondere des 
Wohnungswesens, in den vielfältigsten Varianten durchgespielt, originell und 
höchst anregend, steht in einem Blatt, das bis 1918 zugleich ebenso massiv für 
die Zeichnung von Kriegsanleihen wirbt. Der Herausgeber, Albert Südekum, 
war gleichermaßen Spezialist für Wohnungsbau und Mietpolitik wie führen­
der Sozialimperialist. In den „Sozialistischen Monatsheften" forderte Ludwig 
Quessel eine Fortführung des durch Wilhelm II. durchgesetzten „Kriegssozia­
lismus" in der Mietfrage und schlug ein Modell zur Oberführung der Woh­
nungen in Gemeinwirtschaft vor. 

Die Umorientierungen, die während des Krieges und unmittelbar danach 
erfolgten, blieben im wesentlichen für die gesamte Zeit der Weimarer Repu­
blik erhalten. Der konzeptionelle Elan, welcher in der unmittelbaren Nach­
kriegszeit in der sozialdemokratischen Publizistik zu spüren ist, erlahmt aller­
dings in dem Maße, in dem die fortschreitende Inflation und die krisenhafte 
Zerrüttung von Staat und Gesellschaft die Realisierung reformistischer Kon­
zeptionen erschwerten. 

Mit Beginn der relativen Stabilisierung 1924 war deshalb eine Rekonstruk­
tion sozialdemokratischer Kommunalpolitik notwendig. Diese erfolgte orga­
nisatorisch durch Wiedererrichtung der zusammengebrochenen Fachpublizi­
stik und in der Schaffung neuer Institutionen (Zentralstelle für Kommunalpo­
litik u. a.). Eine Schriftenreihe sowie insgesamt vier Reichskonferenzen für 
Kommunalpolitik 1927-1929 dienten der Erarbeitung gemeindepolitischer 
Vorstellungen und deren Propagierung. Die Zusammenfassung der sozialde­
mokratischen Vorstellungen auf diesem Gebiet bilden die 1928 beschlossenen 
„Kommunalpolitischen Richtlinien der SPD".25 Nunmehr wurde die britische 
Selbstverwaltung als Vorbild der deutschen Sozialdemokratie vom „Roten 
Wien" abgelöst. Durch die zeitweise bessere finanzielle Ausstattung der Ge­
meinden nach der Inflation und das Inkrafttreten des Dawes-Plans erhielten 
die Gemeinden die Möglichkeit zur Verbesserung ihrer Infrastruktur: Sport-

25 Die kommunalpolitischen Richtlinien der SPD, beschlossen in der gemeinsamen Sitzung des 
kommunalpolitischen Beirats und des Reichsausschusses für Kommunalpolitik am 29. Sep­
tember 1928. Mit Anh.: Das Aktionsprogramm, beschlossen auf dem Heidelberger Parteitag 
September 1925, Berlin 1928. 








































































































































































































































































































































































